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Vorbemerkung 

Der Europäische Rat von Lissabon hat im Jahr 2000 das 
strategische Ziel gesetzt, bis zum Jahr 2010 „die Union 
zum wettbewerbsfähigsten und dynamischsten wissens- 
basierten Wirtschaftsraum der Welt zu machen - einem 
Wirtschaftsraum, der fähig ist, ein dauerhaftes Wirt- 
schaftswachstum mit mehr und besseren Arbeitsplätzen 
und einen größeren sozialen Zusammenhalt zu erzielen“. 
Die Staats- und Regierungschefs der Europäischen Union 
forderten in Lissabon bei ihrem Gipfeltreffen die Mit- 
gliedstaaten dazu auf. Nationale Aktionspläne zu erarbei- 
ten, um durch einen ständigen Dialog und den Austausch 
von Informationen und bewährten Verfahren die Bekämp- 
fung von Armut und sozialer Ausgrenzung zu verbessern. 
Auf dem Gipfel von Nizza im Dezember 2000 wurden 
auf Vorschlag des Rates der Arbeits- und Sozialminister 
vier gemeinsame Ziele für die Nationalen Aktionspläne 
festgelegt: 

- Förderung der Teilnahme am Erwerbsleben und des 
Zugangs aller zu Ressourcen, Rechten, Gütern und 
Dienstleistungen, 

- Vermeidung der Risiken der Ausgrenzung, 

- Maßnahmen zugunsten der sozial am stärksten gefähr- 
deten Personen, 

- Mobilisierung aller Akteure. 

Der Nationale Aktionsplan zur Bekämpfung von Armut 
und sozialer Ausgrenzung, NAP’incl 2003-2005, be- 
schreibt zentrale Trends und Herausforderungen und 
stellt dar, welche Schritte in Deutschland zur Stärkung 
der sozialen Integration im Sinne dieser Ziele ergriffen 
werden. Er dokumentiert auch die Umsetzung der im ers- 
ten Nationalen Aktionsplan, NAP’incl 2001-2003, darge- 
stellten Politik und Maßnahmen. 

Die Bundesregierung hat mit ihrer Agenda 2010 auf zen- 
tralen Politikfeldem zukunftsweisende Antworten auf die 
wichtigsten Herausforderungen in den Bereichen der 
Wirtschafts-, Sozial-, Beschäftigungs- und Finanzpolitik 
gegeben und das umfassendste Reformprogramm in der 
Geschichte Deutschlands auf den Weg gebracht. Das 
Leitbild der Agenda 2010, Erneuerung und Gerechtigkeit, 
wird umgesetzt mit dem Reformprogramm zur Stärkung 
der wirtschaftlichen Dynamik in Deutschland, zur Schaf- 
fung von Arbeitsplätzen und zur Modernisierung der So- 
zialsysteme. Ziel ist ein aktivierender und gleichzeitig 
vorsorgender Sozialstaat, der einem Auseinanderdriften 
der Gesellschaft entgegenwirkt und den sozialen Zusam- 
menhalt stärkt. Im Fokus steht die Förderung von Teilha- 
bemöglichkeiten des Einzelnen vor allem durch bessere 
Bildung und durch den Zugang zu Erwerbstätigkeit. Da 
die Schwerpunkte der Agenda 2010 zum Ende des Jahres 
2003 endgültig verabschiedet wurden, legt Deutschland 
eine Aktualisierung des Nationalen Aktionsplans 2003 
bis 2005 als seinen Beitrag zum ersten europäischen So- 
zialschutzbericht vor. 

Die Teilhabe am wirtschaftlichen und gesellschaftlichen 
Leben zu ermöglichen, ist das Ziel einer präventiven und 
auf Nachhaltigkeit angelegten Sozialpolitik zur Vermei- 


dung und Bekämpfung sozialer Ausgrenzung. Dieser 
strategische Ansatz ist eingebettet in eine Politik, die 
Wachstum und Beschäftigung fordert. Ziel ist die Akti- 
vierung der Potenziale des Einzelnen und die Stärkung 
der Eigenverantwortung, um seine gesellschaftlichen und 
wirtschaftlichen Teilhabechancen zu erhöhen und mate- 
rielle Abhängigkeiten von staatlichen Leistungen abzu- 
bauen. Ein tragfahiges und gerechtes Steuer- und Abga- 
bensystem sowie die eingeleitete Konsolidierung der 
Staatsfinanzen sind hierfür eine wichfige Basis und die 
Voraussetzung für die Sicherung des Sozialstaafes. 

Deutschland verfügt über ein gut ausgebautes System der 
sozialen Sicherung. Die gegenwärtige Herausforderung 
liegt darin, das hohe soziale Schutzniveau angesichts der 
gesellschaftlichen und demographischen Veränderungen 
weiterzuentwickeln und dabei den Grundsätzen dauerhaf- 
ter Finanzierbarkeit, der Nachhaltigkeit und der Genera- 
tionengerechtigkeit Rechnung zu tragen. Orientierung 
hierfür bleiben das Solidarprinzip und der gleichberech- 
tigte Zugang aller Bürgerinnen und Bürger zu Leistungen 
und Rechten. Diese Zielsetzung zu verwirklichen, ist ge- 
rade unter schwierigen wirtschaftlichen Rahmenbedin- 
gungen Aufgabe der Politik. 

Die Bundesregierung begegnet mit ihrem Reformpaket 
den sozialpolitischen Herausforderungen, die sich aus 
den demographischen Entwicklungen und der aktuellen 
wirtschaftlichen Problemlage ergeben. Die Schwerpunkte 
dieser Politik sind nachfolgend zusammengefasst. 

Den Menschen Arbeit und Ausbildung geben 

Vor dem Hintergrund der wirtschaftlichen Globalisierung 
steht Deutschland wie andere europäische Staaten auch 
vor der zentralen Herausforderung, Beschäftigungs- und 
Ausbildungschancen insgesamt zu verbessern und die 
hohe Arbeitslosigkeit nachhaltig zu senken. Die Über- 
windung der Arbeitslosigkeit ist das wichtigste politische 
Ziel und das effektivste Mittel zur sozialen Integration. 
Die schwache wirtschaftliche Entwicklung hat in den Jah- 
ren 2002 und 2003 auch in Deutschland den Arbeitsmarkt 
stark belastet. Im Jahr 2002 ist die Armutsrisikoquote 
(60 % Medianeinkommen) leicht angestiegen. Gleich- 
wohl liegt sie in Deutschland (2002: 12,7 %) deutlich un- 
ter dem EU-Durchschnitt (2001: 15 %). 

Langanhaltende Arbeitslosigkeit erhöht das Ausgren- 
zungsrisiko. Wegen der schwierigen Arbeitsmarktlage lag 
die Quote der Langzeitarbeitslosigkeit 2002 bei 4,0 % 
(1998: 4,9%). Zur Integration von Langzeitarbeitslosen 
hat die Bundesregierung das Sonderprogramm „Arbeit 
für Langzeifarbeitslose“ auf den Weg gebracht. Gefordert 
werden 100 000 Langzeitarbeitslose ab 25 Jahren, mit 
dem Ziel der Verbesserung ihrer Chancen zur (Wieder-) 
Eingliederung in den ersten Arbeitsmarkt und des 
Zugangs zu kommunalen Beschäftigungsangeboten, die 
auch Qualifizierungsanteile enthalten. Im Jahr 2004 wer- 
den 524 Mio. Euro durch nationale Mittel des Bundes und 
rd. 100 Mio. Euro aus dem Europäischen Sozialfonds zur 
Verfügung gestellf. 
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Mit dem „Gesetz zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit 
Schwerbehinderter“ ist es der Bundesregierung gemein- 
sam mit allen Akteuren gelungen, zwischen Oktober 
1999 und Oktober 2002 insgesamt mehr als 150 000 
schwerbehinderte Menschen zu vermitteln. Die Arbeits- 
losigkeit schwerbehinderter Menschen wurde um 24 % 
gesenkt. 

Mit dem im Jahr 2004 beschlossenen „Gesetz zur För- 
derung der Ausbildung und Beschäftigung schwerbe- 
hinderter Menschen“ sollen vor allem die Ausbildung be- 
hinderter, insbesondere schwerbehinderter Jugendlicher 
gefördert und die Möglichkeiten für die betriebliche Aus- 
bildung und die Beschäftigung schwerbehinderter Men- 
schen auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt verbessert wer- 
den. Durch verbesserte Beratung, Information und 
Unterstützung der Arbeitgeber sollen Einstellungshinder- 
nisse beseitigt und die Beschäftigung gesichert werden. 

Jugendarbeitslosigkeit aktiv bekämpfen 

Die Jugendarbeitslosigkeit ist nach wie vor niedriger als 
die Arbeitslosigkeit insgesamt. Dies verdeutlicht der 
aktuelle positive Trend: die Jugendarbeitslosigkeit sank 
von 10,1 % im April 2003 auf 9,5 % im April 2004. Bei 
den unter 20-Jährigen konnte die Arbeitslosenquote ge- 
genüber dem Höchststand 1997 von 9,6 % auf 4,5 % im 
Jahr 2003 halbiert werden, im April 2004 lag sie bei 
3,5 %. Jugendliche sind auch deutlich kürzer arbeitslos 
als der Durchschnitt aller Altersgruppen. Gleichwohl 
bleibt die Verbesserung der Beschäftigungschancen für 
junge Menschen eine zentrale Herausforderung für Wirt- 
schaft, Politik und Gesellschaft. Nach den Regelungen 
zur neuen Grundsicherung für Arbeitsuchende (SGB 11) 
soll ab 2005 jeder erwerbsfähige Jugendliche unfer 
25 Jahren in eine Arbeif, eine Ausbildung oder eine Ar- 
beitsgelegenheif vermittelt werden. 

Mit dem Sofortprogramm zum Abbau der Jugendarbeits- 
losigkeit „JUMP“ wurden von 1999 bis 2003 mit Unter- 
stützung des Europäischen Sozialfonds rd. 554 000 Ju- 
gendliche gefördert. Allein im Jahr 2003 standen dafür 
rd. 1 Mrd. Euro zur Verfügung. Mit dem Sonderpro- 
gramm „JUMP PLUS“ fördert die Bundesregierung für 
100 000 Jugendliche unter 25 Jahren Maßnahmen zur 
Eingliederung in den ersten Arbeitsmarkt sowie kommu- 
nale Beschäftigungs- und Qualifizierungsangebote. Im 
Jahr 2004 werden für das Programm 210 Mio. Euro zur 
Verfügung gesfellt. Die Initiative „wir ... hier und jetzt“ 
ergänzt und unterstützt die von der Bundesregierung ge- 
förderten arbeitsmarkt- und bildungspolitischen Aktivitä- 
ten. Das Projekt wendet sich an Jugendliche in den neuen 
Ländern, die keinen Ausbildungsplatz in ihrer Heimatre- 
gion finden oder die nach ihrer Ausbildung eine berufli- 
che Perspekfive in ihrer Region suchen. 

Eine gufe und qualifizierte Berufsausbildung für junge 
Menschen ist eine wichtige Form der Zukunfts Vorsorge 
und verhindert Ausgrenzung. Da das Ausbildungsplatz- 
angebot der Wirtschaft unzureichend ist, hat der Deutsche 
Bundestag am 7. Mai 2004 ein Gesetz zur Sicherung und 
Förderung des Fachkräftenachwuchses und der Berufs- 
ausbildungschancen der jungen Generation (Berufsaus- 


bildungssicherungsgesetz) beschlossen, das den Fach- 
kräftenachwuchs und die Berufsausbildungschancen der 
jungen Generation sichern und fördern soll. Einen Beitrag 
zur strukturellen Weiterentwicklung der Förderung von 
benachteiligten Jugendlichen und jungen Erwachsenen 
sowie zur Verbesserung der Bildungs- und Ausbildungs- 
situation von Migrantinnen und Migranten leistet das bis 
Ende 2006 laufende Programm „Kompetenzen fördern - 
Berufliche Qualifizierung für Zielgruppen mit besonde- 
rem Förderbedarf ‘ (BQF-Programm), das auch aus dem 
Europäischen Sozialfonds unterstützt wird. 

Zugang zu Bildung eröffnen 

Um Armut und Ausgrenzung zu verhindern, kommt der 
Bildung und Ausbildung eine entscheidende Bedeutung 
zu. Deutschland verfügt über ein gut ausgebautes Bil- 
dungssystem, der Anteil der Personen mit niedrigem Bil- 
dungsstand ist eher gering. Allerdings betrug der Anteil 
der Schul- und Ausbildungsabbrecher, die nicht an einer 
Bildungs- bzw. Berufsbildungsmaßnahme teilnahmen, im 
Jahr 2002 12,6 % (EU: 18,8 %). Zudem haben die Ergeb- 
nisse der PISA-Studie deutlich gemacht, dass der Bil- 
dungserfolg in hohem Maße von der sozialen Herkunft 
der Schüler abhängig ist. Besonders betroffen sind Kinder 
und Jugendliche mit Migrationshintergrund oder aus so- 
zial schwachen Familien. Deshalb sollen allen Schülerin- 
nen und Schülern unabhängig von sozialer und ethnischer 
Herkunft verstärkt gleiche Bildungschancen eröffnet wer- 
den. Bund und die vorrangig zuständigen Länder haben 
daher eine Reihe von Maßnahmen eingeleitet. 

Die Bundesregierung unterstützt die Länder mit dem In- 
vestitionsprogramm „Zukunft Bildung und Betreuung“ 
beim Auf- und Ausbau von Ganztagsschulen bis zum Jahr 
2007 mit insgesamt 4 Mrd. Euro. Im Jahr 2003 wurden 
bereits über 800 ganztagsschulische Angebote finanziert. 
Für das Jahr 2004 ist absehbar, dass mehrere tausend 
Schulen aus dem Investitionsprogramm unterstützt wer- 
den können. Zur wirksamen Förderung bildungsbenach- 
teiligter Kinder, insbesondere solcher mit Migrationshin- 
tergrund, haben Bund und Länder ein Aktionsprogramm 
in Reaktion auf die PISA-Studie u. a. zur Förderung von 
Sprach-, Lese- und Schreibkompetenz sowie zur Förde- 
rung von Migrantinnen und Migranten verabredet. 

Aufbau von Betreuungsstrukturen für Kinder 
forcieren 

Bildungs- und familienpolitisch von besonderer Bedeu- 
tung ist der Aufbau einer verbesserten Betreuungsstruktur 
für Kinder, die die Bundesregierung zu einem Schwer- 
punkt ihrer Familienpolitik gemacht hat. Bei der Versor- 
gung mit Kindergartenplätzen für Kinder zwischen drei 
Jahren und dem Einfritt in die Grundschule wurde das auf 
EU-Ebene angestrebfe Ziel von 90 % bis zum Jahr 2010 
in Deutschland 2002 mit 89,8 % fast vollständig erreicht. 
Nunmehr konzentrieren sich die Anstrengungen auf die 
Kinder unter drei Jahren. Beabsichtigt ist, die Zahl der 
Betreuungsplätze für Kinder unter drei Jahren auszu- 
bauen. Dabei gibt es einen erheblichen Nachholbedarf in 
den alten Ländern, während die neuen Länder bereits jetzt 
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über gut ausgebaute Betreuungsstrukturen verfügen. Ab 
2005 sollen zusätzlich 1,5 Mrd. Euro jährlich für den Be- 
treuungsaufbau verwendet werden. 

Vereinbarkeit von Familie nnd Beruf fördern 

Um Armut und sozialer Ausgrenzung von Familien mit 
Kindern und von allein Erziehenden wirkungsvoll zu be- 
gegnen, ist eine bessere Vereinbarkeit von Kindern und 
Beruf wichtig, wozu der Ausbau der Betreuung für Kin- 
der als Teil der Infrastruktur für Familien einen wichtigen 
Beitrag leistet. Eine höhere Erwerbstätigkeit von Frauen 
ist ein wichtiges Element für die Gleichstellung von 
Frauen und Männern. Zwar ist die Erwerbstätigkeitsquote 
von Frauen kontinuierlich gestiegen und hat mit 58,9 % 
schon jetzt nahezu das Ziel von 60 % erreicht, das sich 
die EU bis 2010 gesetzt hat. Gleichwohl sind vor allem 
die Voraussetzungen für die Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf weiter zu verbessern. Dies entspricht den Be- 
dürfnissen einer immer größeren Zahl von Frauen und 
trägt auch dazu bei, das Armutsrisiko von Familien und 
allein Erziehenden zu verringern. 

Verantwortliche Politik für Familien - Leistnngen 
zielgenauer gestalten 

Allein Lebende, allein Erziehende sowie Familien mit 
drei und mehr Kindern weisen ein relativ höheres Aus- 
grenzungsrisiko und überdurchschnittliche Armutsrisiko- 
quoten auf. Entsprechend dem allgemeinen Trend hat sich 
die Zunahme des Armutsrisikos im Jahr 2002 auch auf 
diese Personengruppen ausgewirkt. Die Bundesregierung 
hat die Leistungen und Steuererleichterungen für Fami- 
lien in den letzten Jahren deutlich von 40 Mrd. Euro auf 
60 Mrd. Euro erhöht. Die Steuerreform, deren letzte Stufe 
in den Jahren 2004 und 2005 umgesetzt wird, wird die 
wirtschaftliche Situation der Familien weiter verbessern. 
Bei der Weiterentwicklung der Leistungen für Familien 
kommt es darauf an, die Leistungen zielgenauer zu ge- 
stalten. Beispiele dafür sind die Änderungen des Erzie- 
hungsgeldgesetzes, die Einführung des Steuerentlastungs- 
betrages für allein Erziehende ab 2004 sowie die 
Einführung des Kinderzuschlags für gering verdienende 
Eltern ab 2005. 

Die Bundesregierung verfolgt das Ziel, Armut von Kin- 
dern und Jugendlichen zu bekämpfen. Zum 1 . Januar 2005 
wird daher ein einkommensabhängiger Kinderzuschlag 
für gering verdienende Familien eingeführt. Der Kinder- 
zuschlag in Höhe von monatlich bis zu 140 Euro je Kind 
soll zusammen mit dem Kindergeld verhindern, dass Fa- 
milien allein wegen ihrer Kinder auf Leistungen der 
Grundsicherung für Arbeitssuchende oder Sozialgeld an- 
gewiesen sind. Dadurch entfällt für rd. 150 000 Kinder 
und deren Familien die Notwendigkeit, ab 2005 diese 
Leistungen beziehen zu müssen. Durch die Neuregelung 
der Sozialhilfe erhalten ab 2005 alle allein Erziehenden ei- 
nen Mehrbedarfszuschlag. Neu einbezogen in die Mehr- 
bedarfsregelung werden erstmals rd. 70 000 allein Erzie- 
hende mit einem Kind ab 7 Jahren sowie knapp 10 000 
allein Erziehende mit mehreren Kindern, die bislang kei- 
nen Mehrbedarfszuschlag erhielten. 


Soziale Sicherungssysteme nachhaltig stabilisieren 

Deutschland verfugt über ein gut ausgebautes System der 
sozialen Sicherung. Es stellt sich die Herausforderung, 
vor dem Hintergrund sich wandelnder gesellschaftlicher 
und demographischer Rahmenbedingungen die sozialen 
Sicherungssysteme und deren Bedeutung für die Auf- 
rechterhaltung des sozialen Zusammenhalts nachhaltig zu 
stabilisieren. 

Reform der Rentenversicherung: Sicher im Alter 

Steigende Lebenserwartung und das ungünstiger wer- 
dende Verhältnis zwischen Beitragszahlem und Rentnern 
machen in der Rentenversicherung Änderungen notwen- 
dig. Der Deutsche Bundestag hat daher am 1 1 . März 2004 
das Gesetz zur Sicherung der nachhaltigen Finan- 
zierungsgrundlage der Gesetzlichen Rentenversicherung 
(Rentenversicherungs-Nachhaltigkeitsgesetz) beschlossen. 
Richtschnur des Gesetzes ist der Grundsatz der Genera- 
tionengerechtigkeit. Die Jüngeren dürfen nicht durch zu 
hohe Beiträge überfordert werden. Nur mit verkraftbaren 
Beiträgen wird der erforderliche Spielraum geschaffen, 
um eigenverantwortlich ergänzende Altersvorsorge be- 
treiben zu können. Gleichzeitig muss das Vertrauen der 
Älteren in das Funktionieren der gesetzlichen Rentenver- 
sicherung erhalten bleiben. Bereits mit der Einführung 
der bedarfsorientierten Grundsicherung im Alter und bei 
Erwerbsminderung im Jahr 2003 wurde erreicht, Armut 
im Alter und insbesondere verdeckter und verschämter 
Armut wirkungsvoller zu begegnen. Kembestandteil des 
Rentenkonzepts der Bundesregierung ist der staatlich ge- 
forderte Aufbau einer zusätzlichen kapitalgedeckten 
Altersvorsorge, für den die Bundesregierung im Zeitraum 
2002 bis 2007 insgesamt rd. 34,5 Mrd. Euro und ab 2008 
jährlich rd. 12 Mrd. Euro bereitstellt. 

Zugang zur medizinischen Versorgung sicherstellen 

Die Gesetzliche Krankenversicherung steht vor ver- 
gleichbaren Herausforderungen. Die Sicherung der quali- 
tativ hochwertigen medizinischen Versorgung für alle - 
unabhängig von Alter oder Einkommen, ist das Ziel des 
Gesetzes zur Modernisierung der gesetzlichen Kranken- 
versicherung (GMG), das in breitem Konsens zwischen 
Regierung und Opposition beschlossen wurde. Bei den 
Reformmaßnahmen werden alle Beteiligten einbezogen, 
Belastungen werden sozial ausgewogen verteilt und sozi- 
ale Härten durch zielgenaue Ausgestaltung vermieden. 
Bislang nicht versicherte Sozialhilfeempfänger sind nun- 
mehr leistungsrechtlich in vollem Umfang den GKV- Ver- 
sicherten gleichgestellt. Die Zuzahlungsregelungen in der 
GKV wurden für die Sozialhilfeempfänger durch die Zu- 
grundelegung des Sozialhilferegelsatzes bei der Berech- 
nung der Belastungsobergrenze stark abgemildert. 

Reform der Sozialhilfe - Eigenverantwortung fördern 

Auch nach Einführung der Grundsicherung für Arbeitsu- 
chende im Jahr 2005 wird die Sozialhilfe das unterste so- 
ziale Netz bleiben. Im politischen Konsens zwischen 
Bund und Ländern beschlossen, orientiert sich das neue 
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Sozialhilferecht an den Leitlinien der Agenda 2010: Die 
Eigenverantwortung des Einzelnen wird gestärkt, insbe- 
sondere durch Umsetzung des Grundsatzes „Fördern und 
Fordern“, dabei wird das Prinzip „ambulant vor stationär“ 
besonders berücksichtigt. Im Rahmen der Sozialhilfere- 
form werden die Regelsätze neu festgelegt, ln den neuen 
Regelsatz werden mit wenigen Ausnahmen auch die bis- 
herigen einmaligen Leistungen einbezogen. Leistungsbe- 
rechtigte erhalten durch die Pauschalierung eine größere 
Selbstständigkeit und Eigenverantwortlichkeit. 

Teilhabe und Selbstbestimmung von Menschen 
mit Behinderung stärken 

Der Sozialstaat beurteilt sich auch danach, wie mit Men- 
schen mit Behinderung umgegangen wird. Analysen zei- 
gen, dass gesundheitliche Beeinträchtigungen in der 
Regel nicht zu monetärer Armut fuhren: Die Armutsrisi- 
koquoten behinderter Menschen liegen unter den Quoten 
der nicht behinderten Menschen, was auf eine angemes- 
sene Absicherung hindeutet. Es zeigt sich, dass vor allem 
bessere Teilhabemöglichkeiten etwa im Hinblick auf Er- 
werbstätigkeit oder soziale Kontakte für Menschen mit 
Behinderung im Vordergrund stehen. Die Behinderten- 
politik der Bundesregierung hat diesen Gegebenheiten 
seit 1998 Rechnung getragen, einen Paradigmenwechsel 
vollzogen und die Lebenswelt behinderter Menschen 
spürbar verbessert. 

Die Bundesregierung und die Länder sind bestrebt, die 
Gleichstellung und selbstbestimmte Teilhabe von Men- 
schen mit Behinderung weiter zu stärken. Die Bundesre- 
gierung wird die Umsetzung des Gesetzes zur Gleichstel- 
lung von Menschen mit Behinderung auf allen Ebenen 
und insbesondere den Abschluss von Zielvereinbarungen 
fördern. Um die Teilhabechancen von Menschen mit Be- 
hinderung zu erweitern, wurde im Rahmen der Sozialhil- 
fereform auch die Ausgestaltung trägerübergreifender 
Persönlicher Budgets für behinderte und pflegebedürftige 
Menschen fortentwickelt. Menschen mit Behinderung 
werden hierdurch ein möglichst selbstständiges und 
selbstbestimmtes Leben führen können. 

Integration von Migrantinnen und Migranten 
voranbringen 

Migrantinnen und Migranten tragen ein erhöhtes Arbeits- 
marktrisiko. Ihre anhaltend hohe Arbeitslosigkeit beruht 
vor allem auf Defiziten bei der Sprachkompetenz und der 
schulischen sowie beruflichen Qualifikation. Der Anteil 
der ausländischen Arbeitslosen ohne abgeschlossene Be- 
rufsausbildung lag 2003 in Deutschland mit 72,5 % dop- 
pelt so hoch wie bei Deutschen (36,2 %). Kinder auslän- 
discher Herkunft weisen trotz erheblicher Anstrengungen 
vergleichsweise schlechtere Bildungsabschlüsse auf und 
haben damit schlechtere Chancen beim Zugang zu Be- 
rufsausbildung und Beruf sowie ein erhöhtes Ausgren- 
zungsrisiko. Schwerpunkte und wesentliche Aufgaben 
der Integrationspolitik sind daher Angebote zur Vermitt- 
lung deutscher Sprachkenntnisse und die Förderung der 
schulischen und beruflichen Integration. 


Konzertierter Prozess aller Akteure 

Der NAP’incl bildet gemeinsam mit der nationalen Ar- 
muts- und Reichtumsberichterstattung die Basis für Stra- 
tegien zur Stärkung der sozialen Integration und zur Ar- 
mutsbekämpfung. Neben der Bundesebene haben Länder 
und Kommunen im deutschen Sozialschutzsystem als tra- 
gende Säulen der föderalen Struktur in Deutschland ins- 
besondere bei der Bekämpfung der Ausgliederung eine 
wichtige Rolle. Unverzichtbar ist auch das ehrenamtliche 
Engagement, die Arbeit von Wohlfahrtsverbänden, Be- 
troffenenorganisationen und Initiativen. Um den Dialog 
unter allen Beteiligten zu aktivieren, den strategischen 
Ansatz zur Stärkung sozialer Integration auf eine breitere 
Basis zu stellen sowie eine zukunftsweisende Diskussion 
über soziale Ausgrenzung zu initiieren, wird die Bundes- 
regierung die Veranstaltungsreihe „ForTeil - Forum Teil- 
habe und Integration“ sowie eine entsprechende 
Infobörse schaffen. Die vielfältigen Ansätze in Deutsch- 
land zur Armutsprävention und zur sozialen Integration 
sollen hierdurch besser nutzbar gemacht werden und von 
Erfahrungen der Mitgliedstaaten profitieren können. 

Indikatoren sachgerecht ausgestalten 

Der NAP’incl verwendet die auf europäischer Ebene ver- 
einbarten Indikatoren. Deutschland will, dass ihre Eig- 
nung zukünftig gezielt darauf hin reflektiert wird, inwie- 
weit sie robust, vergleichbar, zielgenau und auf der Basis 
von aktuellen Daten die angestrebten Ziele messen. Bei 
ihrer Interpretation bedarf es der Berücksichtigung des je- 
weiligen Kontexts, auch ist der Stichprobenfehler zu be- 
rücksichtigen: Unschärfen, die sich aufgrund kleiner Fall- 
zahlen ergeben, erschweren eindeutige und zuverlässige 
Bewertungen und sollten zukünftig deutlich gemacht 
werden. Eine laufende Überprüfung des Indikatoren- 
Tableaus auf europäischer Ebene und ihrer Kohärenz mit 
den Indikatoren verwandter Politikbereiche sollte daher 
fester Bestandteil des NAP’incl-Prozesses sein. 

I. Zentrale Trends und Herausforderungen 

Deutschland steht wie andere europäische Staaten auch 
vor den zentralen Herausforderungen, Beschäftigungs- 
und Erwerbschancen insgesamt zu verbessern, die sozia- 
len Sicherungssysteme umzubauen und die anhaltend 
hohe Arbeitslosigkeit nachhaltig zu senken. Die im Rah- 
men der Lissabon-Strategie festgelegten Zielvorgaben zur 
Erhöhung der Beschäftigungsquoten und die in Stock- 
holm vereinbarten Beschäftigungsziele hat sich die Bun- 
desregierung voll zu eigen gemacht. Das seit längerem er- 
wartete Ende der weltweiten Rezession ist in Europa im 
Jahr 2002 noch nicht eingetreten, erst seit der zweiten 
Jahreshälfte 2003 verdichteten sich die Anzeichen eines 
konjunkturellen Aufschwungs. Diese wirtschaftliche Pro- 
blemlage hat in den Jahren 2002 und 2003 den Arbeits- 
markt stark belastet und auch in Deutschland den Anteil 
der Bevölkerung, der dem Risiko der Einkommensarmut 
ausgesetzt ist, erhöht. Für das Jahr 2004 gibt es Signale 
für eine Entlastung auf dem Arbeitsmarkt. 
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Arbeitslosigkeit - vor allem über einen längeren Zeit- 
raum - ist eine wesentliche Ursache für Armut und so- 
ziale Ausgrenzung. Damit verbunden sind häufig feh- 
lende oder unzureichende schulische und berufliche 
Bildungsabschlüsse, die mangelnde Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf sowie eingeschränkte Teilhabechancen 
durch gesundheitliche Beeinträchtigungen oder Einwan- 
derung. Die Politik zur Stärkung der sozialen Integration 
in Deutschland richtet daher ihr Augenmerk darauf, durch 
eine gute Qualifikation den Zugang zur Erwerbsarbeit so- 
wie zu einem gesicherten Einkommen und damit den 
Weg zur dauerhaften Überwindung von Armut zu ebnen. 
Durch einen gerechten Familienleistungsausgleich und 
die bessere Vereinbarkeit von Familie und Beruf werden 
die Armutsrisiken von Familien mit mehreren Kindern 
aber auch von allein Erziehenden gesenkt. Es gilt, die 
Eigenverantwortung zu stärken und durch zielgenaue 
Schritte zur Selbsthilfe besonders gefährdete Personen 
dabei zu unterstützen, die Spirale der sozialen Ausgren- 
zung zu überwinden. 

Diese Aufgaben erfolgreich zu bewältigen, gestaltet sich 
in Zeiten angespannter Wirtschaftslage und deren 
Auswirkungen auf den Arbeitsmarkt besonders 
schwierig. In Deutschland kommt dies unter anderem 
auch darin zum Ausdruck, dass die Armutsrisikoquote b, 
die sich seit 1998 bei Werten um 11 % bewegte, im Jahr 
2002 auf 12,7 % anstieg.^) Gleichwohl liegt sie in Deut- 
schland deutlich unter dem EU-Durchschnitt (2001: 
15 %). Die Armutsrisikogrenze lag im Jahr 2002 bei 
731 Euro. Die schwierige Wirtschaftslage spiegelt sich 
auch in der Einkommensverteilung im Jahr 2002 wider. 
Allerdings ist hierbei auf die Anfälligkeit von Indikatoren 
für Stichprobenfehler hinzuweisen: Unschärfen, die sich 
aufgrund kleiner Fallzahlen ergeben, erschweren ein- 
deutige und zuverlässige Interpretationen und sollten 
zukünftig deutlich gemacht werden.^) Der Gini-Koeffi- 
zient, der das Maß der Einkommensunterschiede kennze- 
ichnet, stieg von 0,255 (1999) leicht auf 0,259 (2002). 
Die Einkommenssumme, über die das wohlhabendste 
Fünftel der Bevölkerung verfügt, ist in Relation zum ärm- 
sten Fünftel leicht gestiegen. Dagegen zeigen sich im 
Hinblick auf länger andauernde Armut im Jahr 2002 ge- 
genüber dem Vorjahr keine Veränderungen. Die „dauer- 
hafte Armut“, gemessen an dem Bevölkerungsanteil, des- 
sen Einkommen sowohl im aktuellen Jahr (2002) als auch 
in zwei von drei Vorjahren unter der Armutsrisiko grenze 
lag, beträgt wie im Vorjahr knapp 5 % der Bevölkerung. 
Der Anteil derer, die über diesen Zeitraum von starker 
Armut (d. h. mit einem Einkommen unter 50 % des Medi- 
ans) betroffen sind, ist sogar leicht zurückgegangen. Die 
„relative Armutslücke“, also die Differenz zwischen der 


Bevölkerungsanteil mit einem (äquivalenzgewichteten) Einkommen 
unter 60 % des Medianeinkommens. Vgl. Anhang I, Tabelle 1. 

2) Berechnet man alternativ die Armutsrisikoquoten vor Sozialtrans- 
fers, aber einschließlich Renten und Pensionen (Indikator 13), so ist 
die Armutsrisikoquote von 18,3 % (2001) auf 18,1 % (2002) leicht 
gesunken. Ohne Renten und Pensionen ergibt sich ebenfalls ein 
leichter Rückgang der Quote (31,8 % in 2002 gegenüber 32,1 % im 
Vorjahr); vgl. Anhang I, Tabelle 1. 

Vgl. hierzu auch Fußnote 1 in Anhang I, Tabelle 1. 


Armutsrisikogrenze und dem Durchschnittseinkommen 
der Bevölkerung unterhalb dieser Armutsrisikogrenze, ist 
zwar leicht auf 1 8,0 % gestiegen, liegt aber immer noch 
deutlich unter dem Wert des Jahres 1999. Die Alters- 
gruppe zwischen 16 und 24 Jahren weist nach wie vor be- 
zogen auf die relative Einkommensarmut die höchste Ar- 
mutsrisikoquote auf. Ungefähr jede/r Fünfte in dieser 
Altersgruppe lebt in einem einkommensarmen Haushalt, 
wobei junge Frauen in stärkerem Maße betroffen sind als 
junge Männer.'*) Die höhere Armutsrisikoquote für diese 
Altersgruppe ergibt sich vor allem dadurch, dass Jugend- 
liche und junge Erwachsene sich einerseits vielfach noch 
in Ausbildung oder in Beschäftigungsverhältnissen mit 
vergleichsweise niedrigen Einkommen befinden, anderer- 
seits ihr Übergang ins Erwerbsleben durch die ungünstige 
wirtschaftliche Entwicklung erschwert ist. 

Bekämpfung der Arbeitslosigkeit 

Nach wie vor wirkt sich die hohe Arbeitslosigkeit auf das 
Wohlstandsniveau in Deutschland aus. Die Wirtschaft- 
sentwicklung verlief zwischen 1999 und 2002 zunächst 
sehr positiv. Die Arbeitslosenquote ging von 11,1 % 
(1998) auf 9,4% (2001) zurück, die Sozialhilfequote^) 
sank - im Unterschied zu den Steigerungen in den 1990er- 
Jahren - von 3,5 % (1998) auf 3,3 % (2002). Ab der Jah- 
resmitte 2000 schwächten sich jedoch die wirtschaftlichen 
Aktivitäten deutlich ab, was zu einem Anstieg der Arbeits- 
losigkeit im Jahr 2002 auf 9,8 % geführt hat. Bei der 
regionalen Differenzierung wird deutlich, dass die Ar- 
beitslosigkeit im früheren Bundesgebiet 2002 zwar wieder 
leicht angestiegen ist (von 7,2 % in 2001 auf 7,6 %), aber 
weiterhin deutlich unter dem Wert von 1998 (9,2 %) liegt. 
In den neuen Ländern liegt die Arbeitslosenquote weiter- 
hin um 17 % und damit etwa auf dem Niveau von 1998. 
Anders als in den Vorjahren sind Männer seit 2002 etwas 
stärker von Arbeitslosigkeit betroffen als Frauen.®) Deren 
Erwerbstätigkeitsquote ist kontinuierlich gestiegen und 
hat mit 58,9 % schon jetzt beinahe das Ziel von 60 % er- 
reicht, das sich die Mitgliedstaaten in der EU bis 2010 ge- 
setzt haben (vgl. Anhang I, Tabelle 2). 

Bis 2001 ist auch der Anteil der Langzeitarbeitslosen 
leicht gesunken. Die Zahl der Langzeitarbeitslosen lag 
2002 bei rd. 1 ,3 Millionen Personen, die Quote der Lang- 
zeitarbeitslosigkeit lag mit 4 % weiter deutlich unter dem 
Stand von 1998 (4,9%). Nach wie vor sind hiervon 
Frauen etwas stärker betroffen als Männer. Rechnet man 
alle Personen zusammen, die in einem Arbeitslosen- 
Haushalt leben, in dem kein Haushaltsmitglied erwerbstä- 
tig ist (außer Haushalte von Minderjährigen, von Auszu- 
bildenden und Rentnern), so liegt deren Zahl wie bereits 
1999 etwas über der Zwei-Millionen-Marke. 

Die Jugendarbeitslosigkeit der unter 25-Jährigen ist dank 
des dualen Systems der Berufsausbildung nach wie vor 
niedriger als die Arbeitslosigkeit insgesamt. Auch liegt 


'•) Vgl. Anhang I, Tabelle 4 und 5. 

Anteil der Empfänger an der Bevölkerung. 

Die Gründe hierfür sind überwiegend statistisch bedingt. Vgl. Fußno- 
te 1 zu Anhang I, Tabelle 1 . 
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die Dauer der Arbeitslosigkeit bei Jugendlichen deutlich 
unter dem Durchschnitt aller Altersgruppen. Zwar stieg 
die Jugendarbeitslosigkeit angesichts des allgemeinen Ar- 
beitsplatzabbaus zwischen 200 1 und 2003 an, der aktuelle 
Trend ist jedoch positiv: Die Jugendarbeitslosigkeit sank 
von 10,1 % im April 2003 auf 9,5 % im April 2004. Bei 
den unter 20- Jährigen konnte die Arbeitslosenquote ge- 
genüber dem Höchststand 1997 von 9,6 auf 4,5 % im Jahr 
2003 halbiert werden, im April 2004 lag sie bei 3,5 %. 
Dies zeigt, dass die Probleme an der zweiten Schwelle 
beim Übergang von der Berufsausbildung in Arbeit lie- 
gen. Die Verbesserung der Beschäftigungschancen für 
junge Menschen bleibt eine zentrale Herausforderung für 
die Beschäftigungspolitik der Bundesregierung. 

Wie eng Arbeitslosigkeit und Armut Zusammenhängen, 
wird dadurch deutlich, dass die Armutsrisikoquoten der 
nicht Beschäftigten in 2002 mit 18,2 % (gegenüber 
15,4 % im Vorjahr) mehr als dreimal so hoch waren wie 
die der Beschäftigten, deren Armutsrisikoquote lediglich 
bei 5 % liegt.’) Nicht beschäftigte Männer wiesen ein 
höheres Armutsrisiko auf als nicht beschäftigte Frauen 
mit vergleichbarer Entwicklungstendenz. Unter den 
Arbeitslosen stieg der in einkommensarmen Haushalten 
lebende Anteil im Jahr 2002 auf 39,9 %.*> 

Zur unbefriedigenden wirtschaftlichen Entwicklung und 
zur Stagnation am Arbeitsmarkt trug vor allem die welt- 
weite Konjunkturabschwächung bei. Ein auch heute noch 
zu spürender wesentlicher Faktor stellte darüber hinaus 
die Belastung der Sozialversicherungssysteme im Zusam- 
menhang mit der Wiedervereinigung dar. Dadurch kam es 
- über gestiegene Beitragssätze - zu höheren Abgabenbe- 
lastungen bei Arbeitgebern (Lohnnebenkosten) und Ar- 
beitnehmern (Lohnabzüge). Diese beeinträchtigten die 
Entwicklung von Investitionen und privatem Konsum 
und dämpften letztlich in Deutschland Wachstum und Be- 
schäftigung. 

Um dieser Entwicklung entgegen zu treten und zur Vor- 
bereitung weit reichender Reformen des Arbeitsmarktes 
hatte die Bundesregierung die Kommission „Moderne 
Dienstleistungen am Arbeitsmarkt“, die so genannte 
Hartz-Kommission, eingesetzt. Eingebettet in die Maß- 
nahmen der „Agenda 2010“ ist die neue Arbeitsmarkt- 
politik der Bundesregierung konsequent darauf ausge- 
richtet, Beschäftigung zu fördern und Arbeitslosigkeit 
abzubauen. Das zentrale Leitmotiv der Arbeitsmarktre- 
formen ist das Konzept des aktivierenden Sozialstaats. Im 
Mittelpunkt steht ein gewandeltes Verständnis der Aufga- 
benteilung von Staat und Bürgerinnen und Bürgern. 

Die „neue“ Arbeitsmarktpolitik basiert auf dem Maßnah- 
mebündel der vier Gesetze für moderne Dienstleistungen 
am Arbeitsmarkt. Die Regelungen werden zur Erschlie- 
ßung neuer Beschäftigungsmöglichkeiten beitragen, die 
Schaffung neuer Arbeitsplätze unterstützen und zu einer 
durchgreifenden Verbesserung der Qualität und Schnel- 
ligkeit der Vermittlung führen. Die „Bundesagentur für 


Vgl. Anhang I, Tabelle 6. 
Vgl. Anhang I, Tabelle 7. 


Arbeif“ soll künftig wirkungsvoll und kundenorientierf 
als moderner Dienstleisfer am Arbeitsmarkt agieren. Wei- 
tere Schwerpunkte der Gesetze sind die Vereinfachung 
des Leistungsrechts der Arbeitslosenversicherung und der 
arbeitsmarktpolitischen Instrumente. Ein wesentlicher 
Schwerpunkt ist die Zusammenführung steuerfinanzier- 
ter, bedürftigkeitsabhängiger Fürsorgeleistungen für Er- 
werbstätige - nämlich der Arbeitslosenhilfe und Sozial- 
hilfe für Erwerbsfähige - zu einer einheitlichen Leistung. 
Auch das Sozialhilferecht im engeren Sinne wurde grund- 
legend überarbeitet und auf eine neue Basis gestellt.^) 

Zentrales Ziel der Agenda 2010 ist es auch, die Sozialver- 
sicherungssysteme in Deutschland nachhaltig auf eine 
solide Finanzgrundlage zu stellen und gleichzeitig die 
Belastung des Faktors Arbeit durch Beiträge zur Sozial- 
versicherung zu reduzieren. Vor dem Hintergrund sich 
wandelnder gesellschaftlicher und demographischer Rah- 
menbedingungen stärken die eingeleiteten Schritte zur 
Um- und Ausgestaltung der Sozialschutzsysteme deren 
Bedeutung für die Aufrechferhaltung des sozialen Zusam- 
menhalts. 

So steht die gesetzliche Rentenversicherung vor großen 
Herausforderungen. Die steigende Lebenserwartung und 
das gleichzeitig ungünstiger werdende Verhältnis zwi- 
schen Beitragszahlem und Rentnern führt zu einem deut- 
lich zunehmenden Finanzbedarf Aus dieser Entwicklung 
resultieren steigende Beiträge, die einerseits die Lohnne- 
benkosten erhöhen und damit den Faktor Arbeit verteu- 
ern, andererseits von einem, gemessen an der Gesamtbe- 
völkerung, geringeren Anteil von abhängig Beschäftigten 
finanziert werden müssen. Um einen hohen Beschäfti- 
gungsstand zu erreichen und auch in Zukunft zu sichern, 
sind tragbare Beiträge unerlässlich. Umgekehrt schafft 
ein hoher Beschäftigungsstand ein stabiles wirtschaftli- 
ches Fundament für die Rentenversicherung. Daher ist es 
auch das Ziel der Agenda 2010, die gesetzliche Renten- 
versicherung nachhaltig auf eine solide Finanzgrundlage 
zu stellen und damit langfristig verlässlich zu machen. 
Die gesetzliche Rentenversicherung ist und bleibt die 
wichtigste Säule der Alterssicherung in Deutschland. Die 
Menschen müssen sich auch in Zukunft darauf verlassen 
können, dass für ihren Lebensunterhalt im Alter gesorgt 
ist. 

Die gesetzliche Krankenversicherung steht angesichts der 
grundlegenden Veränderungen in den gesellschaftlichen 
Rahmenbedingungen vor vergleichbaren Herausforderun- 
gen. Mit der im breiten politischen Konsens verabschie- 
deten Gesundheitsreform des Jahres 2003 wurden daher 
strukturelle und finanzielle Maßnahmen eingeleitet, die 
die Beiträge zur gesetzlichen Krankenversicherung stabi- 
lisieren und reduzieren werden. Bei den beschlossenen 
Reformmaßnahmen werden alle Beteiligten einbezogen, 
Belastungen werden sozial ausgewogen verteilt und so- 
ziale Härten durch zielgenaue Ausgestaltung der Rege- 
lungen vermieden. 


Vgl. ausffihrlich Kapitel IV. 
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Im Rahmen der sozialen Sicherungssysteme leistet auch 
die seit 1995 bestehende Pflegeversicherung einen wich- 
tigen Beitrag zur Vermeidung von sozialer Ausgrenzung. 
Mit ihr ist es gelungen, viele Pflegebedürftige vor der Ab- 
hängigkeit von der Sozialhilfe wegen Pflegebedürftigkeit 
zu bewahren. Die Leistungen der Pflegeversicherung tra- 
gen dazu bei, dass Pflegebedürftige Zugang zu Leistun- 
gen von sozialen Diensten und sozialen Einrichtungen ha- 
ben. Ohne dass dies Ziel der Pflegeversicherung gewesen 
wäre, ging hiermit auch die Schaffung vieler neuer Ar- 
beitsplätze in diesem Bereich einher. Wie alle sozialen Si- 
cherungssysteme muss auch die Pflegeversicherung den 
Herausforderungen angepasst werden, insbesondere muss 
die Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts zum 
Familienlastenausgleich in der Pflege umgesetzt werden. 

Bildungsniveau und Teilhabechancen 

Ein hohes Qualifikationsniveau der Bevölkerung ist eine 
notwendige Voraussetzung für wirtschaftlichen Wohl- 
stand und Wachstum. Bildung - auch unter dem Aspekt 
des lebenslangen Lernens - ermöglicht dem Einzelnen 
soziale Teilhabe und die aktive Mitgestaltung unserer 
wissensbasierten Gesellschaft. Umgekehrt ist ein niedri- 
ges schulisches und berufliches Ausbildungsniveau ein 
hoher Risikofaktor für Arbeitslosigkeit, Armut und so- 
ziale Ausgrenzung. Ebenso ist die soziale Teilhabe durch 
die Informations- und Kommunikationstechnologien im 
Sinne der e-Inclusion eine zentrale Herausforderung in 
der wissensbasierten Gesellschaft. 

Deutschland verfügt über ein gut ausgebautes Bildungs- 
system. Der Anteil der Personen mit niedrigem Bildungs- 
stand ist in Deutschland insgesamt eher gering. 83 % der 
15- bis 64-Jährigen verfügten 2002 mindestens über einen 
Abschluss des Sekundarbereichs 11. In allen Altersgrup- 
pen zeigte sich über den Beobachtungszeitraum eine posi- 
tive Tendenz. 

Der Anteil der Schul- und Ausbildungsabbrecher, die 
nicht an einer Bildungs- bzw. Berufsbildungsmaßnahme 
teilnahmen, betrug im Jahr 2002 in Deutschland 12,6 %. 
Eine größere Zahl von Menschen beherrschen die Schrift- 
sprache nur unzureichend, sodass sie als funktionale An- 
alphabeten gelten können. Gesicherte Erkenntnisse über 
deren Anzahl sind nicht vorhanden, Schätzungen des 
Bundesverbandes Alphabetisierung belaufen sich auf bis 
zu vier Millionen Betroffene. 

Die qualifizierte Aus- und Weiterbildung ist ein Kern- 
stück jeder modernen Bildungspolitik. Sie ist Garant für 
die Beschäftigungsfähigkeit von Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmern. Die Ergebnisse der PISA-Studie haben 
deutlich gemacht, dass der Bildungserfolg auch von der 
sozialen Herkunft der Schüler in hohem Maße beeinflusst 
wird. Besonders betroffen sind Kinder und Jugendliche 
mit Migrationshintergrund. Eine zentrale Aufgabe der 
Bildungspolitik wird es weiterhin sein, allen Schülerin- 
nen und Schülern unabhängig von sozialer und ethnischer 
Herkunft verstärkt die gleichen Bildungschancen zu er- 
öffnen und der Gefahr eines Schul- bzw. Ausbildungsab- 
bruchs frühzeitig vorzubeugen. Um die Bildungsteilhabe 


für alle gesellschaftlichen Gruppen zu erhöhen, kommt 
zudem der Förderung des Zugangs zum Lebenslangen 
Lernen auf allen Ebenen des Bildungssystems hohe Be- 
deutung zu. 

Die Bildungsangebote der Länder wurden in den vergan- 
genen Jahren kontinuierlich erweitert, um stärker ziel- 
gruppenspezifisch beschulen und ausbilden zu können 
und um die Durchlässigkeit des Bildungswesens zu erhö- 
hen. Damit soll auch der sozialen Ausgrenzung aufgrund 
von Bildungsdefiziten entgegengewirkt werden (vgl. Ka- 
pitel IV). 

Durch eine frühzeitige und individuelle Förderung aller 
Potenziale in der Schule wird ein entscheidender Beitrag 
für eine gute Qualifizierung für die zukünftige Erwerbsar- 
beit geleistet. Die Bundesregierung unterstützt deshalb 
mit dem Investitionsprogramm „Zukunft Bildung und Be- 
treuung“ die Länder beim Auf- und Ausbau eines be- 
darfsgerechten Angebots von Ganztagsschulen bis zum 
Jahr 2007 mit insgesamt 4 Mrd. Euro. Bundesregierung 
und Länder haben am 12. Mai 2003 eine entsprechende 
Verwaltungsvereinbarung unterzeichnet. Im Jahr 2003 
wurden mit den Bundesmitteln bereits über 800 ganztags- 
schulische Angebote finanziert, wobei die laufenden Be- 
triebskosten und die Personalkosten von den Ländern ge- 
tragen werden. Für das Jahr 2004 ist nach den bisherigen 
Planungen in den Ländern absehbar, dass mehrere tau- 
send Schulen mit den Bundesmitteln aus dem Investi- 
tionsprogramm zum Auf- und Ausbau von Ganztagsschu- 
len unterstützt werden können. 

Familien- und kindergerechte Gesellschaft 

Allein Lebende, allein Erziehende sowie Familien mit 
drei und mehr Kindern weisen ein relativ höheres Aus- 
grenzungsrisiko und überdurchschnittliche Armutsrisiko- 
quoten auf. Entsprechend dem allgemeinen Trend hat sich 
die Zunahme des Armutsrisikos im Jahr 2002 auch auf 
diese Personengruppen ausgewirkt: So sind die Ar- 
mutsrisikoquoten von allein Lebenden gegenüber dem 
Vorjahr von rd. 15 auf 18 % gestiegen und lagen damit 
leicht über dem Niveau von 1999. Auch die Armutsrisiko- 
quote von allein Erziehenden stieg auf 33,3 % (2002) an, 
nachdem sie in den Vorjahren unter 30 % gelegen hatte. 
Die Gründe für den Anstieg lagen vor allem in der ver- 
schlechterten Arbeitsmarktsituation und dem erschwerten 
Zugang von allein Erziehenden zur Erwerbstätigkeit we- 
gen ihrer spezifischen familiären Situation. '*>) Dies unter- 
streicht die Notwendigkeit verstärkter Bemühungen um 
eine verbesserte Vereinbarkeit von Familie und Beruf 
Paare mit drei oder mehr Kindern bleiben in etwa kon- 
stant bei einer Armutsrisikoquote von 1 9 % und sind da- 
mit weiterhin stärker von relativer Einkommensarmut be- 
troffen als Paare mit einem Kind oder zwei Kindern. Die 
Betroffenheit von Kindern zeigt sich auch daran, dass die 
Armutsrisikoquote in der Altersgruppe bis unter 16 Jah- 
ren bei 14,6 % liegt (2002). 


Hinzu kommen statistisch bedingte Effekte. Vgl. Fußnote 1 zu An- 
hang I, Tabelle 1. 
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Gleichwohl wurde in den vergangenen Jahren die Ein- 
kommenssituation von Familien durch die eingeleiteten 
Steuer- und familienpolitischen Maßnahmen wie z. B. die 
Erhöhung des Kindergeldes, die Erhöhung der unteren 
Einkommensgrenzen beim Erziehungsgeld, die Anpas- 
sung des Wohngeldes und die Erhöhung der individuellen 
Ausbildungsforderung insgesamt verbessert. Unterstützt 
wird dies durch die familiengerechte Ausgestaltung der 
staatlich geförderten privaten Altersvorsorge nach dem 
Altersvermögensgesetz. Insgesamt stieg die Summe der 
Entlastungen von Familien durch diese Maßnahmen von 
rd. 47,6 Mrd. Euro (1999) bis zum Jahr 2002 auf 
rd. 59 Mrd. Euro an"), im Jahr 2003 überschritt dieser 
Betrag die Marke von 60 Mrd. Euro. Bei der Weiterent- 
wicklung finanzieller Leistungen und steuerlicher Rege- 
lungen für Familien kommt es neben verfassungsreehtli- 
chen Erfordernissen nun darauf an, die Leistungen 
zielgenau zu gestalten. Beispiele für diesen Ansatz sind 
die Änderungen des Erziehungsgeldgesetzes, die Einfüh- 
rung des Steuerentlastungsbetrages für allein Erziehende 
ab 2004 sowie die Einführung des Kinderzuschlags für 
gering verdienende Eltern ab 2005. 

Die Entwicklungen bis 2002 zeigen, dass es weiterhin 
zielgerichteter Anstrengungen bedarf, um Armutsrisiken 
zu reduzieren, die sich vor allem durch fehlende Verein- 
barkeit von Familie und Beruf ergeben. Seit 2002 hat die 
Bundesregierung ihrer Familienpolitik daher einen zusät- 
zlichen Schwerpunkt gegeben. Im Mittelpunkt stehen der 
Ausbau einer bedarfsgerechten sozialen Infrastruktur, ins- 
besondere von verlässlichen Ganztagsschulen sowie Be- 
treuungsmöglichkeiten für Kinder im Vorschulalter und 
die familienfreundlichere Gestaltung der Arbeitswelt. Im 
Hinblick auf die Versorgung von Kindern zwischen drei 
Jahren und dem Eintritt in die Grundschule wurde das auf 
EU-Ebene angestrebte Ziel von 90 % bis zum Jahr 2010 
in Deutschland 2002 mit 89,8 % bereits nahezu vollstän- 
dig erreicht. Deshalb liegt das Augenmerk vor allem 
darauf, Fortschritte in Richtung der auf EU-Ebene ange- 
strebten Zielsetzung zu machen, bis 2010 für 33 % der 
Kinder unter drei Jahren Betreuungsplätze bereitzu- 
stellen. Hier werden, trotz Verbesserungen gegenüber 
1999 (8,5 % in 2002), zukünftig verstärkte Anstrengun- 
gen im früheren Bundesgebiet notwendig sein; in den 
neuen Ländern ist dieses Ziel mit 37 % schon jetzt über- 
troffen. '2) Ab 2005 sollen zusätzlich 1,5 Mrd. Euro jähr- 
lich für den Betreuungsaufbau verwendet werden. Die 
Vereinbarkeit von Kindererziehung und Erwerbstätigkeit 
sowie die Förderung von Praxisprojekten für Familien in 
prekären Einkommensverhältnissen bleiben wichtige An- 
liegen der Bundesregierung ebenso wie das Ziel, mög- 
lichst viele Kinder in den betroffenen Haushalten von So- 
zialhilfe unabhängig zu machen und die Zahl der Kinder 


Vgl. Anhang I, Tabelle 2. 

■2) Im früheren Bundesgebiet gab es Ende 2002 für 88 % der 3- bis 6 V 2 - 
jährigen Kinder einen Kindergartenplatz, in den neuen Ländern stand 
für jedes Kind im Kindergartenalter ein Platz zur Verfügung (105 %). 
Bei den Kindern bis drei Jahren konnten in den neuen Ländern 37 % 
einen Platz in Anspruch nehmen, im früheren Bundesgebiet dagegen 
nur 3 %. 


in der Sozialhilfe bis 2006 deutlich zu senken. Vor diesem 
Hintergrund wird zum 1 . Januar 2005 durch das 4. Gesetz 
für moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt im Bun- 
deskindergeldgesetz ein einkommensabhängiger Kinder- 
zuschlag für gering verdienende Familien eingeführt, der 
zur Bekämpfung von Kinderarmut beiträgt. Auch die 
Länder messen der Politik für Familien eine besondere 
Bedeutung bei (s. z. B. Anhang II Bayern). 

Teilhabe von Menschen mit Behinderung 

Von den 82 Millionen Einwohnern Deutschlands sind rd. 
8 Millionen behindert; darunter sind rd. 6,7 Millionen 
schwerbehinderte Menschen. Nur knapp 5 % davon 
- oder rd. 300 000 - sind von Geburt an behindert, 
während die meisten es im Laufe ihres Lebens werden, 
etwa durch Krankheiten oder Unfälle. Analysen zeigen, 
dass gesundheitliche Beeinträchtigungen in der Regel 
nicht zu monetärer Armut führen: Die Armutsrisikoquo- 
ten behinderter Menschen liegen zu allen Betrachtung- 
szeitpunkten unter den Quoten der nicht behinderten 
Menschen, was auf eine angemessene Absicherung hin- 
deutet.") Es zeigt sich auch, dass vor allem bessere Teil- 
habemöglichkeiten etwa im Hinblick auf Erwerbstätigkeit 
oder soziale Kontakte für Menschen mit Behinderung im 
Vordergrund stehen. Bei der Beurteilung des eigenen Ge- 
sundheitszustandes bestätigen sich die wahrgenommenen 
Einschränkungen: während rd. 8 % der nicht behinderten 
Menschen mit ihrem Gesundheitszustand unzufrieden 
sind, sagen dies knapp ein Drittel der Menschen mit Be- 
hinderung. 

Die Behindertenpolitik in Deutschland hat diesen Gege- 
benheiten seit 1998 Rechnung getragen, einen Paradig- 
menwechsel vollzogen und die größten gesetzgeberischen 
Reformen seit den 70er-Jahren verwirklicht, die die Le- 
benswelt behinderter Menschen spürbar verbessert haben. 
Dabei wurde der Zugang von Menschen mit Behinderung 
zum Arbeitsmarkt durch entschlossenes Handeln und 
konkrete Zielvorgaben deutlich verbessert: Die Arbeitslo- 
sigkeit schwerbehinderter Menschen, die 1998 mit jahres- 
durchschnittlich 1 8 % deutlich über der allgemeinen Ar- 
beitslosenquote von 11,1 % lag, sank dadurch deutlich 
auf 15,4% (2002). 

Die Bundesregierung und die Länder sind bestrebt, die 
Gleichstellung und selbstbestimmte Teilhabe von Men- 
schen mit Behinderung weiter zu stärken. Selbstbe- 
stimmung und Teilhabe statt Fürsorge bestimmen die 
Ausrichtung der Gesetzgebung und der Praxis. Der behin- 
derte Mensch steht im Mittelpunkt; die Dienstleistung 


Es handelt sich um Auswertungen des SOEP 2002. Hier sind 
rd. 10% der Befragungspersonen ab 16 Jahren von einer Behinde- 
rung betroffen. In der Gesamtbevölkerung (einschließlich Kindern) 
liegt der entsprechende Anteil bei 9 %, was eine angemessene Ent- 
sprechung darstellt. Etwa drei Viertel der behinderten Menschen in 
der Stichprobe sind schwerbehindert mit einem Grad der Behinde- 
rung von mindestens 50. Da die restliche Gruppe mit geringerem Be- 
hinderungsgrad zu klein für differenzierte Auswertungen ist, wird im 
Folgenden auf die Gruppe der behinderten Menschen insgesamt Be- 
zug genommen. 
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folgt dem Menschen, nicht umgekehrt. Der individuelle 
Bedarf ist gemeinsam mit dem Bereehtigten zu klären, 
auf seine persönlichen Wünsehe und Verhältnisse ist 
Rücksicht zu nehmen. Gleichstellung, Beseitigung von 
Diskriminierungen und Barrieren für Mensehen mit Be- 
hinderung werden vorangebracht im Sinne einer sozial- 
und bürgerreehtliehen Reform: sozialer Bürgerstaat statt 
bürokratischer Sozialstaat. Ein weiterer Schritt auf die- 
sem Wege ist die flächendeckende Einrichtung gemeinsa- 
mer Servicestellen für Rehabilitation, mit der die bisher 
fragmentierten Beratungsangebote unterschiedlieher Trä- 
ger gebündelt, besser aufeinander abgestimmt und damit 
nutzerfreundlicher gemaeht wurden. 

Integration von Migrantinnen und Migranten 

In Deutsehland leben 7,3 Millionen Ausländerinnen und 
Ausländer (rd. 9 % der Gesamtbevölkerung)'''), die zum 
wirtsehaftlichen Wohlstand des Landes beitragen. Gleich- 
zeitig ist diese Gruppe in besonderem Maße von Arbeits- 
losigkeit betroffen. So lag die Arbeitslosenquote insge- 
samt in den alten Ländern'^) im Jahresdurehschnitt 2002 
bei 7,6 %, während die der ausländischen Wohnbe- 
völkerung 17,6 % betrug.'^) 

Hauptursaehe für diese Differenz sind vor allem Defizite 
bei der Spraehkompetenz und der sehulischen sowie be- 
ruflichen Qualifikation der Zuwanderer. Der Anteil der 
ausländischen Arbeitslosen ohne abgeschlossene Berufs- 
ausbildung lag 2003 in Deutschland mit 72,5 % doppelt 
so hoeh wie bei Deutsehen (36,2 %). Kinder ausländi- 
seher Herkunft weisen trotz erheblieher Anstrengungen 
von Bund und Ländern vergleichsweise schlechtere Bil- 
dungsabschlüsse auf und haben damit schlechtere 
Startchancen. Ausländerinnen und Ausländer haben auch 
eine geringere Ausbildungsbeteiligung. Ein Drittel der 
ausländischen Bevölkerung zwischen 20 und 29 Jahren 
ist ohne Erstausbildung, wobei dies für junge Frauen in 
etwas stärkerem Maße zutrifft als für junge Männer. 
Selbst Jugendliche mit guten Schulabschlüssen haben 
Schwierigkeiten, einen Ausbildungsplatz zu finden. 

Ausländische Frauen und Männer mit einem auf Dauer 
angelegten Aufenthalts Status haben unter den gleichen 
Voraussetzungen wie Deutsche Zugang zu den arbeits- 
marktpolitischen Maßnahmen des Bundes und der Län- 
der. Der Ausländeranteil an Maßnahmen zur beruflichen 
Weiterbildung der Bundesagentur für Arbeit betrug 9,1 % 
im Jahr 2002. 

Die anhaltend hohe Arbeitslosigkeit ist auch eine der 
Ursachen für ein höheres Armutsrisiko unter der auslän- 
dischen Bevölkerung: Im Hinblick auf die 60-%- Ar- 
mutsrisikogrenze sind ihre Quoten etwa doppelt so hoch 
wie die der deutschen Bevölkerung, bleiben aber noch 


14) Stand: Jahresende 2002. 

15) In den neuen Ländern sind lediglich 2 % der Wohnbevölkerung 
nichtdeutscher Nationalität. 

1^) Vgl. Anhang I, Tabelle 28. 


unter dem Niveau von 1999.*’) Die Sozialhilfequote von 
Migrantinnen und Migranten hat sich von 8,6 % (1999) 
bis 2002 leicht auf 8,4 % verringert, liegt aber deutlich 
höher als bei der deutschen Bevölkerung (2,8 %). 

Die Integrationsförderung von Migrantinnen und Mi- 
granten wird in Deutschland als Querschnittsaufgabe ver- 
standen, die sich durch mehrere Politikfelder zieht, 
darunter z. B. die Arbeitsmarktpolitik, die Familienpolitik 
und die Bildungspolitik. Bund, Länder und Gemeinden 
führen vielfältige Maßnahmen zur Integration von Aus- 
länderinnen und Ausländem und Spätaussiedlerinnen und 
Spätaussiedlern'*) durch. Die Förderinstmmente sollen 
die Eigenverantwortung und das Selbsthilfepotenzial der 
Migrantinnen und Migranten ansprechen. Sie sollen nicht 
nur passive Teilnehmer an Maßnahmen sein, sondern sich 
aktiv in den Integrationsprozess einbringen können. Da- 
bei ist nicht nur von den Defiziten, sondern vielmehr von 
den vorhandenen Stärken auszugehen. Neben der auslän- 
dischen Bevölkemng erhalten auch Spätaussiedlerinnen 
und Spätaussiedler Fördermaßnahmen zur Integration. Da 
sie hinsichtlich ihrer sprachlichen, berafiichen und sozia- 
len Integration mit ähnlichen Problemen wie Auslände- 
rinnen und Ausländer konfrontiert sind, soll die Integra- 
tionsforderung beider Gmppen in Zukunft gemeinsam or- 
ganisiert werden. 

Schwerpunkte und wesentliche Aufgaben der Integra- 
tionspolitik sind Angebote zur Vermittlung deutscher 
Sprachkenntnisse und die Fördemng der schulischen und 
bemflichen Integration. Deutschkenntnisse und die Ein- 
beziehung von Migrantinnen und Migranten in den 
Arbeitsmarkt sowie ihre Fort- und Weiterbildung sind 
wichtige Voraussetzungen für die gesellschaftliche Par- 
tizipation. Darüber hinaus haben Migrantinnen und 


''^) Diese Daten stammen aus dem Sozioökonomischen Panel (SOEP), 
Vgl. Anhang I, Tabelle 2. Das SOEP ist eine repräsentative Wieder- 
holungsbefragung privater Haushalte in Deutschland. Ausländer und 
Migranten werden im SOEP in allen Stichproben erfasst. Insbesonde- 
re wurden für das SOEP gezielt einzelne Ausländerpopulationen in 
zwei zusätzlichen Stichproben disproportional erhoben, damit diese 
mit ausreichend großer Faltzahl berücksichtigt werden können. Die 
erstmals im Jahr 1984 erhobene Ausländerstichprobe (1 393 Haus- 
halte) umfasst Haushalte mit zum Erhebungszeitpunkt türkischem, 
italienischem, spanischem, griechischem sowie ehemals jugoslawi- 
schem Haushaltsvorstand. Die erstmals in den Jahren 1994/95 erho- 
bene Zuwandererstichprobe (1995: 522 Haushalte) beinhaltet neben 
den seit dem Zeitpunkt der ersten Stichprobenziehung im Jahr 1984 
neu eingewanderten Ausländem vor allem Aussiedler sowie Über- 
siedler und auch ehemalige Asylbewerber. 

^^) Zwischen 1988 und 2003 kamen rd. 2,9 Millionen (Spät-)Aussiedler 
mit ihren Familienangehörigen nach Deutschland. Auch heute noch 
erkennt die Bundesrepublik Deutschland eine besondere Verantwor- 
tung für deutsche Minderheiten in Osteuropa an, die kriegs- und 
kriegsfolgenbedingt Benachteiligungen aufgmnd ihrer Abstammung 
hinnehmen mussten. Seit Inkrafttreten des Kriegsfolgenbereinigungs- 
gesetzes am 1. Januar 1993 besteht die gesetzliche Vermutung eines 
Kriegsfolgenschicksals allerdings nur noch für Deutschstämmige aus 
Gebieten der ehemaligen Sowjetunion. Alle anderen Spätaussiedler 
müssen individuell glaubhaft machen, dass sie in den Aussiedlungsge- 
bieten aufgrund ihrer deutschen Volkszugehörigkeit am 3 1 . Dezember 
1992 oder danach noch Benachteiligungen ausgesetzt sind. Spätaus- 
siedler sowie ihre in den Aufnahmebescheid einbezogenen nichtdeut- 
schen Ehegatten oder Abkömmlinge erwerben mit ihrer Aufnahme in 
Deutschland den Deutschen-Status sowie mit Ausstellung der Be- 
scheinigung nach § 15 BVFG die deutsche Staatsangehörigkeit. 
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Migranten ebenso wie Deutsche Zugang zu Maßnahmen 
im Rahmen der Familienpolitik, der Gesundheitspolitik, 
der Sozialpolitik etc. 

Angemessene Versorgung mit Wohnraum 

Die Wohnungsversorgung in Deutschland hat seit Mitte 
der 90er-Jahre einen Stand erreicht, bei dem die breiten 
Schichten der Bevölkerung gut bis sehr gut mit Wohn- 
raum versorgt sind. Auch einkommensschwache Haus- 
halte sind bezogen auf die Wohnfläche und die Woh- 
nungsausstattung überwiegend gut mit Wohnraum 
versorgt. Die wichtigsten wohnungspolitischen Instru- 
mente der sozialen Absicherung sind das Wohngeld und 
die soziale Wohnraumforderung, die aus dem sozialen 
Wohnungsbau weiterentwickelt wurde. Sie konzentriert 
sich nun angesichts der insgesamt guten Wohnungsver- 
sorgung auf die Unterstützung von Haushalten, die nicht 
oder nicht angemessen mit Wohnraum versorgt sind, wie 
z. B. Haushalte mit geringem Einkommen, Haushalte mit 
Kindern, allein Erziehende, ältere Menschen, Menschen 
mit Behinderung, die insbesondere auf barriereffeie Woh- 
nungen angewiesen sind, sowie Wohnungslose. 

Versorgungsprobleme gibt es lediglich in einigen expan- 
dierenden Ballungszentren in den alten Ländern mit ange- 
spannten Wohnungsmärkten. Räumliche Konzentration 
von Ausgrenzungsproblemen weisen vor allem einige 
hoch verdichtete und periphere Stadtteile von Großstäd- 
ten auf, in denen vernachlässigte öffentliche Räume und 
Mängel bei den Wohnungen, dem Wohnumfeld sowie der 
sozialen und kulturellen Infrastruktur vorhanden sind. 
Hier konzentrieren sich Bevölkerungsgruppen, deren 
Teilhabe am wirtschaftlichen und sozialen Leben auf- 
grund ihrer persönlichen oder familiären Bedingungen 
eingeschränkt ist. 

Der Versorgung der Wohnungslosen und von Wohnungs- 
losigkeit bedrohten Bevölkerungsgruppen muss trotz der 
insgesamt verbesserten Wohnungsversorgung weiterhin 
Aufmerksamkeit gewidmet werden. Allerdings weisen 
Schätzungen von Betroffenenorganisationen für die Jahre 
1998 bis 2002 deutlich rückläufige Zahlen im Hinblick 
auf Wohnungslosigkeit aus. 

Teilhabe von Menschen in peripheren ländlichen 
Ränmen 

In strukturschwachen ländlichen Räumen können Pro- 
bleme daraus erwachsen, dass spezifische Aspekte wie 
z. B. niedrige Bevölkerungsdichte, Nachholbedarf bei der 
Versorgung mit technischer und sozialer Infrastruktur, 
eingeschränktes Angebot an öffentlichen Verkehrsmitteln 
kumulieren. Der auch aufgrund hoher Arbeitslosigkeit 
anhaltende Bevölkerungsverlust beeinträchtigt diese 
Räume als funktionsfähige Siedlungsräume. Die Folgen 
einer weiteren Abwanderung junger Familien sowie von 
besser ausgebildeten Menschen und eines weiteren Rück- 
gangs der bereits geringen Geburtenzahlen wirken sich 
auf die Erhaltung eines angemessenen Zugangs zu sozia- 
ler Infrastruktur in den Bereichen Kinderbetreuung, Bil- 
dung, Gesundheit, Freizeit und Kultur für junge Men- 
schen und Familien, aber auch auf die Basisversorgung 


der nichtmobilen älteren Bevölkerung aus und stellen 
eine Herausforderung dar (vgl. Kapitel IV). 

Integration dauerhaft von Ausgrenzung gefährdeter 
Personengruppen 

Personen, deren Handlungsspielräume in gravierender 
Weise und längerfristig begrenzt sind, sind auch in ihren 
Teilhabemöglichkeiten an den Aktivitäten und Lebensbe- 
dingungen der Gesellschaft eingeschränkt. Das Phänomen 
sozialer Ausgrenzung droht sich dann zu verfestigen. Das 
Ergebnis der Verfestigung von Armut im Lebensverlauf 
und der Mehrfachbetroffenheit durch Problemlagen wie 
etwa Langzeitarbeitslosigkeit, Einkommensarmut, Woh- 
nungslosigkeit, Drogen- bzw. Suchtmittelgebrauch und 
Delinquenz sowie gesundheitliche Einschränkungen kann 
als extreme Armut charakterisiert werden. Über die Le- 
benssituation von Personen in extremer Armut gibt es oft 
nur sehr eingeschränkte Informationen, da sie aufgrund ih- 
rer Lebenssituation statistisch zumeist nicht erfassbar 
sind. Prägend für ihre Situation ist, dass sie zur Bewälti- 
gung von Krisensituationen durch die Hilfeangebote des 
Sozialstaates nur noch sehr eingeschränkt bzw. nicht mehr 
erreicht werden und soziale Angebote kaum aktiv aufsu- 
chen, sondern nur noch über aufsuchende niedrigschwel- 
lige Maßnahmen anzusprechen sind. Zu diesen dauerhaft 
von Ausgrenzung gefährdeten Personen zählen vor allem 
z. B. von Wohnungslosigkeit Bedrohte, Wohnungslose 
oder Suchtkranke oder Straffällige und Haftentlassene. 
Zur Verbesserung der Datenlage und des Verständnisses 
von Ursachen und Auswirkungen extremer Armut über 
die nachfolgenden Darlegungen hinaus hat die Bundesre- 
gierung ein Forschungsprojekt in Auftrag gegeben, dessen 
Ergebnisse im Jahr 2004 vorliegen sollen. 

Die Verfestigung von Armut zeigt sich exemplarisch bei 
der Gruppe der Suchtkranken. Die soziodemographischen 
Daten helegen, dass die soziale Chancengleichheit von 
Suchtkranken überproportional vermindert ist. Dabei ist 
nicht genau zu klären, ob für diese Situation die 
Suchterkrankung als ursächlich anzusehen oder die 
Suchterkrankung Folge dieser Situation ist. Unter den 
Suchtkranken gibt es einen überproportionalen Anteil an 
Beschäftigungslosen und Sozialhilfeempfangem, viele 
sind verschuldet und nicht wenige leiden an zusätzlichen 
chronischen Erkrankungen. Insbesondere die Redu- 
zierung von Arbeits- und Berufschancen und, damit 
verbunden, die Reduzierung von Einkommens- und Ge- 
sundheitschancen, verursachen eine nachteilige Lebens- 
situation. Darüber hinaus sind von illegalen Drogen 
Abhängige nicht selten von strafrechtlichen Konsequen- 


Im Jahr 2002 waren 17 % der alkoholkranken Männer und 12 % der 
alkoholkranken Frauen in einer ambulanten Behandlung arbeitslos. 
Von den opiatabhängigen Männern waren 25 % arbeitslos und von 
den opiatabhängigen Frauen hatten 23 % keine Erwerbsarbeit. In den 
stationären Behandlungseinrichtungen waren insgesamt 38 % der 
Männer und 30 % der Frauen arbeitslos. Dabei besteht ein deutlicher 
Unterschied zwischen Alkoholabhängigen und von illegalen Drogen 
Abhängigen einerseits sowie Männern und Frauen andererseits. 
Während 47 % der drogenabhängigen Männer in stationären Einrich- 
tungen der Suchtkrankenhilfe arbeitslos waren, betraf dies 29 % der 
alkoholabhängigen Frauen. Angaben entsprechend Zeitschrift 
SUCHT, Sonderheft 1: Deutsche Suchthilfestatistik 2002. 
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zen und den nachfolgenden Ausgrenzungen betroffen. 
Wichtig ist, im Rahmen geeigneter Maßnahmen und Pro- 
gramme die teilweise erheblichen Lücken im schulischen 
und beruflichen Werdegang zu schließen, damit eine be- 
rufliche und letztendlich damit verbundene gesellschaftli- 
che Reintegration gelingt. 

II. Ergebnisse des NAP’incI 2001-2003 

Im NAP’incI 2001-2003 wurden Maßnahmen und 
Aktivitäten der Armutsbekämpfung in Deutschland erst- 
mals zielorientiert und zusammenhängend dargestellt. 
Nachfolgend wird eine Bestandsaufnahme der Ergebnisse 
dieser im NAP’incI 2001-2003 beschriebenen Ziele und 
Maßnahmen vorgenommen. 

1 . Förderung der Teilnahme am Erwerbsleben 

Die Bekämpfung der Arbeitslosigkeit ist und bleibt ein ze- 
ntrales Anliegen von Bund und Ländem.^o) Handlungsbe- 
darfbestand insbesondere bei den Problemgrappen des Ar- 
beitsmarktes. Die Bundesregierung hat daher bereits mit 
dem Job-AQTIV-Gesetz, das am 1. Januar 2002 in Kraft 
getreten ist, und zuletzt auf Basis der Ergebnisse der Kom- 
mission „Moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt“ (so 
genannte Hartz-Kommission) eine weit reichende Reform 
des Arbeitsmarktes beschlossen. Ziel der eingeleiteten und 
umgesetzten gesetzlichen Reformen ist unter anderem eine 
Effizienzsteigerung der Arbeitsvermittlung. 

Vermittlung von Langzeitarbeitslosen und 
Sozialhilfeempfängerinnen und -empfängern 

Zur Erreichung des im NAP’incI 2001-2003 formulierten 
Ziels, die Vermittlung in Arbeit zu erleichtern und über- 
flüssige Bürokratie abzubauen sowie die Zusammenfüh- 
rung von Arbeitslosenhilfe und Sozialhilfe vorzubereiten, 
sollte die Zusammenarbeit von Sozial- und Arbeitsämtern 
nachhaltig verbessert werden. Dieses Ziel forderte die Bun- 
desregierang bis Ende 2003 mit regional begrenzten, inno- 
vativen Modellvorhaben (MoZArT) im gesamten Bundes- 
gebiet mit einem Volumen von jährlich rd. 15,3 Mio. Euro. 
Die Ergebnisse der Evaluation von MoZArT bestätigten 
den von der Bundesregierung eingeschlagenen Weg, die 
Hilfesysteme Arbeitslosenhilfe und Sozialhilfe zusam- 
menzuführen und flächendeckend Job-Center als einheit- 
liche Anlaufstellen für alle Arbeitssuchenden - und hier 
insbesondere für so genannte „schwervermittelbare“ Pro- 
blemgrappen - einzurichten. MoZArT hat den Nachweis 
erbracht, dass auch arbeitsmarktfeme Zielgrappen, die 
bislang in Sozialhilfe oder Arbeitslosenhilfe verharrten, 
durch gezielte und passgenaue Betreuung in den ersten 
Arbeitsmarkt integriert werden können. Bei einer Reprä- 
sentativbefragung von arbeitslosen Personen durch das 
Forschungsinstitut infas im Jahr 2000 waren rd. ein Vier- 
teljahr nach Stichprobenziehung immer noch 74 % der 
Befragten arbeitslos. Bei MoZArT-Teilnehmem hingegen 
waren rund sechs Monate nach Eintritt in ein MoZArT- 
Projekt lediglich rund 42 % unverändert arbeitslos. 


20) Mit den arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen der Länder, die im Jahr 
2002 einen Umfang von 1,9 Mrd. Euro hatten, konnten 489 000 Per- 
sonen gefördert werden. 


Schätzungen gehen davon aus, dass im Jahre 2002 
ca. 210 000 Sozialhilfeempfänger und ehemalige Sozial- 
hilfeempfänger^i) jahresdurchschnittlich im Rahmen der 
Hilfe zur Arbeit (HzA) nach dem BSHG gefordert wur- 
den. Knapp 50 % dieser Beschäftigungsverhältnisse wa- 
ren sozialversicherangspfiichtig abgesichert. Die Ausga- 
ben der Kommunen für Maßnahmen der Hilfe zur Arbeit 
beliefen sich 2002 auf rd. 2,1 Mrd. Euro.^^) 

Beteiligung von Migrantinnen und Migranten an 
Aus- und Weiterbildung 

Im NAP’incI 2001-2003 wurde eine bessere Integration 
von Migrantinnen und Migranten in den Arbeitsmarkt an- 
gestrebt, indem vorhandene Förderinstramente zielorien- 
tierter auf den Bedarf einzelner Personen ausgerichtet 
werden sollten. Mit dem Job-AQTIV-Gesetz ist zur Stei- 
gerung der Effizienz des Vermittlungsprozesses eine indi- 
viduelle Chanceneinschätzung eingeführt worden. Dabei 
sollen die Arbeitsämter zusammen mit den Arbeitsuchen- 
den deren Bewerberprofil umfassend ermitteln (Profi- 
ling). Ziel ist es, so den konkreten individuellen Bedarf 
an notwendiger Hilfestellung bei der Integration in den 
Arbeitsmarkt zu ermitteln. Dieses individuelle Verfahren 
kommt insbesondere auch den Migrantinnen und Migran- 
ten zugute, da hierbei ihre sprachlichen und interkulturel- 
len Kompetenzen bei der Wiedereingliederung in den Ar- 
beitsmarkt berücksichtigt werden. 

Zur Verbesserung der beruflichen Bildung und beruflichen 
Integration von Migrantinnen und Migranten werden von 
Bund und Ländern eine Vielzahl von Maßnahmen und 
eine Reihe von Modellprojekten zur Berafsvorbereitung 
und -begleitung insbesondere von ausländischen Jugend- 
lichen gefördert. Für die sprachliche Integration wurde 
von der Bundesregierung ein Gesamtsprachkonzept für 
Ausländer und Aussiedler erarbeitet. Die im Rahmen sei- 
ner Erprobung gewonnenen Erfahrungen sollen in die 
Neugestaltung der IntegrationskursfÖrderang auf der 
Grundlage des Zuwanderungsgesetzes einfiießen (weitere 
Einzelheiten vgl. Kapitel IV). 

Teilhabe behinderter und schwerbehinderter 
Menschen am Erwerbsleben 

Im NAP’incI 2001-2003 wurde angekündigt, mit dem 
Gesetz zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit Schwerbe- 
hinderter die Zahl der arbeitslosen schwerbehinderten 
Menschen (Stand Oktober 1999: 189 766 Personen) bis 


21) Die Differenz zwischen der für das Jahr 2002 ermittelten Zahl gegen- 
über der im NAP’incI 2001-2003 genannten Zahl von 400 000 Per- 
sonen, die 2000 durch HzA gefördert wurden, erklärt sich u. a. durch 
die unterschiedlichen Quellen, die für die Schätzungen herangezogen 
wurden, sowie dadurch, dass bei der Schätzung für das Jahr 2000 die 
Arbeitsgelegenheiten im Jahresverlauf berücksichtigt wurden. Die 
Angaben für 2002 gehen vom Jahresdurchschnitt aus. Daher sind die 
Zahlen nicht vergleichbar. 

22) Im Jahr 2002 wurde unter der Ausgabeposition „Laufende Leistun- 
gen in Form von Hilfe zur Arbeit“ 1,0 Mrd. Euro verbucht. Die ver- 
bleibenden Ausgaben in Höhe von 1,1 Mrd. Euro werden durch Mit- 
tel der Länder, der Europäischen Union (ESF), der BA und andere 
kommunale Mittel, die nicht unter Hilfe zur Arbeit verbucht werden, 
finanziert. 
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zum Oktober 2002 um 25 % senken zu wollen. Mit weni- 
gen Änderungen wurde dieses Gesetz in das Neunte Buch 
Sozialgesetzbuch (SGB IX) „Rehabilitation und Teilhabe 
behinderter Menschen“ übernommen und damit ein drin- 
gend erforderlicher Kurswechsel in der Arbeitsmarktpoli- 
tik für schwerbehinderte Menschen vollzogen. Hierzu 
wurden das Förderrecht vereinfacht, das System von Be- 
schäftigungspflicht und Ausgleichsabgabe verändert und 
neue Instrumente zur Verbesserung der Beschäftigungs- 
situation schwerbehinderter Menschen, wie insbesondere 
Integrationsfachdienste und Integrationsprojekte, ge- 
schaffen. Die Bundesregierung hat zum 30. Juni 2003 
einen Bericht zur Beschäftigungssituation schwerbe- 
hinderter Menschen erstattet. Darin sind die Auswirkun- 
gen der veränderten oder neu geschaffenen gesetzlichen 
Regelungen auf die Beschäftigungssituation schwerbe- 
hinderter Menschen im Einzelnen dargestellt und bewertet 
worden. Insbesondere haben sich die verbesserte Informa- 
tion und Beratung der Arbeitgeber, die verbesserten Leis- 
tungen zur Teilhabe schwerbehinderter Menschen am Ar- 
beitsleben und die Vereinfachung des Förderrechts positiv 
auf die Beschäftigungssituation schwerbehinderter Men- 
schen ausgewirkt. Das gesetzliche Ziel wurde mit einer 
Reduzierung der Zahl arbeitsloser schwerbehinderter 
Menschen um rd. 24 % (45 474) nahezu erreicht,^^) die 
Arbeitslosenquote schwerbehinderter Menschen hat sich 
dadurch der allgemeinen Quote angenähert. Damit hat 
sich die Umsetzung in gemeinsamer sozialer Verantwor- 
tung durch alle Beteiligten - Sozialpartner, Organisatio- 
nen behinderter Menschen, Bundesregierung, Länder und 
Behörden - als erfolgreich erwiesen (vgl. hierzu auch Ka- 
pitel VI, Good-Practice-Beispiel 1). Mit dem Gesetz zur 
Förderung der Ausbildung und Beschäftigung schwerbe- 
hinderter Menschen, mit dem die Ausbildungssituation für 
behinderte und schwerbehinderte junge Menschen sowie 
die Vermittlung schwerbehinderter Menschen in den all- 
gemeinen Arbeitsmarkt verbessert und deren Beschäfti- 
gung gesichert werden soll, wird diese Strategie konse- 
quent fortgeführt. 

Darüber hinaus enthält das SGB IX eine Vielzahl von Re- 
gelungen zu Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben, 
die erbracht werden, um die Erwerbs Fähigkeit behinderter 
oder von Behinderung bedrohter Menschen entsprechend 
ihrer Leistungsfähigkeit zu erhalten, zu verbessern, her- 
zustellen oder wiederherzustellen und ihre Teilhabe am 
Arbeitsleben möglichst auf Dauer zu sichern. Behinder- 
ten Frauen werden gleiche Chancen im Erwerbsleben ge- 
sichert, insbesondere durch in der beruflichen Zielsetzung 
geeignete, wohnortnahe und auch in Teilzeit nutzbare An- 
gebote. Damit wird der besonderen, typischen Problem- 
situation behinderter und von Behinderung bedrohter 
Frauen Rechnung getragen, wie sie sich insbesondere aus 
der Wahrnehmung von Familienaufgaben und oft damit 
zusammenhängenden unterbrochenen Erwerbsbiografien 
ergibt. 


Hierbei sind allerdings auch Personen einbezogen, die z. B. als Ar- 
beitsuchende oder als Frührentner ausgeschieden sind. 


Die in zahlreichen Ländern begonnenen Aktionspro- 
gramme zur beruflichen Integration behinderter Menschen 
werden fortgesetzt. Landesmittel werden auch weiterhin 
für regionale Projekte im Rahmen der Gemeinschaftsini- 
tiative Beschäftigung der Europäischen Union „Aktions- 
bereich HORIZON“ verwendet, so z. B. Projekte zur be- 
ruflichen Eingliederung von Mädchen und jungen Frauen 
mit Behinderung. 

Bekämpfung von Jugendarbeitslosigkeit 

Die im NAP’incl 2001-2003 angekündigte Verlängerung 
des Sofortprogramms zum Abbau der Jugendarbeitslosig- 
keit erfolgte bis zum Ende des Jahres 2003. Im Jahr 2003 
stand wiederum rd. 1 Mrd. Euro zur Verfügung. Seif An- 
fang 1999 wurden rd. 554 000 Jugendliche gefördert. Er- 
folgreiche Elemente des Jugendsofortprogramms wurden 
bereits im Rahmen der Reform der Arbeitsförderung mit 
dem Job-AQTIV-Gesetz in das Dritte Buch Sozialgesetz- 
buch integriert und damit verstetigt. Diese Vorschrift trat 
zum 1. Januar 2004 in Kraft. Des Weiteren fördert die 
Bundesregierung mit dem Sonderprogramm „JUMP 
PLUS“ für 100 000 Jugendliche unter 25 Jahren, die So- 
zialhilfe oder Arbeitslosenhilfe und ggf. ergänzende Sozi- 
alhilfe beziehen sowie langzeitarbeitslos oder von Lang- 
zeitarbeitslosigkeit bedroht sind, Maßnahmen zur 
Verbesserung der Eingliederungschancen in den ersten 
Arbeitsmarkt sowie den Zugang zu kommunalen Be- 
schäftigungs- und Qualifizierungsangeboten. Das Pro- 
gramm hat am 1. Juli 2003 begonnen und läuft bis zum 
3 1 . Dezember 2004. 

Das im Jahre 2001 von der Bundesregierung eingerichtete 
Programm „Kompetenzen fördern - Berufliche Qualifi- 
zierung für Zielgruppen mif besonderem Förderbedarf‘ 
(BQF-Programm) leisfef einen Beitrag zur Weiterent- 
wicklung der Förderung von benachteiligten jungen Men- 
schen über die im NAPTncl 2001-2003 bereits beschrie- 
benen Modellversuche zur Förderung bestimmter 
Zielgruppen hinaus. Dieses bisher bis Ende 2005 lau- 
fende Programm ist mit rd. 53 Mio. Euro (davon 50 % 
Mitfinanzierung durch LSF) ausgestattet. 

Das Ziel des NAP’incl 2001-2003, den Blick stärker auf 
die Probleme und Schwierigkeiten Jugendlicher in sozia- 
len Brennpunkten und strukturschwachen ländlichen Re- 
gionen zu lenken, wird seit dem Jahr 2000 u. a. im Rah- 
men der Programmplattform „Entwicklung und Chancen 
junger Menschen in sozialen Brennpunkten“ (E&C) mit 
dem Freiwilligen Sozialen Trainingsjahr (FSTJ) ver- 
folgt. Ziel des Programms FSTJ ist es, besonders benach- 
teiligten Jugendlichen soziale und berufliche Schlüssel- 
qualifikationen zu vermitteln, um sie sozial und beruflich 
zu integrieren. Über eine Vernetzung mit der Jugendhilfe 
und mit Ausbildungs- und Beschäftigungsträgem werden 
Synergien in Gebieten mit besonderem Entwicklungsbe- 
darf hergestellt. Bundesweit wurden im Zeitraum von 
2000 bis 2004 ca. 80 lokale Qualifizierungsbüros mit ca. 
2 000 Plätzen für besonders benachteiligte Jugendliche 
gefördert. Im Jahr 2003 wurden für das FSTJ ca. 4,7 Mio. 
Euro (davon 1,95 Mio. Euro aus dem ESF) eingesetzt. 
Die Bilanz weist aus: Jeder dritte Jugendliche ging nach 
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dem FSTJ in Ausbildung oder Beschäftigung, jeder 
Zweite gilt als sozial integriert, lediglich ca. 13 % ver- 
blieben in Arbeitslosigkeit. 

Ebenfalls im Rahmen des Programms E & C führte die 
Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung (BZgA) 
in sozialen Brennpunkten verschiedene Aktionen zur 
„Gesundheit von Kindern und Jugendlichen“ durch. Dazu 
zählten Faehforen u. a. zu Krankheitsbildem mit deutli- 
chem Bezug zur sozialen Situation, zum Austausch guter 
Ansätze von Gesundheitsprojekten, zum Aufbau sozial- 
räumlicher Vemefzungssfrukfuren mit dem Gesundheits- 
bereich sowie zu Methoden der Gesundheitsforderung in 
E & C-Gebieten. Darüber hinaus führte die BZgA Ge- 
sundheitstage mit Schulen durch, um die Jugendlichen für 
gesundheitliche Themen zu interessieren, sie zu informie- 
ren und damit ihre gesundheitliche Kompetenz zu erhö- 
hen. 

Teilzeitbeschäftigung 

Mit der Rentenreform 2002 wurde das Ziel erreieht, die 
Rentenanwartschaffen von unterdurchschnittlieh entlohn- 
ten Beschäftigten, die zugleich Kinder erziehen und 
teilzeitbeschäftigt sind, um 50 %, maximal bis zur Höhe 
des Durchschnittseinkommens aufzustoeken (Ausnahme: 
Mini-Jobs ohne Zuzahlung). Durch diese Regelung 
wurde die Schwelle zur Aufnahme einer Teilzeitbeschäf- 
figung bei noch erforderlicher Kinderbetreuung gesenkt. 
Das im NAP’incl 2001-2003 dargestellte Gesetz über 
Teilzeitarbeit und befristete Arbeitsverträge, das am 
1 . Januar 2001 in Kraft trat, leistet durch Ausweitung von 
Teilzeitarbeit einen effektiven Beitrag zur Beschäfti- 
gungssicherung und zum Beschäftigungsaufbau. Darüber 
hinaus fördern die Teilzeitvorschriften des Gesetzes das 
angekündigte Ziel der Chancengleichheit zwischen 
Frauen und Männern und der besseren Vereinbarkeit von 
Beruf und Familie. Die familienfreundliche Zielsetzung 
der Regelungen ermöglicht es Frauen und Männern in 
gleicher Weise, Familie und Beruf besser in Einklang zu 
bringen und ihre individuellen Lebenspläne besser zu ver- 
wirklichen. Kernstück der Regelungen ist der Teilzeitan- 
spruch. Der Teilzeitanspruch ist eine erfolgreiche Strate- 
gie zur Förderung der Teilzeitarbeit. Trotz hoher 
Arbeitslosigkeit ist die Zahl der Teilzeitbeschäftigten in 
2002 auf annähernd 7 Millionen gestiegen. Seit Inkraft- 
treten des Teilzeit- und Befristungsgesetzes (1. Januar 
2001) hat die Zahl der Teilzeitbeschäftigten damit um fast 
460 000 zugenommen. Die Teilzeitquote beträgt nunmehr 
21,4 % (2001: 20,8 %). Sie ist innerhalb von zwei Jahren 
um 1,6 Prozentpunkte gestiegen. Wissenschaftliche Un- 
tersuchungen haben ergeben, dass der Teilzeitanspruch 
kein Einstellungshindemis ist. 

Die im NAP’incl 2001-2003 angekündigte Verbesserung 
der Rahmenbedingungen zur Durchsetzung der Gleich- 
stellung von Frauen und Männern im Öffentlichen Dienst 
wurde mit dem am 5. Dezember 2001 in Kraft getretenen 
Gesetz zur Gleichstellung von Frauen und Männern in der 
Bundesverwaltung und in den Gerichten des Bundes 
(Bundesgleichstellungsgesetz - BGleiG) vorangebracht. 
Damit werden die beruflichen Chancen von Frauen und 


die Möglichkeiten zur Vereinbarkeit von Familie und Er- 
werbstätigkeit für Frauen und Männer nichf nur durch 
Teilzeifbeschäftigung, sondern auch durch das Angebof 
besonderer Arbeitszeitmodelle wie Telearbeitsplätze, 
Arbeitszeitkonto und Sabbatjahr verbessert. Hervorgeho- 
benes Gesetzesziel ist auch die Berücksichtigung der be- 
sonderen Belange behinderter und von Behinderung be- 
drohter Frauen. 

Lebenslanges Lernen 

Mit dem Inkrafttreten des Job-AQTIV-Gesetzes wurden 
die bestehenden Fördermöglichkeiten durch die Bundes- 
anstalt für Arbeit nach dem Dritten Buch Sozialgesetz- 
buch zur Weiterbildung von beschäftigten Arbeitnehmern 
erweitert. Es sieht u. a. vor, dass Maßnahmekosten bei 
Weiterbildung älterer Arbeitskräfte über 50 Jahren über- 
nommen werden, die in einem kleinen oder mittleren Un- 
ternehmen beschäftigt sind. Es eröffnet die Möglichkeit 
zu Zuschüssen an Arbeitgeber zum Arbeitsentgelt Be- 
schäftigter, die von Arbeitslosigkeit bedroht sind, für 
Weiterbildungen bis zur Beendigung des Arbeitsverhält- 
nisses oder zum Arbeitsentgelt von beschäftigten Arbeit- 
nehmern, die an einer Weiterbildung teilnehmen, um ei- 
nen Berufsabschluss zu erwerben. Ferner wird die Job- 
Rotation, also die Einstellung eines bisher Arbeitslosen 
als Stellvertreter für einen in Weiterbildung befindlichen 
Arbeifnehmer geförderf. 

Eine Bund-Länder-Arbeitsgruppe erarbeitet derzeit eine 
Strategie „Lebenslanges Lernen in der Bundesrepublik 
Deutschland“ mit dem Ziel, Lernen für alle Bürgerinnen 
und Bürger in allen Lebensphasen zu fordern (vgl. Kapi- 
tel IV). 

Die Umsetzung des im NAP’incl 2001-2003 dargestell- 
ten Aktionsprogramms „Lebensbegleitendes Lernen für 
alle“, das konkrete Handlungsfelder und Maßnahmen auf 
dem Weg in eine lernende Gesellschaft bündelt, wird wei- 
tergeführt (vgl. Kapitel IV). 

2. Förderung des Zugangs aller zu 
Ressourcen, Rechten, Gütern 
und Dienstleistungen 

Einführung einer bedarfsorientierten sozialen 
Grundsicherung 

Die im NAP’incl 2001-2003 angekündigte bedarfs- 
orientierte Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsmin- 
derung trat am 1 . Januar 2003 in Kraft. Diese trägt dazu 
bei, die Armutsfestigkeit des deutschen Sozialschutzsys- 
tems zu erhöhen. Ziel ist es vor allem, Armut im Alter 
und insbesondere verdeckter und verschämter Armut wir- 
kungsvoller zu begegnen. Um verschämte Armut erfolg- 
reich bekämpfen zu können, wird grundsätzlich auf die in 
der Sozialhilfe übliche Heranziehung von Kindern und 
Eltern (Unterhaltsrückgriff) verzichfef. 

Chancengleichheit durch Ausbildungsförderung 

Mit der im NAP’incl 2001-2003 dargestellten grund- 
legenden BAföG-Reform zum 1. April 2001 ist die 
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Ausbildungsförderung wieder zu einem verlässlichen 
Förderinstrument geworden, mit dem Chaneengleichheit 
dauerhaft gesiehert wird und Begabungsreserven gerade 
in unteren Einkommensbereichen konsequent ersehlossen 
werden. Als Folge der Reform konnte das angestrebte 
Ziel, die Zahl der Geförderten erheblich zu erhöhen, von 
rd. 343 000 durchschnittlich im Jahr 1998 auf rd. 467 000 
durchschnittlich im Jahr 2002 erreicht werden. Dies 
schlägt sich im untersten Einkommensbereieh nieder im 
deutliehen Anstieg der Vollgeförderten, die mangels anre- 
chenbarer Eltemeinkünfte den Höchstsatz erhalten und 
nun 47 % aller BAföG-Geförderten ausmachen. Mit der 
am 1. Januar 2002 in Kraft getretenen Novelle ist das 
Aufstiegsausbildungsförderungsgesetz, das so genannte 
„Meister-BAföG“ u. a. durch einen höheren Zuschuss, 
höhere Unterhaltsbeiträge für Familien mit Kindern und 
höhere Zuschüsse für allein Erziehende deutlich verbes- 
sert und in seiner sozialen Komponente gestärkt worden. 
Dies hat zu einem deutliehen Anstieg der geförderten 
Teilnehmer und Teilnehmerinnen an beruflichen Auf- 
stiegsförtbildungen um rd. 31 600 oder 56 % gegenüber 
2001 geführt. Vor allem dureh die verbesserte Unterstüt- 
zung allein Erziehender ist die Zahl der geförderten 
Frauen in berufliehen Weiterbildungen um 82 % gestie- 
gen. 

Förderung von Beschäftigungsmöglichkeiten für 
gering Qualifizierte und Langzeitarbeitslose 

Seit 1. April 2003 ist zur Förderung von Besehäftigungs- 
mögliehkeiten für gering qualifizierte Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer sowie Langzeitarbeitslose eine allge- 
mein gültige sozialversieherungsrechtliche Regelung und 
die Einführung niedrigerer, degressiv gestaffelter Arbeit- 
nehmerbeiträge zur Sozialversicherung bei Beschäfti- 
gungen mit monatliehen Arbeitsentgelten zwischen 
400,01 und 800 Euro gültig. Mit der Einführung dieser so 
genannten Gleitzone - über der auf 400 Euro monatlich 
angehobenen Geringfügigkeitsgrenze - wird die im 
NAP’incl 2001-2003 angestrebte Schaffung von Anrei- 
zen zur Aufnahme aueh gering entlohnter Erwerbstätig- 
keit und Teilzeitarbeit durch die Verbesserung der Netto- 
einkommensposition weiterentwickelt. Sie mildert die 
vielfaeh kritisierte hohe Grenzbelastung von versiche- 
rungspflichtigen Teilzeitbeschäftigungen ab. Sie bietet 
damit einen besseren Übergang zwischen den so genann- 
ten Minijobs und „normalen“, aber noch relativ gering 
entlohnten Teilzeitbeschäftigungen. Ende Oktober 2003 
lag die Zahl der ausschließlich geringfügig Beschäftigten 
mit 4,45 Mio. um rd. 320 000 höher als im März 2003. 
Daneben gab es 1 ,40 Millionen sozialversieherungspflich- 
tig Beschäftigte, die eine geringfügige Beschäftigung als 
Nebentätigkeit ausübten. Dies sind 400 000 mehr als im 
April 2003. 

Zugang der am stärksten von Ausgrenzung 
Betroffenen zu Wohnraum 

Die im NAP’inel 2001-2003 angekündigte Reform des 
sozialen Wohnungsbaus wurde abgesehlossen. Das neue 
Wohnraumförderungsgesetz ist zum 1. Januar 2002 in 


Kraft getreten. Die Förderung zielt nunmehr nicht mehr 
auf eine Wohnraumversorgung von „breiten Schichten“, 
sondern sie wird konzentriert auf die Haushalte, die we- 
gen finanzieller, gesundheitlicher oder sozialer Benach- 
teiligungen Schwierigkeiten haben, sieh aus eigener Kraft 
am Wohnungsmarkt angemessen zu versorgen. Einkom- 
mensschwache Haushalte mit Kindern, ältere Menschen, 
Mensehen mit Behinderung, aber aueh Wohnungslose 
werden ausdrücklieh als zu versorgende Zielgruppen ge- 
nannt. In einem eigenen Fördergrundsatz ist verankert, 
dass die Anforderungen des barrierefreien Bauens zu be- 
rücksiehtigen sind. Außerdem kann bei besonderen bau- 
lichen Maßnahmen, mit denen Belangen von behinderten 
oder älteren Menschen Reehnung getragen wird, eine zu- 
sätzliche Förderung für den notwendigen Mehraufwand 
gewährt werden. Das Förderinstrumentarium wurde fle- 
xibler gestaltet und durch Kooperationsverträge ergänzt, 
also Vereinbarungen von Gemeinden, Wohnungswirt- 
schaft und Institutionen der Wohlfahrtspflege. Auf die- 
sem Wege kann der Zugang der am stärksten von Aus- 
grenzung Betroffenen zu Wohnraum verbessert werden. 
Bei der Förderung gewinnt neben dem Neubau die Wohn- 
raumversorgung in vorhandenen Beständen durch 
Bestandsemeuerung zunehmend an Bedeutung. Dies er- 
möglicht zugleich die Vermeidung einseitiger Belegungs- 
strukturen. Für die soziale Wohnraumförderung standen 
im Jahr 2001 Bundes- und Landesmittel in Höhe von 

2.8 Mrd. Euro zur Verfügung, im Jahr 2002 waren es 
2,6 Mrd. Euro und im Jahr 2003 knapp 2 Mrd. Euro. 

Vor allem für einkommensschwäehere Familien ist das 
Wohngeld eine wichtige Unterstützungsleistung, da es 
diesen Haushalten ermöglicht, die Wohnkosten für ange- 
messenen und familiengerechten Wohnraum zu tragen. 
Mit der in ihren wesentliehen Teilen zum 1. Januar 2001 
in Kraft getretenen Wohngeldnovelle wurden wesentliche 
Verbesserungen zugunsten einkommenssehwaeher Haus- 
halte erreicht. Eine im Zusammenhang mit dem Wohn- 
geld- und Mietenberieht 2002 vorgenommene Evaluie- 
rung der Wohngeldnovelle hat gezeigt, dass die 
Entlastungswirkung des Wohngeldes deutlieh erhöht 
wurde. Auch hat sich durch die Reform die Anzahl der 
Haushalte, die erstmals oder wieder Wohngeld erhalten, 
in Deutsehland insgesamt um mehr als 330 000 auf rd. 

1.8 Millionen Haushalte erhöht. Die Anzahl derer, die die 
Miethöchstbeträge übersehreiten, wurde deutlieh redu- 
ziert. Damit wurde eines der erklärten Ziele der Wohn- 
geldnovelle, nämlich die Mietenentwieklung großteils 
wieder einzufangen und Wohngeldempfangem finanziell 
den Zugang zu einem wieder größeren Teil des Mietwoh- 
nungsmarktes zu ermöglichen, weitgehend erreieht. Im 
Ergebnis hat die Wohngeldnovelle die in sie gesetzten Er- 
wartungen voll erfüllt. 

Zugang zur notwendigen medizinischen Versorgung 
eröffnen 

Die im NAP’incl 2001-2003 angekündigte Novellierung 
des Krankenpflegegesetzes ist im April 2003 vom Deut- 
schen Bundestag beschlossen worden und trat am 
1. Januar 2004 in Kraft. Die Vermittlung interkultureller 
Kompetenz wurde als Bestandteil der Ausbildung in die 
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Ausbildungsordnung aufgenommen. Damit sollen kultu- 
rell bedingte Verständigungsschwierigkeiten überwun- 
den und dazu beigetragen werden, eine barrierefreie Ver- 
sorgung mit medizinischen und pflegerischen Leistungen 
für Migrantinnen und Migranten zu ermöglichen. 

3. Den Risiken der Ausgrenzung verbeugen 

Teilhabe an der Informationsgesellschaft 

Dem im NAP’incl formulierten Anspruch, einer Teilung 
der Gesellschaft in Angeschlossene und Ausgeschlossene 
entgegenzuwirken, kommen Bund und Länder durch ver- 
stärkte Maßnahmen nach. Eine Vielzahl der im Aktions- 
programm des Bundes „Innovation und Arbeitsplätze in 
der Informationsgesellschaft des 21. Jahrhunderts“ ge- 
steckten Ziele zur Verhinderung einer digitalen Spaltung, 
wie z. B. der Zugang zur Intemetnutzung für mindestens 
40 % der Bevölkerung bis 2005, sind bereits erreicht. Die 
Schulen sind seit 2001 kostenfrei und inzwischen auch 
mehrheitlich mit Breitbandkapazität ans Internet ange- 
schlossen, die IT-Ausstattung der Berufsschulen konnte 
durch die Förderung im Rahmen des „Zukunftsinvesti- 
tionsprogramms für berufliche Schulen“ der Bundesre- 
gierung deutlich verbessert werden. Auch das Ziel, den 
Anteil der Frauen an der Intemetnutzung bis 2005 auf 
über 40 % anzuheben, wurde bereits 2002 erreicht. Die 
Länder haben eine Vielzahl von Förderprogrammen in 
den Bereichen Ausstattung der Schulen, Wartung und pä- 
dagogische Systembetreuung, Lehrerfortbildung, Ent- 
wicklung pädagogischer Gmndlagen und weitere Unter- 
stützungsleistungen aufgelegt. Darüber hinaus halten die 
Landesbildungsserver und der Deutsche Bildungsserver 
als Informations- und Beratungssysteme verschiedene 
Leistungen für die Vorbereitung, Durchfühmng und 
Nachbereitung des Unterrichts für Lehrkräfte, aber auch 
für Schülerinnen und Schüler, Eltern und pädagogisch In- 
teressierte bereit. 

In Bildungseinrichtungen in Deutschland ist damit heute 
eine breite Basis vorhanden, um Computer und Internet 
zum Alltagswerkzeug in Unterricht und Lehre zu machen 
und auf diese Weise Medienkompetenz schon in der 
Schule unabhängig von der sozialen Flerkunft zu vermit- 
teln. Für den Arbeitsmarkt spielt der Nachweis berufli- 
cher Kompetenzen und deren Erhalt eine weiter steigende 
Rolle. Die Qualiflziemng im Arbeitsprozess und deren 
Unterstützung durch eLeaming kann dazu beitragen, den 
Aufwand für die Beteiligung an herkömmlichen Bil- 
dungsangeboten zu vermindern und helfen, den Zugang 
zu Qualiflziemngsmaßnahmen zu erleichtern. Auf diese 
Weise soll auch in der bemflichen Bildung sozialer Aus- 
grenzung entgegen gewirkt werden. 

Die im NAP’incl 2001-2003 angestrebte Fördemng einer 
Teilhabe behinderter Menschen an der Informationsge- 
sellschaft wird schrittweise umgesetzt. Das Internet eröff- 
net behinderten Menschen neue Chancen und Wege zur 
Teilhabe an der Informationsgesellschaft. Um diese 
Chancen nutzen zu können, müssen die Intemetangebote 
barrierefrei gestaltet werden. Die EU-Mitgliedstaaten ha- 
ben sich mit der Annahme des Aktionsplans „eEurope 
2002“ darauf verständigt, ihre öffentlich-rechtlichen 


Web-Seiten nach dem bereits existierenden internationa- 
len Standard, wie er in den WAI-Leitlinien (Web-accessi- 
bility-Initiative) festgelegt ist, barrierefrei zu gestalten. In 
Deutschland sind die Bundeseinrichtungen durch das Be- 
hindertengleichstellungsgesetz verpflichtet worden, ihre 
Intemetauftritte so zu gestalten, dass Menschen mit Be- 
hinderung sie grundsätzlich uneingeschränkt nutzen kön- 
nen. Näheres ist in einer Verordnung zur Schaffung bar- 
rierefreier Informationstechnik bestimmt worden. Die 
Länder sind dabei, soweit sie dies nicht bereits schon ge- 
tan haben, für ihren Zuständigkeitsbereich vergleichbare 
Regelungen zu treffen. 

Schutz vor häuslicher Gewalt 

Mit dem zum 1. Januar 2002 in Kraft getretenen Gesetz 
zur Verbesserung des zivilgerichtlichen Schutzes bei Ge- 
walttaten und Nachstellungen sowie zur Erleichterung der 
Überlassung der Ehewohnung bei Trennung (Gewalt- 
schutzgesetz - GewSchG) hat die Bundesregierung ihr im 
NAP’incl 2001-2003 benanntes Ziel umgesetzt, die Op- 
fer häuslicher Gewalt zu schützen. Nunmehr ist es mög- 
lich, dass die Opfer häuslicher Gewalt (überwiegend 
Frauen) die eigene Wohnung nutzen können, ohne sie mit 
dem Täter teilen oder ganz aus der Wohnung und Umge- 
bung flüchten zu müssen. Dies ist auch ein Beitrag zur 
Vermeidung von Wohnungslosigkeit bei Frauen. In Zu- 
sammenhang mit dem Inkrafttreten des GewSchG haben 
viele Länder ihre Polizeigesetze geändert, um die geeig- 
neten rechtlichen Voraussetzungen für die Wegweisung 
gewalttätiger Partner/innen aus den Wohnungen der Op- 
fer häuslicher Gewalt zu schaffen. Das GewSchG wird 
zurzeit im Auftrag der Bundesregierung evaluiert. Es 
zeigt sich aber bereits vor Abschluss dieser Untersu- 
chung, dass das Gesetz zu einer regen Tätigkeit bei der 
Polizei geführt hat, die im Vorfeld der zivilrechtlichen 
Schutzanordnungen für die erste Wegweisung der Täter/ 
innen aus den Wohnungen der Opfer zuständig ist. Bei 
den Einrichtungen, die Opfer häuslicher Gewalt beraten, 
hat die neue Rechtslage zu einem erhöhten Beratungsbe- 
darf geführt. Die Belegungszahlen der Frauenhäuser sind 
jedoch trotz der verbesserten Möglichkeiten des 
GewSchG weiterhin hoch und zeugen damit von der Not- 
wendigkeit dieser Angebote. 

Vermeidung von Überschuldung 

Mit den zum 1 . Dezember 200 1 in Kraft getretenen Ände- 
rungen des Verbraucherinsolvenzverfahrens hat die Bun- 
desregierung ihre im NAP’incl 2001-2003 formulierte 
Absicht eines weiteren gesetzlichen Schutzes bei beste- 
hender Überschuldung umgesetzt. Die Einführung einer 
eigenständigen Verfahrenskostenhilfe für Überschuldete, 
welche die Kosten des Verfahrens nicht aufbringen kön- 
nen, und die Verkürzung der Wohlverhaltensperiode von 
sieben auf sechs Jahre wirken motivierend auf Überschul- 
dete. So geht aus der vom Statistischen Bundesamt ge- 
führten Insolvenzstatistik hervor, dass im Jahr 2003 insge- 
samt 61 403 Insolvenzanträge von natürlichen Personen 
(Verbraucher: 33 609 Personen, ehemals Selbstständige 
und andere natürliche Personen: 25 401 Personen) gestellt 
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wurden. Im Jahr 2002 hatten demgegenüber insgesamt 
etwa 48 000 natürliche Personen (2001: 13 800 Personen) 
die Möglichkeit genutzt, durch die Einleitung eines Insol- 
venzverfahrens eine Restschuldbefreiung zu erlangen. Die 
Einführung der Restschuldbefreiung für natürliche Perso- 
nen hat sich daher als unverzichtbare Institution zur Be- 
seitigung von Überschuldung erwiesen. Noch vorhandene 
Zugangshindemisse sind durch Vereinfachungen des Ver- 
fahrens abzubauen. 

Die imNAP’incl 2001-2003 angekündigte Anhebung der 
Pfandungsfreigrenzen trat mit dem 7. Gesetz zur Ände- 
rung der Pfandungsfreigrenzen zum 1. Januar 2002 in 
Kraft. Eine wesentliche Weiterentwicklung für die befrof- 
fenen privaten Haushalte stellt die regelmäßige Anpas- 
sung der unpfandbaren Beträge dar. Diese werden nun 
zum 1. Juli eines jeden zweiten Jahres entsprechend der 
im Vergleich zum jeweiligen Vorjahreszeitraum sich erge- 
benden prozentualen Entwicklung des steuerrechtlichen 
Grundffeibetrages angehoben. Während der Schutz der 
laufenden Arbeits- und Sozialeinkommen durch dieses 
Gesetz in hinreichender Weise erfolgte, wird in diesem 
Jahr ein Gesetzentwurf vorgelegt, um den Schutz auf die 
Sicherung von Ansprüchen aus privaten Versicherungs- 
verträgen, die der Versorgung im Alter dienen, auszuwei- 
ten und damit Altersarmut zu vermeiden. Zur Vermei- 
dung sozialer Ausgrenzung und Sicherung der Teilhabe 
am wirtschaftlichen Leben ist der Zugang zu einem Giro- 
konto eine existenzielle Voraussetzung. Es ist sicherzu- 
stellen, dass die von den im Zentralen Kreditausschuss 
zusammengeschlossenen Verbänden der Kreditwirtschaft 
beschlossene Selbstverpflichtung zur Ermöglichung eines 
Girokontos auf Guthabenbasis flächendeckend umgesetzt 
wird. 

4. Für die besonders gefährdeten Personen 
und Gruppen handeln 

Menschen mit Behindernng 

Das im NAP’incl 2001-2003 aufgestellte Ziel, der Zer- 
splitterung der Rechtsvorschriften für behinderfe und von 
Behinderung bedrohte Menschen in einer Vielzahl von 
Gesetzen und Verordnungen entgegenzuwirken, wurde 
mit dem Inkrafttreten des Neunten Buches Sozialgesetz- 
buch (SGB IX) am 1 . Juli 2001 umgesetzt. Hiermit wurde 
im Zuge einer umfassenden Neuregelung klarer darge- 
stellt, dass behinderte und von Behinderung bedrohte 
Menschen die notwendigen Sozialleistungen zur Förde- 
rung ihrer Selbstbestimmung und ihrer gleichberechtigten 
Teilhabe am Leben in der Gesellschaft erhalten. Davon 
umfasst sind u. a. die erforderlichen Leistungen, um 

- die Behinderung abzuwenden, zu beseitigen, zu min- 
dern, ihre Verschlimmerung zu verhüten oder ihre Fol- 
gen zu mildem sowie 

- Einschränkungen der Erwerbsfähigkeit zu vermeiden, 
zu überwinden, zu mindern oder eine Verschlimme- 
rung zu verhüten und die Teilhabe am Arbeitsleben 
entsprechend den Neigungen und Fähigkeiten dauer- 
haft zu sichern. 


Des Weiteren enthält das SGB IX eine Legaldefinition 
des Begriffs „Behindernng“, wonach Menschen als be- 
hindert gelten, wenn ihre körperliche Funktion, geistige 
Fähigkeit oder seelische Gesundheit mit hoher Wahr- 
scheinlichkeit länger als sechs Monate von dem für das 
Lebensalter typischen Zustand abweichen und daher ihre 
Teilhabe am Leben in der Gesellschaft beeinträchtigt ist. 
Aufgmnd der Einordnung der Definition in das SGB IX 
gilt die Definition für sämtliche Rehabilitationsträger und 
ist für diese bindend. 

Zur Beschleunigung der Verwaltungsverfahren enthält 
das Gesetz Vorschriften, die eine schnelle Zuständigkeits- 
klärung und Leistungserbringung gewährleisten. Bei Stel- 
lung eines Antrags steht nach spätestens zwei Wochen 
fest, welcher Rehabilitationsträger für die Enfscheidung 
über die Leistungsgewähmng zusfändig ist. 

In Umsetzung des SGB IX haben die Rehabilitationsträ- 
ger ein flächendeckendes Netz von gemeinsamen Ser- 
vicestellen eingerichtet. Die gemeinsamen Servicestellen 
haben die Aufgabe, den behinderten Menschen wohnort- 
nah trägerübergreifend und anbietemeutral umfassend bei 
ihren Anliegen Beratung und Unterstützung anzubieten. 

Durch die Einbeziehung der Sozialhilfe in den Kreis der 
Rehabilitationsträger ist die bis zu diesem Zeitpunkt vor- 
geschriebene Bedürftigkeitsprüfung bei Leistungen der 
Sozialhilfe zur medizinischen Rehabilitation und zur Teil- 
habe behinderter Menschen am Arbeitsleben im Interesse 
der Gleichbehandlung behinderter Menschen entfallen. In 
dem am 1 . Januar 2005 in Kraft tretenden Gesetz zur Ein- 
ordnung des Sozialhilferechts in das Sozialgesetzbuch 
wird der Unterhaltsübergang bei Leistungen der Einglie- 
demngshilfe für behinderte Menschen und der Hilfe zur 
Pflege in Höhe von bisher 20 Euro nunmehr auch bei 
Leisfungen der Hilfe zum Lebensunf erhalt an Volljährige 
mit 20 Euro pauschaliert. Hauptziel der Neuregelung ist 
die damit erreichte Gleichbehandlung bei ambulanter und 
stationärer Unterbringung, d. h. der Wegfall der Schlech- 
terstellung der Unterhaltspflichtigen von zuhause leben- 
den behinderten oder pflegebedürftigen Menschen. 

Mit dem zum 1 . Mai 2002 in Kraft getretenen Gesetz zur 
Gleichstellung behinderter Menschen (BGG) wurde das 
Benachteiligungsverbot des Grundgesetzes über das So- 
zialrecht hinaus im gesamten öffentlich-rechtlichen Be- 
reich umgesetzt. Kernstück des Gesetzes ist die Herstel- 
lung barrierefrei gestalteter Lebensbereiche. Barrierefrei 
sind bauliche und sonstige Anlagen, Verkehrsmittel, tech- 
nische Gebrauchsgegenstände, Systeme der Informa- 
tionsverarbeitung, akustische und visuelle Informations- 
quellen und Kommunikationseinrichtungen sowie andere 
gestaltete Lebensbereiche, wenn sie für Menschen mif 
Behinderung in der allgemein üblichen Weise, ohne be- 
sondere Erschwernis und grundsätzlich ohne fremde 
Hilfe zugänglich und nutzbar sind. Menschen mit Behin- 
derung sollen gleichberechtigt zu allen Lebensbereichen 
einen umfassenden Zugang und eine uneingeschränkte 
Nutzung haben. Sozialer Ausgrenzung kann dadurch 
wirksam entgegengewirkt werden. Das Ziel einer allge- 
meinen Barrierefreiheit umfasst neben der Beseitigung 
räumlicher Barrieren für Rollstuhlfahrer und gehbehin- 
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derte Menschen auch die kontrastreiche Gestaltung der 
Lebensumwelt für sehbehinderte Menschen. Außerdem 
ist die barrierefreie Kommunikation etwa mittels Gebär- 
densprachdolmetscher oder über barrierefreie elektroni- 
sche Medien geregelt. Dazu traten im Juli 2002 drei Ver- 
ordnungen in Kraft, die die Bundesbehörden verpflichten, 
Barrierefreiheit im weitesten Sinne herzustellen. Über das 
neue Instrument der Zielvereinbarung können Unterneh- 
men und vom Bundesministerium für Gesundheit und So- 
ziale Sicherung anerkannte Verbände behinderter Men- 
schen in eigener Verantwortung Vereinbarungen darüber 
treffen, wie und in welchem Zeitraum Barrierefreiheit vor 
Ort konkret verwirklicht wird. 

Mit dem BGG sind im aufgrund des föderativen Staats- 
aufbaus eng bemessenen Zuständigkeitsbereich des Bun- 
des für den öffentlichen Personenverkehr wichtige 
Gesetze im Eisenbahnwesen, beim Personen- oder Luft- 
verkehr geändert worden. Durch die gewählte Gesetzes- 
systematik ist sichergestellt, dass die Interessen behinder- 
ter Menschen unmittelbar durch Beteiligungsrechte zur 
Geltung kommen können und dass es den Entscheidungs- 
trägem vor Ort überlassen wird, die Bedingungen für die 
Herstellung von Barrierefreiheit im Einzelnen eigen- 
verantwortlich zu regeln. Auch die Länder haben durch 
eigene Gesetze zur Gleichstellung behinderter Menschen 
vielfach beigetragen. 

Migrantinnen und Migranten 

Die Unabhängige Kommission „Zuwandemng“ stellte am 
4. Juli 2001 ihren Bericht vor. Die darin enthaltenen Vor- 
stellungen zur Integrationsförderung sind zu einem gro- 
ßen Teil in den Entwurf des Zuwanderungsgesetzes ein- 
geflossen, den die Bundesregierang im November 2001 
beschlossen und in das Gesetzgebungsverfahren einge- 
bracht hat. Die umfassende Förderung der Integration der 
Neuzuwanderinnen und Neuzuwanderer durch die Festle- 
gung eines Mindestrahmens staatlicher Integrationsange- 
bote ist ein zentraler Bestandteil des mit dem Zuwande- 
rungsgesetz zu realisierenden Zuwanderungskonzeptes 
(vgl. auch Kapitel IV). Daneben sieht der Gesetzentwurf 
eine Reihe von Verbesserungen der gesellschaftlichen 
und sozialen Situation der nach Deutschland kommenden 
Zuwanderer vor. 

Zur Integration von Migrantinnen und Migranten in allen 
Schularten werden durch die Länder seit Jahren erhebli- 
che Ressourcen zur Verfügung gestellt. In Auswertung 
des Berichtes der Unabhängigen Kommission „Zuwande- 
rung“ der Bundesregierung, der Empfehlungen des Fo- 
rums Bildung, der Ergebnisse der Spracherwerbsför- 
schung, der PISA-Studie und der Sachstandsberichte der 
Länder hat die Kultusministerkonferenz mit dem Be- 
schluss „Zuwanderung“ vom 24. Mai 2002 wegweisend 
entsprechende Maßnahmen zur Weiterentwicklung der 
Förderung von Migrantinnen und Migranten unter dem 
besonderen Aspekt der sprachlichen Förderung beschlos- 
sen, an deren Umsetzung in allen Ländern gearbeitet 
wird. 

Im Bereich der Arbeitsmigration und im Bereich der Aus- 
bildung von Zuwanderinnen und Zuwanderem sollen fle- 


xible Steuerungsinstrumentarien geschaffen werden, um 
den unterschiedlichen Bedürfnissen des Arbeitsmarktes 
Rechnung tragen zu können. Die Bundesregierung hat 
das Zuwanderungsgesetz im Januar 2003 erneut in das 
Gesetzgebungsverfahren eingebracht, wo es zurzeit im 
Vermittlungsausschuss beraten wird. 

Maßnahmen für Gebiete mit besonderen Problemen 
der Ausgrenzung - „Die soziale Stadt“ 

Mit der Bund-Länder-Gemeinschaftsinitiative „Die so- 
ziale Stadt“ ist ein nationales Aktionsprogramm ins Le- 
ben gerufen worden, das eine nachhaltige Entwicklung 
in Stadt- und Ortsteilen mit besonderen sozialen, wirt- 
schaftlichen und städtebaulichen Problemen sicher- 
stellen soll. Die Initiative unterstreicht die zunehmende 
sozialpolitische Bedeutung der Städtebauförderung und 
bildet den Rahmen einer zwischen Bund und Ländern 
abgestimmten Strategie gegen soziale Polarisierung in 
den Städten. Gefördert werden Stadt- und Ortsteile, die 
infolge sozialräumlicher Segregation davon bedroht sind, 
ins soziale Abseits zu rutschen. Für das Programm 
„Stadtteile mit besonderem Entwicklungsbedarf - die so- 
ziale Stadt“ hat der Bund seit 1999 Finanzhilfen von 
335,6 Mio. Euro (davon 80 Mio. Euro im Jahr 2003) be- 
reitgestellt. Zusammen mit den Komplementärmitteln 
von Ländern und Gemeinden können für die Durchfüh- 
rung des Programms damit bisher mehr als eine Mil- 
liarde Euro eingesetzt werden. Die Förderung wird auf 
hohem Niveau fortgesetzt. 

Bisher umfasst das Bund-Länder-Gemeinschaftspro- 
gramm insgesamt 331 Fördergebiete, die sich auf 229 Ge- 
meinden verteilen. Insbesondere mit dem Programm 
„Entwicklung und Chancen junger Menschen in sozialen 
Brennpunkten - E & C“ und dem Integrationsprogramm 
des Bundes für Ausländer und Aussiedler konnten enge 
Verknüpfungen hergestellt werden. Es besteht weitge- 
hende Gebietsübereinstimmung mit den Fördergebieten 
des Programms „Die soziale Stadt“. Hierdurch wird eine 
effiziente Umsetzung sowohl investiver (baulicher) wie 
nicht-investiver Maßnahmen erreicht. 

Die rasche Aufnahme des Programms „Soziale Stadt“ 
durch die Städte und Gemeinden und das positive Echo in 
den Programmgebieten auf die begonnene Quartierspoli- 
tik können als Anzeichen dafür gewertet werden, dass mit 
dem Programm „Die soziale Stadt“ komplexen Proble- 
men in benachteiligten Stadtteilen begegnet wird. In vie- 
len der als gefährdet eingestuften Stadtteile ist eine Auf- 
bruchstimmung erzeugt worden. In den Kommunen sind 
neue Organisations- und Managementstrukturen für inte- 
grierte Stadtentwicklung entstanden. Die vielfältigen 
Maßnahmen, mit dem Ziel, eine Verbesserung der Le- 
bensbedingungen der Menschen in den gefährdeten Stadt- 
teilen zu erreichen, beziehen die Bürgerinnen und Bürger 
und sonstige lokale Akteure in die Entscheidungsprozesse 
ein. Aktivierungs- und Beteiligungsstrukturen werden als 
wichtiges Instrument der Programmumsetzung gewertet. 
Das Programm soll insbesondere auch transferabhängige 
Bewohnerinnen und Bewohner befähigen, ihr Leben wieder 
selbst zu gestalten. Die eingeleitete Zwischenevaluierung 
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des Programms „Soziale Stadt“ wird weitere Erkennt- 
nisse über die Programmumsetzung und die erreichten 
Fortschritte geben können. 

Hilfen für besonders gefährdete Personengruppen 

Hilfen für besonders von Ausgrenzung gefährdete Grup- 
pen werden nach § 72 BSHG (ab 2005 §§ 67 ff SGB Xll) 
bereitgestellt. Dazu zählen Hilfen zur Ausbildung, zur Er- 
langung und Sicherung eines Arbeitsplatzes sowie Maß- 
nahmen zur Erhaltung und Beschaffung einer Wohnung. 
Der Schwerpunkt dieser Hilfearten liegt in der Beratung 
und persönlichen Hilfe. Es wird ein breiter Maßnahmen- 
katalog bereitgestellt, der sich von der Feststellung der 
Ursachen der sozialen Schwierigkeiten bis zu einer Viel- 
zahl von Hilfestellungen zu ihrer Überwindung erstreckt. 
Mit der Neufassung der Durchführungs-Verordnung zu 
§72 BSHG (ab 2005 §§ 67 ff SGB Xll), die im 
NAP’incl 2001-2003 angekündigt wurde und am 1. Au- 
gust 200 1 in Kraft getreten ist, erfolgte eine lebenslagen- 
orientierte, neue gesetzliche Beschreibung des leistungs- 
berechtigten Personenkreises und eine Weiterentwicklung 
des Systems der Hilfe zur Überwindung besonderer so- 
zialer Schwierigkeiten. Damit wird der BCreis der von 
Ausgrenzung betroffenen Personen noch gezielter erfasst. 
Die Auswirkungen der Neufassung auf die Praxis werden 
derzeit im Rahmen eines Forschungsvorhabens wissen- 
schaftlich untersucht. 

Prostituierte hatten durch ihre vormals als sittenwidrig 
beurteilte Tätigkeit bis 2002 keinen bzw. keinen unmittel- 
baren Zugang zur Sozialversicherung; sie hatten keinen 
Anspruch auf Pflichtversicherung in der gesetzlichen 
Krankenversicherung, Arbeitslosenversicherung sowie 
der Rentenversicherung. Soziale Ausgrenzung, Ausbeu- 
tung und Gewalt gegenüber Prostituierten und die Abhän- 
gigkeit der betroffenen Frauen von einem kriminellen Mi- 
lieu wurden durch die bisherige Rechtslage begünstigt. 
Der Gesetzgeber hat daher das „Gesetz zur Verbesserung 


der sozialen und rechtlichen Situation von Prostituierten 
(Prostitutionsgesetz - ProstG)“ beschlossen, das zum 
1 . Januar 2002 in Kraft getreten ist, um u. a. diese Diskri- 
minierung von Prostituierten zu beseitigen. Durch das 
Prostitutionsgesetz ist nunmehr klargestellt, dass Prostitu- 
ierte, wenn sie im Rahmen einer Vereinbarung sexuelle 
Handlungen erbracht haben, einen Anspruch auf das ver- 
einbarte Entgelt haben. Weiter soll Prostituierten auch der 
Abschluss von sozialversicherungspflichtigen Beschäfti- 
gungsverhältnissen ermöglicht werden. Daneben soll die 
selbstständige Ausübung der Prostitution weiterhin mög- 
lich bleiben. Inwiefern die Regelungen des Prostitutions- 
gesetzes greifen, soll in einer Untersuchung im Auftrag 
der Bundesregierung festgestellt werden. 

III. Bekämpfung von Armut und sozialer 
Ausgrenzung im Zentrum von Politik 
und Gesellschaft 

Der NAP’incl 2003-2005 umreißt die am Prinzip der 
Vorbeugung wie der Nachhaltigkeit ausgerichteten Strate- 
gien der Armutsbekämpfung in Deutschland. 

Gemeinsam mit der regelmäßigen Armuts- und Reich- 
tumsberichterstattung der Bundesregierung schafft der 
NAP’incl das empirische Gerüst und die analytischen 
Grundlagen für eine Politik zur Verhinderung von Aus- 
grenzung sowie zur Verbesserung sozialer Integration und 
der Teilhabe- und Verwirklichungschancen. Seine Ziele 
sind; 

- die Analyse sozialer Probleme, 

- die Planung und Implementierung geeigneter und 
nachhaltiger Maßnahmen sowie 

- die Prüfung, ob und inwieweit im Sinne des „main- 
streaming“ der Aspekt der Armutsbekämpfung be- 
rücksichtigt ist und soziale Integration vorangebracht 
wird. 


Der strategische Ansatz nachhaltiger Armntsbekämpfungspolitik 
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Vor dem Hintergrund dieses strategischen Ansatzes zielt 
die Politik der Bundesregierung darauf ab, allen Bürge- 
rinnen und Bürgern eine aktive Teilhabe am wirtschaftli- 
chen und gesellschaftlichen Geschehen zu ermöglichen. 
Leitbild dieser Politik ist ein aktivierender und gleichzei- 
tig vorsorgender Sozialstaat, der einem Auseinanderdrif- 
ten der Gesellschaft in Arm und Reich entgegenwirkt und 
den sozialen Zusammenhalt stärkt. Dieses politische Leit- 
bild der Erneuerung und Gerechtigkeit kommt auch in der 
„Agenda 2010“ der Bundesregierung zum Ausdruck, die 
den Fokus auf die Förderung von Teilhabemöglichkeiten 
des Einzelnen vor allem durch bessere Bildung und durch 
den Zugang zu Erwerbstätigkeit richtet. 

Dem Ansatz einer nachhaltigen Armutsbekämpfungsstra- 
tegie lassen sich vier politische Leitziele zuordnen, die 
sich aus dem in der deutschen Verfassung verankerten 
Schutz der Menschenwürde und dem Sozialstaatsprinzip 
ergeben. Dabei geht es darum, Personen und Gruppen, 
die besonders von Armut und Ausgrenzung gefährdet 
sind, ein menschenwürdiges Dasein zu ermöglichen und 
Chancen zur gesellschaftlichen Teilhabe zu eröffnen. 

Leitziel 1: Soziale Balance sichern - 
Verwirklichungschancen verbessern 

Gerechte Teilhabe und Chancengleichheit, die Vermei- 
dung und Bekämpfung von sozialer Ausgrenzung sind 
Kernpunkte einer präventiven und auf Nachhaltigkeit an- 
gelegten Politik. In ihrem Zentrum steht, soziale Balance 
zu sichern und immer wieder neu auszutarieren. Dies 
beinhaltet vor allem, die „Verwirklichungschancen“^"*) der 
Menschen zu verbessern, da Armut im Sinne des sozialen 
Ausschlusses in engem Zusammenhang mit einge- 
schränkten oder mangelhaften Verwirklichungschancen 
steht. 

Leitziel 2: Teilhabe der Menschen organisieren - 
Armut und soziale Ausgrenzung verhindern 

Im Zentrum einer vorbeugenden Politik auf Bundes- und 
Landesebene steht die Ausgestaltung der gesellschaftli- 
chen Rahmenbedingungen in der Weise, dass Armutsrisi- 
ken und soziale Ausgrenzung weiter vermindert werden 
oder erst gar nicht entstehen. Nachhaltigkeit, Generatio- 
nengerechtigkeit und Verlässlichkeit bei der Bewältigung 
der wichtigsten Lebensrisiken sind die Gestaltungsmaxi- 
men für einen modernen Sozialstaat. Unmittelbar dazu 
gehört eine Bildungspolitik sowie eine Beschäftigungs- 
politik, die es den Bürgerinnen und Bürgern ermöglicht, 
die Chancen einer sich ständig wandelnden Gesellschaft 
durch eine gute schulische und berufliche Ausbildung 
und eine verbesserte Erwerbssituation, aber auch durch 
eine bessere Vereinbarkeit von Familie und Beruf wahr- 
zunehmen. Dazu gehört auch ein Sozialschutzsystem, das 


24) Das Konzept der „Verwirklichnngschancen“ des Nobelpreisträgers 
Armatya Sen versteht unter Verwirklichungschancen die Möglichkei- 
ten oder umfassenden Fähigkeiten („capabilities“) von Menschen, 
ein Leben führen zu können, für das sie sich mit guten Gründen ent- 
scheiden konnten und das die Grundlagen der Selbstachtung nicht in- 
frage stellt. 


angemessene Leistungen bereitstellt und die Bereitschaft 
stärkt, sich den Herausforderungen der heutigen Gesell- 
schaft zu stellen. 

Leitziel 3: Eigenverantwortung stärken und 
vorhandene Potenziale aktivieren 

Deutsehland verfügt über ein gut ausgebautes System des 
sozialen Schutzes. Kern dieses Systems sind die Sozial- 
versieherungen, die gegen die Risiken bei Alter, Krank- 
heit, Invalidität, Pflegebedürftigkeit und Arbeitslosigkeit 
absiehem. Darüber hinaus werden vor allem Familien 
durch staatliche Transferleistungen unterstützt sowie die 
Finanzierung angemessenen Wohnraums sichergestellt. 
Das letzte Netz, das vor Armut und sozialer Ausgrenzung 
schützt, ist die Sozialhilfe. Ziel des Sozialsehutzsystems 
ist, die Mensehen zu befähigen, ihr Dasein aus eigener 
Kraft zu gestalten, um am gesellschaftlichen Leben teilha- 
ben zu können. Die Stärkung von Eigenverantwortlichkeit 
und die Aktivierung vorhandener Potenziale im Sinne des 
Prinzips des „Fördems und Fordems“ sind Voraussetzung 
dafür, dass Armutskreisläufe nicht entstehen. 

Leitziel 4: Soziale Sicherung armutsfest machen 

In Deutschland werden die sozialen Sichemngssysteme 
auf neue Anfordemngen ausgerichtet. Ziel ist es, einer- 
seits ein angemessenes soziales Schutzniveau beizubehal- 
ten, vorhandene Zugangshürden und eventuelle Sehutz- 
lücken zu identifizieren und möglichst zu beseitigen, wie 
dies z. B. durch die Gmndsichemng für Ältere und Er- 
werbsgeminderte realisiert wurde. Andererseits müssen 
die Sozialversichemngssysteme angesiehts der demogra- 
phischen Entwicklung weiterentwickelt werden. 

Eine Gesamtstrategie aller nationalen Ebenen zur Be- 
kämpfung von Armut und sozialer Ausgrenzung konstitu- 
iert sich aus einem breiten Spektrum untersehiedlicher 
politiseher Ansätze, Maßnahmen und Konzepte naher, 
mittlerer und größerer Reichweite. In ihrem Zentmm ste- 
hen 

- Ziele naher Reiehweite, 

- Verbessemng der Lebenssituation benachteiligter Per- 
sonengmppen, 

- Ziele mittlerer Reiehweite, 

- Verbessemng der Verwirkliehungs- und Teilhabechan- 
cen dureh kontinuierliehe Weiterentwicklung des Bil- 
dungssystems, erleichterten Arbeitsmarktzugang, Sta- 
bilisiemng sozialer Netzwerke und Unabhängigkeit 
vom sozialen Mindestsieherangssystem, 

- Ziele größerer Reichweite, 

- Stärkung sozialer Gerechtigkeit, Erhöhung gesell- 
schaftlieher Durchlässigkeit und Transparenz. 

Hiermit korrespondieren unmittelbar die im Zentmm einer 
auf Nachhaltigkeit angelegten Politik stehenden Strate- 
gien und Maßnahmen zur Armutsbekämpfung. Armut und 
soziale Ausgrenzung resultieren zumeist aus einer Anhäu- 
fung von Problemlagen. Folglich sind die politischen 
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Handlungsfelder und Lösungsansätze vielfältig und die 
damit verbundenen Maßnahmen in den unterschiedlichs- 
ten Politikbereichen angesiedelt. Eine wichtige Aufgabe 
des NAP’incl ist es - auch im Sinne seines präventiven 
Ansatzes - im Rahmen eines konzertierten Prozesses aller 
Akteure und Ebenen verschiedenste politische Maßnah- 
men der Sozialpolitik, Wirtschafts- und Finanzpolitik 
ebenso wie der Arbeitsmarkt- und Wohnungspolitik so- 
wie der Bildungspolitik zu bündeln. 

Den Rahmen für die Beschreibung von sozialer Ausgren- 
zung und Armutstendenzen des NAP’incl 2003-2005 
bilden die in Lacken festgelegten Primär- und Sekun- 
därindikatoren. Diese Indikatoren ermöglichen die Identi- 
fizierung von Personengruppen, die einem erhöhten Ar- 
mutsrisiko ausgesetzt sind. Gleichzeitig kann anhand 
dieser Indikatoren ein Monitoring der nationalen Prozesse 
der sozialen Integration angestoßen werden. Deutschland 
will, dass ihre Eignung zukünftig gezielt darauf hin re- 
flektiert wird, inwieweit sie robust, vergleichbar, zielge- 
nau und auf der Basis von aktuellen Daten die angestreb- 
ten Ziele messen. Eine laufende Überprüfung des 
Indikatoren-Tableaus auf europäischer Ebene und seiner 
Kohärenz in den verschiedenen Politikbereichen sollte 
daher fester Bestandteil des NAP’incl-Prozesses sein. Er- 
gänzend wurden für die nationale Ebene acht so genannte 
„Tertiärindikatoren“ zu den politischen Schwerpunkten 
des NAP’incl 2003-2005 entwickelt, die dazu beitragen 
können, die spezifischen politischen und gesellschaftli- 
chen Rahmenbedingungen in Deutschland abzubilden. Im 
Hinblick auf eine Erweiterung der Tertiärindikatoren und 
eine - wissenschaftlich fundierte - Evaluation bzw. das 
Monitoring politischer Maßnahmen sind noch weiterge- 
hende konzeptionelle Überlegungen und eine Verbesse- 
rung der Datenlage notwendig. 

Gender Mainstreaming 

Das Prinzip des Gender Mainstreaming ist in den ver- 
schiedenen Politikfeldem im Rahmen von Analysen und 
Maßnahmen berücksichtigt. Es wurden die Anstrengun- 
gen verstärkt, Daten geschlechtsspezifisch auszuwerten. 
Dies entspricht der Selbstverpfiichtung der Bundesregie- 
rung und der Landesregierungen, Gender Mainstreaming 
als durchgängiges Leitprinzip für die Durchsetzung der 
tatsächlichen Gleichberechtigung von Frauen und Män- 
nern anzuwenden. Unterstützung wird dabei durch das 
GenderKompetenzZentrum, ein Forschungs-, Informa- 
tions- und Beratungsinstitut, das an der Humboldt-Uni- 
versität zu Berlin angesiedelt ist und von der Bundesre- 
gierung finanziert wird, geboten. Es hat seine Arbeit im 
November 2003 aufgenommen. 

Das Zentrum bietet den Bundesministerien eine kosten- 
lose Erstberatung zu inhaltlichen und organisatorischen 
Fragen bei der Anwendung und der Implementierung von 
Gender Mainstreaming an. Aber auch andere öffentliche 
und private Einrichtungen und Firmen können seine Leis- 
tungen in Anspruch nehmen. Das GenderKompetenzZen- 
trum arbeitet mit Beratenden zusammen, die schon über 
Gender-Kompetenz verfügen und dazu auch Beratungs- 
leistungen anbieten können. Es erarbeitet Qualitätskrite- 


rien für die Auswahl externer Unterstützung und für eine 
erfolgreiche Umsetzung von Gender Mainstreaming. Es 
wird insoweit nicht selbst forschend tätig, sondern ver- 
steht sich als Drehscheibe zwischen den Nachfragenden 
und denjenigen, die über die jeweils nachgefragte Gen- 
der-Kompetenz verfügen und dazu beraten können. Unter 
www.genderkompetenz.info finden sich nach Politikbe- 
reichen geordnete Informationen zu den jeweiligen rele- 
vanten Genderaspekten. Diese Hinweise dienen einer ers- 
ten Information darüber, welche geschlechtsspezifischen 
Fragestellungen im betreffenden Politikbereich zu be- 
rücksichtigen sind. 

IV. Politische Handlungsansätze 
2003 bis 2005 

Für die Jahre 2003 bis 2005 werden im NAP’incl vier 
Schwerpunkte gesetzt. Darüber hinaus sollen mit der vor- 
liegenden Aktualisierung die Grundzüge der Agenda 
2010 als umfassendem Reformprogramm, auch für die 
Bekämpfung von Armut und sozialer Ausgrenzung, dar- 
gestellt werden, ln die Handlungsansätze werden die 
Maßnahmen der Länder einbezogen. 

1. Zugang zur Erwerbsarbeit erleichtern - 
Integration in den Arbeitsmarkt fördern 

Längerfristige Arbeitslosigkeit und Defizite in der beruf- 
lichen und allgemeinen Bildung sind wesentliche Ursa- 
chen, die das Risiko sozialer Ausgrenzung erhöhen. Er- 
schwert ist der Zugang zur Erwerbsarbeit insbesondere 
für langzeitarbeitslose Empfängerinnen und Empfänger 
von Sozialhilfe und Arbeitslosenhilfe, niedrig Qualifi- 
zierte, schwerbehinderte Menschen sowie Migrantinnen 
und Migranten. Mit ihrer Reform-,, Agenda 2010“ trägt 
die Bundesregierung dieser Situation Rechnung und kon- 
zentriert ihre Politik u. a. auf die gezielte und verstärkte 
Aktivierung der Potenziale des Einzelnen, um gesell- 
schaftliche und wirtschaftliche Teilhabe zu ermöglichen 
und materielle Abhängigkeiten von staatlichen Fürsorge- 
leistungen abzubauen. Zur Stärkung des aktivierenden 
Moments im Rahmen einer präventiven Politik hat die 
Qualifizierung dieser am stärksten gefährdeten Personen- 
gruppen einen besonderen Stellenwert. Die Anforderun- 
gen an das Qualifikationsniveau der Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer steigen, die bereits heute Benachteilig- 
ten drohen auch zu den Verlierern der Wissensgesell- 
schaft zu werden. 

Fehlende schulische und berufliche Qualifikationen tra- 
gen zu einem erhöhten Ausgrenzungs- und Armutsrisiko 
bei. Bund und Länder haben im Rahmen ihrer verfas- 
sungsrechtlichen Zuständigkeit eine Reihe von Maßnah- 
men zur Förderung insbesondere von bildungsbenachtei- 
ligten Kindern und Jugendlichen eingeleitet. Diese zielen 
vor dem Hintergrund des Zusammenhangs zwischen so- 
zialer Herkunft und Bildungserfolg vor allem auf eine 
Verbesserung der frühen und individuellen Förderung al- 
ler Kinder und Jugendlichen. Die Bundesregierung unter- 
stützt deshalb die Länder mit dem Investitionsprogramm 
„Zukunft Bildung und Betreuung“ beim Auf- und Ausbau 
eines bedarfsgerechten Angebotes von Ganztagsschulen 
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bis zum Jahr 2007 mit insgesamt 4 Mrd. Euro für Bau- 
maßnahmen und Ausstattungen. Ziel des Programms ist, 
zusätzliche Ganztagsschulen aufzubauen und bestehende 
Ganztagsangebote qualitativ weiterzuentwickeln. 

Die laufenden Betriebskosten sowie die Personalkosten 
werden von den Ländern getragen. So gewährt beispiels- 
weise Bayern Zuwendungen zu Investitionen im Bereich 
der ganztägigen Betreuung an Schulen, der angeglieder- 
ten Horte, der heilpädagogischen Tagesstätten und von 
Kooperationsmodellen zwischen Schule, Jugend- und Be- 
hindertenhilfe. Allein für Investitionen im Teilbereich der 
Horte sowie der Jugend- und Behindertenhilfe stehen hier 
120 Mio. Euro zur Verfügung. Darüber hinaus stellt Bay- 
ern für den weiteren Ausbau der Kinderbetreuung bis 
2006 zusätzliche Mittel in Höhe von 313 Mio. Euro zur 
Verfügung. Im Saarland werden in 173 von den 
382 Schulen des Landes 232 Gruppen bis 14.00 Uhr, in 
111 Schulen 171 Gruppen bis 16.00 Uhr betreut, d. h. 
dass an 74 % der saarländischen Schulen ein verlässliches 
Angebot besteht. In Mecklenburg- Vorpommern sollen 
künftig Kinder in Ganztagsschulen mit Lemschwächen 
intensiver gefordert und damit zielgerichtet vorhandene 
Benachteiligungen ausgeglichen werden. 

Verbunden mit dem Ausbau eines bedarfsgerechten An- 
gebotes von Ganztagsschulen ist der Wechsel von einem 
selektierenden zu einem fordernden System zu bewälti- 
gen. Unter Einbeziehung der Angebote der Kinder- und 
Jugendhilfe, die stärker als bislang mit Schulen kooperie- 
ren müssen, geht es darum, im Interesse der Kinder und 
Jugendlichen Bildungsangebote qualitativ zu stärken, die 
durch die Verzahnung formeller und informeller Bil- 
dungs- und Lemformen individuelle Förderung zu ver- 
bessern und soziale Schranken des bisherigen Bildungs- 
systems aufzubrechen. Die Entwicklung der Kooperation 
von Schulen und Jugendhilfe ist vorrangig Aufgabe von 
Ländern und Kommunen. Die Bundesregierung stellt 
Plattformen des Dialogs und fachlichen Austauschs be- 
reit, berichtet über Beispiele gelingender und verbesse- 
rungsfähiger Zusammenarbeit und regt Modelle zur 
Erprobung und Implementierung von integrierter Koope- 
ration an. Die Bundesregierung strebt an, die Kinder- und 
Jugendhilfe als Mitträgerin einer Modernisierung der Bil- 
dungslandschaft und des Ausbaus der Ganztagsangebote 
zu positionieren und die hierzu erforderlichen pädagogi- 
schen, methodischen und organisatorischen Veränderun- 
gen in der Kinder- und Jugendhilfe anzustoßen. Wichti- 
ges Handlungsinstrument ist der 12. Kinder- und 
Jugendbericht zum Thema „Bildung, Betreuung und Er- 
ziehung außerhalb der Schule“, von dem die Bundesre- 
gierung in 2005 Impulse für Angebote der Jugendhilfe im 
Zusammenhang mit Ganztagsförderung erwartet. 

Zur wirksamen Förderung bildungsbenachteiligter Kin- 
der, insbesondere auch der Kinder und Jugendlichen mit 
Migrationshintergrund, haben die Länder eine Reihe von 
Maßnahmen im Rahmen der von der Kultusministerkon- 
ferenz in Reaktion auf die PISA-Studie festgelegten 
Handlungsfelder ergriffen. In der Bund-Länder-Kommis- 
sion für Bildungsplanung und Forschungsforderung 
(BLK) haben Bund und Länder im Juni 2002 ein Aktions- 


programm mit folgenden Handlungsfeldem verabredet: 
die Förderung von Sprach-, Lese- und Schreibkompetenz, 
die Förderung von Migrantinnen und Migranten und die 
Förderung der mathematisch-naturwissenschaftlichen 
Kompetenz. In allen drei Handlungsfeldem wird der frü- 
hen und individuellen Fördemng besondere Beachtung 
geschenkt. Ein auf fünf Jahre angelegfes BLK-Programm 
zur Förderung von Kindern und Jugendlichen mit Migra- 
tionshintergmnd beginnt am 1 . September 2004 und soll 
innovative Ansätze der Länder zur Optimierang von 
sprachlicher Bildung und Fördemng unterstützen und 
weiter entwickeln. Die Schnittstellen zwischen schuli- 
schem und außerschulischem Bereich und die Koopera- 
tion der Beteiligten sind besonders in den Blick zu neh- 
men. 

Zur nationalen Umsetzung der neuen Weltalphabetisie- 
rangsdekade, die im Febmar 2003 auf Beschluss der Ver- 
einten Nationen begann, verstärken derzeit Bund, Länder 
und Kommunen sowie Nichtregierangsorganisationen 
ihre Bemühungen zur Prävention und Bekämpfung von 
Analphabetismus. Die Bundesregierung fordert innova- 
tive Projekte, mit denen Beiträge zur Modernisierung der 
Alphabetisierangsarbeit geleistet werden, wie beispiels- 
weise die Entwicklung der Intemetplattform APOLL 
(Kooperationsverbund des Deutschen Volkshochschul- 
Verbandes e.V mit dem Bundesverband Alphabetisierung 
e.V), über die künftig Informationen, Unterstützungen 
und Kontakte für Unterrichtende, Lernende und die inte- 
ressierte Öffentlichkeit angeboten werden. Für die Alpha- 
betisierung von Migrantinnen und Migranten stellt die 
Bundesregierung Mittel zur Verfügung. 

Um die Zahl der frühzeitigen Schulabbrecher weiter zu 
senken, sind präventive Maßnahmen, die darauf abzielen, 
einer drohenden Abkoppelung lemschwacher und be- 
nachteiligter Schülerinnen und Schüler vom Berafsaus- 
bildungs- und Beschäftigungsbereich entgegenzuwirken, 
in den Schulen der Sekundarstufe I weiter erheblich in- 
tensiviert worden. Dabei kommt neuartigen Koopera- 
tionsformen zwischen Abschlussklassen, insbesondere 
der Haupt- und Sonderschulen, mit beruflichen Schulen 
und Betrieben besondere Bedeutung zu. Generell liegt in 
der Sekundarstufe I ein starker Akzent auf der Hinfiüh- 
rang zur Arbeits- und Wirtschaftswelt (wirtschaftskund- 
licher Fachunterricht, Praktika, Berufswahlunterricht, Be- 
rufsberatung in den Schulen und Maßnahmen zur 
vertieften Berafsorientierang). Alle Jugendlichen, die 
nach der Sekundarstufe I keine Schule der Sekundar- 
stufe II besuchen oder keinen Ausbildungsplatz haben, 
werden im Berafsvorbereitungsjahr oder im Berafsgrand- 
schuljahr auf grundlegende Anforderungen in einem oder 
mehreren Berafsfeldem vorbereitet. Eine Berafsgrundbil- 
dung, eine abgeschlossene Berufsausbildung nach Län- 
derrecht (Assistentenberafe) oder eine Vorbereitung auf 
Studiengänge kann auch an Berafsfachschulen und Fach- 
oberschulen erworben werden. Behinderten Schülerin- 
nen und Schülern wird in Sonderschulen mit einer Viel- 
zahl spezieller Maßnahmen die Eingliederung in die 
berufliche Ausbildung und Täfigkeif ermöglicht. In Bay- 
ern wird zur Stärkung der sozialen Integration von be- 
nachteiligten jungen Menschen die „Jugendsozialarbeit 
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an Schulen“ als Erfolg versprechender Weg erachtet 
(s. Anhang 11, Bayern). 

ln 2004 wurde die zweite Förderrunde des Programms 
Schule-Wirtschaft-Arbeitsleben (SWA) eingeleitet, die 
bis 2007 laufen wird und ihren Schwerpunkt auf Transfer 
und Einbeziehung in Ganztagsschulkonzepte legt. Ziel 
des SWA-Programms ist eine bundesweite Implementa- 
tion von erfolgreichen Projekten, die Jugendlichen den 
späteren Einstieg in die Berufswelt und den Abschluss 
einer Ausbildung erleichtern. Bisher waren ca. 
32 000 Schülerinnen und Schüler in 530 Schulen und 
2 400 Unternehmen daran beteiligt. Bei den Schulen han- 
delt es sich überwiegend um Schulen im Sekundarbe- 
reich 1, aber auch um Schulen im Sekundarbereich 11, 
Förderschulen und Schulen für Lernbehinderte. Die Pro- 
jekte wurden bislang in allen Bundesländern sowie mit 
den Sozialpartnern durchgeführt. Das SWA-Programm 
fördert in seinem Kern die Möglichkeit für Jugendliche, 
noch während ihrer Schulzeit frühzeitig die Berufswelt 
kennen zu lernen, Wirtschafts- und Produktionsabläufe zu 
begreifen und Berufsvorstellungen zu entwickeln. 

Eine gute und qualifizierte Berufsausbildung für alle ist 
ein wichtiges Ziel der Bildungspolitik von Bund und Län- 
dern und eine wichtige Form der Zukunftsvorsorge. Ein 
Schwerpunkt der künftigen Berufsbildungspolitik der 
Bundesregierung wird darin liegen, die Wirtschaft bei ih- 
ren Anstrengungen, ein der Nachfrage entsprechendes 
Ausbildungsplatzangebot bereitzustellen, durch entspre- 
chende Rahmenbedingungen zu unterstützen. Mit dem 
Entwurf der Regierungsfraktionen für ein Gesetz zur 
Sicherung und Förderung des Fachkräftenachwuchses 
und der Berufsausbildungschancen der jungen Generation 
(Berufsausbildungssicherungsgesetz), der am 7. Mai 2004 
im Deutschen Bundestag beschlossen wurde, sollen der 
Fachkräftenachwuchs und die Berufsausbildungschancen 
der jungen Generation gesichert und gefördert werden, 
um die Wettbewerbsfähigkeit Deutschlands durch Aus- 
schöpfung des gesamten zukünftigen Fachkräftepoten- 
zials zu gewährleisten. Das Gesetz soll nur dann ange- 
wendet werden, wenn nicht genügend Ausbildungsplätze 
zur Verfügung gesfellt werden, keine kurzfrisfige Besse- 
rung zu erwarten und der Verwaltungsaufwand angemes- 
sen ist. Verschiedene Länder lehnen den vom Bundestag 
beschlossenen Gesetzentwurf ab. 

Jugendliche und junge Erwachsene, die auf ihrem Weg in 
Ausbildung und Beruf besonderer Unterstützung bedür- 
fen, gilt es so zu fördern, dass sie eine Berufsausbildung 
in einem anerkannten Ausbildungsberuf oder eine gleich- 
wertige Berufsausbildung aufnehmen können und zu ei- 
nem Ausbildungsabschluss gelangen. Zielgruppen mit 
besonderem Förderbedarf sind neben jungen Menschen 
mit Migrationshintergrund solche Jugendliche und junge 
Erwachsene, die aufgrund persönlicher oder sozialer Ge- 
gebenheiten benachteiligt sind. 

Mit dem bis Ende 2006 laufenden Programm „Kompeten- 
zen fördern - Berufliche Qualifizierung für Zielgruppen 
mit besonderem Förderbedarf ‘ - BQF-Programm will die 
Bundesregierung einen Beitrag zur strukturellen Weiter- 
entwicklung der Förderung von benachteiligten Jugendli- 


chen und jungen Erwachsenen sowie zur Verbesserung 
der Bildungs- und Ausbildungssituation von Migrantin- 
nen und Migranten leisten. 

Die Länder entwickeln zusammen mit den Sozialpartnern 
innovative Modellprojekte zur Förderung des Übergangs 
von der Schule in den Beruf. Eine Vielzahl von Program- 
men zur Schaffung zusäfzlicher Ausbildungsplätze stehen 
dabei im Vordergrund. So wird beispielsweise der in Bay- 
ern aus bayrischen Privatisierungserlösen eingerichtete 
Arbeitsmarktfonds für initiierende Modellprojekte zur 
Förderung des Arbeitsmarktes wegen der angespannten 
Lage auf dem Ausbildungsstellenmarkt derzeit schwer- 
punktmäßig auf den Bereich „Ausbildung“ ausgerichtet. 

Darüber hinaus sind die Maßnahmen der Länder darauf 
gerichtet, neben der frühzeitigen, einzelfallorientierten 
Berufsorientierung, dem individuellen Proftling und der 
Einschätzung der Bildungs- und Ausbildungsmöglichkei- 
ten Bewerbungskompetenzen zu vermitteln. Ein weiterer 
Schwerpunkt der Aktivitäten der Länder in diesem Be- 
reich sind Maßnahmen, um die Anzahl der frühen Schul- 
abbrecher weiter zu senken. Die Förderung der Berufs- 
ausbildung und Integration in den Arbeitsmarkt von 
sozial benachteiligten Jugendlichen ist dabei eine zentrale 
Aufgabe. So werden etwa in Bayern Heranwachsende mit 
sozialpädagogischen Hilfen durch Projekte der „Arbeits- 
weltbezogenen Jugendsozialarbeit (AJS)“ dabei unter- 
stützt, ihre schulische und berufliche Ausbildung zu ver- 
bessern und die Eingliederung in die Arbeifswelf und ihre 
soziale Integrafion zu meistern (vgl. Anhang 111, Pro- 
jekt 7). Mit der gleichen Zielsetzung wurde in Mecklen- 
burg-Vorpommern die Landesinitiative „Jugend- und 
Schulsozialarbeit“ initiiert (s. Anhang 11, Mecklenburg- 
Vorpommern). 

Das jugendspezifische Insfrumenfarium des Dritten Bu- 
ches Sozialgesetzbuch (SGB 111) trägt dazu bei, junge 
Menschen durch Förderung einer Ausbildung oder Quali- 
fizierung in den Arbeitsmarkt einzugliedem. Damit wird 
Armut und gesellschaftlicher Ausgrenzung präventiv ent- 
gegengewirkt. Im Jahresdurchschnitt 2003 wurden 
477 000 Jugendliche (6,7 % mehr als im Vorjahr) geför- 
dert. Durch das zusätzliche Sofortprogramm zum Abbau 
der Jugendarbeitslosigkeit, das seit 1999 das Regelinstru- 
mentarium des SGB 111 ergänzt und Ende 2003 ausgelau- 
fen ist, wurden 75 600 Jugendliche gefordert (924 Mio. 
Euro Ausgaben; ab 2004 nur noch Abwicklung der Alt- 
fälle - hierfür stehen in 2004 500 Mio. Euro zur Verfü- 
gung). 

Des Weiteren fördert die Bundesregierung mit dem Son- 
derprogramm „JUMP PLUS“ für 100 000 Jugendliche 
unter 25 Jahren, die Sozialhilfe oder Arbeitslosenhilfe 
und ggfs, ergänzende Sozialhilfe beziehen sowie lang- 
zeitarbeitslos oder von Langzeitarbeitslosigkeit bedroht 
sind, durch Maßnahmen zur Verbesserung der Eingliede- 
rungschancen in den ersten Arbeitsmarkt sowie durch den 
Zugang zu kommunalen Beschäftigungs- und Qualifizie- 
rungsangeboten. Im Rahmen des Programms wird die 
Einstellung von 350 zusätzlichen Fallmanagem, die die 
Jugendlichen bei der Eingliederung in den Arbeitsmarkt 
intensiv betreuen und beraten, gefördert. Außerdem sind 
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Fallpauschalen zur Kofinanzierung von Maßnahmen der 
Hilfe zur Arbeit nach dem Bundessozialhilfegesetz, die 
durch die Sozialämter durchgefährt werden, vorgesehen. 
Das Programm hat am 1 . Juli 2003 begonnen und läuft bis 
zum 31. Dezember 2004. Bis Ende Januar 2004 wurden 
insgesamt bereits 52 300 Anträge auf Förderung gestellt. 
Im gesamten Jahr 2004 werden für das Programm 
210 Mio. Euro zur Verfügung gestellt. 

Darüber hinaus wird durch die Regelungen der neuen 
Grundsicherung für Arbeitsuchende, mit der zum 1. Ja- 
nuar 2005 Arbeitslosenhilfe und Sozialhilfe für Erwerbs- 
fähige im Alter von 15 bis 65 Jahren zusammengeführt 
werden, sichergestellt, dass zukünftig jeder arbeitslose 
Jugendliche im Alter von 15 bis 25 Jahren, der keinen 
Ausbildungsplatz oder keine Beschäftigung findet, unver- 
züglich nach Antragstellung auf Leistungen der Grundsi- 
cherung für Arbeitsuchende in eine Arbeit, Ausbildung 
oder Arbeitsgelegenheit vermittelt wird. 

Die Initiative „wir . . . hier und jetzt“ ergänzt und unter- 
stützt die arbeitsmarkt- und bildungspolitischen Aktivitä- 
ten der Bundesregierung. Das Projekt wendet sich an 
Jugendliche in den neuen Ländern, die keinen Ausbil- 
dungsplatz in ihrer Heimatregion finden oder die nach ih- 
rer Ausbildung eine berufliche Perspektive in ihrer 
Region suchen. Für das Projekt stellte der Bund im Jahr 
2003 1,84 Mio. Euro zur Verfügung. Für 2004 liegt der 
Finanzansatz bei 2,4 Mio. Euro. Gefordert werden Ideen 
und Projektnetzwerke, die Jugendlichen und jungen Er- 
wachsenen berufliche und soziale Perspektiven in ihrer 
Region ermöglichen. Das Projekt läuft über 15 Monate 
bis Ende 2004. Die Initiative „wir ... hier und jetzt“ ver- 
netzt die bereits erfolgreich arbeitenden Bundespro- 
gramme zu Arbeit, Ausbildung und sozialer Entwicklung 
wie Jump plus, „Die soziale Stadt“, Regiokom, TeamAr- 
beit für Deutschland und Lokales Kapital für soziale 
Zwecke. Im Verbund mit der Wirtschaft, staatlichen Ein- 
richtungen, sozialen Trägem, Vereinen und Verbänden 
sollen junge Menschen überdies motiviert werden, durch 
Eigeninitiative neue Möglichkeiten für bemfliches oder 
gesellschaftliches Fortkommen zu entwickeln. 

Des Weiteren fördert die Bundesregierung mit dem Son- 
derprogramm „Arbeit für Langzeitarbeitslose“ für 
100 000 Langzeitarbeitslose ab 25 Jahren die Verbesse- 
mng der Chancen zur Eingliedemng in den ersten 
Arbeitsmarkt sowie den Zugang zu kommunalen Be- 
schäftigungsangeboten, die auch Qualifiziemngsanteile 
enthalten. Gefördert werden sollen 60 000 Langzeitar- 
beitslose ab 25 Jahren, die Arbeitslosenhilfe und ggf. er- 
gänzende Sozialhilfe beziehen sowie 40 000 Sozialhilfe- 
empfängerinnen und Sozialhilfeempfänger ab 25 Jahren, 
die mindestens sechs Monate arbeitslos sind. Der Bund 
stellt im Rahmen des Sonderprogramms Mittel zur Ein- 
stellung zusätzlicher Sachbearbeiterinnen und Sachbear- 
beiter zur Intensiviemng der Vermittlung, Beratung und 
Betreuung zur Verfügung und beteiligt sich über Fallpau- 
schalen an der Durchfühmng kommunaler Beschäfti- 
gungsmaßnahmen. Das Programm läuft von September 
2003 bis August 2005. Im Jahr 2004 werden 524 Mio. 
Euro durch nationale Mittel des Bundes und 


rd. 100 Mio. Euro aus Bundesmitteln des Europäischen 
Sozialfonds zur Verfügung gestellt. 

Die Überwindung der Arbeitslosigkeit ist das wichtigste 
politische Ziel und das effektivste Mittel zur sozialen 
Eingliederung. Politik muss daher vorrangig die Bedin- 
gungen für nachhaltiges Wachstum und für mehr 
Beschäftigung verbessern. Hierzu gehört auch, die Rah- 
menbedingungen für Existenzgründungen sowie die För- 
derung der Selbstständigkeit zu verbessern. In diesem 
Zusammenhang bereitet die Bundesregierung einen Ge- 
setzentwurf vor, mit dem den Armutsrisiken Selbstständi- 
ger im Alter präventiv begegnet werden soll, indem ein 
Pfändungsschutz für Kapitallebensversicherungen und 
andere Kapitalanlagen zur Altersvorsorge gewährleistet 
wird. 

Der Kampf gegen die Arbeitslosigkeit ist eine gesamtge- 
sellschaftliche Herausforderung und eine zentrale Auf- 
gabe aller gesellschaftlichen Akteure. Die Umsetzung der 
Vorschläge der Kommission „moderne Dienstleistungen 
am Arbeitsmarkt“ (so genannte „Hartz-Kommission“), 
auf deren Grundlage die Bundesregierung eine tief grei- 
fende und weit reichende Arbeitsmarktreform in Deutsch- 
land eingeleitet hat, ist gesetzgeberisch mit den vier „Ge- 
setzen für moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt“ 
abgeschlossen. Erforderlich ist nunmehr eine zügige und 
vollständige Umsetzung der neuen Regelungen in die 
Praxis. 

Das Erste und Zweite Gesetz für moderne Dienstleistun- 
gen am Arbeitsmarkt setzen sowohl auf der Nachfrage- 
ais auch der Angebotsseite des Arbeitsmarktes an. Die 
Regelungen tragen zur Erschließung neuer Beschäfti- 
gungsmöglichkeiten bei und unterstützen die Schaffung 
neuer Arbeitsplätze. Die neuen Regelungen und der ein- 
geleitete Umbau der Bundesanstalt für Arbeit (jetzt: Bun- 
desagentur für Arbeit) werden zu einer durchgreifenden 
Verbesserung der Qualität und Schnelligkeit der Vermitt- 
lung führen sowie das Dienstleistungsangebot der Agen- 
turen für Arbeit neu strukturieren und kundenffeundlich 
gestalten. Die wichtigsten neuen Handlungsansätze sind: 

- Einrichtung von Personal-Service-Agenturen (PSA), 

- Aufhebung bestehender Beschränkungen im Arbeit- 
nehmerüberlassungsgesetz, 

- Verbesserung der Qualität und Schnelligkeit der Ver- 
mittlung, 

- Neuausrichtung des Weiterbildungsmarktes, 

- Ausbau der Selbstständigkeit mit der Ich- AG. 

Das Dritte Gesetz für moderne Dienstleistungen am Ar- 
beitsmarkt schafft die rechtlichen Grundlagen für eine 
wirkungsvollere und kundenorientiertere Arbeitsverwal- 
tung, die sich zu „dem“ modernen Dienstleister am Ar- 
beitsmarkt entwickeln soll. Dies soll einerseits durch 
neue Personal- und Organisationsstrukturen erreicht wer- 
den, indem die Verantwortung der Führungskräfte in den 
Agenturen für Arbeit gestärkt wird. Die Steuerung der 
Arbeitsmarktpolitik und das Verhältnis zwischen Bundes- 
regierung und Bundesagentur wird künftig weniger durch 
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detailreiche Regelungen und Rechtsaufsicht, sondern ver- 
mehrt über Zielvereinbarungen definiert. Eine wirksame 
Arbeitsmarktpolitik setzt andererseits voraus, dass die or- 
ganisatorischen und personellen Ressourcen auf die Ver- 
mittlung und Eingliederung in Arbeit konzentriert und 
die Agenturen für Arbeit so weit wie möglich von Ver- 
waltungsarbeit entlastet werden. Durch rechtliche Ver- 
einfachungen werden für die Vermittlungsarbeit mittel- 
fristig Personalkapazitäten von etwa 3 000 Mitarbeitern 
frei. Der Deutsche Bundestag hat am 14. November 2002 
in einem Beschluss die Bundesregierung dazu aufgefor- 
dert, die Umsetzung der Hartz- Vorschläge sowie des 
Zweistufenplans der Bundesregierung insgesamt zeitnah 
evaluieren zu lassen. Ein Bericht ist Ende 2005 vorzule- 
gen. Die Evaluation soll insbesondere Erkenntnisse da- 
rüber liefern, ob die Umsetzung des Konzepts der Kom- 
mission geeignet ist, zu mehr regulärer Beschäftigung 
bzw. zum nachhaltigen Abbau der Arbeitslosigkeit beizu- 
tragen, ob die Wirksamkeit des Instrumenteneinsatzes für 
einzelne Instrumente oder insgesamt erhöht werden kann 
und ob Effizienzgewinne erzielt werden. 

Die im Vierten Gesetz für moderne Dienstleistungen am 
Arbeitsmarkt zum 1. Januar 2005 vorgesehene Zusam- 
menführung von Arbeitslosenhilfe und Sozialhilfe für Er- 
werbsfähige zu der neuen Grundsicherung für Arbeit- 
suchende soll die schnellere Vermittlung in Arbeit vor 
allem von Langzeitarbeitslosen nach dem Prinzip „För- 
dern und Fordern“ verbessern. Die Kompetenzen zur Be- 
kämpfung von Langzeitarbeitslosigkeit sollen in einer 
Hand gebündelt werden. 

Mit der Reform, die nach intensiven Diskussionen im 
Vermittlungssauschuss mit breiter Mehrheit von den ge- 
setzgebenden Körperschaften beschlossen wurde, werden 
folgende Ziele verfolg!: 

- schnelle und passgenaue Vermittlung durch einheitli- 
chen Zugang zu Beratungs-, Vermittlungs- und För- 
derleistungen, 

- besonderer Schwerpunkt bei Jugendlichen unter 
25 Jahren (Angebote zur Ausbildung, Beschäftigung, 
Betriebspraktika oder Qualifizierung), 

- einheitliche bedarfsorientierte und bedürftigkeitsge- 
prüfte Leistung zur Bestreitung des Lebensunterhaltes 
für Arbeitslosenhilfebezieher und arbeitslose erwerbs- 
fähige Sozialhilfeempfanger, das so genannte Arbeits- 
losengeld 11, 

- sozialversicherungsrechtlicher Schutz für die Leis- 
tungsempfanger, 

- verbesserte Hinzuverdienstmöglichkeiten als Brücke 
in die Erwerbstätigkeit und Vermeidung von Armuts- 
fallen. 

Künftig sollen Job-Center die lokalen Zentren für alle 
Diensfleistungen am Arbeitsmarkt sein, ln den Job-Cen- 
tern werden die Leistungen der Grundsicherung für Ar- 
beitsuchende in enger Zusammenarbeit von zwei Trägem 
erbracht. Die kommunalen Träger sind hierbei insbeson- 
dere zuständig für Leistungen der Unterkunft und Hei- 
zung sowie für soziale Dienste wie Kinderbetreuung, 


Schuldner- und Suchtberatung und psychosoziale Betreu- 
ung. Die Bundesagentur für Arbeit ist zuständig für alle 
übrigen Leistungen. Dies sind insbesondere alle arbeits- 
marktlichen Eingliedemngsleistungen sowie Leistungen 
zur Sicherung des Lebensunterhaltes (Arbeitslosengeld 11 
für Erwerbsfähige, Sozialgeld für die mit dem Erwerbsfä- 
higen in einer Bedarfsgemeinschaft zusammenlebenden 
nicht erwerbsfähigen Personen - jedoch ohne Kosten der 
Unterkunft und Heizung; Sozialversichemngsbeiträge so- 
wie der befristete Zuschlag zur Vermeidung finanzieller 
Härten beim Übergang von Arbeitslosengeld zu Arbeits- 
losengeld 11). Die Agenturen für Arbeit und die kommu- 
nalen Träger sollen in „Arbeitsgemeinschaften“ Zusam- 
menarbeiten und eine Erbringung der Leistungen „aus 
einer Hand“ in dieser Kooperationsform sicher stellen. 

Darüber hinaus wird den Kommunen die Option einge- 
räumt, zukünftig anstelle der Agenturen für Arbeit auch 
deren Aufgaben - und damit alle Aufgaben im Rahmen 
der Gmndsichemng für Arbeitsuchende - wahrzuneh- 
men. Nähere Einzelheiten zu der konkreten Ausgestal- 
tung werden durch ein Bundesgesetz geregelt, das sich 
zurzeit in den parlamentarischen Beratungen befindet. 
Die Bundesregierang ist mit Beschluss des Deutschen 
Bundestags sowie des Bundesrats vom 19. Dezember 
2003 beauftragt, die Wahrnehmung von Aufgaben durch 
kommunale Träger auf der Grundlage der Zulassung nach 
der Option zu evaluieren. Unter Einbeziehung der zustän- 
digen obersten Landesbehörden ist dem Deutschen Bun- 
destag bis Ende 2008 ein Bericht über die Auswirkungen 
und Erfahrungen mit den beiden Organisationsmodellen, 
die das SGB 11 vorsieht, vorzulegen. 

Die Job-Center sollen 

- Anlaufstelle für alle erwerbsfähigen Personen sowie 
für die mit ihnen in einer Bedarfsgemeinschaft leben- 
den Personen sein und 

- eine umfassende Betreuung mit dem Ziel der Einglie- 
derung in den Arbeitsmarkt gewährleisten. 

Auch in Deutschland werden Maßnahmen zur Verhinde- 
rung und Bekämpfung der Arbeitslosigkeit sowie zur Ent- 
wicklung der Humanressourcen und der sozialen Integra- 
tion in den Arbeitsmarkt im Sinne der Europäischen 
Besehäftigungsstrategie durch den Europäischen Sozial- 
fonds (ESF) unterstützt. Im Politikfeld „Gesellschaft 
ohne Ausgrenzung“ fördert der ESF Maßnahmen zur 
Integration in den Arbeitsmarkt und zum Erhalt der Be- 
schäftigungsfähigkeit für Langzeitarbeifslose und 
benachteiligfe Personen, wie z. B. Behinderte, Migrantin- 
nen und Migranten mit besonderen Vermittlungshemm- 
nissen oder auch Sozialhilfeempfängerinnen und Sozial- 
hilfeempfängem (vgl. hierzu ausführlich Anhang V). Im 
Hinblick auf die EU-Strukturpolitik nach 2006 verfrift die 
Bundesregierung die Auffassung, dass die Strukturmiftel 
auf die bedürftigsten Regionen und Mitgliedstaaten kon- 
zentriert werden müssen. Innerhalb des neuen Konver- 
genzzieles (neues Ziel 1) begrüßt die Bundesregierung 
grundsätzlich eine breite Förderpalette, die eine an den je- 
weiligen regionalen Bedürfnissen ausgerichtete Förde- 
rung ermöglicht. Außerhalb des neuen Konvergenzzieles 
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sollte sich die Förderung auf Maßnahmen mit einen be- 
sonderen europäischen Mehrwert beschränken, z. B. be- 
stimmte beschäftigungspolitische Maßnahmen, die der 
Erreichung der Ziele der Europäischen Beschäftigungs- 
strategie dienen, Netzwerke, Erfahrungsaustausch und Pi- 
lotprojekte. Für Maßnahmen außerhalb von Ziel 1 hält die 
Bundesregierung einen Anteil an den gesamten Struktur- 
fondsmittel von 5 bis 10 % für ausreichend. 

2. Förderung des Zugangs aller zu 
Ressourcen, Rechten, Gütern 
und Dienstleistungen 

Reform der Sozialschutzsysteme 

Deutschland verfügt über ein gut ausgebautes System der 
sozialen Sicherung, das angesichts der gesellschaftlichen 
und demographischen Veränderungen angepasst werden 
muss, um das hohe soziale Schutzniveau aufrechterhalten 
zu können. Dieses Ziel prägt die Reform- Agenda 2010, 
die die gezielte und verstärkte Aktivierung der Potenziale 
des Einzelnen anstrebt, um gesellschaftliche und wirt- 
schaftliche Teilhabe zu ermöglichen und materielle Ab- 
hängigkeiten von staatlichen Leistungen abzubauen. 
Orientierung hierfür bleibt das Solidarprinzip und der 
gleichberechtigte Zugang aller Bürgerinnen und Bürger 
zu Leistungen und Rechten. 

Ein Teil dieser Reform ist die Modernisierung des Sozial- 
hilferechts durch das „Gesetz zur Einordnung des Sozial- 
hilferechts in das Sozialgesetzbuch“ und seine Einord- 
nung in das Sozialgesetzbuch als dessen Zwölftes Buch 
(SGB XII). Die Modernisierung und Weiterentwicklung 
des Sozialhilferechts erfolgte im politischen Konsens 
zwischen Bund und Ländern und tritt in ihren wesentli- 
chen Teilen zum 1 . Januar 2005 in Kraft. 

Das neue Sozialhilferecht orientiert sich an den Leitlinien 
der Agenda 2010: 

- Die Eigenverantwortung des Menschen wird gestärkt, 
insbesondere durch Umsetzung des Grundsatzes „för- 
dern und fordern“. 

- Die Leistungen werden gerecht, d. h. nach dem erfor- 
derlichen Bedarf der Menschen bemessen. 

- Der Grundsatz „ambulant vor stationär“ wird ver- 
stärkt. 

- Die Verwaltungsvereinfachung wird konsequent fort- 
gesetzt. 

- Die Transparenz des Rechts wird erhöht und die 
Rechtssicherheit verbessert. 

Ein inhaltlicher Schwerpunkt der Sozialhilfereform ist die 
Hilfe zum Lebensunterhalt in der neuen Sozialhilfe, die 
den Lebensunterhalt von Menschen sichert, die bei Be- 
dürftigkeit sonst keine Leistungen, insbesondere nach 
AEG II, erhalten. Trotz des Rückgangs der Zahl der Emp- 
fänger von Hilfe zum Lebensunterhalts werden auch zu- 
künftig zwischen rd. 1,2 und 1,5 Millionen Menschen, 
darunter behinderte und pflegebedürftige Personen, von 
den Trägem der Sozialhilfe betreut. 


Im Rahmen der Sozialhilfereform werden die Regelsätze 
neu festgelegt. In den neuen Regelsatz werden mit weni- 
gen Ausnahmen auch die bisherigen einmaligen Leistun- 
gen (z. B. Bekleidung, Hausrat) einbezogen. Leistungsbe- 
rechtigte erhalten durch die Pauschalierang eine größere 
Selbstständigkeit und Eigenverantwortlichkeit. Die Be- 
messung des neuen Regelsatzes erfolgt anhand statistisch 
erfasster Verbrauchsausgaben unterer Einkommensgmp- 
pen. Der neue Regelsatz beträgt in den alten Ländern 
345 Euro, in den neuen Ländern 331 Euro. Mit der Re- 
form werden die Regelsätze für die relevanfen Alters- 
grappen und verschiedenen Haushalfe unter dem Aspekt 
der Bedarfsgerechtigkeit zukünftig besser austariert. Die 
Regelsätze für Haushalfsangehörige werden wie bisher 
vom Regelsatz des Haushaltsvorstandes abgeleitet, wobei 
die bisher vier auf zwei Altersstufen reduziert werden - 
und zwar für Kinder bis unter 14 Jahren und für Haus- 
haltsangehörige ab 14 Jahren. Die nun gewählten zwei 
Altersklassen entsprechen international anerkannten wis- 
senschaftlichen Verfahren, z. B. der modifizierten OECD- 
Skala. Die neuen Anteile für die zwei Altersklassen von 
60 vom Hundert bzw. 80 vom Hundert des Eckregelsatzes 
orientieren sich an einer wissenschaftlichen Untersu- 
chung des Statistischen Bundesamtes, wonach 14-jährige 
und ältere Kinder etwa um ein Drittel höhere Kosten als 
jüngere Kinder vemrsachen. Mit der Neuregelung wird 
auch der nach dem bisherigen Regelsatzsystem zu große 
Unterschied in den Leistungen für jüngere und älfere Kin- 
der sowie die nicht nachvollziehbare Absenkung der 
Leistungen bei Eintritt der Volljährigkeit von 90 % auf 
80 % beseitigt. 

Zukünftig erhalten alle allein Erziehenden einen Mehrbe- 
darfszuschlag. Neu einbezogen in die Mehrbedarfsrege- 
lung werden erstmals rd. 70 000 allein Erziehende mit ei- 
nem Kind ab 7 Jahren sowie knapp 10 000 allein 
Erziehende mit mehreren Kindern, die aufgmnd der Al- 
tersstraktur der Kinder bislang keinen Mehrbedarf erhiel- 
ten. Dies sind z. B. allein Erziehende mit einem Kind von 
12 und einem von 17 Jahren oder allein Erziehende mit 
einem Kind von 14 Jahren und zwei Kindern von 16 und 
17 Jahren. 

Mit dem neuen Regelsatzsystem ist die neue Sozialhilfe 
das Referenzsystem für die Leistungshöhe insbesondere 
in steuerfinanzierten und bedürftigkeitsabhängigen So- 
zialleistungen, auch für das Arbeitslosengeld 11. 

Die Instrumente zur Förderung eines aktiven Lebens und 
zur Überwindung der Bedürftigkeit werden auch für 
Menschen, für die gegenwärfig eine Erwerbstäfigkeit 
nichf in Betracht kommt, ausgebaut. Entsprechend dem 
Grundsatz des „Fördems und Fordems“ sollen Leistungs- 
berechtigte dabei - sofern keine gesundheitlichen Gründe 
oder beispielsweise die Erziehung eines Kindes dem ent- 
gegenstehen - eine größere Verantwortung übernehmen. 

Um die Teilhabechancen von Menschen mit Behindemng 
am gesellschaftlichen Leben zu erweitern, wurde im Rah- 
men der in dieser Legislaturperiode durchgeführten Re- 
form der Sozialhilfe auch die Ausgestaltung trägerüber- 
greifender Persönlicher Budgets für behinderfe und 
pflegebedürftige Menschen fortentwickelt. Als Persönliches 
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Budget stellen Rehabilitationsträger behinderten Men- 
schen statt einer Sachleistung einen Geldbetrag (das Bud- 
get) oder Gutscheine zur Verfügung. Menschen mit Be- 
hinderung können durch das Persönliche Budget nunmehr 
selbst entscheiden, welche Hilfen für sie am besten sind, 
sowie welcher Dienst und welche Personen ihnen zu dem 
von ihnen gewünschten Zeitprmkt eine bestimmte Leistung 
erbringen.25) Sie sollen hierdurch ein möglichst selbst- 
ständiges und selbstbestimmtes Leben führen können.^^) 

Schließlich sollen auch trägerübergreifende Persönliche 
Budgets als Leistungsform die ambulante Betreuung be- 
günstigen und attraktiver machen. Das Budget soll zielge- 
nau, d. h. bezogen auf den tatsächlichen Hilfebedarf ent- 
sprechend der individuellen Lebenssituation zur 
Verfügung gesfellt werden. Das Persönliche Budgef ist 
ein mögliches Steuerinstrument z. B. für den Ausbau al- 
femativer und günstigerer Wohnformen anstelle stationä- 
rer kostenintensiverer Betreuung. 

Die Einführung trägerübergreifender Persönlicher Bud- 
gets soll in Modellen erprobt und wissenschaftlich beglei- 
tet werden. Die Modellregionen werden durch das Bun- 
desministerium für Gesundheit und Soziale Sicherung mit 
den obersten Landessozialbehörden der Länder ausge- 
wählt. 

Die Umsetzung dieser neuen Leistungsform wird in den 
nächsten Jahren den Schwerpunkt bei der Umsetzung des 
SGB IX bilden. Die Budgetverordnung 

- zur Festlegung des Antrags Verfahrens, 

- zur Zuständigkeit und Zusammenarbeit der Leistungs- 
träger, 

- zur Einführung eines Bedarfsfeststellungsverfahrens 
und 

- zum Abschluss von Zielvereinbarungen 

liegt dem Bundesrat zur Zustimmung vor. 

Ein weiteres wesentliches Ziel bei der Reform der sozia- 
len Sicherungssysteme ist, die gesetzliche Rentenversi- 
cherung nachhaltig auf eine solide Finanzgrundlage zu 
stellen und damit langfristig verlässlich zu machen. Aus 
diesem Grund hat der Deutsche Bundestag am 1 1 . März 
2004 das Gesetz zur Sicherung der nachhaltigen Finan- 
zierungsgrundlagen der Gesetzlichen Rentenversicherung 
(Rentenversicherungs-Nachhaltigkeitsgesetz) beschlossen. 
Richtschnur des Gesetzes ist der Grundsatz der Genera- 
tionengerechtigkeit. Die Jüngeren dürfen nicht durch zu 
hohe Beiträge überfordert werden. Nur mit verkraftbaren 
Beiträgen zur gesetzlichen Rentenversicherung wird der 
erforderliche Spielraum geschaffen, um eigenverantwort- 
lieh ergänzende Altersvorsorge betreiben zu können. 
Gleichzeitig muss das Vertrauen der Älteren in das Funk- 
tionieren der gesetzlichen Rentenversicherung erhalten 
bleiben. Dazu sind die Renten so verlässlich zu machen. 


25) Siehe hierzu auch Anhang II Baden-Württemberg Modellprojekt 
„Persönliches Budget“. 

26) Vgl. Kapitel II und Kapitel IV.4. 


wie das in einer sich ständig verändernden Gesellschaft 
möglich ist. 

Im Mittelpunkt des Rentenversicherungs-Nachhaltig- 
keitsgesetzes steht die Berücksichtigung des Verhältnis- 
ses von Beitragszahlerinnen und Beitragszahlem und 
Rentnerinnen und Rentnern bei der Rentenanpassung. 
Auf diese Weise werden auch die Rentnerinnen und Rent- 
ner an den Lasten aus der demographischen Entwieklung 
beteiligt. Darüber hinaus gilt es, Impulse für die Siche- 
rung und den Ausbau von Beschäftigung zu geben. Denn 
ein hoher Beschäftigungsgrad wirkf sich posifiv auf die 
Einnahmeseite der gesetzlichen Rentenversicherung aus. 
Bereits mit der Einführung der Grundsicherung wurde er- 
reicht, Armut im Alter und insbesondere verdeckter und 
verschämter Armut wirkungsvoller zu begegnen. Kembe- 
standteil des Rentenkonzepts der Bundesregierung ist der 
staatlich geförderte Aufbau einer zusätzlichen kapitalge- 
deckten Altersvorsorge, für den die Bundesregierung im 
Zeitraum 2002 bis 2007 insgesamt rd. 34,5 Mrd. Euro 
und ab 2008 jährlich rd. 12 Mrd. Euro bereitstellt. 

Die Sicherung des Systems der solidarisch finanzierten 
Krankenversicherung und damit die qualitativ hochwer- 
tige medizinische Versorgung für alle - unabhängig von 
Alter oder Einkommen, ist das Ziel des Gesetzes zur Mo- 
dernisierung der gesetzlichen Krankenversicherung 
(GMG), das in breitem Konsens beschlossen wurde. Mit 
dieser Gesundheitsreform wird aueh der gleiehberechtigte 
Zugang für alle Sozialhilfeempfangerinnen und Sozialhil- 
feempfänger zur medizinisehen Grundversorgung herge- 
stellt: Auch bislang nicht versicherte Sozialhilfeempfän- 
ger werden damit in die gesetzliche Krankenversicherung 
einbezogen. Die Betroffenen sind nunmehr leistungs- 
rechtlich in vollem Umfang den GKV- Versicherten 
gleichgestellt und ihre bisherige Stigmatisierung wird be- 
seitigt. Die ebenfalls mit dem GMG beschlossenen Zu- 
zahlungsregelungen für alle GKV- Versicherten wurden 
für die Sozialhilfeempfangerinnen und Sozialhilfeemp- 
fänger durch die Festlegung einer abweiehenden Belas- 
tungsobergrenze stark abgemildert, indem nicht das 
Brutto-Jahreseinkommen, sondern lediglich der Eckre- 
gelsatz eines Haushaltsvorstandes berücksichtigt wird, 
um auf diesem Wege der geringeren Leistungsfähigkeit 
dieser Personengruppe Rechnung zu tragen. Dadurch 
werden die jährlichen Zuzahlungen für diesen Personen- 
kreis auf 72 Euro bzw. bei chronischer Krankheit auf 
36 Euro begrenzt. Durch das GMG ist ebenfalls die Mög- 
lichkeit geschaffen worden, dass auch wohnungslose 
Menschen durch die Gewährung von Behandlungspflege 
in Einrichtungen oder geeigneten Unterkünften in das 
ambulante Regelversorgungssystem zurückkehren kön- 
nen. 

Gesundheitsförderung und Prävention erhalten wach- 
sende Bedeutung im deutschen Gesundheitssystem, auch 
im Sinne einer zielgruppenspezifischen Gesundheitsför- 
derung für sozial benachteiligte Zielgruppen. Mit dem 
bisherigen gesetzlichen Präventionsauftrag ist die gesetz- 
lichen Krankenversicherung aufgefordert, einen Beitrag 
zur Verminderung sozial bedingter Ungleichheit von Ge- 
sundheitschancen zu leisten. Im künftigen Präventionsge- 
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setz, das die Bundesregierung derzeit erarbeitet, wird 
diese Aufgabe konkretisiert werden. Gesundheitliehe Prä- 
vention soll neben Diagnose, Kuration und Rehabilitation 
langfristig zur eigenständigen Säule der gesundheitliehen 
Versorgung ausgebaut werden. Ziel ist es, die Wirksam- 
keit präventiver Maßnahmen zu steigern und die entspre- 
chenden Vorschriften in einem Gesetz zusammenzufassen 
und zu ergänzen. Es sollen besonders die Maßnahmen ge- 
fordert werden, die für eine nachhalfige Stärkung des Ge- 
sundheitsbewusstseins belegbare Erfolge bringen und die 
den Zugang auch zu denjenigen ermöglichen, die bislang 
nur schwer durch Angebote der Gesundheitsforderung 
und Prävention erreicht wurden. 

Im Rahmen der Reform der sozialen Sicherungssysteme 
wird die Bundesregierung die Pflegeversicherung insbe- 
sondere auch wegen der demographischen Entwicklung 
finanziell verantwortbar weiterentwickeln. Die dauer- 
hafte Absicherung der Finanzierung der Pflegeversiche- 
rung muss flankiert werden durch effektivere, noch mehr 
an den Bedürfnissen der Pflegebedürftigen ausgerichtete 
Versorgungsstrukturen. Ziel ist die Schaffung eines Net- 
zes abgestufter und gemeindenaher Hilfe- und Versor- 
gungsangebote. Mit dem Pflegeleistungs-Ergänzungs- 
gesetz wurden zukunftsweisende Impulse für eine 
Weiterenfwicklung der ambulanten Versorgungsstruktu- 
ren und -konzepte insbesondere für demenziell erkrankfe 
Menschen gesetzt. Unterstützt wird vor allem der Auf- 
und Ausbau informeller, niedrigschwelliger Versorgungs- 
netze neben den etablierten Strukturen. Beiträge hierzu 
werden auch auf Länderebene geleistet (s. Anhang II, 
Mecklenburg- Vorpommern zum Landespflegegesetz). 

Die Bundesregierung hat die Diskussion um die Qualität 
sozialer Dienstleistungen aufgegriffen und mit dem 
Pflege-Qualitätssicherungsgesetz und mit der Novelle 
zum Heimgesetz notwendige Regelungen getroffen, die 
von den Vertragsparteien der pflegerischen Versorgung 
umgesefzt werden müssen. 

Zugang zu Bilduugs- und Kulturangeboten, Rechten, 
Sport, Freizeitaktivitäten, Verkehrsdiensten 

Der soziale Zusammenhalt wird nicht nur gewährleistet 
durch den Zugang zum Erwerbsleben und eine ausrei- 
chende Absicherung des soziokulturellen Existenzmini- 
mums durch die sozialen Sicherungssysteme, er wird 
auch entscheidend bestimmt von gesellschaftlicher Teil- 
habe und dem Zugang zu den entsprechenden Grundrech- 
ten und Gütern, wie dem Zugang zu Bildungs- und Kul- 
turangeboten, Rechten, zu Sport und Freizeitaktivitäten 
und Verkehrsdiensten. 

„Strategie Lebenslanges Lernen in der 
Bundesrepublik Deutschland“ 

Aufgrund der Erkenntnis, dass Bildung nicht auf eine be- 
stimmte Lebensphase beschränkt ist und lebenslanges 
Lernen die Chancen sozialer Teilhabe stärkt, erarbeitet 
eine Arbeitsgruppe von Bund und Ländern derzeit Eck- 
punkte für eine „Strategie Lebenslanges Lernen in der 
Bundesrepublik Deutschland“. Auf diese Weise soll die 


Beteiligung aller Menschen, gerade auch bildungsfemer 
und benachteiligter Gruppen, am lebensbegleitenden 
Lernen erreicht werden. Zielsetzung einer Strategie leb- 
enslangen Lernens ist es. Lernen für alle Bürgerinnen und 
Bürger in allen Lebensphasen und -bereichen zu erleich- 
tern. Ausgangspunkt ist die individuelle Lembiografie 
jedes einzelnen Menschen mit ihren unterschiedlichen 
- nach geschlechtsspezifischen und einen Migrations- 
hintergrund berücksichtigenden - Verläufen, Übergängen 
und Brüchen in den verschiedenen Lern- und Lebens- 
phasen von der frühen Kindheit bis zum Alter. Es kommt 
dabei nicht mehr nur auf den erwarteten planmäßigen 
Durchgang durch formalisierte Bildungswege an, sondern 
ebenso auf non-formales, informelles sowie selbst ge- 
steuertes und selbst organisiertes Lernen. Der stetige An- 
passungsprozess, mit dem Bund und Länder entsprechend 
ihrer verfassungsrechtlichen Zuständigkeiten Bildung 
und Qualifikation u. a. durch Modernisierung des Unter- 
richtsangebots, der Qualitätsentwicklung und -Sicherung, 
durch neue Organisationsformen usw. an den Erfordernis- 
sen der Zeit ausrichten, orientiert sich verstärkt an 
Konzepten des Lebenslangen Lernens. 2’) Das Aktionspro- 
gramm „Lebensbegleitendes Lernen für alle“, das kon- 
krete Handlungsfelder und Maßnahmen auf dem Weg in 
eine lernende Gesellschaft bündelt, wird weitergeführt. 
Im Programm „Lernende Regionen - Förderung von 
Netzwerken“ als Kern dieses Aktionsprogramms wird 
zurzeit in 72 Regionen der Auf- und Ausbau regionaler 
Netzwerke gefördert, in denen Bildungsanbieter und 
Nachfrager über die Organisationsgrenzen verschiedener 
Träger und über bisher getrennte Bildungsbereiche hin- 
weg dauerhaft Zusammenarbeiten. Ziel ist es, die Struktu- 
ren in Bildung und Weiterbildung vor Ort so weiter zu 
entwickeln, dass möglichst viele Menschen am Lebens- 
langen Lernen teilhaben können. Bis 2006 stehen dafür 
ca. 118 Mio. Euro (davon 51 Mio. Euro aus ESF-Mitteln) 
zur Verfügung. 

Das Modellprogramm „Lebenslanges Lernen“ der Bund- 
Länder-Kommission für Bildungsplanung und For- 
schungsförderung hat zum Ziel, neue Formen der bil- 
dungsbereichsübergreifenden Kooperation zu initiieren. 
Hierbei sollen vor allem die Eigenverantwortung und 
Selbststeuerung der Lernenden gestärkt und die Zusam- 
menarbeit von Bildungsanbietem und Bildungsnachffa- 
gem verbessert werden. Neben 22 Einzelprojekten in den 
Ländern werden unter dem Dach des Modellprogramms 
die Verbundprojekte „Qualitätstestierung in der Weiter- 
bildung“ und „Weiterbildungspass mit Zertifizierung in- 
formellen Lernens“ durchgeführt. Im Projekt „Qualitäts- 
testierung in der Weiterbildung“ nehmen derzeit 
275 Weiterbildungsanbieter am Qualitätsentwicklungs- 
und -testierungsverfahren „LQW 2“ teil, das speziell für 
die Weiterbildungsbranche entwickelt wurde. Das Ver- 
bundprojekt „Weiterbildungspass mit Zertifizierung 
informellen Lernens“ befindet sich seit Ende 2003 in der 


Auch die Tarifpartner fördern Lebenslanges Lernen, etwa im Rah- 
men von Qualifizierungs-Tarifverträgen, z. B. in der Metallindustrie 
Baden-Württemberg. 
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Erprobungsphase. Der „Profilpass“ soll als Selbstrefle- 
xionsinstrument mit begleitender Beratung von den Pass- 
inhabem genutzt werden können und dadurch zu lebens- 
langer Weiterbildung motivieren. 

Teilhabe von Menschen in peripheren ländlichen 
Ränmen 

Teilhabe von Menschen in peripheren ländlichen Räumen 
am wirtschaftlichen sozialen und kulturellen Leben trägt 
zur Bekämpfung von Armut und sozialer Ausgrenzung 
bei. Um die Entwicklung dieser Räume zukunftsfähig zu 
gestalten, sind übergreifende Ansätze erforderlich. Dabei 
sind Selbstverantwortung und umfassende Beteiligung 
der Bevölkerung vor Ort wichtige Voraussetzungen für 
den Erfolg. Vorhandene regionale Potenziale können so 
besser ausgeschöpft werden. Mit dem Modell- und De- 
monstrationsvorhaben „Regionen Aktiv - Land gestaltet 
Zukunft“ zeigen 18 Modellregionen im Rahmen der na- 
tionalen Nachhaltigkeitsstrategie, welche neuen Wege in 
der ländlichen Entwicklung möglich sind. Neben anderen 
Fragen steht insbesondere die Steigerung der regionalen 
Wertschöpfung und Schaffung von Beschäftigungsmög- 
lichkeiten im Zentrum des Interesses. Die Modellregio- 
nen sollen mit ihren innovativen Ideen zu Vorbildern für 
eine integrierte ländliche Entwicklung und funktionie- 
rende Stadt-Land-Beziehung werden. Hierbei werden die 
18 Regionen im Zeitraum von 2002 bis 2005 von der 
Bundesregierung mit insgesamt mindestens 45,5 Mio. 
Euro unterstützt. Durch den integrierten, raumbezogenen 
Entwicklungsansatz werden die ländliche Bevölkerung 
und die regionalen Akteure aktiviert und wichtige Im- 
pulse für die zukünftige Entwieklung gegeben. Diese po- 
sitiven Erfahrungen sind bei der Weiterentwicklung der 
Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur 
und des Küstensehutzes“ genutzt worden. Ab 2004 kann 
mit dem neuen Förderungsgrundsatz „integrierte länd- 
liche Entwicklung“ die Erarbeitung von regionalen 
Entwicklungskonzepten sowie die Etablierung von Regio- 
nalmanagement zur Initiierung, Organisation und Umset- 
zungsbegleitung regionaler Entwicklungsprozesse gefor- 
dert werden. So werden regionale Maßnahmen 
strategisch angelegt und entfalten eine viel größere Wir- 
kung als isolierte Einzelmaßnahmen. Nur so kann endo- 
genes Potenzial (beispielsweise durch Zusammenarbeit 
von Landwirtschaft, Naturschutz und Tourismus) gerade 
in peripheren ländlichen Räumen systematisch erschlos- 
sen werden. 

Teilhabe von Personen in prekären Lebenslagen 

Die Sozialhilfe garantiert das sozio-kulturelle Existenz- 
minimum und somit die Teilhabe des Einzelnen am ge- 
sellschaftlichen und kulturellen Leben. Darüber hinaus 
gewähren Länder, Kommunen und andere öffentlich 
rechtliche Körperschaften, aber auch gemeinnützige Trä- 
ger sowie Bürgerinnen und Bürger und Unternehmen eine 
Vielzahl von Sach- und Dienstleistungen mit dem Ziel, 
die Teilhabemöglichkeiten von Personen in prekären Le- 
benslagen am gesellsehaftlichen Leben zu fördern, ln An- 
spruch nehmen können diese Leistungen unterschiedliche 


Gruppen, etwa Bezieherinnen und Bezieher von Niedrig- 
einkommen, allein Erziehende und kinderreiche Fami- 
lien, Seniorinnen und Senioren oder Menschen mit Be- 
hinderung. 

Öffentliche Institutionen bieten Leistungen schwerpunkt- 
mäßig im Kultur-, Bildungs- und Sportbereich an; Wohl- 
fahrtsverbände, gemeinnützige Vereine und private Kul- 
tureinrichtungen zumeist im karitativen, Freizeit- und 
Sportbereich. 

- Leistungen wie die Nutzung von städtischen Biblio- 
theken, Volkshochschulkursen und Musikschulen wer- 
den entweder kostenfrei oder mit Preisnachlass zur 
Verfügung gestellt. Der Besuch städtischer Kindergär- 
ten und -horte auch für Kinder in Familien mif niedri- 
gen Einkommen wird entweder über Preisnachlässe 
oder eine völlige Beitragsbeffeiung ermöglicht. 

- Der Zugang zur Kultur wird für die von sozialer Aus- 
grenzung betroffenen Personen überwiegend über ver- 
billigte Eintritte zu Theatern, Konzerten und Opern 
und Museen geschaffen. Um die Teilnahme an Sport 
und Freizeitaktivitäten für alle zu ermöglichen, bieten 
Kommunen Zoo- und Tierparkbesuche sowie Besuche 
von Frei- und Hallenbädern verbilligt an. Auch Sport- 
kurse und sonstige Freizeitkurse sowie Kinder- und 
Jugendfreizeiten und Seniorenerholungen werden 
überwiegend mit Preisnachlässen angeboten. Beispiel- 
haft für die Sportförderung sind die Initiativen des 
Landes Nordrhein- Westfalen. Dem Sport als wichti- 
gem Element für das Zusammenleben aller Bürgerin- 
nen und Bürger wird hier ein hoher Stellenwert beige- 
messen, indem der Prozess der Teilhabe von 
ausländischen Bürgerinnen und Bürgern sowie von so- 
zial benachteiligten Bevölkerungsgruppen am Sport 
nachhaltig unterstützt und Integrationsprozesse aktiv 
gefördert werden (s. Anhang 11, NRW). Mecklenburg- 
Vorpommern hat im Rahmen der Förderung eines glei- 
chen Zugangs zu Kultur- und Freizeiteinrichtungen 
zahlreiche Projekte mit dem Ziel der Toleranz im Zu- 
sammenleben von Deutschen und Zuwanderinnen und 
Zuwanderem und im Bereich der Familienförderung 
aufgelegt (s. Anhang 11, Mecklenburg- Vorpommern). 
Als regionales Projekt zur Integration von sozial 
schwachen und kinderreichen Familien hat das Land 
Thüringen die Thüringen-Card-Familie eingeführt, die 
dieser Gruppe an drei frei wählbaren Tagen im Jahr 
den freien Eintritt zu zahlreichen Kultur- und Freizeit- 
angeboten des Landes ermöglicht. 

- Die gleichberechtigte Nutzung von Verkehrsdienst- 
leistungen wird Personen mit niedrigem Einkommen 
über Preisnachlässe im öffentlichen Nahverkehr ge- 
währt, auch für Menschen mif Behinderung wird 
durch Ermäßigungen die Nutzung von Verkehrsdienst- 
leistungen erleichtert oder überhaupt erst ermöglicht. 
Um die angemessene Nutzung der modernen Medien 
sicherzustellen, werden in Deutschland auf Antrag 
Gebührennachlässe auf Kommunikationsdienstleis- 
tungen gewährt und die gebührenfreie Nutzung von 
Radio und Fernsehen ermöglicht. 
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- Ein weiterer Aspekt der gleichberechtigten Teilhabe 
ist die Bereitstellung von Beratungsdiensten insbeson- 
dere für Gruppen, die durch besondere Problemstel- 
lungen von Ausgrenzung bedroht sind. Beispielhaft ist 
in diesem Zusammenhang die Förderung einer flä- 
chendeckenden Beratungslandschaft, wie sie vom 
Land Mecklenburg- Vorpommern gefordert wird 
(s. Anhang II, Mecklenburg- Vorpommern). Es beste- 
hen darüber hinaus vielfältige Beratungsformen von 
Verbänden und Initiativen, z. B. in der Ehe-, Familien- 
und Lebensberatung sowie der Schuldnerberatung. In 
Einzelfällen bieten auf kommunaler Ebene auch vor 
Ort lebende Anwälte gemeinschaftlich im Rathaus 
grundsätzlich kostenlose Sprechstunden für Bürgerin- 
nen und Bürger mit geringem Einkommen an. Mit die- 
sem niedrigschwelligen Angebot aus der Zivilgesell- 
schaft wird für diesen Personenkreis der Weg zur 
Wahrnehmung ihrer Rechte deutlich erleichtert. 

3. Den Risiken der Ausgrenzung verbeugen 

Die Gesellschaft kinder- und familienfreundlich 
gestalten 

Eine verantwortliche Politik für Kinder und Familien ist 
eine Querschnittsaufgabe, die nur im Zusammenspiel al- 
ler Politikbereiche gelingen kann. Die Bundesregierung 
wird auch in den nächsten beiden Jahren die Politik fort- 
setzen, die seit 1998 zu einer spürbaren Verbesserung der 
wirtschaftlichen Situation von Familien geführt hat. Dazu 
wurden die finanziellen Leistungen für Familien von 
rd. 40 Mrd. Euro in 1998 auf rd. 60 Mrd. Euro in 2003 er- 
höht. Die Steuerreform in den Jahren 2004 und 2005 wird 
die wirtschaftliche Situation der Familien weiter ver- 
bessern. Ein neuer Entlastungsbetrag in Flöhe von 
1 308 Euro pro Jahr soll die höheren Kosten für die ei- 
gene Lebensführung der allein Erziehenden dauerhaft 
kompensieren, die diese gegenüber Eltern haben, die ei- 
nen gemeinsamen Haushalt mit dem anderen Eltemteil 

- egal ob verheiratet oder unverheiratet zusammenle- 
bend - oder mit einer anderen Person führen. Für diese al- 
lein Erziehende werden Belasfungen weifgehend ausge- 
glichen, die durch das nur teilweise Vorziehen der dritten 
Stufe der Steuerreform in Verbindung mit dem völligen 
Wegfall des als verfassungswidrig eingestuften Haus- 
haltsfreibetrags entstehen. Darüber hinaus tragen einige 
Länder - z. B. Bayern - mit der Gewährung eines Lan- 
deserziehungsgeldes im dritten Lebensjahr eines Kindes 
zur Verbesserung der wirtschaftlichen Situation von Fa- 
milien und allein Erziehenden bei. Hierdurch wird auch 
im dritten Lebensjahr die Wahlfreiheit der Eltern zwi- 
schen Familie und Erwerbstätigkeit gewährleistet und die 
Erziehungsleistung der Eltern für die Gesellschaft aner- 
kannt (s. Anhang II, Bayern). 

Ein zentrales gesellschaftspolitisches Reformvorhaben 
und Grundstein dafür, Armut und sozialer Ausgrenzung 
von Familien mit Kindern und von allein Erziehenden 
wirkungsvoll zu begegnen, ist die Balance von Familie 
und Arbeitswelt und eine bessere Vereinbarkeit von Kin- 
dern und Beruf Dazu wird der Aufbau eines bedarfsge- 
rechten und verlässlichen Betreuungsangebotes für Kin- 


der in den nächsten Jahren in den Mittelpunkt der 
Familienpolitik gestellt. Parallel dazu ist es ein vorrangi- 
ges Bemühen, die Arbeitsmarktsituation durch Schaffüng 
geeigneter Arbeitsplätze bzw. der entsprechenden Rah- 
menbedingungen zu verbessern. 

Einem quantitativ ausreichenden und qualitativ hochwer- 
tigen Angebot an Kinderbetreuung kommt eine vielfache 
Funktion bei der Bekämpfung von Armut und sozialer 
Ausgrenzung zu: Kinderbetreuung schafft bessere Mög- 
lichkeiten, Familie und Beruf auszubalancieren und durch 
Erwerbsarbeit den eigenen Lebensunterhalt der Familie 
zu sichern. Sie fördert die Integration von Kindern aus 
wirtschaftlich benachteiligten Familien sowie aus Fami- 
lien mit Migrationshintergrund. Langfristig schafft ein 
quantitativ und qualitativ verbessertes Betreuungsangebot 
durch die Stärkung der frühkindlichen Bildung Startchan- 
cengerechtigkeit und gleiche Bildungschancen für Kin- 
der. Im Mitfelpunkf steht daher der bedarfsgerechte Aus- 
bau der Betreuung im Elementarbereich, in erster Linie 
bei Kindern unter 3 Jahren, die in der Verantwortung der 
Länder liegt. Ab 2005 sollen zusätzlich 1,5 Mrd. Euro 
jährlich für den Betreuungsausbau verwendet werden. 
Darüber hinaus sind gesetzliche Neuregelungen im Be- 
reich des Kinder- und Jugendhilfegesetzes (SGB VIII) 
beabsichtigt. 

Abgesehen von dem quantitativen Ausbau der Kinderbe- 
treuung will der Bund auch die Qualität der frühkindli- 
chen Erziehung, Betreuung und Bildung verbessern. Die 
Bundesregierung strebt bis Ende diesen Jahres eine Ziel- 
vereinbarung mit den Ländern und den kommunalen Spit- 
zenverbänden an, die einen an Kriterien orientierten be- 
darfsgerechten Ausbau qualifizierter Angebote und die 
Umwidmung frei werdender Kindergartenplätze für Kin- 
der unfer drei Jahren festhält. Kriterien für den Bedarf 
sind insbesondere Erwerbstätigkeit, Aus- oder Fortbil- 
dung, Pflegetätigkeit der Eltern sowie erzieherische 
Gründe. 

Im Saarland beispielsweise wird das Angebot an Ganz- 
tagsplätzen in Kindergärten und von Krippenplätzen bei 
Rückbau nicht benötigter Kindergartenplätze weiter aus- 
geweitet. Zur qualitativen Verbesserung frühkindlicher 
Erziehung wird dort seit eineinhalb Jahren das Programm 
frühes Lernen in Kindergärten durchgeführt. In Bayern 
wird der Bildungs- und Erziehungsplan, der im laufenden 
Kindergartenjahr in 106 Einrichtungen erprobt wird, für 
Kinder in Tageseinrichtungen bis zur Einschulung einen 
wichtigen Beitrag zur Verbesserung der pädagogischen 
Arbeit in Kindertageseinrichtungen leisten. In Mecklen- 
burg-Vorpommern steht im Mittelpunkt einer Ende 2003 
in den Landtag eingebrachten Gesetzesnovelle eine Bil- 
dungsoffensive im Bereich der Kindertagesförderung, zu- 
nächst insbesondere für Kinder im Jahr vor dem Schul- 
eintritt. Diese gezielte vorschulische Bildung wird nach 
einem verbindlichen Rahmenplan erfolgen, der zum 
1 . September 2004 eingeführt wird und von der Universi- 
tät Rostock entwickelt wurde. Damit soll die Qualität der 
vorschulischen Bildung und Erziehung landesweit 
einheitlich und für alle Kinder gleichermaßen gewährleis- 
tet werden. Der Stärkung des Bildungsauftrags der 
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Kindertageseinrichtungen wird auch in anderen Bundes- 
ländern durch die Entwicklung, Einführung und Erpro- 
bung von entsprechenden Bildungsplänen nachgekom- 
men. Vorgesehen ist, dass sich die Länder künftig auf der 
Basis eines gemeinsamen Rahmens über die Grundsätze 
der Bildungsarbeit in den Kindertageseinrichtungen ver- 
ständigen. 

Eine höhere Erwerbstätigkeit von Frauen ist ein wichtiges 
Element für die Verwirklichung der tatsächlichen Gleich- 
stellung von Frauen und Männern. Die Bundesregierung 
hat sich die im Rahmen der Lissabon-Strategie festgeleg- 
ten Zielvorgaben zur Erhöhung der Beschäftigungsquote 
von Frauen in vollem Umfang zu eigen gemacht und 
strebt bis 2010 die Steigerung der Frauenerwerbstätigen- 
quote auf 60 % an. Hierzu sind vor allem die Vorausset- 
zungen für die Vereinbarkeit von Erwerbsarbeit und Kin- 
dererziehung weiter zu verbessern. Dies entspricht den 
Bedürfnissen einer immer größeren Zahl von Frauen und 
kann auch dazu beitragen, das Armutsrisiko von Familien 
und allein Erziehenden zu verringern, ln den Ländern 
wird darüber hinaus sowohl in den allgemein bildenden 
als auch in den beruflichen Schulen eine Vielzahl von 
Maßnahmen durchgeführt, die darauf abzielen, Mädchen 
und Jungen spezifisch zu fordern und dadurch die Gleich- 
stellung der Geschlechter zu verbessern. Hierzu zählen 
z. B. nach Geschlechtern getrennter Unterricht in den Na- 
turwissenschaften, der Informations- und Kommunika- 
tionstechnologie und in den Sprachen. Mädchen werden 
im Rahmen der Berufsberatung an den Schulen gezielt 
auf ihre Chancen in gewerblich-technischen Berufen hin- 
gewiesen. Mittelfristig sollen Frauen zu 40 % an Studien- 
und Ausbildungsgängen der IT-Berufe beteiligt sein, der 
Frauenanteil an Führungspositionen, an den Professuren 
und am wissenschaftlichen Personal an Hochschulen und 
Forschungseinrichtungen soll weiter deutlich erhöht wer- 
den. 

Neben der Aufgabe, Familien durch öffentliche Angebote 
und Infrastrukturleistungen zu unterstützen, kommt es für 
die Balance von Familie und Arbeitswelt darauf an, in 
den Verwaltungen, Unternehmen und Betrieben familien- 
freundliche und flexible Arbeitszeitgestaltungen zu er- 
möglichen und betriebliche Betreuungsangebote zu reali- 
sieren. Die Bundesregierung verstärkt auf diesem Gebiet 
die Kooperation mit Gewerkschaften, Wirtschaftsverbän- 
den und Unternehmen in einer „Allianz für die Familie“, 
ln Kooperation mit den Spitzenverbänden der deutschen 
Wirtschaft hat die Bundesregierung einen „Monitor Fa- 
milienfreundlichkeit“ vorgelegt, der aufzeigt, welche For- 
men einer familienfreundlichen betrieblichen Personalpo- 
litik effizient und praktikabel sind. Ende 2003 hat die 
Bundesregierung die Initiative „Lokale Bündnisse für Fa- 
milie“ gestartet. Lokale Bündnisse für Familie sind Zu- 
sammenschlüsse unterschiedlicher Partner wie Stadtrat 
und Verwaltung, Unternehmen, Kammern, Gewerkschaf- 
ten und Kirchengemeinden, Vereinen, Verbänden und Ini- 
tiativen, die sich auf lokaler Ebene für mehr Familien- 
freundlichkeit einsetzen: Dort, wo durch Arbeitsplatz, 
Wohnumfeld und soziale Infrastruktur die Lebensbedin- 
gungen für Familie gestaltet werden, sollen konkrete Ver- 
einbarungen und Maßnahmen zur Balance von Familie 


und Beruf oder zur Verbesserung der Kinderbetreuung 
greifen. Die Initiative hat das Ziel, dass sich in möglichst 
vielen Städten und Gemeinden bestehende Ansätze weiter 
entwickeln und neue Bündnisse gründen. Ein Servicebüro 
unterstützt den Aufbau, die Tätigkeit und die Öf- 
fentlichkeitsarbeit lokaler Initiativen durch kostenlose 
Beratungsangebote. Auf der Homepage der Initiative 
www.lokale-buendnisse-fuer-familie.de werden die loka- 
len Bündnisse näher beschrieben, in einem Online-Hand- 
buch finden sich weitere Praxisbeispiele und Arbeitsfel- 
der. Das Projekt wird von der Europäischen Union 
gefordert. Beispielhaft sei auf die Maßnahme des Saar- 
landes, alle Rechtsetzungsakte auf ihre Familientauglich- 
keit hin zu überprüfen und die bayrischen Beratungs- und 
Koordinierungsstellen zur Verbesserung der Erwerbsbe- 
teiligung von Frauen hingewiesen. 

Besondere Aufmerksamkeit gilt weiterhin den Familien 
in prekären Lebenslagen. Die Initiative der Bundesregie- 
rung für ein familienpolitisches Armutspräventionspro- 
gramm ist auf gute Resonanz gestoßen. Vonseiten der 
Bundesregierung werden bis 2005 schwerpunktmäßig 
Maßnahmen zur Absicherung familien- und haushaltsbe- 
zogener Bildungsangebote sowie zur Optimierung kom- 
munaler Handlungsprofile der Armutsprävention geför- 
dert. Aktuelle Schwerpunkte sind dabei die Vernetzung 
öffentlicher Hilfen zur Eingliederung allein Erziehender 
in den Arbeitsmarkt, Maßnahmen zur Förderung von All- 
tagsbewältigungen, Integration von Familienhaushalten 
ausländischer Herkunft in armen bzw. prekären Lebensla- 
gen sowie die Gestaltung bedarfsgerechter Angebote von 
Trägem der haushalts- und familienbezogenen Bildung. 
Wohlfahrtsverbände, Verbände der Haushaltswissen- 
schaft und der Hauswirtschaft, die Verbraucherzentrale 
Bundesverband, Verbände der Familienbildung und -be- 
ratung, Schuldnerberatungsverbände und nicht zuletzt der 
Deutsche Sparkassen- und Giroverband sowie einige 
Länder und Kommunen unterstützten bzw. unterstützen 
das Programm überwiegend auch mit eigenen Maßnah- 
men. Beispielhaft für die Unterstützungsleistung für 
Eltern bei der Erziehung ihrer Kinder ist das Konzept 
„Eltem-stark-machen“ des Landes Mecklenburg- Vor- 
pommern (s. Anhang 11, Mecklenburg- Vorpommern). 

Die Bundesregiemng setzt sich zum Ziel, Armut von Fa- 
milien zu vermindern. Zum 1. Januar 2005 wird durch 
das 4. Gesetz für moderne Dienstleistungen am Arbeits- 
markt im Bundeskindergeldgesetz ein einkommensab- 
hängiger Kinderzuschlag in Höhe von monatlich bis zu 
140 Euro je Kind eingeführt. Zusammen mit dem Kinder- 
geld von 154 Euro monatlich wird damit der Grundbedarf 
eines Kindes abgedeckt. Für diese gesetzliche Leistung 
wird für das Jahr 2005 ein Finanzvolumen von 217 Mio. 
Euro angesetzt. Der Kinderzuschlag richtet sich an gering 
verdienende Eltern, die mit ihren Einkünften zwar ihren 
eigenen Unterhalt finanzieren können, nicht aber den Un- 
terhalt für ihre Kinder, und daher ohne den Kinderzu- 
schlag zukünftig auf Arbeitslosengeld 11 angewiesen wä- 
ren. Der Kinderzuschlag trägt zur Bekämpfung von 
Kinderarmut bei. Dadurch werden rd. 150 000 Kinder 
und deren Familien Arbeitslosengeld 11 nicht beziehen 
müssen. Bis zum 31. Dezember 2006 wird die Bundes- 
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regierung einen Bericht über die Auswirkungen des Kin- 
derzuschlags sowie über ggf. notwendige Weiterentwick- 
lungen vorlegen. 

Auch auf Länderebene werden Maßnahmen gegen Kin- 
derarmut ergriffen. So werden in Saarbrücken von der 
saarländischen Landesregierung zwei Modellprojekte un- 
terstützt, in denen sozialintegrative Maßnahmen durchge- 
führt und verschiedene Instrumente entwickelt werden, 
die dazu beitragen sollen, den benachteiligten Kindern 
und Jugendlichen die Chance zu geben, ein eigenes und 
selbstbestimmtes Leben zu führen. 

Ein weiterer Schwerpunkt der familienpolitischen Aktivi- 
täten bezieht sich auf die Überschuldung privater Haus- 
halte und die Schuldnerberatung. Vor dem Hintergrund 
des Ende 2003 beschlossenen Vierten Gesetzes für mo- 
derne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt, das die Schuld- 
nerberatung als Eingliederungsleistung benennt, sowie 
der bevorstehenden Änderung der Insolvenzordnung 
kommt der außergerichtlichen Entschuldung und somit 
der Rolle der Schuldnerberatung eine noch größere Be- 
deutung zu. Daher sind auf allen politischen und gesell- 
schaftlichen Ebenen stärkere Aktivitäten zum Ausbau des 
Netzes und zur Eruierung zusätzlicher Finanzierungs- 
möglichkeiten der Schuldnerberatungsstellen notwendig. 
Es ist sicherzustellen, dass allen überschuldeten Personen 
der Zugang zu einer Schuldnerberatungsstelle ermöglicht 
wird. Länder und Kommunen aber auch Wirtschaftsver- 
bände, einschließlich der Verbände der Finanzwirtschaft, 
sollten sich zur Vermeidung größerer volkswirtschaftli- 
cher Kosten stärker als bisher bzw. auch an der Förderung 
der Schuldnerberatung und Schuldenprävention beteili- 
gen. Eine sich aus dem Gemeinwohl des Eigentums ver- 
pflichtende Aufgabe der privaten Wirtschaft ist es auch, 
für den Abbau von Hemmnissen zur Teilnahme aller am 
Wirtschaftleben beizutragen. Die bisherigen Ergebnisse 
der Versuche, auf regionaler Ebene Finanzierungspaten- 
schaften insbesondere mit der Finanzwirtschaft zu verein- 
baren, zeigen, dass für diesen Prozess, der nur in Etappen 
gelingen kann, neue Strategien zu entwickeln sind. Der 
Prozess zur Verbesserung der Beratungsqualität ist durch 
die Arbeitsgemeinschaft Schuldnerberatung der Verbände 
(AG SBV) wesentlich vorangekommen. 

Die Länder haben in diesem Bereich z. T. eigene 
Maßnahmen ergriffen, wie die Initiativen des Landes 
Mecklenburg- Vorpommern zur Verbesserung der finanz- 
wirtschaftlichen Allgemeinbildung und der präventiv- 
wirtschaftlichen Beratung für Familien zeigen (s. An- 
hang II, Mecklenburg- Vorpommern). 

Die Bekämpfung der häuslichen Gewalt - oft eine Ursa- 
che oder Begleiterscheinung von Armut und sozialer 
Ausgrenzung - wird durch die Bundesregierung u. a. 
durch die Fortschreibung des „Aktionsplanes der Bundes- 
regierung zur Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen“ 
weiterhin engagiert verfolgt. Auch in zahlreichen Län- 
dern wurden und werden Maßnahmen ergriffen, die es der 
Polizei erlauben, gegen häusliche Gewalt vorzugehen und 
den Gewalttäter von der Wohnung femzuhalten (vgl. An- 
hang II, Saarland). 


Förderung der e-Inclusion 

Fertig gestellt ist ein Intemetinformationssystem für 
Familien, in denen Angehörige mit einer Behinderung 
leben. Das Informationssystem wird als Website 
www.familienratgeber.de von der Deutschen Behinder- 
tenhilfe - Aktion Mensch e.V betrieben. Die Intemet- 
seite enthält Informationen zu wichtigen Lebensberei- 
chen (z. B. Wohnen, Schule, Freizeit, Bildung und 
Arbeit) von Menschen mit Behinderung und ihren Ange- 
hörigen sowie eine Adressdatenbank, in der nach Ange- 
boten und Ansprechpartnem gesucht werden kann. 
Städte, Landkreise und Gemeinden können damit auch 
gebietsspezifische Ratgeber- Versionen erstellen. 

Ein Schwerpunkt zukunftsorientierter Bildungs- und Fa- 
milienpolitik ist der Zugang zu neuen Medien und die 
Vermittlung von Medienkompetenz. Die Bundesregie- 
rung hat dazu das Förderprogramm „Neue Medien in der 
Bildung“ für die Bereiche Schule, berufliche Aus- und 
Weiterbildung sowie Hochschule ins Leben gerufen. Das 
Förderprogramm unterstützt die Entwicklung und breite 
Nutzung von didaktisch hochwertiger Software und trägt 
dazu bei, ergänzend zum Lehrbuch multimediale Lehran- 
gebote zu gestalten und die IT-Technik sinnvoll im Unter- 
richt zu nutzen. Unter dem Schwerpunkt Lernen mit 
neuen Medien wurde neben der Ausstattung der Schulen 
und der IT-Fortbildung von Lehrerinnen und Lehrern mit 
dem Verein Schulen ans Netz eine Institution geschaffen, 
die mit ihren Portalen einen länderübergreifenden Erfah- 
rungsaustausch ermöglicht. Auch die Länder haben 
hierzu eine Reihe von Programmen aufgelegt, um die IT- 
Technik in den Schulen verstärkt einsetzen und nutzen zu 
können (s. Anhang II, Mecklenburg- Vorpommern). Mit 
der Kampagne SCHAU HIN! hat die Bundesregierung 
2003 eine Kampagne zur Stärkung der Erziehungsverant- 
wortung und der Medienkompetenz von Eltern in Bezug 
auf die Mediennutzung durch Kinder und Jugendliche 
initiiert. 

Mitte des Jahres 2004 geht die Bundesinitiative „Jugend 
ans Netz“ öffentlich an den Start. Der Initiative, die in en- 
ger Abstimmung und Kooperation mit einem Netzwerk 
von Bund, Ländern, Regionen, Jugendeinrichtungen, Ju- 
gendgruppen und gemeinsam mit der „Initiative D21“ 
umgesetzt wird, setzt in Übereinstimmung mit dem EU- 
Weißbuch „Neuer Schwung für die Jugend Europas“ da- 
rauf, dass moderne, aktivierende Jugend- und Bildungs- 
politik - lebensweltbezogen und aufbauend auf den 
Strukturen der Jugendarbeit - Aktionsräume bereitstellen 
muss, in denen sich Jugendliche außerhalb der Schule 
und selbstbestimmt mit Wissen und Information ausei- 
nander setzen, kommunizieren, partizipieren und inter- 
agieren können. Gerade die neuen Medien eröffnen 
Chancen, das Innovationspotenzial der Jugendhilfe im 
Bildungsbereich gezielt zu nutzen und diese Angebote 
- wie sie Jugendhilfe und außerschulische Jugendarbeit 
bieten - auch über das Internet weiter zu entwickeln. Mit 
der Bundesinitiative „Jugend ans Netz“ ist beabsichtigt, die 
Ausstattung von Jugendeinrichtungen mit intemetfähigen 
PCs (inklusive Service und Support) mit dem Angebot von 
Vernetzung, Kommunikation und Partizipation durch ein 
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Intemet-Jugendportal mit Informations-, Bildungs- und 
Beratungsangeboten zu verbinden. Die Bundesregierung 
strebt weiterhin eine Steigerung des Anteils der Intemet- 
nutzerinnen und Intemetnutzer an der Bevölkerung ab 
14 Jahren bis 2005 auf 75 % an, wobei die gleichberech- 
tigte Teilhabe von Frauen gesiehert werden soll. 

4. Für die besonders gefährdeten Personen 
und Gruppen handeln 

Teilhabe und Selbstbestimmung von Menschen mit 
Behinderung stärken 

Eine zukunftsweisende Politik für Menschen mit Be- 
hinderung steht weiterhin im Zentrum sozialstaatlichen 
Handelns. Die Bundesregierung wird die Umsetzung des 
Gesetzes zur Gleichstellung von Menschen mit Be- 
hinderung auf allen Ebenen und insbesondere den Ab- 
schluss von Zielvereinbarungen fördern. Die Länder Ber- 
lin und Sachsen- Anhalt haben bereits 1999 und 2001 
Landesgleichstellungsgesetze verabschiedet. Zwischen- 
zeitlich sind Landesgesetze zur Gleichstellung von Men- 
schen mit Behinderung auch in Bayem^s), Brandenburg, 
Bremen, Nordrhein- Westfalen, Rheinland-Pfalz, im Saar- 
land und in Schleswig-Holstein beschlossen worden. Die 
Bundesregierung wird die Umsetzung des SGB IX wei- 
terhin aufmerksam begleiten, bis zum 3 1 . Dezember 2004 
umfassend über die Lage behinderter Menschen berichten 
und ggf noch weitere zu treffende Maßnahmen Vorschlä- 
gen. 

Der am 10. März 2004 vom Bundeskabinett verabschie- 
dete Bericht zur Beschäftigung schwerbehinderter Men- 
schen im öffentlichen Dienst des Bundes verdeutlicht, 
dass sich hier die Beschäftigungssituation im Jahr 2002 
verbessert hat und die gesetzlichen Vorgaben übertroffen 
werden. Um die Ausbildungs- und Beschäftigungssitua- 
tion schwerbehinderter Menschen weiter nachhaltig zu 
verbessern, soll die Strategie der gemeinsamen Bemü- 
hungen aller Beteiligten unvermindert und mit weiterent- 
wickelten Zielvorgaben fortgesetzt werden. 

Ein wesentliches Element dieser Strategie ist das Gesetz 
zur Förderung der Ausbildung und Beschäftigung 
schwerbehinderter Menschen. Seine Ziele sind 

- die Förderung der Ausbildung behinderter, insbeson- 
dere schwerbehinderter Jugendlicher durch Verbesse- 
rung der Möglichkeiten für eine betriebliche Ausbil- 
dung, 


28) Leitlinie des Bayerischen Gesetzes zur Gleichstellung, Integration 
und Teilhabe von Menschen mit Behinderung ist die Würde des 
Menschen. Ziel ist eine möglichst umfassende Teilhabe von Men- 
schen mit Behinderung am gesellschaftlichen Leben, wobei Selbst- 
bestimmung oberste Priorität besitzt. Schwerpunkte des Gesetzes 
sind die Verbesserungen in den Bereichen der Kommunikation, 
bspw. durch Kostenerstattung für Gebärdensprachdolmetscher im 
Verwaltungsverfahren, Verbesserungen im Bereich der Mobilität, 
beispielsweise durch Abschaffung von Barrieren im Baubereich und 
im öffentlichen Personennahverkehr sowie die Einführung einer Ver- 
bandsklage, eines Landesbehindertenrates und kommunaler Behin- 
dertenbeauftragter. 


- die Verbesserang der Beschäftigung schwerbehinder- 
ter Menschen auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt 
durch verbesserte Beratung, Information und Unter- 
stützung der Arbeitgeber zur Beseitigung von Einstel- 
lungshindemissen und zur Sicherung der Beschäfti- 
gung, 

- die Sicherung der Beschäftigung behinderter Men- 
schen durch den Ausbau betrieblicher Prävention im 
Sinne von „Rehabilitation statt Entlassung“ und die 
Verbesserung der Arbeitsmöglichkeiten der Schwerbe- 
hindertenvertretung und 

- der Ausbau der Integrationsfachdienste. 

Mit diesem Gesetz wird die erfolgreiche Politik zur 
Sicherung der selbstbestimmten Teilhabe behinderter 
Menschen am Arbeitsleben fortgesetzt. Die Beschäfti- 
gung schwerbehinderter Menschen soll initiiert, stabilisi- 
ert und ausgeweitet werden. Dies kann nur erfolgreich 
sein bei verstärktem koordinierten Zusammenwirken von 
Bundesregierung, Ländern, Beauftragten für die Belange 
behinderter Menschen, Organisationen der Sozialpartner 
und der behinderten Menschen sowie Behörden auf 
Bundes- und Landesebene - unterstützt auch durch Ver- 
bände von Rehabilitationsträgem, Zusammenschlüssen 
betrieblicher Interessenvertretungen und privaten Initia- 
tiven. Die gesetzlichen Regelungen sollen daher 
wiedemm in gemeinsamer sozialer Verantwortung 
umgesetzt werden.^«) 

Bezüglich der Bildungsbeteiligung behinderter Menschen 
stellen die Länder sicher, dass behinderte Kinder und Ju- 
gendliche weitestgehend das gleiche Bildungsangebot er- 
halten wie ihre nicht behinderten Altersgenossinnen und 
Altersgenossen. Vorbeugende Maßnahmen erfahren dabei 
zunehmend eine höhere Bewertung. Die Organisation der 
Bildungsvermittlung ist den besonderen Bedürfnissen der 
unterschiedlichen Behindemngen angepasst. Auch die 
Lehrerinnen und Lehrer dieser Kinder und Jugendlichen 
werden in speziellen Studiengängen ausgebildet, ln der 
Regel erhalten schulpflichtige Kinder und Jugendliche 
mit sonderpädagogischem Förderbedarf Unterricht in 
Sonderschulen, die auf die Deckung des jeweiligen För- 
derbedarfs spezialisiert sind. Der Übergang in eine allge- 
meine Schule ist während der gesamten Schulzeit mög- 
lich, wenn das für das einzelne Kind/den einzelnen 
Jugendlichen einen besseren Bildungserfölg verspricht. 
Neben dem Bildungsangebot in Sonderschulen gibt es 
Formen der gemeinsamen Unterrichtung von behinderten 
und nicht behinderten Schülern. Sonderschulen sind in 
der Regel auf kommunaler Ebene eingerichtet und orien- 
tieren sich in ihrem Lehrangebot an den Lehrplänen der 
allgemeinen Schulen. Für Kinder und Jugendliche mit be- 
sonders schweren Behindemngen (Mehrfachbehinderan- 
gen) sowie für bestimmte Bildungsgänge (z. B. in der Se- 
kundarstufe 11, im Hochschulbereich oder für bestimmte 


29) Beispielhaft für die Bekämphing der Arbeitslosigkeit schwerbehin- 
derter Menschen ist das Saarland, wo die gesetzliche Quote überer- 
füllt wurde. Das saarländische Sonderprogramm zur Förderung der 
Beschäftigung Schwerbehinderter wurde den neuen Rahmenbedin- 
gungen angepasst und verlängert. 
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Berufsausbildungen) gibt es Landeszentralschulen bzw. 
von den Ländern getragene Bundeszentralschulen (mit 
Internat). Eltern Sinnesgeschädigter Kinder (z. B. bei Ge- 
hörschädigung) können im Rahmen der Frühförderung ab 
dem 3. Lebensmonat ihres Kindes Hilfe von Sonderpäda- 
gogen in Anspruch nehmen. Langfristig und chronisch 
kranke Kinder und Jugendliche erhalten individuellen 
Hausunterricht oder werden in Krankenhaus schulen un- 
terrichtet. Kinder und Jugendliche mit geistigen Behinde- 
rungen werden in der Werkstufe ihrer Sonderschulen 
u. U. bis zum Erwachsenenalter (26. Lebensjahr) an eine 
selbstständige Lebensführung oder eine Berufstätigkeit 
herangeführt. 

Neben dem Bildungsangebot in Sonderschulen sind von 
den Ländern Formen der gemeinsamen Unterrichtung 
von behinderten und nicht behinderten Schülern entwi- 
ckelt worden. So werden im Saarland von 5 200 als be- 
hindert anerkannten Kindern 1 300 in Regelschulen inte- 
griert. Durch die Einführung von Arbeitsstellen für 
Integration und ihre Finanzierung über die Sozialhilfe 
wird der weitaus überwiegende Teil behinderter Kinder- 
gartenkinder in Regelkindergärten betreut. 

Das Land Nordrhein- Westfalen hat zur Integration von 
Studierenden mit einer Behinderung das Projekt „Berück- 
sichtigung der Belange von Menschen mit Behinderung“ 
initiiert. Es umfasst neben der Evaluation der Situation 
der Behinderten an Hochschulen die Ergänzung der Auf- 
gaben der Studentenschaft sowie die Ergänzung der Re- 
geln in den Prüfungsordnungen. 

Der Raf der Europäischen Union hafte das Jahr 2003 zum 
Jahr der Menschen mit Behinderungen (EJMB 2003) er- 
klärt. Mit dem EJMB 2003 sollte u. a. eine Sensibilisie- 
rung für die Rechfe behinderter Menschen erreicht, Maß- 
nahmen zur Förderung ihrer Chancengleichheit in Europa 
angeregt, auf die Heterogenität und Vielfalt von Behinde- 
rungen hingewiesen und für die Diskriminierung behin- 
derfer Menschen sensibilisiert werden. Dabei sollte ein 
besonderes Augenmerk auf die Gleichbehandlung von 
Kindern und Jugendlichen mit Behinderungen im Bil- 
dungsbereich gelegt werden (Artikel 2 des Ratsbeschlus- 
ses). Ziel der Aktivitäten war insgesamt, Menschen mit 
Behinderungen in der Gesellschaft „sichtbarer“ zu ma- 
chen. 

Um dieses Ziel zu erreichen, wurden zahlreiche Projekte 
angeregt, finanziell gefordert und öffentlich unterstützt 
(vgl. ausführlich Anhang VII). Es haben über 1 000 Ver- 
anstaltungen zum EJMB 2003 stattgefunden, die von Be- 
hindertenorganisationen, Unternehmen, Gewerkschaften, 
Ländern und Kommunen organisiert wurden. Für weit 
über 600 Projekte wurden Fördermittel bei der Bundesre- 
gierung beantragt, von denen 175 Anträge gefordert wer- 
den konnten. Die verschiedenen Maßnahmen wurden un- 
ter der Voraussetzung gefördert, dass ein umfassender 
Abschlussbericht über die Durchführung, die Teilnahme, 
die Zielerreichung und insbesondere die Nachhaltigkeit 
der Aktivitäten abgeliefert wird. Das Jahr wurde intensiv 
genutzt, um Diskussionen besonders zu den Schwer- 
punktthemen Arbeit, Gesundheit, Gleichstellung, Ethik, 
Barrierefreiheit und persönliche Assistenz anzuregen. 


Anstöße zu geben und Veränderungen zu unterstützen. 
Das Europäische Jahr der Menschen mit Behinderungen 
2003 sollte jedoch nicht nur ein Feuerwerk der Ideen sein. 
Vielmehr hat es nachhaltig das Bewusstsein der Bevölke- 
rung über Menschen mit Behinderungen beeinflusst. Dies 
ist auch auf eine intensive Öffentlichkeitsarbeit z. B. 
durch Femsehspots zurückzuführen. Das Interesse an be- 
hindertenpolitischen Themen in der Bevölkemng hat 
deutlich zugenommen. Nach dem Spezial Eurobarometer 
2003 haben in Deutschland 61 % von dem EJMB erfah- 
ren und 59 % die Anliegen behinderter Menschen besser 
verstanden. 

Integration von Migrantinnen und Migranten 

Die Förderung von Toleranz und die Selbstbestimmung 
der Menschen im Rahmen der freiheitlich demokra- 
tischen Grundordnung gehören zu den Gmndlagen einer 
Politik, die Beteiligung und gesellschaftliches Engage- 
ment aller Gmppen zum Ziel hat. 

Die Bundesregiemng hat das Zuwanderungsgesetz im Ja- 
nuar 2003 erneut in das Gesetzgebungsverfahren einge- 
bracht. Vor allem dessen arbeitsmarktpolitische und inte- 
grationspolitische Inhalte sind unverändert notwendig 
und aktuell. Es besteht weiterhin Bedarf an einer umfas- 
senden Regelung. Da das parlamentarische Verfahren für 
das Zuwanderungsgesetz noch nicht abgeschlossen ist, 
können sich unter anderem für das geplante Integrations- 
konzept noch Änderungen ergeben. 

Mit dem geplanten neuen Förderkonzept soll die Integra- 
tion der Ausländerinnen und Ausländer und Spätaussied- 
lerinnen und Spätaussiedler zu einem einheitlichen Kon- 
zept zusammengeführt werden. Künftig sollen für beide 
Gruppen gemeinsame Gmndsprachkurse angeboten wer- 
den. Darüber hinaus wird erstmalig ein gesetzlich gere- 
gelter Mindestrahmen staatlicher Integrationsangebote 
geschaffen. Mit den geplanten Regelungen soll ein Inte- 
grationsangebot realisiert werden, das den Migrantinnen 
und Migranten die Möglichkeit eröffnet, sich schneller 
und besser in Deutschland zurechtzufinden. Mit der deut- 
schen Sprache wird den Zuwanderinnen und Zuwande- 
rem eine wichtige Voraussetzung für die Infegration in 
den Arbeitsmarkt vermittelt und eine aktive gesellschaft- 
liche Teilhabe ermöglicht. 

Neue Zuwanderinnen und Zuwanderer mit einer Dauer- 
aufenthaltsperspektive sollen nach den Regelungen des 
Zuwanderungsgesetzes grundsätzlich unmittelbar nach 
der Einreise an den Integrationskursen teilnehmen. Die 
Integrationskurse umfassen Basis- und Aufbausprach- 
kurse sowie Orienfierungskurse, die den Migranfinnen 
und Migranten helfen sollen, sich in der deutschen Ge- 
sellschaft zu orientieren und im täglichen Leben selbst- 
ständig handeln zu können. 

Dass Integration ein aktiver Prozess ist, bei dem Migran- 
tinnen und Migranten selbst tätig werden müssen und 
nicht passiv integriert werden können, ist bei der Gestal- 
tung der Kurse berücksichtigt. Es gilt das Prinzip des 
„Fördems und Fordems“. Für die Koordiniemng und 
Steuerung der Integrationsangebote soll ein bundesweites 
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Integrationsprogramm entwickelt werden, in dem insbe- 
sondere die bestehenden Integrationsangebote von Bund, 
Ländern, Kommunen und privaten Trägem gesammelt 
und Empfehlungen zur Weiterentwicklung dieser Ange- 
bote vorgelegt werden. Dem geplanten Bundesamt für 
Migration und Flüchtlinge kommt bei der Wahrnehmung 
der Integrationsaufgaben des Bundes eine zentrale koor- 
dinierende Funktion zu. Neben der Entwicklung der 
Gmndstruktur und der Leminhalte der Integrationskurse 
wird es die Durchfühmng der Kurse organisieren und 
überwachen. Da ein derartiges Integrationskonzept erst- 
malig in der Bundesrepublik Deutsehland umgesetzt 
wird, kann nur begrenzt auf diesbezügliche Erfahmngs- 
werte zurückgegriffen werden. Nach einer Evaluierungs- 
phase werden die tatsächlichen Umsetzungsschritte einer 
genauen Prüfung zu unterziehen und ständig ergebnis- 
orientiert zu verbessern sein. 

Die Neustmkturiemng der Zuwanderang und der Integra- 
tion wird auch weiterhin durch ein staatliches Angebot 
zur Beratung und Begleitung für Familien ausländischer 
Herkunft (mit Daueraufenthaltsrecht) flankiert. Dabei 
werden die langjährig gewachsenen Strukturen und die 
Erfahrungen der Integrationsarbeit genutzt. Als integra- 
tionsfördemdes Angebot bezuschussen die Bundes- 
regierung und die Länder gemeinsam die Ausländer- 
sozialberatung, die von den Spitzenverbänden der freien 
Wohlfahrtspflege durchgeführt wird. Im Vordergmnd 
steht das Bemühen, die Migrantinnen und Migranten in 
die Lage zu versetzen, ihr Leben eigenverantwortlich zu 
gestalten, auch mit der Unterstützung durch andere So- 
zialdienste und soziale Beratung. Schwerpunkte der Bera- 
tungstätigkeit sind individuelle Lebensprobleme, soziale 
Vorsorge, Integration, Erziehung und Ausbildung von 
Kindern und Jugendlichen, sowie Familien- und Genera- 
tionenkonflikte. Mit der Beratung wird ein entscheiden- 
der Beitrag zur sozialen Integration der Migrantinnen und 
Migranten und zur Lösung von persönlichen Problemen 
sowie im Zusammenleben mit der einheimischen Bevöl- 
kerung geleistet. Bundesweit sind 600 Sozialberaterinnen 
und Sozialberater tätig, von denen die meisten selber ei- 
nen Migrationshintergrund haben. Für Spätaussiedlerin- 
nen und Spätaussiedler stehen vergleiehbare Dienste zur 
Verfügung, die aus Bundes- und Landesmitteln und z. T. 
von Kommunen finanziert werden. Auch für junge Zu- 
wanderinnen und Zuwanderer sowie für junge Menschen 
mit Migrationshintergrund bis zum Alter von 27 Jahren 
werden aus Bundesmitteln über die Träger der Jugendso- 
zialarbeit bundesweit ea. 380 Beratungsstellen gefordert, 
die seit 1 . Januar 2004 unter dem neuen Namen „Jugend- 
migrationsdienste“ auf der Grundlage neu verabschiede- 
ter Grundsätze und Rahmenkonzepte eine individuelle 
Beratung und Begleitung während der Integrationsphase 
sicherstellen. 

ln Deutschland verfügen Ausländerinnen und Ausländer 
mit einem auf Dauer angelegten Aufenthaltsstatus im so- 
zialen, ökonomischen und bildungspolitischen Bereich 
über weitgehend gleiche Zugangsrechte wie Deutsche. 
Für die berufliche Integration bedeutet dies, dass sie an 
den gleichen arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen wie 
Deutsche teilnehmen können (vgl. aueh Kapitel 11). 


Im so genannten Migrantenbeschluss haben sieh das „Fo- 
rum Bildung“ und die Arbeitsgruppe Aus- und Weiterbil- 
dung im ehemaligen Bündnis für Arbeit, Ausbildung und 
Wettbewerbsfähigkeit unter dem Motto „Integration 
durch Qualifikation“ für eine Verbesserung der Berufaus- 
bildung von Jugendlichen und jungen Erwachsenen aus- 
gesprochen. Entscheidend ist dabei die Abkehr vom Defi- 
zitansatz und eine Hinwendung zum Kompetenzansatz. 
Die Stärken und Kompetenzen der Jugendliehen mit Mi- 
grationshintergrund, ihre potenzielle Zwei- oder Mehr- 
sprachigkeit und ihre interkulturelle Basiskompetenz 
sollen zum Ausgangspunkt für Bildungs- und Qualifizie- 
rungsmaßnahmen werden. 

Die Bundesregierung fordert im Rahmen des Programms 
„Kompetenzen fordern - Berufliche Qualifizierung für 
Zielgruppen mit besonderem Förderbedarf‘ (BQF-Pro- 
gramm) lokale und regionale Berufliche Qualifizierungs- 
Netzwerke (BQN) für Migrantinnen und Migranten 
(Laufzeit bis 2006). Ziel ist es, die unterschiedlichen 
Siehtweisen der einzelnen Akteure vor Ort zusammenzu- 
führen, vorhandene Angebote und Aktivitäten kritisch zu 
hinterfragen und ein integriertes Handlungskonzept zur 
Förderung der beruflichen Qualifizierung von Migrantin- 
nen und Migranten vor Ort zu entwickeln. 

Bund und Länder haben sich in der Bund-Länder-Kom- 
mission für Bildungsplanung und Forsehungsforderung 
auf einen Aktionsrahmen für strukturelle Neuerungen in 
der Bildung geeinigt, der als einen Schwerpunkt die ver- 
stärkte Förderung von Kindern und Jugendlichen mit Mi- 
grationshintergrund, die Verbesserung der Bildungsbera- 
tung für Migrantinnen und Migranten und den Ausbau 
des Deutschunterrichts auch über den schulisehen Be- 
reich hinaus vorsieht. 

Das BLK-Programm „Förderung von Kindern und Ju- 
gendlichen mit Migrationshintergrund“ wird im Herbst 
2004 starten und eine Laufzeit von fünf Jahren haben, ln 
dem Programm sollen innovative Ansätze der Länder zur 
Optimierung von spraehlicher Bildung und Förderung 
von Kindern und Jugendlichen mit Migrationshintergrund 
unterstützt und weiterentwickelt werden. Weil der schuli- 
sche und der außerschulisehe Bereich jedoch in engem 
Zusammenhang gesehen werden müssen und eine Koope- 
ration der Bereiche eine wichtige Voraussetzung für eine 
erfolgreiche und effiziente Sprachförderung von Kindern 
und Jugendlichen mit Migrationshintergrund schafft, er- 
fahren die Schnittstellen Kindergarten/Schule, Schule/Ju- 
gendhilfe und der Übergang Schule/Berufsausbildung be- 
sondere Aufmerksamkeit. 

Aueh in den Ländern wird an der Weiterentwieklung der 
Förderung von Schülerinnen und Sehülem mit Migra- 
tionshintergrund gearbeitet. Der Sehwerpunkt dieser Maß- 
nahmen wird in den Bereichen vorschulische Erziehung, 
schulisehe Förderung, beim Übergang von der Schule in 
die berufliche Ausbildung und bei der Zusammenarbeit 
mit Eltern und außerschulischen Einrichtungen gesehen. 
Die Länder räumen dem Erwerb der deutschen Sprache 
die höchste Priorität ein. Hierfür stellen die Länder in er- 
hebliehem Umfang zusätzliche Ressoureen bereit, ln die 
gleiche Riehtung zielen Maßnahmen für Kinder und 
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Jugendliche mit Migrationshintergrund im Rahmen der in 
der Kultusministerkonferenz in Reaktion auf die PISA- 
Studie festgelegten Handlungsfelder. Dazu zählen vor al- 
lem eine frühe und systematische Sprachforderung. Um 
der Ausgrenzung ausländischer Studentinnen und Studen- 
ten zu begegnen, hat z. B. das Land Nordrhein- Westfalen 
ein Projekt zu ihrer verstärkten Betreuung initiiert (s. An- 
hang II, Nordrhein- Westfalen). 

Bei all diesen Maßnahmen ist zu berücksichtigen, dass 
die soziale Lage der Migrantinnen und Migranten - wie 
auch bei den Deutschen - in hohem Maße von der Wirt- 
schaftslage und der Situation auf dem Arbeitsmarkt ab- 
hängt. Langfristig wird ein wirtschaftlicher Aufschwung 
verbunden mit einer Entspannung auf dem Arbeitsmarkt 
die soziale Situation verbessern. 

Zudem ist die Eingliederung von Familien mit Migra- 
tionshintergrund ein wichtiges Ziel der Integrationspoli- 
tik. Insbesondere geht es um die Gestaltung angemesse- 
ner und integrationsfördemder Lebensbedingungen, die 
die Interessen und Bedürfnisse von Migrantenfamilien 
und deutschen Familien gleichermaßen berücksichtigen. 

Der Einfluss von schwierigen Eebensbedingungen auf die 
gesundheitliche Situation von Migrantinnen und Migran- 
ten wird in der Empfehlung „Migration und gesundheitli- 
che Versorgung“ der von der Bundesregierung einge- 
richteten Arbeitsgruppe „Armut und Gesundheit“ 
thematisiert. Sie analysiert die gesundheitliche Situation 
von Migrantinnen und Migranten und stellt unter ande- 
rem fest, dass weder regelmäßig erhobene Daten noch die 
bislang vorliegenden Untersuchungen den Problembe- 
reich in der notwendigen Differenziertheit erfassen bzw. 
untersuchen. Zur Verbesserung der mangelhaften Daten- 
lage in diesem Bereich wurden in dem von der Bundes- 
regierung in Auftrag gegebenen nationalen Gesundheits- 
survey für Kinder und Jugendliche die notwendigen 
Voraussetzungen geschaffen, Kinder und Jugendliche mit 
Migrationshintergrund in einem ausreichenden Umfang 
zu erfassen. Nach Abschluss der Erhebung und der nach- 
folgenden Auswertung wird es 2006 zum ersten Mal auch 
verlässliche Daten zum Gesundheitszustand der Kinder 
und Jugendlichen mit Migrationshintergrund geben. 

Als Beispiele für aktuelle Schwerpunkthandlungsfelder 
der Integrationsfbrderung vonseiten der Länder, zum Teil 
aber auch anderer Akteure wie beispielsweise gemeinnüt- 
ziger Stiftungen können die Verbesserung der schulischen 
Integration von Kindern und Jugendlichen, sprachliche 
Förderung von älteren Jugendlichen und Erwachsenen, 
die Förderung im Bereich Ausbildung und Arbeit oder 
das Angebot von Migrationssozialberatungsstellen ge- 
nannt werden. Einige Länder wie Bayern, Niedersachsen, 
Nordrhein- Westfalen oder Schleswig-Holstein haben seit 
Anfang 2003 umfassende Integrationskonzepte neu er- 
stellt oder diese konzeptionell weiterentwickelt. Die Saar- 
ländische Landesregierung hat eine interministerielle 
Arbeitsgruppe eingerichtet, die ein Landesintegrations- 
konzept für Aussiedlerinnen und Aussiedler und für 
Ausländerinnen und Ausländer entwickeln soll. Einen 
beispielhaften Überblick über integrationspolitische Akti- 


vitäten geben die Beiträge von Bayern, Mecklenburg- 
Vorpommern und Rheinland-Pfalz (s. Anhang II). 

Wissenschaftliche Untersuchungen zur „Eebenssituation 
älterer, alleinstehender Migrantinnen“ und zum Thema 
„Junge Frauen und Mädchen mit Migrationshintergrund, 
Lebenssituation und Orientierungen“ in Deutschland wer- 
fen einen geschlechterdifferenzierten Blick auf die Le- 
benssituation von Frauen und Mädchen verschiedener 
Ethnien. Die Untersuchungen sind im Frühjahr 2004 ver- 
fügbar. 

Förderung der Eingliederung von dauerhaft 
armutsgefährdeten Gruppen 

Zur Verbesserung der Datenlage bei besonders durch Ar- 
mut betroffenen Gruppen hat die Bundesregierung eine 
Untersuchung zum Thema „Menschen in extremer Ar- 
mut“ in Auftrag gegeben, deren Ergebnisse im Jahr 2004 
vorliegen werden. Das Forschungsprojekt hat die Auf- 
gabe, mittels einer qualitativen Untersuchung einen Zu- 
gang zu diesem schwer erreichbaren Personenkreis zu 
schaffen. Es sollen Strukturen extremer Armut herausge- 
arbeitet werden, um Erkenntnisse über die Ursachen-Wir- 
kungszusammenhänge von extremer Armut zu gewinnen, 
es sollen vor allem nichtmonetäre Aspekte der Lebens- 
lage der betroffenen Personen in den Fokus genommen 
werden. 

Die Politik der Bundesregierung misst der Vermeidung 
sowie dem Abbau von Wohnungslosigkeit große Bedeu- 
tung zu. Vorrang hat bei allen diesbezüglichen Maßnah- 
men die Prävention. Im Bundessozialhilfegesetz (BSHG) 
bzw. ab 2005 im SGB XII sind verschiedene Hilfen für 
Wohnungslose oder von Wohnungslosigkeit bedrohte 
Menschen vorgesehen. So steht mit § 15a BSHG^**) ein In- 
strument zur Vermeidung und zum Abbau von Woh- 
nungslosigkeit zur Verfügung, das sich bisher bewährt 
hat. Danach werden rückständige Mieten dann von der 
Sozialhilfe übernommen, wenn ansonsten Wohnungslo- 
sigkeit einzutreten droht. Ferner haben Amtsgerichte 
Räumungsklagen wegen Zahlungsverzugs den örtlich zu- 
ständigen Trägem der Sozialhilfe zu melden, damit diese 
rechtzeitig vorbeugend tätig werden können. Zur Evalua- 
tion dieses präventiven strategischen Ansatzes zur Ver- 
meidung von Wohnungslosigkeit wurde vonseiten der 
Bundesregiemng eine Studie in Auftrag gegeben. Nach 
den Ergebnissen des Forschungsvorhabens zeichnet sich 
kein weiterer Handlungsbedarf zur Schaffung grundsätz- 
lich neuer Instmmente der Prävention ab. Die Studie 
weist vielmehr darauf hin, zukünftig die bereits vorhan- 
denen materiellen und immateriellen Instmmente auf den 
Ebenen der Umsetzung des Sozialhilferechts intensiv und 
zielgenau anzuwenden und miteinander zu verzahnen. Sie 
stellt heraus, dass Präventionsarbeit besonders dann effi- 
zient ist, wenn der Zuschussbedarf und Bewirtschaftungs- 
kosten für kommunale Notunterkünfte vermindert werden 
können. Der Studie nach ist dies insbesondere vereinzel- 
ten Kommunalverwaltungen gelungen, in denen Aufga- 
ben der Wohnungsnotfallproblematik im Rahmen eines 


Ab 2005 § 34 SGB XII. 
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vernetzten Fachstellenkonzepts „unter einem Dach“ kon- 
zentriert und gesteuert werden. Von der Bundesregierung 
wird zudem ein breit angelegter Forschungs verbünd „Woh- 
nungslosigkeit und Hilfen in Wohnungsnotfällen“ geför- 
dert, der sich u. a. mit der Verbesserung und zielgenaueren 
Ausrichtung von Hilfen in Wohnungsnotfällen und mit den 
spezifischen Problemen obdaehloser Frauen beschäftigt. 

Einen integrierten Hilfeansatz Wohnungsloser hat bei- 
spielweise das Saarland entwickelt. Die Steuerungs- 
gruppe Wohnungslosenhilfe hat Pläne zur besseren Ver- 
netzung der Angebote der Wohnungslosenhilfe mit denen 
der Jugendhilfe und der psychiatrisehen Versorgung ent- 
wickelt und Regelungen für die Umsetzung des Betreuten 
Wohnens entwiekelt. Gegenwärtig wird an der Entwick- 
lung eines Modellprojektes zur Verbesserung der medizi- 
nischen Versorgung Wohnungsloser gearbeitet. 

Ziel der Arbeitsgruppe „Armut und Gesundheit“ der Bun- 
desregierung ist die Befassung mit dem Einfluss von 
schwierigen Lebensbedingungen auf die Gesundheit der 
von Armut besonders betroffenen Personengruppen und 
der Abbau der Ungleichheit ihrer Gesundheitschancen. 
Die Arbeitsgruppe hat sich mit folgenden Schwer- 
punktthemen beschäftigt und Empfehlungen erarbeitet: 
„Gesundheitliche Versorgung Wohnungsloser“ und 
„Migration und gesundheitliche Versorgung“. Zurzeit 
wird das Thema „Kinder und Jugendliche in sozial be- 
nachteiligten Stadtteilen“ bearbeitet. 

Gesundheitsförderung und Prävention erhalten wach- 
sende Bedeutung im deutschen Gesundheitssystem. Zu- 
nehmend wird die Notwendigkeit einer zielgruppenspezi- 
fischen Gesundheitsförderung für sozial benachteiligte 
Zielgruppen gesehen. Allerdings gab es bis zum Jahr 
2003 keinen umfassenden Überblick über die Praxis der 
Gesundheitsförderung für sozial benachteiligte Zielgrup- 
pen sowie über die Anbieter und die Bereiche, in denen 
sie aktiv sind, mit welchen Methoden sie arbeiten, wie sie 
ihre Zielgruppen erreichen und welche Qualität und 
Wirksamkeit ihre Angebote haben. Um die Transparenz 
zu erhöhen, den Informationstransfer zu verstetigen und 
um ein Instrument zur besseren Vernetzung der Akteure 
zur Verfügung zu stellen, wird im Rahmen einer Koope- 
ration der Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklä- 
rung, mit der Bundesvereinigung für Gesundheit, den 
Landesvereinigungen für Gesundheitsförderung und wei- 
teren Akteuren auf Landesebene eine Intemetplattform 
„Gesundheitsförderung für sozial Benachteiligte“ aufge- 
baut (vgl. Kapitel VI, Good-Practice-Beispiel 5). Seit 
Sommer 2003 existiert eine recherchierbare Datenbank 
mit über 2 600 gesundheitsfördernden Angeboten. Da- 
rüber hinaus stellt die Intemetplattform aktuelle Informa- 
tionen, Termine und Materialien bereit, die schnell und 
niedrigschwellig einen Überblick über die Praxis der Ge- 
sundheitsförderung bei sozial Benachteiligten ermögli- 
chen. Der Aufbau von Netzwerken in den Regionen soll 
darüber hinaus die Arbeit vor Ort unterstützen und zur 
Entwicklung weiterer Angebote motivieren. Diese wer- 
den bei den Landesvereinigungen für Gesundheitsförde- 
rang bzw. bei weiteren regionalen Akteuren angesiedelt 
sein. Seit Anfang 2004 hat die Arbeit in sechs Regionen 
begonnen. 


Die Bekämpfung von Armut und Ausgrenzung und damit 
die Bekämpfung von sozialer Benachteiligung ist auch 
ein strategischer Ansatz der Gesundheitspolitik des Lan- 
des Nordrhein- Westfalen. Eine Reihe von Aktivitäten ist 
auf die am stärksten von Ausgrenzung betroffenen Grup- 
pen in der Bevölkerung gerichtet (s. Anhang II, Nord- 
rhein-Westfalen) . 

In der Sucht- und Drogenpolitik sollen die strukturelle 
Prävention sowie der Kinder- und Jugendschutz gestärkt, 
Abhängigkeiten gesenkt und Reintegration ermöglicht 
werden. Meistens ist die soziale Integration von Drogen- 
abhängigen an eine Wiedereingliederung in Arbeit und/ 
oder Beschäftigung geknüpft. Im bundesdeutschen So- 
zialversicherangssystem gehört neben therapeutischen 
Maßnahmen auch das Angebot und die Finanzierung von 
beruflicher Wiedereingliederung zum Leistungsspektrum 
der sozialen Interventionen. Finanziert werden die Ein- 
richtungen aus kommunalen Mitteln und Landesmitteln 
sowie aus EU-Fonds. 

Arbeit hat sich dabei als ein präventiver Faktor in Bezug 
auf die Rückfälligkeit der Klientinnen und Klienten er- 
wiesen und die Vermittlung von Arbeit ist somit eng mit 
der Senkung von Abhängigkeiten verwoben. Die spe- 
ziellen Reintegrationsprogramme für ehemals Drogenab- 
hängige zielen auch darauf ab, die sozialen Chancen der 
Betroffenen zu verbessern und das Suchtkrankenhilfesys- 
tem fungiert als ein Schild gegen soziale Ausgrenzung. 
Durch den häufig frühen Einstieg in eine Drogenkarriere 
müssen in vielen Fällen Basisqualifikationen nachträglich 
erworben werden. Auch liegen bei lang andauernden Ab- 
hängigkeitserkrankungen die letzten Erfahrungen auf 
dem Arbeitsmarkt mitunter so weit zurück, dass kaum 
noch verwertbare Qualifikationen vorhanden sind.^P 

Der am 25. Juni 2003 vom Bundeskabinett und am 3. Juli 
2003 von der Gesundheitsministerkonferenz der Länder 
verabschiedete „Aktionsplan Drogen und Sucht“ räumt 
der sozialen Inte-gration von Suchtkranken eine hohe 
Priorität ein. Es heißt dort: „Die durch das SGB IX vorge- 
sehenen Möglichkeiten der Leistungsgewährang im Be- 
reich der Teilhabe am Arbeitsleben sind von den Rehabi- 
litationsträgem - bei Vorliegen der gesetzlichen 
Voraussetzungen - konsequent zu nutzen. Es gilt, zukünf- 
tig die Umsetzung des Gesetzes in die Praxis aufmerksam 
zu begleiten. Arbeitslosigkeit und die damit verbundenen 
Prozesse der Armutsentwicklung sind mit einer Vielzahl 
von psychosozialen Risiken verbunden, die verstärkend 
auf den Konsum von Suchtmitteln und die Entwicklung 
einer substanzbezogenen Abhängigkeit wirken können. 
Deshalb kommt der Integration von suchtmittelabhängi- 
gen Menschen durch Arbeit und Beschäftigung eine sehr 
große Bedeutung zu. Zur Teilhabe am Arbeitsleben müs- 
sen verbindliche Vereinbarungen mit den Trägem der me- 
dizinischen Rehabilitation über die Kooperation in der 
Rehabilitation, aber auch mit den zuständigen Arbeitsver- 
waltungen getroffen werden.“ 

Ebenso wird im Rahmen des Programms „Die soziale 
Stadt“ die Suchtprävention gestärkt. Auch das Programm 


Deutsche Hauptstelle für Suchtfragen (DHS): Jahrbuch Sucht 2004; 
Geesthacht 2003 ; S. 148 f. 
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„Entwicklung und Chancen junger Menschen in sozialen 
Brennpunkten (E & C Programm)“ bezieht sich - wie das 
Programm „Soziale Stadt“ - auf städtische Quartiere, 
aber auch auf strukturschwache ländliche Räume, die 
durch die Anhäufung sozialer Probleme davon bedroht 
sind, in das soziale Abseits zu geraten. Denn in sozialen 
Brennpunkten häufen sich Armut und soziale Ausgren- 
zung. Die Programmplattform E & C der Bundesregie- 
rung fasst eine Vielzahl von jugendpolitischen Maßnah- 
men und Strukturen aus den Bereichen Jugendhilfe, 
Schule, Arbeitsverwaltung, Stadtplanung, Sozial-, Ge- 
sundheits- und Kulturpolitik zusammen, um so Lücken 
im Angebotsnetz zu schließen und einen ganzheitlichen 
Hilfeansatz zu entwickeln. 

Benachteiligte Jugendliche, deren Hintergrund häufig 
durch problematische Strukturen geprägt ist, haben im 
Vergleich zu anderen Gleichaltrigen ungünstigere 
Startchancen und ungünstige individuelle Voraussetzun- 
gen für die Eingliederung in das Berufsleben. Das Ziel 
von Kompetenzagenturen ist es, frühzeitige und langfris- 
tige Strategien der individuellen Hilfeplanung zu entwi- 
ckeln und das Coaching und Management der Hilfeleis- 
tungen zu übernehmen. Der Bedarf des benachteiligten 
Jugendlichen wird konkret festgestellt, woraus ein indivi- 
dueller Hilfeplan mit unterschiedlichen Maßnahmen aus 
den vorhandenen berufsintegrierenden Maßnahmen ge- 
staltet wird. Darüber hinaus sollen die Kompetenzagentu- 
ren Lücken im existierenden Angebot erkennen und auf 
die Bereitstellung passgenauer Angebote hinwirken. 
Diese passgenaue Hilfeplanung bewirkt eine geringere 
Abbrecherquote und verbessert so die Chancen einer so- 
zialen und beruflichen Integration. Die Kompetenzagen- 
turen werden bundesweit im Zeitraum von 2002 bis 2006 
an fünfzehn Standorten modellhaft erprobt. Insgesamt 
stellt die Bundesregierung hierfür 10,5 Mio. Euro zur 
Verfügung. 

Das vom Europäischen Sozialfonds geförderte Programm 
„Lokales Kapital für soziale Zwecke (LOS)“ ist eine Ini- 
tiative der Bundesregierung für mehr Beschäftigung „von 
unten“ für Personen, die am Arbeitsmarkt besonders be- 
nachteiligt sind. In kleinen, lokalen Projekten können sie 
sich maßgeschneidert weiterbilden und qualifizieren und 
können im Anschluss leichter in Arbeit vermittelt wer- 
den. LOS wird in das Programm „Die soziale Stadt“ in 
seine komplementäre Programmplattform „Entwicklung 
und Chancen junger Menschen in sozialen Brennpunkten 
(E & C)“ integriert. In Ergänzung und Fortsetzung dieser 
Programme werden in ausgewählten Gebieten mit sozia- 
len Problemlagen bis zum Jahr 2006 bundesweit 
6 000 Mikroprojekte, die in anderen Förderprogrammen 
nicht berücksichtigt werden können, bis maximal 
10 000 Euro finanziell unterstützt. Insgesamt stehen ca. 
50 Mio. Euro für den Zeitraum bis 2006 zur Verfügung. 
Die Projektideen werden von lokalen Akteuren auf der 
Grundlage von lokalen Aktionsplänen zur Verbesserung 
der Bedingungen zur sozialen und beruflichen Integration 
in diesen Sozialräumen entwickelt und umgesetzt. Die 
Vergabe der Mittel erfolgt auf lokaler Ebene durch einen 
Begleitausschuss, der aus Vertreterinnen und Vertretern 
der lokalen Akteure, beteiligten kommunalen Ämtern und 
Institutionen und vor allem aus den betroffenen Bürgerin- 


nen und Bürgern selbst besteht, was deren Eigeninitiative 
auf unkonventionellem Weg aktivieren soll. 

V. Stärkung von Teilhabe und Chancen- 
gleichheit - konzertierter Prozess 
aller Akteure und Ebenen 

Der NAP’incl bildet gemeinsam mit der nationalen Ar- 
muts- und Reichtumsberichterstattung das Fundament für 
Strategien zur Stärkung der sozialen Integration und zur 
Armutsbekämpfung in Deutschland. Neben der Bundes- 
regierung, die die Rahmenbedingungen gestaltet, haben 
Länder und Kommunen im deutschen Sozialschutzsystem 
eine tragende Rolle, z. B. über ihre Verantwortung für die 
Durchführung der Sozialhilfe bzw. der Grundsicherung. 
In Deutschland als föderal strukturiertem Staat sind die 
Länder zuständig für das Schulwesen einschließlich der 
beruflichen Schulen, für die Hochschulen und die Weiter- 
bildung, soweit das Grundgesetz nicht dem Bund Gesetz- 
gebungsbefugnisse verleiht. Der Bund ist laut Grundge- 
setz u. a. zuständig für die außerschulische berufliche 
Aus- und Weiterbildung, die allgemeinen Grundsätze des 
Hochschulwesens, die Äusbildungsförderung sowie Maß- 
nahmen zur Arbeitsförderung. Die föderale Struktur und 
die verfassungsrechtlich geschützte kommunale Selbst- 
verwaltung bewirken, dass regional und lokal unter- 
schiedliche Strategien bei der Bekämpfung von Armut 
und sozialer Ausgrenzung verfolgt werden. Hierbei sind 
zahlreiche nichtstaatliche Akteure beteiligt, was die hohe 
Bedeutung einer aktiven Zivilgesellschaft dokumentiert. 
Die Einbeziehung und Unterstützung der Zivilgesell- 
schaft und die Vernetzung der Strukturen geschieht auf al- 
len föderalen Ebenen. Beispiele hierfür sind etwa Beiräte 
für Integrations- und Migrationsfragen oder Landessenio- 
renräte in Berlin (s. Anhang II, Berlin) und im Saarland 
sowie Integrationsförderäte (IFR) für Menschen mit Be- 
hinderungen (s. Anhang II, Mecklenburg- Vorpommern). 
Im Saarland besteht zudem seit langem ein Landesbehin- 
dertenbeirat, der insbesondere an der Erstellung des Lan- 
desbehindertenplanes maßgeblich beteiligt war. Darüber 
hinaus wurde zur Umsetzung des Gesetzes zur Bekämp- 
füng der Arbeitslosigkeit Schwerbehinderter ein Runder 
Tisch eingerichtet, der dazu beigetragen hat, dass das 
Saarland nicht nur als einziges Land die Zielquote überer- 
füllt hat, sondern auch, dass die Umstrukturierung der In- 
tegrationsfachdienste zeitnah und flexibel umgesetzt wer- 
den konnte. 

Dialog zwischen den Aktenren 

Die Institutionalisierung eines regelmäßigen Konsulta- 
tions- und Beratungsprozesses zwischen den Akteuren al- 
ler Ebenen schreitet in Deutschland weiter voran. Die 
Bundesregierung sieht in dem kontinuierlichen Dialog 
mit diesen Akteuren die Grundlage für eine Politik zur 
Förderung des sozialen Zusammenhalts, die Erfahrungen 
aus unterschiedlichen Bereichen mit einbezieht und auch 
regionale und lokale Besonderheiten beachtet. Innerhalb 
der Bundesregierung ist das Ziel der Bekämpfung der Ar- 
mut und der sozialen Ausgrenzung Bestandteil des inter- 
ministeriellen Koordinierungsprozesses. 
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Der Austausch über Zielsetzungen, Perspektiven und Er- 
gebnisse politischer Maßnahmen wird von der Bundesre- 
gierung in verschiedenen Beratungs- und Konsultations- 
instanzen organisiert, ln einem „Ständigen Beraterkreis“ 
sind Nichtregierungsorganisationen (Wohlfahrtsver- 
bände, Selbsthilfeinitiativen, Nationale Armutskonferenz, 
etc.), Arbeitgeber, Gewerkschaften, Kirchen, Länder und 
Kommunen aktiv eingebunden. Auch mit der Wissen- 
schaft findet ein regelmäßiger institutionalisierter Kon- 
sultationsprozess statt, der in wissenschaftlichen Kollo- 
quien und Foren vertieft wird. Dieser stetige Prozess und 
der Dialog mit den relevanten Akteuren wird mit dem 
Ziel einer stärkeren Vernetzung und Mobilisierung zu- 
künftig weiter intensiviert. Dabei sind die Eigenständig- 
keit aller Beteiligten und die föderalen verfassungsrecht- 
lichen Strukturen zu berücksichtigen und dürfen auch 
nicht im Rahmen der „Offenen Methode der Koordinie- 
rung in der EU“ (OMK) infrage gestellt werden. 

„FORTEIL - Jef/habe und soziale 

Integration“ 

Mit der Durchführung der Veranstaltungsreihe 
„FORTEIL - Forum Teilhabe und soziale Integration“ 
will die Bundesregierung einen Rahmen schaffen, um 

- die Zivilgesellschaft am NAP-Prozess intensiver zu 
beteiligen und den strategischen Ansatz zur Stärkung 
sozialer Integration, wie er im NAP’incl 2003-2005 
Umrissen wurde, für alle Akteure und Ebenen nutzbar 
und zugänglich zu machen; 

- durch einen zielgerichteten Prozess, möglichst von un- 
ten nach oben, diesen strategischen Ansatz vor dem 
Hintergrund der vielfältigen Erfahrungen weiterzuent- 
wickeln und die Perspektiven der Armutsbekämpfung 
durch Vernetzung der Ansätze zu verbessern; 

- eine breitere öffentliche Diskussion über die soziale 
Ausgrenzung zu initiieren 

- sowie besser von den Erfahrungen anderer Mitglied- 
staaten zu lernen. 

Vorgesehen ist, Ende 2004/ Anfang 2005 parallel zur Erar- 
beitung des ersten „Sozialschutzberichtes“ der KOM die 
Veranstaltungsreihe mit einer Auftaktveranstaltung auf 
Bundesebene zu beginnen. Im Laufe des Jahres 2005 soll 
dann im Rahmen von insgesamt vier themenbezogenen 
Workshops die Sensibilisierung, Mobilisierung und Ver- 
netzung der Akteure der Zivilgesellschaft bei der Be- 
kämpfung von Armut und sozialem Ausschluss vertieft 
werden und auch ein regionaler Bezug hergestellt wer- 
den. Ende 2005/Anfang 2006 soll mit einer Abschluss- 
veranstaltung wiederum auf Bundesebene eine Bestands- 
aufnahme des Dialogprozesses vorgenommen und 
zukünftige Handlungsoptionen diskutiert werden. Zur 
Begleitung und Vorbereitung des Forums wird eine Un- 
terarbeitsgruppe des bestehenden „Ständigen Beraterkrei- 
ses“ mit Vertretern der Bundesregierung, der NGOs, Län- 
der, der kommunalen Spitzenverbände, der Sozialpartner, 
der Kirchen und der Wissenschaft eingerichfef. 


Infobörse „Teilbabe und soziale Integration“ 

Um die praktischen Erfahrungen in Deutschland besser in 
den NAP’incl-Prozess integrieren und zu einer Weiterent- 
wicklung der sozialen Integration nutzen zu können, sol- 
len die vielfältigen Initiativen und Ansätze zur Ar- 
mutsprävention und zur Stärkung sozialer Integration 
(kommunal, regional oder bundesweit) möglichst syste- 
matisch im Rahmen eines breit angelegten Forschungs- 
projektes aufgearbeitet werden und in einer Informations- 
börse benutzergerecht zusammengetragen werden. 

Geplant ist die 

- Recherche, systematische Erfassung und Darstellung 
bestehender Ansätze sowie von Projekten, Zugängen 
und Strategien zur Analyse und Bekämpfung von Aus- 
grenzungstendenzen und Armut in Städten, Gemein- 
den und Landkreisen sowie von Wohlfahrtsverbänden 
und anderen Verbänden und Einrichtungen; 

- Sichtung und Bewertung der Sozial-, Armuts- und 
Reichtumsberichte von Ländern, Städten, Gemeinden 
und Landkreisen sowie von Wohlfahrtsverbänden und 
anderen Organisationen, hierbei Herausarbeitung der 
inhaltlichen Schwerpunkte, der verwandten Me- 
thoden, der Datengrundlagen und Indikatoren unter 
besonderer Berücksichtigung der 18 europäischen 
, ,Laeken-lndikatoren‘ ‘ ; 

- EDV- Verarbeitung, Publikation in geeigneter Form. 

Intensivierung der Zusammenarbeit zwischen Bund 
und Ländern 

Im Hinblick auf die Zusammenarbeit zwischen allen 
föderalen Ebenen und vor allem zwischen Bund und Län- 
dern im weiteren NAP-Prozess sowie bei der Weiter- 
entwicklung einer nachhaltigen Armutsbekämpfungsstra- 
tegie wurden Gespräche zwischen der Bundesregierung 
und Vertretern der Ländern geführt. Es besteht die Bereit- 
schaft, einen kontinuierlichen Dialog zu führen und nach 
der Aktualisierung des NAP’incl die Strukturen der Zu- 
sammenarbeit weiterzuentwikkeln. Hierbei sind die föde- 
ralistischen und subsidiären Strukturen in Deutschland 
sowie unterschiedliche politische Interessenlagen von 
Bund, Ländern und Kommunen auch zukünftig zu beach- 
ten. 

Aktivitäten von Ländern, Kommunen sowie der 
Freien Wohlfahrtspflege und Betroffenorganisationen 

Den Aktivitäten auf Länderebene und auf der kommuna- 
len Ebene sowie der Arbeit von Wohlfahrtsverbänden und 
Betroffenenorganisationen räumt der NAP’incl 2003-2005 
breiten Raum ein. Neben der Einbeziehung von Maßnah- 
men und Programmen in den Kapiteln des NAP’incl er- 
folgt eine ausführliche Darstellung der vielfältigen Aktivi- 
täten in den einzelnen Anhängen. Hiermit wird der 
wichtigen Rolle der staatlichen und nichtstaatlichen Ak- 
teure im Bereich der Sozialpolitik, Deutschlands föderaler 
Struktur und der sich hieraus ergebenden regional und lo- 
kal unterschiedlichen Strategien bei der Bekämpfung von 
Armut und sozialer Ausgrenzung Rechnung getragen. 
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Länder 

Städte 

Gemeinden 


Nationaler Aktionsplan zur 
Bekämpfung von Armut und 
sozialer Ausgrenzung 


Beratung bei der 
inhaltlichen 
Gestaltung 

Einbeziehung 
regionaler und 
lokaler Strategien 
und Aktivitäten 

Beiräte und 
Förderräte zur 
sozialen 
Integration 


FORTEIL - Forum Teilhabe und 
soziale Integration 

„Infobörse Teilhabe und 
soziale Integration“ 
(Datenbank) 


Wissenschaftliche 

Experten 

Nichtregierungsorganisationen 

Armutskonferenz 

Betroffenenverbände 

Wissenschaftliche Beratung 

Datenerhebung 

Inhaltliche Beratung und Begleitung 

Vertretung gesellschaftlicher 
Interessen 

Initiativen der freien Wohlfahrtspflege 

Stellungnahmen der Betroffenen 
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VI. Good-Practice-Beispiele 
Good Practice 1: 

„50 000 Jobs für Schwerbehinderte“ 

Ziel 

Ausgangspunkt war das gesetzlich festgelegte Ziel, die 
Zahl der arbeitsuchenden schwerbehinderten Menschen 
bis Oktober 2002 gegenüber Oktober 1999 um 25 % zu 
verringern. Dies war notwendig, denn bis 1999 fanden 
immer weniger schwerbehinderte Menschen eine Be- 
schäftigung. Zum 1 . Oktober 2000 ist das Gesetz zur Be- 
kämpfung der Arbeitslosigkeit Schwerbehinderter in 
Kraft getreten. Die Regelungen sind inzwischen im 
Neunten Buch Sozialgesetzbuch enthalten und wurden 
mit viel Engagement in gemeinsamer sozialer Verantwor- 
tung aller Beteiligten umgesetzt. Ein wesentlicher Bau- 
stein war hierbei die Öffentlichkeitskampagne „50 000 
Jobs für Schwerbehinderte“. 

Umsetzung 

Die Strategie zur Umsetzung umfasst u. a. die folgenden 
Bausteine: 

- Anzeigenkampagne: 

Für die Informationskampagne „50 000 Jobs für 
Schwerbehinderfe“ wurden besonders reichweiten- 
starke und zielgruppenrelevante Titel belegt. Es wur- 
den Anzeigen in überregionalen Tageszeitungen, in 
Publikumszeitschriften sowie in Entscheidertiteln für 
den Mitfelstand geschaltet. Begleitet wurde die Anzei- 
genkampagne von integrierten, darauf abgestimmten 
Werbemaßnahmen auf allen Ebenen. 

- Telemarketing/lnfohotline: 

120 000 Unternehmerinnen und Unternehmer in Re- 
gionen mit hoher Arbeitslosigkeit von schwerbehin- 
derten Menschen wurden in einem Mailing auf die 
neuen gesetzlichen Regelungen aufmerksam gemacht 
und dann angerufen. 1 0 000 freie Stellen sind auf 
diese Weise genannt worden. 

- Broschüren: 

Erstellt wurde eine Kampagnenbroschüre, die die 
Auswirkungen und Vorteile für schwerbehinderte 
Menschen und Unternehmen durch die wesentlichen 
Gesetzesänderungen nennt. Eine Broschüre für Ge- 
schäftsführerinnen und Geschäftsführer und Personal- 
verantworfliche informiert Unternehmen konkret über 
die Vorteile, die sie mit der Beschäftigung schwerbe- 
hinderter Menschen haben, ln einer Referenzbro- 
schüre werden fünf Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber 
vorgestellt und behinderte Mitarbeiterinnen und Mit- 
arbeiter porträtiert. Die PowerPoint-Präsentation zum 
neuen Gesetz und seiner konkreten Umsetzung wurde 
in Betrieben an Personalverantwortliche und Betriebs- 
räte verteilt. Sie kam 3 000-mal erfolgreich zum Ein- 
satz. 

- Veranstaltungen: 

Unter dem Motto „Neue Wege zur Beschäftigung 


schwerbehinderter Menschen“ wurden Unternehme- 
rinnen und Unternehmer und Personalverantwortliche 
zu praxisnahen Infoveranstaltungen mit intensivem 
Erfahrungs- und Informationsaustausch geladen. Da- 
bei konnten das Arbeits- sowie das Integrationsamt 
und der -fachdienst ihre Unterstützung konkret vor Ort 
darstellen. Daneben leisteten prominente Persönlich- 
keiten wertvolle Überzeugungsarbeit. Immer dabei: 
eine Arbeitgeberin und ein Arbeitgeber mit einer oder 
einem seiner behinderten Mitarbeiterinnen oder Mitar- 
beiter. Hier konnten Unternehmerinnen und Unterneh- 
mer und Publikum aus erster Hand erleben, wie sich 
die Einstellung einer oder eines engagierten Angestell- 
ten mit Schwerbehinderung in der Praxis gestaltet. 

- Messen: 

Präsentiert wurde das Konzept auf Messen wie z. B. 
der REHACare in Düsseldorf. Hier wurden Unterneh- 
merinnen und Unternehmer sowie schwerbehinderte 
Menschen informiert und Verbindungen für die Zu- 
kunft geschlossen. 

- Internet: 

Auf der offiziellen Website www.jobs-fuer- 
schwerbehinderte.de wurden Informationen u. a. mit 
Hinweisen auf wichtige Veranstaltungen zum Thema, 
relevante Links und einen Online-Shop für Broschü- 
ren zur Verfügung gestellf. Außerdem wurden in ei- 
nem Diskussionsforum Anregungen, Tipps, aber auch 
Kritik aufgrund bisheriger Erfahrungen Betroffener 
ausgetauscht. Ein umfangreiches Serviceangebot für 
Joumalisfinnen und Journalisten sorgte dafür, dass die 
Informationen auch der Presse zur Verfügung standen. 

Besonders hilfreich waren die Vermittlungsaktivitäten der 
Integrationsfachdienste und der Arbeitsämter, ln vielen 
Fällen war es auch hilfreich und notwendig, die berufli- 
che Qualifikation von arbeitslosen schwerbehinderten 
Menschen zu verbessern. Während zu Beginn der Kam- 
pagne ihr Anteil in Qualifizierungsmaßnahmen noch bei 
1 % lag, ist es gelungen, den Anteil entsprechend dem 
Anteil schwerbehinderter Menschen an der Gesamtar- 
beitslosigkeit bis Ende Oktober 2002 auf bundesweit 4 % 
zu steigern. 

Ergebnisse 

Das Ziel „50 000 Jobs für schwerbehinderte Menschen“ ist 
nahezu erreicht worden. Die Bilanz zeigt: Ende Oktober 
1999 waren bei den Arbeitsämtern 189 766 schwerbe- 
hinderte Menschen arbeitslos gemeldet, im Oktober 2002 
waren es noch 144 292. Damit konnte die Arbeits- 
losigkeit um 45 474 oder 24 % gesenkt werden.^^) 


^2) Mit dem „Gesetz zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit Schwerbehin- 
derter“ ist es der Bundesregierung gemeinsam mit allen Akteuren ge- 
lungen, zwischen Oktober 1999 und Oktober 2002 insgesamt mehr 
als 150 000 schwerbehinderte Menschen zu vermitteln. Die Arbeits- 
losigkeit schwerbehinderter Menschen wurde von jahresdurch- 
schnittlich 18,0 % im Jahr 1998 auf 15,4 % im Jahr 2002 gesenkt. 
Allerdings sind hierbei auch Personen einbezogen, die z. B. als Ar- 
beitsuchende oder als Frührentner ausgeschieden sind. 
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Good Practice 2: 

Bundesanstalt für Arbeit: Sonderprogramm „FAIR“ 
zur Vermittlung von Langzeitarbeitslosen 

Ziel 

In vier Geschäftsstellen der Bundesanstalt für Arbeit 
- darunter eine Geschäftsstelle in den neuen Ländern - 
wird seit Sommer 2002 das Sonderprogramm „FAIR“ 
durchgeführt mit dem Ziel der besseren Vermittlung von 
Langzeitarbeitslosen. 

Umsetzung 

Im Rahmen des Sonderprogramms wurden zusätzliche 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter eingestellt, die sich aus- 
schließlich mit der besseren Eingliederung, Vermittlung 
und Betreuung von Langzeitarbeitslosen befassen. Die 
Betreuung der Langzeitarbeitslosen erfolgt in jeder der 
beteiligten Geschäftsstellen nach einem systematischen 
Programm. 

Ergebnisse 

Es liegen jetzt erste vorläufige Ergebnisse des Sonderpro- 
gramms vor: In allen vier Geschäffssfellen ist die Anzahl 
der Langzeitarbeitslosen zwischen dem 1. Juli 2002 und 
3 1 . Dezember 2003 deutlich zurückgegangen, während in 
anderen Geschäftsstellen der Arbeitsämter, in deren Ein- 
zugsbereich das Sonderprogramm durchgeführt wird, die 
Anzahl der Langzeitarbeitslosen z. T. deutlich gestiegen 
ist. Im Vergleich zum jeweiligen Vergleichsamt liegt die 
Wiedereingliederungsquote in den FAIR-Dienststellen 
um mindestens drei und maximal elf Prozentpunkte hö- 
her. 

In den FAIR-Geschäftsstellen sind darüber hinaus die 
langzeitarbeitslosen Kunden nach einem Beobachtungs- 
zeitraum von rund siebzehn Monaten im Durchschnitt 
rund einen Monat kürzer in Arbeitslosigkeit. Ein ähn- 
liches Bild zeigt sich, wenn man nur die Leistungsseite 
betrachtet: Gemessen an den jeweiligen Vergleichsämtem 
verkürzt sich der Bezug von Leistungen nach SGB III bis 
zum Übergang in Erwerbstätigkeit ebenfalls um rund ei- 
nen Monat. 

Good Practice 3: 

Bund-Länder-Programm 

„Stadtteile mit besonderem Entwicklungsbedarf - 
die soziale Stadt“ 

Ziel 

Die soziale und räumliche Polarisierung in den Städten 
nimmt zu. Daher haben Bund und Länder die Städte- 
baufbrderung seit 1999 um das neue Programm „Stadt- 
teile mit besonderem Entwicklungsbedarf - die soziale 
Stadt“ ergänzt. Ziel ist eine zukunftsfahige Entwicklung 
in diesen Quartieren. Der neue Programmansatz zielt auf 
eine integrierte Förderung der Stadt- und Ortsteile mit be- 
sonderem Entwicklungsbedarf, die auf eine ressortüber- 


greifende Zusammenarbeit auf Bundes- und Landesebene 
sowie mit den Gemeinden angelegt ist. Maßnahmen ver- 
schiedener Politikfelder, wie z. B. der Wohnungs-, Wirt- 
schaffs-, Arbeits- und Sozialpolitik, werden in integrier- 
ten mehrjährigen Programmen zu einer aktiven und 
integrativ wirkenden Stadtentwicklungspolitik zusam- 
mengeführt. 

Umsetzung 

Gefordert werden beispielsweise investive Maßnahmen 
in den Bereichen Bürgermitwirkung, Stadtteilleben, 
lokale Wirtschaft, Arbeit und Beschäftigung, Quartiers- 
zentren, soziale, kulturelle und bildungsbezogene Infra- 
struktur, Wohnen, Wohnumfeld und Ökologie sowie das 
vor Ort tätige Quartiersmanagement. Bei der Programm- 
umsetzung sind wichtige kurzfristige Programmziele er- 
reicht worden. Das gilt beispielsweise für die Aktivie- 
rung von Bürgerinnen und Bürgern in benachteiligten 
Stadtteilen sowie die Einleitung des Aufbaus effizienter 
lokaler Strukturen. In den beteiligten Kommunen sind 
neu geschaffene Organisations- und Managementstruktu- 
ren für infegrierte Stadtfeilentwicklung entstanden - an- 
gefangen von ressortübergreifenden Arbeitsgruppen auf 
Verwaltungsebene bis hin zu Stadtteilbüros in den Quar- 
tieren. Die Potenziale in benachteiligten Stadtteilen sind 
erkannt und werden als positive Chancen für die Sfadf- 
teilentwicklung begriffen. Die vielfältigen Maßnahmen 
und Projektlandschaften ziehen lokale Akteure in Pro- 
zesse und Entscheidungen ein. Entscheidende Vorausset- 
zung für den längerfristigen Erfolg des Programms sind 
die Aktivitäten und das Engagement der Handelnden vor 
Ort. 

Ergebnisse 

Bisher umfasst das Bund-Länder-Gemeinschaftspro- 
gramm insgesamt 331 Fördergebiete, die sich auf 229 Ge- 
meinden verteilen. Für das Programm „Stadtteile mit be- 
sonderem Entwicklungsbedarf - die soziale Stadt“ hat der 
Bund seit 1999 Finanzhilfen von 335,6 Mio. Euro (davon 
80 Mio. Euro im Jahr 2003) bereitgestellt. Zusammen mit 
den Komplementärmitteln von Ländern und Gemeinden 
kann für die Durchführung des Programms damit bisher 
mehr als 1 Mrd. Euro eingesetzt werden. Die Förderung 
wird 2004 auf hohem Niveau fortgesetzt. 

Trotz der relativ kurzen Laufzeit des Programms ist die 
öffentliche Resonanz auf das Programm „Die soziale 
Stadt“ sehr groß. Es hat in vielen als benachteiligt einge- 
stuften Stadtteilen Aufbruchstimmung erzeugt. Die Pro- 
grammumsetzung spiegelt das Entstehen einer neuen 
„Philosophie“ gebietsbezogenen und ganzheitlichen Ver- 
waltungshandelns auf Basis eines breiten Dialogs zwi- 
schen Bewohnerschaft, Politik und Verwaltung. Zahlrei- 
che Initiativen, wie beispielsweise der Wettbewerb „Preis 
Soziale Stadt“ setzten den begonnenen breiten Dialog zur 
sozialen Stadtentwicklung und ihrer Einbettung in die 
Zivilgesellschaft fort. 
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Good Practice 4: 

Landkreis Würzburg: 

Projekt „Chance 2000“ - Qualifizierung arbeitsloser 
Sozialhilfeempfängerinnen und Sozialhilfeempfänger 

Ziel 

Bis zu 70 % der Sozialhilfeempfangerinnen und Sozial- 
hilfeempfänger sind mit den üblichen Instrumentarien 
nicht oder nicht auf Dauer in den allgemeinen Arbeits- 
markt integrierbar (Defizite im fachlichen und/oder sozia- 
len Bereich, starke gesundheitliche Einschränkungen, 
hohe psychische Labilität, geringes Selbstwert- und 
Selbstverantwortungsgefühl). Konzepte, die von Beginn 
an auf Leistung und Produktivität abzielen, überfordem 
diese Gruppe. Hier setzt das Projekt „Chance 2000“ an. 

Umsetzung 

Der Landkreis Würzburg hat im Rahmen der „Hilfe zur 
Arbeit“ ein Modellsystem aufgebaut, das neben der 
Direkt-Arbeitsvermittlung durch das Sozialamt aus dem 
Projekt „Chance 2000“ besteht. Letzteres wird von der 
Kolping Dienstleistungs-GmbH durchgeführt. Über die 
An- und Abmeldung im Projekt entscheidet der Sozialhil- 
feträger. Insgesamt stehen ca. 250 Plätze zur Verfügung. 
Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer werden von insge- 
samt 14 Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern betreut. 

Die Spezifika des Projektes liegen insbesondere in fol- 
genden Punkten: 

- Keine Vorauswahl der Teilnehmerinnen und Teilneh- 
mer, sondern Einbezug aller zumindest eingeschränkt 
arbeitsfähigen Sozialhilfeempfängerinnen und Sozial- 
hilfeempfänger des Landkreises, die innerhalb einer 
Woche nicht direkt in Arbeit vermittelt werden konn- 
ten - egal, ob aus persönlichen Defiziten (sozial/fach- 
lich) oder arbeitsmarktbedingten Gründen. Aufgrund 
der Teilnahmepfiicht (ansonsten Kürzung bzw. Weg- 
fall der Hilfe) kann eine „Arbeitsentwöhnung“ nicht 
eintreten und eine evtl. Belastung des Arbeitsmarkts 
durch Schwarzarbeit wird verhindert. 

- Individuelles Eingehen auf die Hilfeempfängerinnen 
und Hilfeempfänger (große Auswahl an Qualifizie- 
rungs- und Beschäftigungsmöglichkeiten mit unter- 
schiedlichen Anforderungsniveaus, Abstimmung der 
Anwesenheitszeiten auf die individuellen Möglichkei- 
ten usw.). 

- Vernetzung des Projektes im Einzugsbereich (alle ein- 
schlägigen sozialen Einrichtungen, viele Betriebe, Be- 
völkerung - Stichwort: Sozialpatenschaften). Durch 
die Vermittlung in Betriebspraktika bzw. externe Be- 
schäftigungsmöglichkeiten sollen die Arbeitgeberin- 
nen und Arbeitgeber die Erfahrung machen, dass man 
auch mit Sozialhilfeempfängerinnen und Sozialhilfe- 
empfängem produktiv Zusammenarbeiten kann; da- 
durch soll die Bereitschaft zur regulären Beschäfti- 


gung - gerade auch im Niedrigproduktivitätsbereich - 
gesteigert werden. 

- Enge Kooperation mit dem Sozialamt (insbesondere 
regelmäßige Treffen der jeweiligen Ansprechpartnerin 
oder dem jeweiligen Ansprechpartner). 

Das Projekt besteht aus den Elementen: 

- Clearingverfahren: 

Drei Gespräche (Vorstellung des Projektes, Stärke - 
Schwächen - Analyse, individueller Förderplan) 

- Trainingszentrum: 

Vermittlung sozialer und beruflicher Basiskompeten- 
zen; modularer Aufbau mit Nachholungs- und Wie- 
derholungsmöglichkeit (Basismodule - 120 Stunden - 
und individuelle Zusatzmodule); Mindestaufenthalt 
bei ganztägiger Präsenzpflicht: 30 Tage 

- Beschäftigungszentrum: 

Wenn naeh dem Besuch des Trainingszentrums keine 
direkte Vermittlung in eine reguläre Arbeitsstelle oder 
ein Betriebspraktikum möglich ist, bietet das Beschäf- 
tigungszentrum 

- Fachqualifizierungen (fachtheoretisch und fach- 
praktisch; Weiterbildungsmöglichkeiten in bis zu 
17 verschiedenen Qualifikationsfeldem; durch ei- 
genes Personal oder Vermittlung in externe Quali- 
fikationen) 

- Beschäftigungspool (zentrale und wohnortnahe Be- 
schäftigungsmaßnahmen mit unterschiedliehen 
Leistungsanforderungen; in Projekten des Trägers 
oder als Einzelarbeitsplätze bei öffentlichen Trä- 
gem bzw. in Kooperation mit ca. 20 Wirtschaftsun- 
temehmen) 

- Überwiegend Mehraufwandsvariante; nur einzelne 
sozialversicherangspflichtige Arbeitsverhältnisse 
(Entgeltvariante) . 

- Soziales Coaching (während der gesamten Maßnah- 
medauer sowie auch im Rahmen einer Nachbetreuung 
nach erfolgreicher Vermittlung auf den 1. Arbeits- 
markt) 

- Kommunikationscafe „Treff ‘ (in Selbstverantwortung 
der Teilnehmerinnen und Teilnehmer; zur Stärkung 
von Eigenverantwortung, Zugehörigkeitsgefiühl usw.) 

Ergebnisse 

ln den ersten 22 Monaten der Laufzeit sind 848 Personen 
durch den Sozialhilfeträger angemeldet worden. 533 Teil- 
nehmerinnen und Teilnehmer sind bis zu diesem Zeit- 
punkt wieder ausgesehieden; daranter 36 % wegen Auf- 
nahme einer Tätigkeit auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt, 
24 % wegen Wegfalls des Sozialhilfeanspmchs (davon 
ca. 2/j wegen mangelnder Mitwirkung bzw. Verzicht); 
13 % wegen Wegzug aus dem Landkreis. Im Zeitraum 
Febmar 2001 bis Januar 2004 fordert das Land Bayern 
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dieses Modellprojekt mit ESF-Mitteln (Ziel 3). Ziel der 
wissenschaftlichen Begleituntersuchung ist es, Erkennt- 
nisse zu Erfolg, Grenzen und Optimierungsmöglichkeiten 
des Projektes zu gewinnen. Außerdem soll die Frage 
beantwortet werden, welche Erfolgsfaktoren und 
Rahmenbedingungen für die Übertragung in andere Kom- 
munen erforderlich sind. Die Evaluation wird im Frühjahr 
2005 abgeschlossen sein. 

Good Practice 5: 

Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung 
(BZgA): 

Projekt „Fachdatenbank und Internetplattform 
, Gesundheitsförderung für sozial Benachteiligte“‘ 

Ziel 

Der Zusammenhang zwischen sozialer Benachteiligung 
und negativen Auswirkungen auf die Gesundheit ist un- 
bestritten. Es gibt allerdings nur wenige und unzurei- 
chende Daten und Informationen über bestehende und 
ggf. evaluierte Projekte und Interventionsmaßnahmen zur 
Lösung dieses Gesundheitsproblems. Ziel des Projektes 
ist daher der Aufbau einer lebendigen Datenbank und ei- 
ner umfassenden Intemetplattform, Pflege und Weiterent- 
wicklung, Qualitätsentwicklung sowie Aufbau regionaler 
Knoten. 

Umsetzung und Ergebnisse 

Vor diesem Hintergrund hatte die Bundeszentrale für ge- 
sundheitliche Aufklärung (BZgA) in ihrer Clearing- 
Funktion - aufbauend auf vorliegenden Expertisen und 
Übersichten - in 2002 die Landesarbeitsgemeinschaft für 
GesundheitsfÖrderung Gesundheit Berlin e. V. mit der 
Erstellung eines bundesweiten qualifizierten Überblicks 
über Projekte und Maßnahmen für sozial Benachteiligte 
beauftragt. Im Rahmen dieser ersten Projektphase wur- 
den Maßnahmen der GesundheitsfÖrderung und Präven- 
fion erfassf, die sich an Menschen, die in schwierigen 
und belasfenden Lebenssituationen leben, wenden, z. B. 
Projekte und Maßnahmen für Personen mit sehr niedri- 
ger Schulbildung oder sehr niedrigem Einkommen, An- 
gebote für Arbeifslose, für Bewohnerinnen und Bewoh- 
ner von Sfadtgebieten, die aufgrund von Ausstattung und 
Infrastruktur einen besonderen Entwicklungsbedarf 
haben (z. B. soziale Brennpunkte), Maßnahmen und 
Projekte für allein Erziehende, für Migranteninnen und 
Migranten, Aussiedlerinnen und Aussiedlem, Asylbe- 
werberinnen und Asylbewerbern, Strafgefangene und 
Wohnungslose. 

Seit 15. Auguste 2003 steht eine „lebendige“ Intemetda- 
tenbank, in der inzwischen über 2 600 gesundheitsför- 
dernde Angebote für sozial Benachteiligfe recherchier- 
bar sind, unter www.datenbank-gesundheitsprojekte.de 
online zur Verfügung. Der Datenpool bedarf der kontinu- 
ierlichen Pflege und Aktualisierung. Weitere Einträge 
sind über einen Online-Fragebogen jederzeit möglich. 
Die Datenbank ermöglicht einen guten und differenzier- 


ten Überblick über bestehende Angebote und fordert 
Vernetzung, Informationstransfer und ressortübergrei- 
fende Zusammenarbeit. Zusätzlich sind Möglichkeiten 
der quantitativen und qualitativen Datenauswertung ge- 
geben (z. B. qualitative themenbezogene Auswertungen 
zur Beurteilung der Angebotssituation in ausgewählten 
Themenfeldem), die von Entscheidungsträgem und 
zentralen Akteuren und beratenden Gremien (z. B. Bun- 
desverband der Betriebskrankenkassen, Sachverständi- 
genrat zur Begutachtung der Entwicklung im Gesund- 
heitswesen) zu Analysezwecken genutzt werden. Künftig 
sollen auch Beispiele guter Praxis ausgewiesen werden. 
Dafür werden derzeif Qualitäfskriferien zur Identifizie- 
rung erarbeitet. 

Seit Dezember 2003 ist darüber hinaus die Intemetplatt- 
form als praktisches Werkzeug der Vernetzung und des 
Informationsaustausches im Online-Betrieb. Die Daten- 
bank bleibt das „Herzstück“ der Plattform. Unter der be- 
kannten Intemetadresse finden sich nun zusätzlich Infor- 
mationen, Materialien sowie Service mnd um das Thema 
„Gesundheitsfördemng bei sozial Benachteiligten“. 
Durch die Bereitstellung von Materialien und For- 
schungsergebnissen werden alle Akteure und Interessier- 
ten bei der Suche nach grandlegenden Informationen zum 
Thema unterstützt. Die Darstellung wichtiger aktueller 
Entwicklungen in der „Szene“ und eine bundesweite Ter- 
minübersicht vermitteln die Dynamik des Handlungsfel- 
des. Eine umfassende Sammlung weiterführender Links 
und Adressen sowie ein Überblick über in Europa publi- 
zierte Interventionsprojekte aus kontrollierten Studien 
mnden das Angebot ab. 

Die Intemetplattform soll die oft sehr schwierige Arbeit 
gesundheitsfördernder Angebote unterstützen und die 
Projekte sichtbarer machen. Hierbei wird auf eine inten- 
sive Zusammenarbeit gesetzt. Zur Verstetigung der 
Bemühungen und zur Förderang einer intensiveren Ver- 
netzung auf Bundesebene Unterzeichneten die Bundes- 
zentrale für gesundheitliche Aufklärang, die Bundesver- 
einigung für Gesundheit und die Landesvereinigungen für 
Gesundheitsfördemng am 12. November 2003 eine Koo- 
perafionserklärang. Am selben Tag schloss die BZgA 
auch einen Kooperationsverfrag mit dem Bundesverband 
der Betriebskrankenkassen über eine enge Zusammenar- 
beit in Prävention und Gesundheitsfördemng mif dem 
Ziel, sozial bedingte Ungleichheit von Gesundheitschan- 
cen zu vermindern. 

Zu der in 2004 vorgesehenen dritten Projektphase gehö- 
ren - neben der Pflege und Erweiterung der „lebendigen“ 
Datenbank einschließlich Qualitätsentwicklung und der 
Betreuung und konzeptionellen Weiterentwicklung der 
Intemetplattform - der Aufbau und die Koordination 
der „regionalen Knoten.“ Um das Kooperationsprojekt 
stärker auf Länderebene zu verankern, werden - aufbau- 
end auf der Kooperafionsvereinbamng zwischen BZgA 
und Bundesvereinigung/Landesvereinigungen für Ge- 
sundheit - in 2004 voraussichtlich sechs „regionale Kno- 
ten“ aufgebaut, die das Ziel verfolgen, bedarfsorientiert 
regionale Strategien und Aktivitäten im Handlungsfeld 



Drucksache 15/3270 


-46- 


Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


„Gesundheitsforderung bei sozial Benachteiligten“ zu ini- 
tiieren, zu koordinieren und zu unterstützen. 

Die Arbeitsschwerpunkte der regionalen Knoten liegen 
im Einzelnen in folgenden Bereichen: 

- Aufbau von Arbeitskreisen zum Thema „Gesundheits- 
forderung bei sozial Benachteiligten“; 


- Vorbereitung, Durchführung und Dokumentation von 
jährlichen Regionalkonferenzen in dem jeweiligen 
Bundesland; 

- Präsentation der Arbeitsergebnisse der regionalen 
Knoten im Rahmen der Intemetplattform; 

- Förderung der Verstetigung der Datenbank. 
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Anhang I 
Tabellen 

Tabelle 1 


Primär- und Sekundärindikatoren - Ergebnisse im Überblick'* 



Indikator 


Erhebungsjahr 



1999 

2000 

2001 

2002 

la 

Armutsrisikoquote 60 % des Medians 
weiblich 

11,8% 

11,6%, 

11,5 % 

13,7% 


männlich 

10,1 % 

10,4 %o 

10,3 % 

11,7% 


Insgesamt 

11,0 % 

11,0 % 

10,9 % 

12,7% 

Ib 

Armutsrisikoquoten nach Erwerbsstatus 
Beschäftigte 

3,9% 

4,4 %o 

4,3 %o 

5,0% 


Nicht Beschäftigte 

16,1 % 

16,2 %o 

15,4 %o 

18,2% 

Ic 

Armutsrisikoquoten nach Haushaltstyp 

(Auswahl) 

allein Lebende 

17,0% 

16,1 % 

15,4 %o 

18,0% 


Paare ohne Kinder 

4,9% 

6,4 %o 

5,4% 

8,0% 


Paare mit zwei Kindern 

6,5 % 

7,3 %o 

5,7% 

7,3 %o 


Paare mit drei und mehr Kindern 

16,5 % 

19,6% 

19,7% 

19,0% 


allein Erziehende 

28,1 % 

27,1 % 

26,5 % 

33,3 % 

Id 

Armutsrisikoquoten nach Mieter und 
Wohneigentümem 

Mieter 

12,7 %o 

13,5% 

14,7% 

17,6% 


Wohneigentümer 

7,4 %o 

7,1 % 

6,0% 

7,7% 

le 

Exemplarische Armutsrisikogrenzen 

2 ) 

2) 

2) 

2) 

2 

Relation von oberem und unterem Quintil 

3,55 

3,12 

3,53 

3,73 

3 

Dauerhafte Armut (Median) 

aktuell und in mind. 2 von 3 Vorjahren unter 60 % 

3,7 %o 

4,5 %o 

4,9 %o 

4,9% 

4 

relative Armutslücke'* 

19,5 % 

18,1 % 

17,6 %o 

18,0% 

5 

Regionaler Zusammenhalt* 

5,5 

5,7 

6,1 

5,9 

6 

Langzeitarbeitslosenquote (EUROSTAT)'* 
weiblich 

4,7 %o 

4,2 %o 

4,1 % 

4,1 %o 


männlich 

4,0 %o 

3,7 %o 

3,7 %o 

3,9 %o 


Insgesamt 

4,3 % 

3,9 %o 

3,8 % 

4,0 % 

7 

Zahl der Personen in Arbeitslosenhaushalten^* 

2.052.814 

1.918.323 

1.965452 

2.107.251 

8 

Junge Erwachsene ohne höheren Schulabschluss '* 
weiblich 

15,6% 

15,2 %o 

12,8% 

12,6 %o 


männlich 

14,2 % 

14,6 %o 

12,2 % 

12,6 %o 


Insgesamt 

14,9 % 

14,9 % 

12,5 % 

12,6 % 

9 

Lebenserwartung bei der Geburt (in Jahren) 

Frauen 

80,6 

80,8 

81,1 



Männer 

74,4 

74,8 

75,1 

- 


Insgesamt 

77,5 

77,8 

78,1 

- 

10 

Subjektiver Gesundheitszustand „schlecht“ 

Anteil oberes Quintil 

9,9 Vo 

9,9 %o 

8,8% 

7,5 %o 


Anteil unteres Quintil 

17,2 % 

16,0% 

15,3 % 

15,4% 
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noch Tabelle 1 



Indikator 


Erhebnngsjahr 



1999 

2000 

2001 

2002 

11 

Streuung unterschiedliche Schwellenwerte 

40 % des Medians 

2,8% 

2,1 % 

2,3 %o 

3,2%, 


70 % des Medians 

18,7% 

18,4% 

18,7% 

20,2 %o 

12 

Armutsrisikogrenze in € (60 % des Median) 

673 

706 

716 

731 

13 

Armutsrisikoquoten vor Sozialtransfers 
mit Renten/Pensionen 

19,6% 

16,8% 

18,3 % 

18,1 % 


(ohne Renten/Pensionen)*) 

(33,4 %o) 

(31,4 %) 

(32,1 %) 

(31,8 %o) 

14 

Gini-Koeffizient 

0,255 

0,256 

0,256 

0,259 

15 

Dauerhaft starke Armut (Median) in 2002 und 
mind. 2 von 3 Vorjahren unter 50 % 

/ 

1,6% 

2,1 % 

7,9% 

16 

Langzeitarbeitslosenanteil (BA)^) 
weiblich 

35,0 %o 

35,7% 

34,8% 

33,7 %o 


männlich 

30,7% 

30,2% 

28,8% 

27,9 %o 


Insgesamt 

32,7% 

32,8 % 

31,6 % 

30,5 % 

17 

Quote der Extrem-Langzeitarbeitslosen 

(EUROSTAT)io) 

weiblich 

3,2 % 

2,9% 

2,7 %o 

2,7% 


männlich 

2,6% 

2,3 % 

2,3 % 

2,4 %o 


Insgesamt 

2,8% 

2,6% 

2,5 % 

2,5% 

18 

Personen mit niedrigem Bildungsstand 
(EUROSTAT)ii) 

Altersgruppe 25 bis 64 Jahre 
weiblich 

23,9% 

23,1 % 

27,9% 

21,3 % 


männlich 

13,9% 

13,8% 

13,2 % 

12,9% 


Insgesamt 

18,8 % 

18,4 % 

17,5 % 

17,1 % 


Die von der EU-Kommission geforderte Untermauerung der Entwicklungen durch Verwendung der Laeken-Indikatoren kann für Deutschland 
nicht ausschließlich anhand von Daten der amtlichen Statistik vorgenommen werden, da diese in vielen Bereichen nicht an den aktuellen Rand 
heranreichen. Von den Datenquellen, die eine jährliche Berechnung zeitnah erlauben, kommt bis zur Realisierung des EU-SILC (Statistics on 
Income and Living Conditions) bei näherer Betrachtung nur das Sozioökonomische Panel in Betracht, das seit 1984 in jährlichen Abständen erho- 
ben wird. Das Sozioökonomische Panel (SOEP) des Deutschen Institut für Wirtschaftsforschung (DIW) enthält Daten zu knapp 24 000 Befra- 
gungspersonen in rd. 11 500 repräsentativen Haushalten. Aufgrund der Zugrundelegung unterschiedlicher Einkommensvariablen kann es zu 
- zum Teil stark - abweichenden Ergebnissen kommen. Die Einkommensberechnung wird auf der Basis des aktuellen monatlichen Haushaltsnet- 
toeinkommens vorgenommen, das den einzelnen Haushaltsmitgliedem zu gleichen, aber je nach Haushaltstyp äquivalenzgewichteten Anteilen 
zugerechnet wird. Im Jahr 2003 wurde vom DIW eine grundlegende Revision der Daten des SOEP vorgenommen, die die Vergleichbarkeit der 
Daten des Jahres 2002 zu den Vorjahreswerten - zum Teil deutlich - beeinträchtigt. In den aktualisierten Tabellen des NAP’incl wurden die Vor- 
jahresdaten unverändert beibehalten, um die Konsistenz der Datenlage möglichst weitgehend zu gewährleisten. Die Methodik der Berechnung der 
einzelnen Indikatoren orientiert sich an den vom Ausschuss für Sozialschutz bereitgestellten Erläuterungen sowie an einem von EUROSTAT her- 
ausgegebenen Leitfaden, der für einige der Indikatoren (Primärindikatoren I bis 4 und Sekundärindikatoren 11 bis 14) Hinweise zur Berechnung 
gibt. Die Analyse relativer Armut orientiert sich auf europäischer Ebene somit an folgenden Kriterien: (50 %- und) 60 %-Schwelle; des am Medi- 
an bemessenen durchschnittlichen Haushaltseinkommens; äquivalenzgewichtet nach der neuen OECD-Skala; berechnet auf der Personenebene. 
Soweit nicht anders angegeben, basieren die Werte in Tabelle 1 auf den Daten des SOEP. Bei den Analysen hat vor allem die Wahl der Äquiva- 
lenzskala großen Einfluss auf die relative Einkommensposition der Haushalte. Da die neue OECD-Skala wegen der geringen Gewichte für weite- 
re Haushaltsmitglieder eine höhere Kostenersparnis größerer Haushalte gegenüber der alten OECD-Skala impliziert, ergibt sich, dass nach der 
neuen OECD-Skala für größere Haushalte die relative Einkommensposition in der Einkommensverteilung günstiger ist als nach der alten OECD- 
Skala. Sie messen den einzelnen Haushaltsmitgliedem folgende Gewichte bei: 



Alte OECD-Skala 

Neue OECD- 
Skala 

Bezugsperson 

1,0 

1,0 

Person ab 15 J. 

0,7 

0,5 

Person unter 15 J. 

0,5 

0,3 


Darstellung erfolgt in Tabelle 10. 
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Die „relative Armutslücke“ ist die Differenz zwischen der Armutsrisikogrenze (60 % des Durchschnittseinkommens der Gesamtbevölkerung) 
und dem Durchschnittseinkommen der Bevölkerung unterhalb der Armutsrisikogrenze. 

Abweichung der regionalen Beschäftigungsquoten vom Durchschnitt, ermittelt auf Ebene der Regierungsbezirke. Quelle: EUROSTAT, Arbeits- 
kräfteerhebung 1999 bis 2002 

Gesamtzahl der Langzeitarbeitslosen (=12 Monate; lAO-Defmition) als Anteil der gesamten Erwerbsbevölkerung. Quelle: EUROSTAT, Arbeits- 
kräfteerhebung 1999 bis 2002. 

Personen im Alter zwischen 0 und 65 (0 und 60) Jahren, die in Haushalten leben, in denen kein Mitglied der den Kriterien entsprechenden Haus- 
halte erwerbstätig ist. Den Kriterien entsprechende Haushalte sind alle Haushalte mit Ausnahme derjenigen, in denen alle Haushaltsmitglieder ei- 
ner der nachfolgenden Kategorien zuzurechnen sind: 

- unter 18 und nicht erwerbstätig 

- 18 bis 24, in Ausbildung und nicht erwerbstätig 

- 65+ (60+) und nicht erwerbstätig 

Anteil der 18-bis 24-Jährigen, die das Bildungssystem mit einem max. ISCED-Stufe-2 (entspricht Haupt- oder Realschulabschluss sowie Ab- 
schlusszeugnis Berufsvorbereitungsjahr) entsprechenden Bildungsniveau verlassen haben und die nicht an einer Bildungs-ZBerufsbildungsmaß- 
nahme teilnehmen. 

Die Renten- und Pensionsansprüche beruhen auf eigentumsgeschützten Rechtspositionen der Versicherten und Pensionäre und können nicht als 
Sozialtransfers im engeren Sinne angesehen werden. 

Gesamte langzeitarbeitslose Population (>12 Monate; BA-Definition.) als Anteil an den Arbeitslosen insgesamt. Da die Daten im Rahmen der Ar- 
beitskräfteerhebung auf Selbsteinschätzungen beruhen, wurden für diesen Indikator Zahlen der Bundesagentur für Arbeit zugrunde gelegt. 
Gesamte extrem langzeitarbeitslose Population (>24 Monate; lAO-Definition) als Anteil der gesamten erwerbstätigen Bevölkerung. Quelle: 
EUROSTAT, Arbeitskräfteerhebung 1999 bis 2002. 

Anteil der 25-bis 64-Jährigen mit Bildungsstand entsprechend ISCED 2 (entspricht Haupt- oder Realschulabschluss sowie Abschlusszeugnis Be- 
rufsvorbereitungsjahr) oder darunter. Altersdifferenzierung nach Altersgruppen (25 bis 34, 35 bis 44, 45 bis 54, 55 bis 64) s. Anhang I, Tabelle 20. 
Quelle: EUROSTAT, Arbeitskräfteerhebung 1999 bis 2002 

/ nicht notwendig 
- Werte liegen nicht vor. 

Quellen: 

Für Indikator 1-4, 7, 8, 10-15: DIW Sozioökonomisches Panel. Wellen 15-19, Berechnungen des ISG 
Für Indikator 5, 6, 8, 16, 17 und 18: EUROSTAT, Arbeitskräfteerhebung 1999 bis 2002 
Für Indikator 9: Quelle: Stat. Bundesamt, Bevölkerungsstatistik. 
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Tabelle 2 

Tertiärindikatoren - Ergebnisse im Überblick 


Erhebnngsjahr 



1999 

2000 

2001 

2002 

1. 

Arbeitslosenquote ausgewählter 

Bevölkerungsgruppen') 

Insgesamt 

10,5 % 

9,6 % 

9,4 % 

9,8 %o 


weiblich 

11,2% 

10,0 Yo 

9,5 % 

9,5% 


männlich 

9,9% 

9,2 %o 

9,2 % 

9,9% 


Früheres Bundesgebiet 

8,6% 

7,6 %o 

7,2 % 

7,6% 


Neue Bundesländer 

17,3 % 

17,1 %o 

17,3 % 

17,7% 


Jüngere Erwerbspersonen (15 bis 24 Jahre) 

10,5 %> 

9,5 %o 

9,1 % 

9,7% 


Behinderte/ schwerbehinderte Menschen 

18,0% 

17,4 %o 

16,5 % 

15,4% 


Migrantinnen und Migranten^) 

18,4% 

16,4 %o 

16,5 % 

17,6% 

2. 

Wirtschaftliche Situation von Familien 





a) 

verfügbares Einkommen differenziert nach Haus- 
haltstyp (Aktuelles Monatseinkommen in €, 
arithmetisches Mittel)^) 
allein Lebende 

1.218 

1.258 

1.290 

1.339 


Ehepaare ohne Kinder 

2.116 

2.226 

2.285 

2.343 


Ehepaare mit Kindern 

2.529 

2.580 

2.662 

2.697 


allein Erziehende 

1.557 

1.846 

1.828 

1.776 


Insgesamt 

1.917 

1.986 

2.022 

2.074 

b) 

Entlastung von Familien durch Kindergeld, steuerpoli- 
tische Maßnahmen, Erziehungsgeld, AusbildungsfÖr- 
derung (in Mio. €)"*) 

47.590 

54.383 

55.624 

59.138 

c) 

Erwerbstätigenquote insgesamt 

Erwerbstätigenquote von Personen 

64,8% 

65,4 %o 

65,8% 

65,4% 


im Alter zwischen 55 und 64 Jahren 

37,7% 

37,5% 

37,8% 

38,7% 


Erwerbstätigenquoten von Frauen 

56,9% 

57,7% 

58,8% 

58,8% 

d) 

Angewiesenheit auf Mindestsicherung^) nach 

Haushaltstyp 

allein Lebende 

4,8% 

4,6% 

4,5% 

4,5 % 


Ehepaare ohne Kinder unter 1 8 Jahren 

0,9% 

0,8% 

0,9% 

0,9% 


Ehepaare mit Kindern unter 1 8 Jahren 

2,1 % 

1,9% 

1,9% 

2,0% 


allein Erziehende mit Kindern unter 1 8 Jahren 

24,6% 

24,0% 

23,5 % 

23,5 % 


Haushalte Insgesamt 

3,9 % 

3,8 % 

3,8 % 

3,8 % 

3. 

Kinderbetreuungö) 

Versorgungsquoten für 

1998 





Kinder unter 3 Jahre (ohne Tagespflege) 

7,0% 

- 

- 

8,5 % 


Kindergarfenkinder (3 bis 6 'A Jahre) 

89,5 % 

- 

- 

89,8% 


Schulkinder (6 'A bis unter 10 Jahre) (ohne Ganztags- 
betreuung im schulischen Rahmen). 

14,2 % 

■ 

■ 

14,3 % 

4. 

Armutsrisikoquoten von Deutschen und Migranten 
(60 % des Medians)^) 

Insgesamt 

11,0% 

11,0 % 

10,9 % 

12,7% 


Deutsche 

9,1 %o 

9,6 %o 

10,3 % 

11,1 %0 


Migranten 

26,1 %> 

19,8% 

21,7 %o 

25,6 Yo 


weiblich 

28,5 %> 

19,7% 

22,9 %o 

29,0% 


männlich 

23,6%, 

19,9% 

20,7 %o 

22,4% 




Drucksache 15/3270 


-52- 


Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


noch Tabelle 2 



Indikator 


Erhebungsjahr 



1999 

2000 

2001 

2002 

5. 

a) 

Angewiesenheit auf Mindestsicherung von Deutschen 
und Migranten^) 

Anteil der Empfänger an der Bevölkerung 

Insgesamt 

3,4 % 

3,3 % 

3,3 % 

3,3 % 


weiblich 

3,7% 

3,6% 

3,6% 

3,7 %o 


männlich 

3,0 % 

2,9% 

2,9% 

3,0% 

b) 

Deutsche 

2,9%, 

2,8% 

2,8% 

2,8% 


weiblich 

3,2 %o 

3,1 % 

3,1 % 

3,1 % 


männlich 

2,5 %o 

2,4% 

2,5% 

2,5 % 

c) 

Migranten 

8,6% 

8,2% 

8,2% 

8,4% 


weiblich 

9,6% 

9,2% 

9,3 % 

9,4% 


männlich 

7,7% 

7,3 % 

7,3 % 

7,4% 

6. 

Armutsrisikoquoten behinderter Menschen im Ver- 
gleich zur Bevölkerung - (60 % des Medians)^) 

Insgesamt 

11,0% 

11,0 % 

10,9 % 

12,7% 


nicht behindert 

11,1 % 

11,2%, 

11,1 %0 

12,8 %o 


behindert 

10,3 %> 

9,6% 

9,4 %o 

12,5 %> 


weiblich 

11,8 %o 

9,2% 

8,6 %o 

12,2 %o 


männlich 

8,8% 

9,9% 

10,3 %o 

12,7 %o 

7. 

Armutsrisikoquoten nach Geschlecht, Lebensalter und 
Haushaltstyp (60 % des Medians/alte OECD-Skala)^) 

Insgesamt 

11,4 % 

10,8 % 

12,0 % 

13,8 % 

a) 

Geschlecht 

weiblich 

11,8% 

10,9% 

11,9% 

14,3 % 


männlich 

11,0% 

10,8% 

12,1 % 

13,2 % 

b) 

Altersgruppe 

Unter 16 Jahren 

17,1 % 

16,1 %o 

19,4% 

20,3 % 


1 6 bis 24 Jahre 

18,7% 

19,9%, 

20,6% 

23,9 %o 


25 bis 49 Jahre 

10,0% 

9,6%, 

10,6% 

12,5 % 


50 bis 64 Jahre 

8,6% 

8,5 % 

9,1 % 

10,2 % 


Ab 65 Jahren 

8,0% 

6,0 %o 

5,9% 

8,7% 

c) 

Haushaltstyp 
allein Lebende 

10,5 %> 

9,2 %o 

8,8% 

11,4% 


Paare ohne Kinder 

4,6 %o 

4,9 %o 

5,4 %o 

7,9% 


Paare mit zwei Kindern 

13,6% 

10,7% 

10,0% 

10,2% 


Paare mit drei und mehr Kindern 

21,3 %> 

25,3 % 

31,6% 

33,6% 


allein Erziehende 

28,1 %> 

26,4% 

28,3 % 

35,0% 

8. 

Angewiesenheit auf Mindestsicherung^) 

Anteil der Empfänger im Alter von ... bis unter . . . Jah- 
ren an der Bevölkerung im gleichen Alter 
bis unter 1 8 

6,6 %o 

6,4% 

6,5% 

6,7% 


1 8 bis unter 65 

3,0 %o 

2,8% 

2,8% 

2,9% 


65 und älter 

1,4 %o 

1,4% 

1,4% 

1,3 % 


Insgesamt 

3,4 % 

3,3 %o 

3,3 % 

3,3 % 


Dauer des Bezugs in Monaten 

26,1 

27,0 

26,0 

28,0 


Quelle: Bundesagentur für Arbeit. Arbeitslosenquote insgesamt und für Frauen und Männer bezogen auf alle abhängigen zivilen Erwerbsperso- 
nen; Arbeitslosenquote für Migrantinnen und Migranten sowie für jüngere Erwerbspersonen bezogen auf die abhängig beschäftigten zivilen Er- 
werbspersonen; Arbeitslosenquoten für schwerbehinderte Menschen berechnet aus der Zahl der schwerbehinderten Arbeitslosen im Oktober des 
jeweiligen Jahres bezogen auf die Zahl der schwerbehinderten Erwerbspersonen im Oktober des Vorjahres. 

Angaben für früheres Bundesgebiet, da der überwiegende Anteil der Migrantinnen und Migranten im früheren Bundesgebiet lebt. 

Quelle: DIW - Sozioökonomisches Panel; Berechnung des ISG 

Quelle: BMFSFJ; Im Jahr 2003 überschritt dieser Betrag die Marke von 60 Mrd. Euro 

Laufende Hilfe zum Lebensunterhalt außerhalb von Einrichtungen; Quelle: Statistisches Bundesamt, 1999 bis 2002 

Statistik der Einrichtungen und tätigen Personen in der Kinder- und Jugendhilfe, Statistisches Bundesamt 2003, sowie Berechnungen der Arbeitsstelle 
Kinder- und Jugendhilfestatistik, Dortmund. Durch Änderung des Berechnungsmodus in Berlin wurden die Versorgungszahlen für 1998 geändert. 
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Tabelle 3 


Armutsrisikoquoten bei einheitlicher Armutsschwelle (Laeken-Indikator la) 
unter 60 % des Medianeinkommens, Deutschland 1999 bis 2002 


Merkmal 

Erhebungsjahr 

1999 

2000 

2001 

2002 

Median €/Monat (Deutschland) 

1.122 

1.176 

1.193 

1.219 

Bevölkerungsanteile 





unter 60 % des Median 





Deutschland 

11,0 % 

11,0 % 

10,9 % 

12 , 7 % 

West 

10,3 % 

9,8 % 

9,8 % 

11,9% 

Ost 

14,0 % 

16,1 % 

15,9 % 

16,4 %> 


Quelle: DIW - Sozioökonomisches Panel; Berechnungen des ISG 


Tabelle 4 


Armutsrisikoquoten nach Alter und Geschlecht (Laeken-Indikator la) 
unter 60 % des Medianeinkommens, Deutschland 1999 bis 2002 


Merkmal 

Erhebungsjahr 

1999 

2000 

2001 

2002 

Geschlecht 





weiblich 

11,8% 

11,6%, 

11,5% 

13,7% 

männlich 

10,1 % 

10,4% 

10,3 % 

11,7% 

Altersgruppe 
unter 1 6 Jahren 

12,6% 

12,4% 

13,6% 

14,6% 

1 6 bis 24 Jahre 

18,5 % 

19,9% 

18,7% 

21,8% 

25 bis 49 Jahre 

8,9% 

8,9% 

9,2 % 

10,8% 

50 bis 64 Jahre 

9,5 % 

9,7% 

9,5 % 

10,7% 

ab 65 Jahren 

77,4% 

10,9% 

9,1 % 

12,0% 

Insgesamt 

11,0 % 

11,0 % 

10,9 % 

12 , 7 % 


Quelle: DIW - Sozioökonomisches Panel; Berechnungen des ISG 


Tabelle 5 


Armutsrisikoquoten von Frauen und Männern nach Altersgruppe (Laeken-Indikator la) 
unter 60 % des Medianeinkommens, Deutschland 1999 bis 2002 


Merkmal 


Erhebungsjahr 


1999 

2000 

2001 

2002 

weiblich im Alter von . . . 
unter 1 6 Jahren 

12,3 % 

11,9% 

13,6% 

15,9% 

16 bis 24 Jahre 

19,5% 

20,1 % 

19,1 % 

23,6% 

25 bis 49 Jahre 

9,7% 

9,2 % 

9,7% 

11,6% 

50 bis 64 Jahre 

10,1 % 

9,9% 

9,3 % 

10,2 % 

ab 65 Jahren 

13,3 %o 

13,3 % 

11,4% 

14,4% 

weiblich insgesamt 

11,8 % 

11 , 6 % 

11,5 % 

13 , 7 % 
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Merkmal 


Erhebungsjahr 


1999 

2000 

2001 

2002 

männlich im Alter von . . . 
unter 1 6 Jahren 

12,8% 

12,9% 

13,7%, 

13,5 %o 

1 6 bis 24 Jahre 

17,4% 

19,8% 

18,3 % 

19,9% 

25 bis 49 Jahre 

8,1 % 

8,5% 

8,6% 

10,0% 

50 bis 64 Jahre 

8,9% 

9,6% 

9,7% 

11,2 % 

ab 65 Jahren 

8,2 % 

6,9% 

5,4% 

8,4% 

männlich insgesamt 

10,1 % 

10,4 % 

10,3 %o 

11,7% 


Quelle: DIW - Sozioökonomisches Panel; Berechnungen des ISG 


Tabelle 6 


Armutsrisikoquoten uach Erwerbsstatus uud Geschlecht (Laeken-lndikator Ib) 
unter 60 % des Medianeinkommens, Deutschland 1999 bis 2002 


Merkmal 

Erhebungsjahr 

1999 

2000 

2001 

2002 

Beschäftigte insgesamt 

3,9 % 

4,4 % 

4,3 % 

5,0 % 

weiblich 

4,1 % 

4,4 %o 

4,7% 

6,0% 

männlich 

3,8% 

4,3 %o 

3,9% 

4,2 % 

Nichtbeschäftigte insgesamt 

16,1 % 

16,2 % 

15,4 % 

18,2 % 

weiblich 

15,8% 

15,6% 

74,7% 

17,5 %o 

männlich 

16,6 %o 

17,1 % 

16,4 %o 

19,2 % 


Quelle: DIW - Sozioökonomisches Panel; Berechnungen des ISG 


Tabelle 7 


Armutsrisikoquoten nach differenziertem Erwerbsstatus (Laeken-lndikator Ib) 
unter 60 % des Medianeinkommens, Deutschland 1999 bis 2002 


Merkmal 

Erhebungsjahr 

1999 

2000 

2001 

2002 

Insgesamt 

Erwerbspersonen 

abhängig Beschäftigte 

Selbstständige 

Arbeitslose 

N ichterwerbspersonen 

Rentner 

sonst. Nichterwerbstätige 

3,9 %o 4,1 %o 3,6% 4,7% 

3,7% 7,3% 9,7% 7,4% 

31,3% 36,5% 37,4% 39,9% 

11,5% 11,0% 9,6% 12,0% 

17,3% 17,2% 16,4% 19,0% 

Erauen 

Erwerbspersonen 

abhängig Beschäftigte 

Selbstständige 

Arbeitslose 

N ichterwerbspersonen 

Rentner 

sonst. Nichterwerbstätige 

4,1% 4,2% 4,6% 5,9% 

3,0% 5,9% 5,2% 6,4% 

27,7% 35,8% 36,2% 36,9% 

13,4% 12,9% 11,1% 13,2% 

16,2% 15,3% 14,8% 17,7% 
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Merkmal 

Erhebungsjahr 

1999 

2000 

2001 

2002 

Männer 

Erwerbspersonen 

abhängig Beschäftigte 

Selbstständige 

Arbeitslose 

Nichterwerbspersonen 

Rentner 

sonst. Nichterwerbstätige 

3,S% 4,0% 2,9% 5,8 %o 

4,1 %o 7,9 %o 11,8% 7,7% 

34,5% 37,0% 38,4% 43,0% 

8,3% 7,9% 7,4% 10,2% 

19,4% 20,9% 19,3% 21,3% 


Quelle: DIW - Sozioökonomisches Panel; Berechnungen des ISG 


Tabelle 8 


Armutsrisikoquoten nach Haushaltstyp (Laeken-Indikator Ic) 
unter 60 % des Medianeinkommens, Deutschland 1999 bis 2002 


Merkmal 

Erhebungsjahr 

1999 

2000 

2001 

2002 

allein Lebende 





weiblich 

17,0% 

16,1 % 

15,4% 

18,0% 

männlich 

17,0% 

16,0% 

15,5% 

18,9% 

unter 30 Jahren 

16,9% 

16,2% 

15,3 % 

16,8% 

30 bis 64 Jahre 

29,2 % 

30,9% 

29,6% 

33,8% 

ab 65 Jahren 

13,6% 

12,0% 

13,0% 

14,5 % 

(Ehe-)Paare 

17,0% 

16,2% 

13,9% 

16,9 %> 

ohne Kinder, (unter 65 J.)’) 

4,9% 

6,4% 

5,6% 

7,9%, 

ohne Kinder, (ab 65 J.)^) 

5,1 % 

5,6% 

5,1 % 

8,2 % 

andere Haushalte ohne Kinder^) 

10,7% 

8,5% 

8,8% 

9,7 %o 

allein Erziehende 





(Ehe-)Paare mit ... 

28,1 % 

27,1 % 

26,5% 

33,3 % 

einem Kind 

8,0 %o 

6,2% 

8,4% 

9,7 %o 

zwei Kindern 

6,5 % 

7,3 % 

5,7% 

7,3 % 

drei oder mehr Kindern 

16,5 % 

19,6% 

19,7% 

19,0 %o 

andere Haushalte mit Kindern'•) ** 

77,4% 

19,0% 

18,6% 

17,6 %o 


•) Personen unter 65 Jahren, die in 2-Personen-Haushalten leben. 

2) Personen ab 65 Jahren, die in 2-Personen-Haushalten leben. 

„Andere Haushalte ohne Kinder“ sind solche Haushalte, die den Kategorien „allein Lebende - Ehepaar - nichteheliche Lebensgemeinschaft“ 
nicht zugeordnet werden können, also z. B. Wohngemeinschaften. 

4) „Andere Haushalte mit Kindern“ sind solche Haushalte mit Kindern, die den Kategorien „Ehepaar - nichteheliche Lebensgemeinschaft - allein 
Erziehende(r)“ nicht zugeordnet werden können, also z. B. Wohngemeinschaften mit Kindern oder Großeltem-Haushalte mit Kindern. 

Quelle: DIW - Sozioökonomisches Panel; Berechnungen des ISG 
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Tabelle 9 


Armutsrisikoquoten von Mietern und Wohnungseigentümern (Laeken-lndikator Id) 
unter 60 % des Medianeinkommens, Deutschland 1999 bis 2002 


Merkmal 

Erhebungsjahr 

1999 

2000 

2001 

2002 

Mieter 

12,7% 

13,5% 

14,7% 

17,6% 

Eigentümer/mietfrei 

7,4%, 

7,1 % 

6,0% 

7,7% 

Haushalte mit Angabe zum 

Wohnstatus'* 

11,0 % 

10,5 % 

10,8 % 

12 , 7 % 


Da nicht von allen Befragten Angaben zum Wohnstatus Vorlagen, weichen die Zahlen von Armutsrisikoquoten der Gesamtstichprobe leicht ab. 
Quelle: DIW - Sozioökonomisches Panel; Berechnungen des ISG 


Tabelle 10 


Exemplarische Eckwerte (Laeken-lndikator le) 
unter 60 % des Medianeinkommens, Deutschland 1999 bis 2002 


Merkmal 

Erhebungsjahr 

1999 

2000 

2001 

2003 

Armutsrisikogrenze insgesamt 

in € pro Monat 

673 

706 

716 

731 

in Kaufkraftparitäten PPS 

632 

687 

683 

703 

Allein Lebende 





in € pro Monat 

673 

706 

716 

731 

in Kaufkraftparitäten PPS 

632 

687 

683 

703 

Paar mit zwei Kindern 





in € pro Monat 

1.414 

1.482 

1.503 

1.535 

in Kaufkraftparitäten PPS 

1.327 

1.443 

1.434 

1.476 


Kaufkraftparitäten nach Statistischem Jahrbuch 2003 

Quelle: DIW - Sozioökonomisches Panel; Berechnungen des ISG 
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Tabelle 11 


Relation der Einkommen von oberem nnd nnterem Qnintil (Laeken-Indikator 2) 

Deutschland 1999 bis 2002 


Merkmal 

Erhebungsjahr 

1999 

2000 

2001 

2002 

Quintilsgrenzen in €/Monat 





20 % der Bevölkerung 

813 

852 

852 

850 

40 % der Bevölkerung 

1.023 

1.051 

1.086 

1.098 

60 % der Bevölkerung 

1.242 

1.278 

1.329 

1.350 

80 % der Bevölkerung 

1.600 

1.704 

1.704 

1.772 

Einkommenssummen (Mio. €) 





1. Quintil 

9.234 

11.053 

10.709 

9.908 

2. Quintil 

16.083 

13.606 

14.899 

14.764 

3. Quintil 

14.948 

19.033 

19.239 

18.786 

4. Quintil 

21.104 

20.246 

21.406 

23.216 

5. Quintil 

32.752 

34.520 

37.771 

36.934 

Summe insgesamt 

94.120 

98.458 

104.023 

103.607 

Einkommensanteile 





1. Quintil 

9,8% 

11,2 % 

10,3 %o 

9,6% 

2. Quintil 

17,1 % 

13,8% 

14,3 %o 

14,3 % 

3. Quintil 

15,9%, 

19,3 % 

18,5% 

18,1 % 

4. Quintil 

22,4 %o 

20,6% 

20,6% 

22,4% 

5. Quintil 

34,8% 

35,1 % 

36,3 % 

35,6% 

Relation Einkommenssummen 





5. Quintil : 1. Quintil 

3,55 

3,12 

3,53 

3,73 


Quelle: DIW - Sozioökonomisches Panel; Berechnungen des ISG 


Tabelle 12 


Dauerhafte Armut (Laeken-Indikator 3) 
unter 60 % des Medianeinkommens, Deutschland 1999 bis 2002 


Merkmal 

Erhebungsjahr 

1999 

2000 

2001 

2002 

Unterhalb der Armutsrisikogrenze 





im jeweils aktuellen Jahr 

11,0% 

11,0% 

10,9% 

12,7 %> 

im Jahr 2002 und im Jahr . . . 

5,9% 

6,6% 

7,4% 

12,7%, 

im Untersuchungsjahr und 





mind. in 2 Vorjahren 

3,7% 

4,5% 

4,9 % 

4,9 % 

weiblich 

4,0% 

5,0% 

5,4% 

5,4 %o 

männlich 

3,3 % 

4,0% 

4,3 %o 

4,3 % 


Quelle: DIW - Sozioökonomisches Panel; Berechnungen des ISG 
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Tabelle 13 


Relative Armutslücke (Laeken-lndikator 4)') 
unter 60 % des Medianeinkommens, Deutschland 1999 bis 2002 


Merkmal 

Erhebungsjahr 

1999 

2000 

2001 

2002 

Armutsrisikogrenze 60 % des Median 

673 

706 

716 

731 

Medianeinkommen der Bevölkerung 

542 

578 

590 

600 

unterhalb der Armutsrisikogrenze 





Differenz 





in €/Monat 

131 

ni 

126 

131 

in Prozent 

19,5 % 

18,1 % 

17,6% 

18,0% 


Die „relative Armutslücke“ ist die Differenz zwischen der Armutsrisikogrenze (60 % des Durchschnittseinkommens der Gesamtbevölkerung) 
und dem Durchschnittseinkommen der Bevölkerung unterhalb der Armutsrisikogrenze. 

Quelle: DIW - Sozioökonomisches Panel; Berechnungen des ISG 


Tabelle 14 


Zahl der Personen in Arbeitslosen-Haushalten (Laeken-lndikator 7)') 
Deutschland 1999 bis 2002 


Merkmal 

Erhebungsjahr 

1999 

2000 

2001 

2002 

arbeitslose Personen ab 1 8 J. 

1.229.168 

1.106.209 

1.206.448 

1.263.285 

Summe der Haushaltsmitglieder 
in diesen Haushalten 

2.052.814 

1.918.323 

1.965.452 

2.107.251 

Veränderungen gegenüber dem Vorjahr 

- 7,7%, 

-6,6%o 

2,5 %o 

7,2 %o 


0 Personen im Alter zwischen 0 und 65 (0 und 60) Jahren, die in Haushalten leben, in denen kein Mitglied erwerbstätig ist und in denen alle Haus- 
haltsmitglieder einer der nachfolgenden Kategorien zuzurechnen sind: 

- unter 1 8 und nicht erwerbstätig 

- 18 bis 24, in Ausbildung und nicht erwerbstätig 

- 65+ (60+) und nicht erwerbstätig 

Quelle: DIW - Sozioökonomisches Panel; Berechnungen des ISG 
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Tabelle 15 

Subjektiver Gesundheitszustand nach Einkommensgruppe und Geschlecht (Laeken-Indikator 10) 
oberes und unteres Einkommensquintil, Deutschland 1999 bis 2002 


Merkmal 

Erhebungsjahr 

1999 

2000 

2001 

2002 

alle Personen ab 16 Jahren 

mit Gesundheit unzufrieden 
im unteren Quintil 

Anteil unteres Quintil 

2.006.308 

17,2 % 

2.036.212 

16,0%, 

1.884.136 

15,3 % 

1.839.502 

15,4% 

im oberen Quintil 

Anteil oberes Quintil 

1.319.263 

9,9% 

1.336.062 

9,9 %o 

1.291.290 

8,8% 

1.004.962 

7,5% 

Männer ab 16 Jahren 

mit Gesundheit unzufrieden 
im unteren Quintil 

Anteil unteres Quintil 

749.702 

14,6 %> 

906.210 

16,6 %o 

754.770 

13,8% 

768.689 

15,2% 

im oberen Quintil 

Anteil oberes Quintil 

667.652 

10,2 % 

611.633 

8,8 %o 

630.481 

8,5 % 

448.847 

6,6% 

Frauen ab 16 Jahren 

mit Gesundheit unzufrieden 
im unteren Quintil 

Anteil unteres Quintil 

1.256.606 

19,3 %> 

1.130.002 

15,5% 

1.129.366 

16,5 % 

1.070.813 

15,5% 

im oberen Quintil 

Anteil oberes Quintil 

651.611 

9,7%, 

724.429 

11,1 %0 

660.809 

9,1 % 

556.115 

8,4% 


Quelle: DIW - Sozioökonomisches Panel; Berechnungen des ISG 


Tabelle 16 

Streuung der Armutsrisikoquoten: unterschiedliche Schwellenwerte (Laeken-Indikator 11) 
bezogen auf das Medianeinkommen, Deutschland 1999 bis 2002 


Merkmal 

Erhebungsjahr 

1999 

2000 

2001 

2002 

Bevölkerung unterhalb von 

40 % des Medians 

50 % des Medians 

60 % des Medians 

70 % des Medians 

2,8% 2,1% 2,3% 3,2% 

6,0% 5,9% 5,6% 7,1% 

11,0% 11,0% 10,9% 12,7% 

18,7% 18,4% 18,7% 20,2% 


Quelle: DIW - Sozioökonomisches Panel; Berechnungen des ISG 
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Tabelle 17 


Armutsrisikogrenze und Preisentwicklung der Lebenshaltung (Laeken-lndikator 12) 
unter 60 % des Medianeinkommens, Deutschland 1998 bis 2002 



Preise für die 



Armutsrisikogrenze 60 % des Median 

Jahr 

Lebenshaltung 



Fortschreibung anhand des Preisindexes für die 


(2000 = 100) 




Lebenshaltung 





€ pro Monat (äquivalenzgewichtet) 



1998 

98,0 

643 





1999 

98,6 

647 

673 




2000 

100,0 

656 

683 

706 



2001 

102,0 

669 

696 

720 

716 


2002 

103,4 

678 

706 

730 

726 

731 



Relation der fortgeschriebenen zu den empirischen Daten 


1998 

- 

100,0 % 

- 

- 

- 

- 

1999 

- 

96,1 % 

100,0 % 

- 

- 

- 

2000 

- 

93,0% 

96,8% 

100,0 % 

- 

- 

2001 

- 

93,5% 

97,3 % 

100,5 % 

100,0 % 

- 

2002 

- 

92,8% 

96,6% 

99,8% 

99,3 % 

100,0 % 


Quelle: DIW - Sozioökonomisches Panel; Berechnungen des ISG 


Tabelle 18 


Armutsrisikoquoten vor Sozialtransfers (Laeken-lndikator 13) 

unter 60 % des jeweiligen Medianeinkommens, Deutschland 1999 bis 2002 


Merkmal 

Erhebungsjahr 

1999 

2000 

2001 

2002 

ohne Sozialtransfers 
aber mit Renten/Pensioneni) 

19,6 % 

16,8 % 

18,3 % 

18,1 % 

weiblich 

20,7 %o 

18,0% 

19,8% 

20,1 % 

männlich 

18,3 % 

15,4% 

16,5% 

15,8% 

ohne Sozialtransfers 

und ohne Renten/Pensioneni) 

33,4 % 

31,4 % 

32,1 % 

31,8 % 

weiblich 

37,7 %> 

35,6% 

36,4% 

36,1 % 

männlich 

28,8 %o 

26,8% 

27,3 % 

27,1 % 


Quelle: DIW - Sozioökonomisches Panel; Berechnungen des ISG 

Die Renten- und Pensionsansprüche beruhen auf eigentumsgeschützten Rechtspositionen der Versicherten und Pensionäre und können nicht als 
Sozialtransfers im engeren Sinne angesehen werden. 
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Tabelle 19 


Dauerhafte starke Armut (Laeken-Indikator 15) 
unter 50 % des Medianeinkommens, Deutschland 1999 bis 2002 


Merkmal 

Erhebungsjahr 

1999 

2000 

2001 

2002 

Unterhalb der Armutsrisikogrenze 





im jeweils aktuellen Jahr 

6,0% 

5,9% 

5,6% 

7,1 % 

im Jahr 2002 und im Jahr . . . 

3,2 % 

4,0% 

3,7% 

7,1 % 

im Untersuchungsjahr 





und mind. in 2 Vorjahren 

- 

1,6 % 

2,1 % 

1,9 % 

Anteil weiblich 

- 

1,7%, 

2,2 % 

1,9% 

Anteil männlich 

- 

1,5% 

1,9% 

1,8% 


Quelle: DIW - Sozioökonomisches Panel; Berechnungen des ISG 


Tabelle 20 


Personen mit niedrigem Bildnngsstand (in v. H.) (Laeken-Indikator 18)') 




1999 

2000 

2001 

2002 

Insgesamt (Altersgruppe 25 bis 64) 

I 

18,8 

18,4 

17,5 

17,1 

Insgesamt (Altersgruppe 25 bis 64) 

M 

13,9 

13,8 

13,2 

12,9 

Insgesamt (Altersgruppe 25 bis 64) 

W 

23,9 

23,1 

21,9 

21,3 

Altersgruppe 25 bis 34 

I 

14,8 

15,1 

14,5 

15,0 

Altersgruppe 25 bis 34 

M 

13,3 

13,7 

13,1 

13,5 

Altersgruppe 25 bis 34 

W 

16,4 

16,6 

16,0 

16,7 

Altersgruppe 35 bis 44 

I 

15,2 

15,0 

14,5 

14,3 

Altersgruppe 35 bis 44 

M 

12,6 

12,7 

12,2 

12,0 

Altersgruppe 35 bis 44 

W 

18,0 

17,5 

16,8 

16,7 

Altersgruppe 45 bis 54 

I 

18,6 

18,1 

17,1 

16,3 

Altersgruppe 45 bis 54 

M 

12,9 

12,6 

12,2 

11,9 

Altersgruppe 45 bis 54 

W 

24,3 

23,7 

22,1 

20,8 

Altersgruppe 55 bis 64 

I 

27,2 

25,6 

24,2 

23,3 

Altersgruppe 55 bis 64 

M 

16,9 

16,1 

15,3 

14,7 

Altersgruppe 55 bis 64 

W 

37,4 

35,1 

33,2 

31,8 


I = Insgesamt 
M = männlich 
W = weiblich 

Anteil der 25-bis 64-Jährigen mit Bildungsstand entsprechend ISCED 2 (entspricht Haupt- oder Realschulabschluss sowie Abschlusszeugnis Be- 
rufsvorbereitungsjahr) oder darunter. Altersdifferenzierung nach Altersgruppen (25 bis 34, 35 bis 44, 45 bis 54, 55 bis 64). 

Quelle: Eurostat, Arbeitskräfteerhebung 1999 bis 2001 
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Tabelle 21 

Verfügbares Einkommen ausgewählter Haushaltstypen im Zeitverlauf (Tertiärindikator 2a) 
Aktuelles Monatseinkommen in Euro, arithmetisches Mittel, Deutschland 


Haushaltstyp 


Erhebungsjahr 


Veränderung 

1999 

2000 

2001 

2002 

1999 bis 2002 

Insgesamt 

darunter: 

1.917 

1.986 

2.022 

2.074 

8,2 % 

allein Lebende 

1.218 

1.258 

1.290 

1.339 

9,9% 

Paare ohne Kind 

2.116 

2.226 

2.285 

2.343 

10,7% 

Paare mit Kmd(em) 

2.529 

2.580 

2.662 

2.697 

6,6% 

allein Erziehende 

1.557 

1.846 

1.828 

1.776 

14,1 %o 


Quelle: DIW - Sozioökonomisches Panel; Berechnungen des ISG 


Tabelle 22 


Armutsrisikoquoten und Behinderung (Tertiärindikator 6) 
bezogen auf das Medianeinkommen, Deutschland 1999 bis 2002 


Merkmal 

Erhebungsjahr 

1999 

2000 

2001 

2002 

unter 60 % des Median 

11,0 % 

11,0 % 

10,9 % 

12 , 7 % 

nicht behindert 

11,1 % 

11,2 %o 

11,1 %0 

12,8% 

behindert 

10,3 % 

9,6 %o 

9,4 %o 

12,5 %> 

Frauen 

11,8% 

9,2 %o 

8,6 %o 

12,2 % 

Männer 

8,8% 

9,9% 

10,3 % 

12,7%, 


Quelle: DIW - Sozioökonomisches Panel; Berechnungen des ISG 





Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


-63- 


Drucksache 15/3270 


Tabelle 23 


Armutsrisikoquoten nach Haushaltstyp nach alter OECD-Skala (Tertiärindikator 7) 
unter 60 % des Medianeinkommens, Deutschland 1999 bis 2002 


Merkmal 

Erhebungsjahr 

1999 

2000 

2001 

2002 

Insgesamt 

11,4 % 

10,8 % 

12,0 % 

13,8 % 

allein Lebende 

10,5 % 

9,2% 

8,8% 

11,4%, 

weiblich 

9,9% 

7,3 % 

7,4% 

10,7 %o 

männlich 

11,5 % 

12,1 % 

10,9% 

12,4 %o 

unter 30 Jahren 

20,2 % 

22,4% 

23,2 % 

24,9 %o 

30 bis 64 Jahre 

8,6 %> 

8,6% 

7,0% 

10,0% 

ab 65 Jahren 

9,6%, 

5,9% 

6,6% 

8,4% 

(Ehe-)Paare 





ohne Kinder, unter 65 Jahren') 

4,6 %o 

4,9% 

5,4% 

7,7% 

ohne Kinder, ab 65 Jahren^) 

4,7 %o 

4,4% 

4,8% 

8,1 % 

andere Haushalte ohne Kinder^) 

11,1 % 

10,4% 

10,1 % 

13,0% 

allein Erziehende 

28,1 % 

26,4% 

28,3 % 

35% 

(Ehe-)Paare mit ... 





einem Kind 

8,0 %o 

7,6% 

10,9% 

11,0% 

zwei Kindern 

13,6 %o 

10,7% 

10,0% 

10,2% 

drei oder mehr Kindern 

21,3 % 

25,3 % 

31,6% 

33,6% 

andere Haushalte mit Kindern"*) 

21,0% 

21,7% 

23,8% 

21,8% 


Personen unter 65 Jahren, die in 2-Personen-Haushalten leben. 

Personen ab 65 Jahren, die in 2-Personen-Haushalten leben. 

„Andere Haushalte ohne Kinder“ sind solche Haushalte, die den Kategorien „allein Lebende - Ehepaar - nichteheliche Lebensgemeinschaft“ 
nicht zugeordnet werden können, also z. B. Wohngemeinschaften. 

■^) „Andere Haushalte mit Kindern“ sind solche Haushalte mit Kindern, die den Kategorien „Ehepaar - nichteheliche Lebensgemeinschaft - allein 
Erziehende(r)“ nicht zugeordnet werden können, also z. B. Wohngemeinschaften mit Kindern oder Großeltem-Haushalte mit Kindern. 

Quelle: DIW - Sozioökonomisches Panel; Berechnungen des ISG 


Tabelle 24 


Relative Eiukommeusarmut uud Sozialhilfebezug 

unter 60 % des Medianeinkommens, Deutschland 1999 bis 2002 


Merkmal 

Erhebungsjahr 

1999 

2000 

2001 

2002 

Anteil relativer Einkommensarmut bei 

Nicht-Bezug von Sozialhilfe 

Bezug von Sozialhilfe 
in durchschnittlicher 

Höhe von €/Monat: 

9,7% 9,7% 9,5% 11,2% 

64,3% 68,1% 73,8% 75,5% 

283 365 395 374 


Quelle: DIW - Sozioökonomisches Panel; Berechnungen des ISG 
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Tabelle 25 


Anteile der behinderten Menschen nach Altersgruppe 

Deutschland 1999 bis 2002 


Merkmal 

Erhebungsjahr 

1999 

2000 

2001 

2002 

Insgesamt 

11,0 % 

10,9 % 

10,8 %o 

10,3 % 

Geschlecht 





Frauen 

10,1 % 

9 , 7 %, 

10,1 %0 

9,5 % 

Männer 

12 , 0 % 

12,3 %o 

11,6 %o 

11,2 % 

Altersgruppe insgesamt 

1 8 bis 24 Jahre 

0 , 8 % 

0 , 9 % 

1,3 % 

1,2 % 

25 bis 34 Jahre 

2 , 4 % 

2 , 2 % 

1 , 8 % 

2,3 % 

35 bis 44 Jahre 

4 , 4 % 

4 , 6 % 

4,3 % 

4,5 % 

45 bis 54 Jahre 

14,1 % 

13,3 % 

12 , 9 % 

11,5 % 

55 bis 64 Jahre 

21,2 % 

22 , 9 % 

22 , 7 % 

23,1 % 

ab 65 Jahren 

30 , 8 % 

29,3 % 

28 , 4 % 

25 , 8 % 

Frauen nach Altersgruppe 

1 8 bis 24 Jahre 

1,1 % 

0 , 8 % 

1,2 % 

0 , 9 % 

25 bis 34 Jahre 

2,1 % 

2,3 % 

1,5 % 

2,5 % 

35 bis 44 Jahre 

5,1 % 

4 , 9 % 

4 , 4 % 

4,3 % 

45 bis 54 Jahre 

11 , 9 % 

10 , 0 % 

12 , 4 % 

10,3 % 

55 bis 64 Jahre 

16 , 7 % 

17 , 9 % 

19 , 9 % 

20 , 4 % 

ab 65 Jahren 

25,5 % 

23 , 9 % 

23,3 % 

21,7 %o 

Männer nach Altersgruppe 

1 8 bis 24 Jahre 

0 , 6 % 

1 , 0 % 

1 , 4 % 

1,6 %o 

25 bis 34 Jahre 

2 , 7 % 

2 , 2 % 

2,2 % 

2 , 0 % 

35 bis 44 Jahre 

3 , 7 % 

4 , 2 % 

4,2 % 

4,6 %o 

45 bis 54 Jahre 

16,2 % 

16 , 6 % 

13 , 4 % 

12,9 %o 

55 bis 64 Jahre 

26,2 % 

28 , 2 % 

25 , 4 % 

26 , 0 % 

ab 65 Jahren 

40,4 % 

39 , 0 % 

37,3 % 

32,1 % 


Quelle: DIW - Sozioökonomisches Panel; Berechnungen des ISG 


Tabelle 26 


Behinderung und Lebensqualität 

Deutschland 1999 bis 2002 


Merkmal 

Erhebungsjahr 

1999 

2000 

2001 

2002 

mit Gesundheit unzufrieden 





nicht behindert 

8,3 % 

8,5% 

8,2 % 

7,8% 

behindert 

38,3 % 

33,3 % 

34,3 % 

32,4% 

allg. Lebenszufriedenheit*) 





nicht behindert 

7,09 

7,01 

7,05 

7,01 

behindert 

6,27 

6,18 

6,19 

6,20 


Mittelwert zwischen 0 „ganz und gar unzufrieden“ und 10 „ganz und gar zufrieden“ 
Quelle: DIW - Sozioökonomisches Panel; Berechnungen des ISG 
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Deutsche und ausländische Schulabsolventen nach Schulart 

Deutschland 1999 bis 2002 (in Prozent) 


Tabelle 27 


Abschlussart 

Deutsche Absolventen 

1999 2000 2001 2002 

Ausländische Absolventen 

1999 2000 2001 2002 

Ohne Hauptschulabschluss 

8,0 

8,3 

8,6 

8,2 

19,3 

19,9 

20,1 

19,5 

Mit Hauptschulabschluss 

24,7 

24,1 

24,2 

24,1 

41,0 

40,2 

39,7 

40,8 

Mit Realschulabschluss 

41,0 

40,7 

41,7 

41,3 

28,9 

28,9 

28,9 

28,8 

Mit Fachhochschule 

1,0 

1,1 

1,2 

1,3 

1,1 

1,2 

1,4 

1,4 

Mit allgemeiner Hochschulreife 

25,5 

25,8 

24,3 

25,1 

9,8 

9,8 

10,0 

9,5 

Absolventen gesamt^* 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 


Teilweise Abweichung in den Summen bedingt durch Rundung der Zahlen 
Quelle: Statistisches Bundesamt 


Entwicklung der Ausländerarbeitslosigkeit und Ausländerbeschäftigung 

- Bundesgebiet West - 


Tabelle 28 


Jahr 

Arbeitslose Ausländer') 

Sozialversiche- 

rungspflichtig 

beschäftigte 

Ausländer 

insgesamt 

Quote 

davon 

Männer 

Frauen 

1999 

477.727 

18,4 

305.697 

172.030 

1.819.2752) 

2000 

436.788 

16,4 

275.315 

161.473 

1.862.045 

2001 

428.610 

16,5 

268.873 

159.737 

1.899.915 

2002 

432.633 

17,6 

276.319 

156.314 

1.855.906 3) 

2003 

471.182 

18,9 

303.408 

167.774 

/4) 


Jahresdurchschnittszahlen. 

2) Wegen Statistik-Umstellung keine Jahresdurchschnittszahl berechnet; Zahl zum 30. Juni d. J.. 
vorläufige Zahl zum 30. September d. J. 
noch keine Angaben möglich 
Quelle: Bundesagentur für Arbeit 
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Tabelle 29 

Arbeitslose Ausländerinnen und Ausländer nach ausgewählten Strukturmerkmalen 

Ende September 2003 



Arbeitslose 

Ausländer 

Anteile in % Ende September 

Merkmal 

Arbeitslose Ausländer 

Alle Arbeitslose 



2001 

2002 

2003 

2001 

2002 

2003 

Arbeitslose insgesamt 

528.149 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

davon 








Männer 

333.186 

61,8 

62,8 

63,1 

52,4 

54,1 

54,6 

Frauen 

194.963 

38,2 

37,2 

36,9 

47,6 

45,9 

45,4 

Berufsausbildung 








ohne abgeschl. Berufsausbildung 

382.786 

75,7 

73,2 

72,5 

37 

35,4 

34,4 

mit abgeschl. Berufsausbildung 

145.363 

24,3 

26,8 

27,5 

63 

64,6 

65,6 

- Betriebl. Ausbildung 

97.211 

16,3 

17,8 

18,4 

53,1 

54,1 

54,8 

- Berufsfach-ZFachschule 

16.984 

3,3 

3,2 

3,2 

5,0 

4,8 

4,8 

- Fachhochschule 

7.799 

1,0 

1,4 

1,5 

1,4 

1,9 

2,1 

- Universität/Hochschule 

23.369 

3,7 

4,4 

4,4 

3,4 

3,8 

4,0 

Status vor Arbeitslosmeldung') 

Erwerbstätigkeit 

(ohne betriebl. /außerbetr. Ausbildung) 

235.699 

38,1 

41,5 

44,6 

46,5 

47,6 

48,9 

- Beschäftigungsverhältnis 

227.735 

37 

40,2 

43,1 

44,5 

45,6 

46,7 

- Selbstständige/Mithelfende 

7.139 

/ 

/ 

1,4 

/ 

/ 

1,4 

- sonstige Erwerbstätigkeit 

825 

1,2 

1,2 

0,2 

2,1 

2,1 

0,8 

Ausbildung 

26.288 

/ 

/ 

5 

/ 

/ 

9,9 

- Schulische Ausbildung 

19.803 

/ 

/ 

3,7 

/ 

/ 

7,5 

- Betriebliche Ausbildung 

6.485 

1,0 

1,0 

1,2 

2,5 

2,3 

2,5 

Nichterwerbstätigkeit 
(ohne schulische Ausbildung) 

266.162 

/ 

/ 

50,4 

/ 

/ 

41,2 

Alter 








unter 20 Jahre 

8.221 

2,8 

2,2 

1,6 

3,1 

2,9 

2,2 

20 bis unter 25 Jahre 

45.163 

9,5 

9,3 

8,6 

9,5 

10,2 

10,0 

25 bis unter 30 Jahre 

75.102 

13,8 

14,3 

14,2 

8,7 

9,4 

10,1 

30 bis unter 35 Jahre 

88.438 

14,8 

16 

16,7 

11,5 

11,8 

11,7 

35 bis unter 40 Jahr 

80.641 

13,8 

14,4 

15,3 

13,4 

13,8 

14,2 

40 bis unter 45 Jahre 

65.000 

10,4 

11,2 

12,3 

12,4 

13,2 

14,4 

45 bis unter 50 Jahre 

53.754 

9,4 

9,5 

10,2 

11,7 

12,1 

13,0 
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noch Tabelle 29 


Merkmal 

Arbeitslose 

Ausländer 

Anteile in % Ende September 

Arbeitslose Ausländer 

Alle Arbeitslose 

2001 

2002 

2003 

2001 

2002 

2003 

50 bis unter 55 Jahre 

54.107 

11,5 

10,6 

10,2 

11,8 

12,2 

13,2 

55 bis unter 60 Jahre 

48.744 

10,7 

9,7 

9,2 

13,7 

11,1 

9,4 

60 bis unter 65 Jahre 

8.979 

3,4 

2,7 

1,7 

4,1 

3,2 

1,9 

Dauer der Arbeitslosigkeit 








unter 1 Monat 

66.713 

14,0 

14,5 

12,6 

12,0 

12,3 

11,1 

1 bis unter 3 Monate 

88.560 

20,8 

20,0 

16,8 

19,5 

19,2 

17,3 

3 bis unter 6 Monate 

82.180 

16,4 

16,5 

15,6 

15,7 

16,0 

14,6 

6 bis unter 12 Monate 

114.568 

18,9 

19,6 

21,7 

19,4 

19,4 

20,6 

1 bis unter 2 Jahre 

96.941 

13,8 

15,5 

18,4 

15,3 

16,7 

18,7 

2 Jahre und länger 

79.187 

16,1 

13,9 

15,0 

18,2 

16,4 

17,7 


Quelle: Bundesagentur für Arbeit 
/ keine Angaben möglich 

1) wegen Umstellung der statistischen Erhebung Vorjahresvergleich nur eingeschränkt möglich 
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Anhang II 

Aktivitäten der Länder bei der Bekämpfung von 
Armut und sozialer Ausgrenzung 

Der NAP’incl bildet gemeinsam mit der nationalen Ar- 
muts- und Reichtumsberiehterstattung das Fundament für 
Strategien zur Stärkung der sozialen Integration und zur 
Armutsbekämpfung in Deutschland. Neben dem Bund, 
der die Rahmenbedingungen gestaltet, haben Länder und 
Kommunen im deutschen Sozialschutzsystem eine tra- 
gende Rolle, z. B. über ihre Verantwortung für wichtige 
Bereiche der Bildungspolitik, für die Sozialhilfe oder die 
Grundsicherung. Die föderale Struktur und die verfas- 
sungsrechtlich geschützte kommunale Selbstverwaltung 
bewirken, dass regional und lokal unterschiedliche Strate- 
gien bei der Bekämpfung von Armut und sozialer Aus- 
grenzung verfolgt werden. 

ln den folgenden von den Ländern erstellten Beiträgen 
wird ein Einblick in die vielfältigen Aktivitäten der Län- 
der im Prozess der Stärkung von Teilhabe und Chancen- 
gleichheit gegeben. 

Baden-Württemberg 

Ziel 3: Maßnahmen zugunsten der sozial am 
stärksten gefährdeten Personen 

Projekt Chance - Jugendstrafvollzug in freien 
Formen 

Um junge Jugendstrafgefangene von älteren zu trennen 
und ein altersspezifisches Erziehungsprogramm durchzu- 
führen, das Armut und sozialer Ausgrenzung entgegen- 
wirkt und die Integrationschancen der Jugendlichen ins- 
gesamt, vor allem im beruflichen Bereich, verbessert, hat 
das Land Baden-Württemberg eine Konzeption für den 
Jugendstrafvollzug in freien Formen gemäß S 91 Abs. 3 
JGG erstellt. 

Ein Trägerverein, Projekt Chance e.V, wurde gegründet, 
in einer Ausschreibung ein Dienstleister gesucht und mit 
dem Christlichen Jugenddorfwerk Deutschlands e.V. be- 
stellt. 

ln dem von der Stadt Creglingen zur Verfügung gestellten 
Kloster Frauental wurde ein gut geeigneter Standort für 
die Einrichtung mit 1 5 Plätzen gefunden. Mittel der Lan- 
desstiftung Baden- Württemberg in Höhe von 4,1 Mio. 
Euro wurden im Rahmen der Zukunftsoffensive 111 für 
eine Startphase zur Verfügung gestellt. Mit weiteren Mit- 
teln aus der Landesstiftung konnte in Trägerschaft von 
Prisma e.V. im Seehaus/Leonberg ein zweiter Standort er- 
öffnet werden. 

Eine landesrechtliche Verwaltungsvorschrift ermöglicht 
dem Leiter der Justizvollzugsanstalt Adelsheim seit 
1. September 2003, den beiden Einrichtungen jeweils 
15 Jugendliche im Rahmen einer besonderen Locke- 
rungsweisung zuzuführen. Zu diesen Einrichtungen auf 
der Schnittstelle von Jugendstrafvollzug und Jugendhilfe 
hat der aufsichtsführende Landeswohlfahrtsverband 
Württemberg-Hohenzollem Richtlinien erlassen. 


ln die Konzeption ist die Wirtschaft einbezogen. Jede und 
jeder Jugendliche erhält während des bis zu zwölf Monate 
dauernden Aufenthalts im Projekt die Zusage eines ange- 
messenen Arbeits- oder Ausbildungsplatzes für die Zeit 
danach. Ein im Projekt angestellter Integrationsmanager 
sorgt in den ersten drei Monaten der Nachbetreuung da- 
für, dass die Jugendliche oder der Jugendliche günstige 
Start- und Entwicklungschancen hat, insbesondere hin- 
sichtlich Wohnung, Arbeit, sozialer Kontakte und Frei- 
zeitgestaltung. 

Das Projekt wird mit Mitteln der Robert-Bosch-Stiftung 
und Eigenmitteln der Trägervereine evaluiert. 

Bayern 

Ziel 1.1: Förderung der Teilnahme am Erwerbsleben 
Ausbildungsinitiativen 

1. Ausbildungsprogramm Oberfranken/nördliche Ober- 
pfalz „Junge Menschen in Arbeit - 13 Starthilfen“ 
und Ausbildungsprogramm „Junge Menschen in Ar- 
beit- 12 Starthilfen“ (2003) 

Wichtigste Maßnahmen; 

Aus Mitteln des Arbeitsmarktfonds finanziert: 

- Gewährung von Mobilitätshilfen in Höhe von monat- 
lich 200 Euro an Jugendliche, die nur mit auswärtiger 
Unterbringung einen Ausbildungsplatz annehmen 
können. Voraussetzung u. a. eine mehr als 2 Vi Std. Ge- 
samtwegezeit. Richtlinien vom 1. April 2003, Finan- 
zierung über Arbeitsmarktfonds, Stichtag: Abschluss 
Ausbildungsvertrag 25. Februar 2003 (13 Starthilfen) 
bzw. 27. Mai 2003 (12 Starthilfen). 

Bisher 416 Bewilligungen. 

- Gewährung von Fahrkostenzuschüssen in Höhe von 
bis zu 200 Euro mtl. (100 Euro Eigenanteil) an Auszu- 
bildende, die länger als 2 'A Std. Gesamtwegezeit pen- 
deln müssen. (Richtlinien vom 1. April 2003). Stich- 
tag: Abschluss Ausbildungsvertrag 25. Februar 2003 
(13 Starthilfen) bzw. 27. Mai 2003 (12 Starthilfen). 
Bisher 1 89 Bewilligungen. 

- Zusätzliche Ausbildungsplatzakquisiteure, zu den bis- 
her 33 kommen weitere 16. 

- Zuschuss zu Lehrgangs- und Prüfungskosten beim Er- 
werb der Ausbildereignung für Existenzgründer und 
Kleinbetrieben bis 20 Beschäftigte. Höhe: 50 % der 
Kosten, maximal 600 Euro. Mittel aus dem Arbeits- 
marktfönds. 

Bisher 26 Bewilligungen. 

- Weitere Einzelprojekte aus Mitteln des Arbeitsmarkt- 
fonds. 

Anderweitig finanzierte Maßnahmen: 

- Verbundausbildung, Ausbildungsshuttle, Maßnahmen 
für Ausbildungsabbrecher. Diese Maßnahmen werden 
aus dem ESF und mit Landesmitteln gefördert. Bewil- 
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ligtes Fördervolumen bisher insgesamt 2,46 Mio. 
Euro. 

- Errichtung von drei neuen Berufsfachschulen. 

- Ausbildungspatenschaften: Hilfe für Jugendliche bei 
Bewerbung. 

2. Weitere Initiativen des Landes Bayern zur Verbesse- 
rung der Situation auf dem Ausbildungsstellenmarkt 
2003 

„Ausbilden in Bayern - unsere Zukunft: H-“ 

Kampagne mit der Wirtschaft. Wesentliche Punkte: 

- Medienoffensive 

- Bayerischer Tag der Ausbildung am 23. Juni 2003 

- Regionale Ausbildungsbörsen und -messen 

- Staatsempfang für Unfemehmer, Meister, Ausbilder 

- Koordinierungsstelle für die Kampagne 

- „Bayerische Wirfschaft in Verantwortung“: zahlreiche 
Maßnahmen der Wirtschaft 

- Insgesamt rd. 5 000 Ausbildungsstellen zusätzlich ge- 
wonnen. 

Last-Minute-Lehrstellenaktion 

Folgende drei Maßnahmen wurden durchgeführt: 

- Last-Minute-Hotline, für Arbeitgeber und Arbeitgebe- 
rinnen zur Bekanntgabe freier Ausbildungsplätze; 

- Last-Minute-Intemet, in der sich Jugendliche die ge- 
meldeten Ausbildungsplätze heraussuchen konnten; 

- Last-Minute-Börsen an Berufsschulen oder in Arbeits- 
ämtern, zu denen Jugendliche und Betriebe eingeladen 
wurden, um noch offene Stellen zu besetzen. 

Ausbildungsplatzprogramm 2000 der Landesanstalt 
für Aufbaufinanzierung: 

Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber mittlerer und kleiner 
Unternehmen der Wirtschaft und Angehörige der Freien 
Berufe können bei Ausbildung von benachteiligten Ju- 
gendlichen einen zinsgünstigen Betriebsmittelkredit bis 
zu 50 000 Euro über die Hausbank beantragen. Bisher 
4,706 Mio. Euro Darlehen, ausgereicht für 103 Ausbil- 
dungsstellen. 

Investitionsprogramm Zukunft Bildung und 
Betreuung 2003 bis 2007 

Mit dem Investitionsprogramm „Zukunft Bildung und 
Betreuung 2003 bis 2007“ (IZBB) gewährt der Bund Fi- 
nanzhilfen zur Unterstützung der Schaffüng einer moder- 
nen Infrastruktur im Ganztagsschulbereich, um damit 
eine Qualitätsverbesserung des Bildungssystems zu errei- 
chen. Bayern gewährt nach Maßgabe der Richtlinien Zu- 
wendungen zu Investitionen im Bereich der ganztägigen 
Betreuung an Schulen, der angegliederten Horte, der heil- 


pädagogischen Tagesstätten und von Kooperationsmodel- 
len zwischen Schule, Jugend- und Behindertenhilfe in 
den Jahren 2003 bis 2007. (Allein für Investifionen im 
Teilbereich der Horte sowie der Jugend- und Behinder- 
tenhilfe stehen 120 Mio. Euro zur Verfügung.) 

Ziel 2: Vermeidung der Risiken der Ausgrenznng 
Landeserziehnngsgeld 

Bayern gewährt als eines von vier Bundesländern im drit- 
ten Lebensjahr des Kindes ein Landeserziehungsgeld. 
Hierdurch wird auch im dritten Lebensjahr die Wahlfrei- 
heit der Eltern zwischen Familie und Erwerbstätigkeit ge- 
währleistet und die Erziehungsleistung der Eltern für die 
Gesellschaft anerkannt. 

Gesamtkonzept Kinderbetreunng 

Um die Möglichkeiten, Familie und Erwerbstätigkeit bes- 
ser zu vereinbaren und aufeinander abzustimmen, hat 
Bayern am 6. November 2001 das Gesamtkonzept zur 
kind- und familiengerechten Betreuung, Bildung und Er- 
ziehung von Jugendlichen beschlossen. Ziel Bayerns ist 
ein bedarfsgerechter Ausbau der Kinderbetreuung bis 
2006. Schrittweise wird mit dem Gesamtkonzept in Bay- 
ern ein Betreuungsangebot geschaffen, das vom Klein- 
kind bis zum Jugendlichen reicht. Mit dem Ausbau der 
Betreuungsangebote gehen Maßnahmen der Qualitätssi- 
cherung und Qualitätsentwicklung einher. Mit diesem 
Gesamtkonzept wird dem Wunsch der Eltern Rechnung 
getragen, zeitweise eine qualifizierte außerfamiliäre Kin- 
derbetreuung in Anspruch zu nehmen. 

Teil des Gesamtkonzepts ist, dass die staatliche Förde- 
rung seit dem 1. Januar 2002 auf Kinderkrippen und kom- 
munale Horte ausgeweitet ist. In einem weiteren Schritt 
sollen ab 2005 alle Betreuungsformen inklusive der Ta- 
gespflege in die staatliche Förderung aufgenommen wer- 
den. Das Land Bayern beteiligt sich an den laufenden 
Kosten, sofern die Kommune Zuschüsse in mindestens 
der gleichen Höhe leistet. Darüber hinaus erhalten alle 
Tageseinrichtungen im Rahmen des kommunalen Finanz- 
ausgleichs auch staatliche Bau- und Mietkostenzu- 
schüsse. 

Das Ausbaukonzept sieht in den Jahren 2002 bis 2006 
insgesamt die Förderung von 30 000 neuen Betreuungs- 
plätzen vor. Dies bedeutet für die einzelnen Befreuungs- 
formen Folgendes: 

- Kinderkrippen: Jährlich 1 000 neue Plätze für Kinder 
unter 3 Jahren. 

- Horte und Betreuungsangebote an Schulen: Jährlich 
5 000 neue Plätze für Schülerinnen und Schüler. 

Leisfungen der wirtschaftlichen Jugendhilfe 

Der Besuch von Kindertagesstätten sowie der Tages- 
pflege soll Kindern von Eltern aller Einkommensschich- 
ten ermöglicht werden. 

Beiträge von Kinderkrippen, Kindergärten und Horten 
werden daher auf Antrag im Rahmen der so genannten 
wirtschaftlichen Jugendhilfe ganz oder teilweise vom 
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Träger der öffentlichen Jugendhilfe übernommen (Land- 
kreise und kreisfreie Städte), wenn die Belastung den El- 
tern nicht zuzumuten ist (§ 90 Abs. 2, Abs. 3 SGB Vlll). 

Für die Feststellung der Zumutbarkeit gelten die §§ 76 bis 
79, 84 und 85 BSHG entsprechend (§ 90 Abs. 4 SBG 
Vlll). Maßgebend ist das monatliche Nettoeinkommen 
der Eltern. 

Für die Beteiligung der Eltern und des Kindes an den 
Kosten zur Förderung von Kindern in Tagespflege (§ 23 
SBG Vlll) gilt gemäß der landesrechtlichen Regelung in 
Artikel 37 BayKJHG ebenfalls die vorgenannte Regelung 
in § 90 SBG Vlll. 

Ob der zu zahlende Eltembeitrag bezuschusst oder voll 
übernommen werden kann, hängt vom Einkommen ab. 
Von Bedeutung ist dabei die Größe der Familie und das 
Einkommen aller Familienmitglieder, die mit in der 
Hausgemeinschaft leben. 


Sofern das monatliche Nettoeinkommen (nach Abzug 
von Steuern und Versicherungsbeiträgen) der Familie 
incl. Kindergeld die für Sie zutreffende Einkommens- 
grenze nicht übersteigt, besteht in der Regel ein Anspruch 
auf Übernahme der Gebühren. 

Bildung für Familien 

Bayern misst der zeitgemäßen Weiterentwicklung der Fa- 
milienbildung große politische Bedeutung zu. Von 2001 
bis 2003 wurden deshalb neuartige Modellprojekte der 
Familienbildung mit ca. 1 Mio. Euro gefördert (siehe 
auch Anhang IV). Dabei wurde insbesondere auf einen 
niedrigschwelligen Projektansatz und auf eine Vernet- 
zung der Träger von Familienbildungseinrichtungen Wert 
gelegt. 

Bayern förderte in den Jahren 2001 bis 2003 folgende 
Modellprojekte zur Familienbildung: 



Kurzbeschreibung des Projektes 

1. 

Mediale Familienbildung „Eltembriefe im Internet“ 

Eltemratgeber im Internet unter www.eltemimnetz.de 

2. 

Stärkung der Erziehungskompetenz durch Eltemschulungen vor Ort „Starke Eltern starke Kinder“ 

3. 

Stärkung elterlicher Erziehungskompetenzen mithilfe interaktiver CD-ROMs 

4. 

„VAKIR - Vater-Kind-Runde“ 

Kinder erleben die Arbeitswelt ihrer Väter 

- bemfl. Kompetenz der Väter nutzen 

- Arbeitswelt der Erwachsenen erlebbar machen 

5. 

Junge Familien stärken - ein präventives Angebot 

- zehn bis zwölf Elternabende zu Themen über frühkindliche Entwicklung, Sozialentwicklung, Part- 
nerschaftskrisen, Schulreife, Schulfähigkeit 

- Vernetzung mit Frühdiagnosezentmm, Frühförderstelle, Kindergartenleiterinnen, Leiter Gmnd- 
schule, Kinderärzte 

6. 

„Familie von Anfang an“ 

Präventiver Ansatz in der Arbeit mit werdenden Eltern in der Familienbildung 

- Herstellen eines Werbefilms, der sechs Monate in Münchner Kinos gezeigt wird 

- Intemetwerbung für den Werbefilm 

7. 

Fortbildung durch Kursreihen 

Prävention/Prophylaxe zu folgenden Themen: 

- Umgang mit neuen Medien 

- Hausaufgaben/Konzentration 

- Suchtprävention 

- Grenzen „Hyperaktivität“ 

8. 

„Infos, Bildung und Hilfen für Kinder und Eltern vor Ort“ 

- Vernetzung und Verbesserang der Zusammenarbeit von unterschiedlichen Trägem und Angeboten in 
einem Gemeindegebiet 

- Intensiviemng von Information und Bildung 

- Ausbau von neuen Angeboten nach Bedarfslage 

- Mobilisiemng von bürgerschaftlichem Engagement 
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Kurzbeschreibung des Projektes 

9. 

Integration für Familien ausländischer Herkunft 

Ausdehnung der präventiven Zielsetzung des § 16 SGB VIII 
auf ausländische Familien 

10. 

„Familie lernen . . .“ 

gerichtet an 9. und 10. Schulklassen 

- Was heißt es, als Familie zu leben 

- Bedürfnisse und Erwartungen an Beziehungen 

- Grundfähigkeit für Beziehungen 

11. 

Entwicklung eines Bausteinsystems zur Medienerziehung in Familienbildungsstätten 

Bausteine 

- virtuelle Unterhaltungsmedien 

- Femsehinformationssystem 

in den Familien 

12. 

Neues Informations- und Kommunikationssystem für Familien mit behinderten Kindern 

- Stärkung der Erziehungs- und Bildungskompetenz 

- Kooperation und Vernetzung zwischen Fachleuten, Einrichtungen und Betroffenen 

- Schaffung leicht zugänglicher Info-Quellen 

13. 

„Lebensbezüge aufbauen“ 

- Neue familienfreundliche Veransfaltungsformen (Sonnfagsangebote, Gruppenangebote für Mütfer) 

- Vernetzung bestehender Angebote für Familien und allein Erziehende, 

- Schaffung eines Netzwerkes unter den beteiligten Trägem 

14. 

Das ganz normale Chaos mit dem ersten Kind - den Übergang der Elternschaft meistern 

- Partnerschaft stärken 

- neue Mutter-, Vaterrollen klären 

- Fragen der Kindererziehung und zum Bild vom Kind besprechen 

- Nutzung des Internets in der Familienbildung 

15. 

Aufbau eines Netzwerkes für allein erziehende Mütter und Väter/Stieffamilien 

Stärkung der Selbsthilfe 

- Bewältigung von Krisensituationen 

- Aufarbeitung von Trennungs- und Verlusterfahrungen, von Schuldgefühlen und Versagensängsten 

- Neuorientierang und -definierung der Lebenssituation 

- Stärkung der Erziehungskompetenz 

- Unterstützung und Begleitung von Kindern 

- Persönlichkeitsentwicklung und -bildung 

- Stärkung des Selbstvertrauens, des Selbstbewusstseins und des Selbstwertgefühls 

- Erleben von Solidarifät und Gemeinschaftsgefühl (Konfaktmöglichkeiten) 

- Stärkung von Handlungs- und Entscheidungskompetenzen 

16. 

Eltemschule - fit für das Leben mif Kindern 

- Schulungs- und Trainingsmaßnahmen für Eltern 

- Erarbeitung eines Leitfadens 

17. 

„Surfen mit der ganzen Familie“ 

Vermittlung auf welchem Weg Informationen erlangt werden können und deren Nutzung und welchen 
Einfluss die neuen Medien - ob positiv oder negativ - haben. 

18. 

„Literacy“ 

Projekt zur Fördemng von Lesebereitschaft und Erzählkompetenz in Familie und Kindergarten mit 
zweisprachigen Materialien (Bilderbuch, Märchen, Reime) 
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Verhinderung der Ausgrenzung alter Menschen: 
Leitbild bayerischer Seniorenpolitik 

Bayerische Seniorenpolitik muss sich messen lassen an 
den Anforderungen moderner, den tief greifenden struktu- 
rellen Problemen begegnender allgemeiner Gesellschafts- 
und Sozialpolitik. Diese Politik, will sie weiterhin maß- 
geblichen Grundwerten wie Mensehenwürde, Freiheit, 
soziale Gerechtigkeit und Solidarität verpflichtet bleiben, 
muss sich zu einer nachhaltig aktivierenden Gesell- 
schafts- und Sozialpolitik hin entwickeln. Unerlässliche 
Orientierungsmaximen sowohl zukunftsfester Gesell- 
schafts- und Sozialpolitik im Allgemeinen wie auch mo- 
derner, gestaltender und generationenumfassender Senio- 
renpolitik im Besonderen sind deshalb Partizipation, 
Vermeidung von Über- wie Unterforderung, Subsidiarität 
und Selbsthilfe, Erschließung von Verantwortungspoten- 
zialen, Förderung der Eigeninitiative, Verknüpfung von 
Eigenengagement mit Fremdhilfe und - als ultima ratio - 
umfassende Betreuung und Versorgung. Dieser untrenn- 
bare Zusammenhang zwischen allgemein gesellschafts- 
und sozialpolitischen Erfordernissen und seniorenpoliti- 
schen Leitlinien stellt somit auch den gedankliehen Aus- 
gangspunkt dar für die notwendigen Antworten auf die 
aktuellen Herausforderungen: 

1 . Heterogenität des Alters bedingt Differenziertheit se- 
niorenpolitischer Lösungen. 

a) Ältere Menschen bilden - wenn überhaupt - eine he- 
terogene Gruppe. Sie unterscheiden sich deutlich in 
ihrer körperliehen und geistigen Leistungsfähigkeit, 
ihrer Lebenszufriedenheit, ihren Lebensbedingungen 
und Lebensstilen sowie ihrem sozialen Engagement. 
Es gibt keine Altersnorm, vielmehr sind in den ein- 
zelnen körperlichen, seelischen und kognitiven Funk- 
tionen unterschiedliche Altemsprozesse erkennbar. 

b) Diese Komplexität des Altems und die Verschieden- 
heit der Altemsformen bedingen vielschichtige poli- 
tische Eösungen, die in ihrer Pluralität den unter- 
schiedlichsten Ausprägungen des Alters und des 
Altems gerecht werden müssen. 

2. Potenziale des Alters erlauben und erfordern Stär- 
kung der Eigeninitiative. 

a) „Alt werden“ ist heute angesichts der stark angestie- 
genen Lebenserwartung nicht mehr nur die Sache ei- 
ner möglichst hohen Zahl erreichter Lebensjahre, 
sondern wegen des medizinischen Fortschritts zuneh- 
mend die Frage eines möglichst gesunden und zufrie- 
denen Altems. Dabei bildet sich in der Regel mit 
wachsendem Alter zwar in der körperlichen Dimen- 
sion eine erhöhte Verletzbarkeit aus, dafür kann an- 
dererseits in Bereichen des Denkens und des Ge- 
dächtnisses Altem neben auftretenden Schwächen 
durehaus auch mit einer Weiterentwicklung von Stär- 
ken gleichgesetzt werden. 

b) Die realistische Wahrnehmung von Möglichkeiten 
und Grenzen der eigenen Existenz sowie der Neube- 
wertung des persönlichen und sozialen Altemspro- 
zesses führt zur Frage einer Ressourcenorientierang: 


Die vorhandenen Potenziale gilt es, individuell und 
gesamtgesellschaftlich zu nutzen (zu erschließen, zu 
vermitteln und weiterzugeben). Dies ist auch die Vo- 
raussetzung dafür, dass der für den nachhaltig akti- 
vierenden Sozialstaat gmndlegende Zusammenhang 
von Verantwortungsbereitschaft und Unterstützungs- 
anspmch generationengerechtigkeitsstiftend gestärkt 
werden kann. 

3. Vorrang von Selbstbestimmung und Selbsthilfe ver- 
meidet Unterfordemng und Überversorgung. 

a) Hilfe darf nicht zur Abhängigkeit und damit wie- 
demm zur Ursache von Hilfebedürftigkeit führen, sie 
muss „aktivierend“ wirken. 

b) Erforderlich sind deshalb Angebotsstrakturen, die es 
auch alten und hochbetagten Menschen ermöglichen, 
trotz partieller Einschränkungen möglichst und wei- 
testgehend unabhängig zu bleiben und selbst be- 
stimmt, selbstständig und selbstverantwortlich zu le- 
ben. Auch aus diesem Grund - und keineswegs nur 
aus Kostengründen - besitzen Gmndsätze wie „Prä- 
vention vor Intervention/Kuration“, „Reha vor 
Pflege“, „ambulanf vor teilstationär vor stationär“ 
und „dezentral vor zentral“ große Bedeutung. 

4. Qualitätsoffensive als Antwort auf verschärfte und 
neuartige Bedarfslagen. 

a) Die Betonung von Selbsthilfepotenzialen und Eigen- 
verantwortung bezieht ihre Rechtfertigung nicht zu- 
letzt aus einem korrespondierenden Bemühen um ef- 
fektive Antworten auf verschärfte und neuartige 
Bedarfslagen. 

b) Zunehmend ansprachsvolle geriatrische Versor- 
gungslagen erfordern deshalb gerontologische Kom- 
petenz in allen Gesundheitsberafen und neue Wege in 
Aus-, Fort- und Weiterbildung sowie im Personalma- 
nagement von Pflegeeinrichtungen. 

Ziel 3: Maßnahmen zugunsten der sozial am stärksten 
gefährdeten Personen 

Jugendsozialarbeit an Schulen 

Das Eand Bayern misst der sozialen Integration junger 
Menschen mit persönlichen und sozialen Problemen hohe 
Priorität bei. Gerade an Schulen kann durch eine enge 
Kooperation von Jugendhilfe und Schule gravierenden 
sozialen und erzieherischen Problemen wie Schulverwei- 
gerang, Gewaltbereitschaft und interkulturellen Konflik- 
ten frühzeitig und präventiv begegnet werden. Als beson- 
ders Erfolg versprechende Form der Kooperation hat sich 
das Regelförderprogramm „Jugendsozialarbeit an Schu- 
len“ erwiesen, das gewaltpräventiv wirkt, die sozialen 
Kompetenzen junger Menschen stärkt und ein positives 
sehulisches Klima schafft. Dem Ausbau der „Jugendso- 
zialarbeit an Schulen“ und der Qualifizierung der in der 
Jugendsozialarbeit tätigen Fachkräfte wird daher eine 
hohe Bedeutung beigemessen. 

Jugendsozialarbeit an Schulen richtet sich in erster Linie 
an junge Menschen in schwierigen sozialen und familiä- 
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ren Problemlagen, deren soziale Entwicklung und Inte- 
gration nicht nur mit schulischen Mitteln, sondern auch 
mit außerschulischen, sozialpädagogischen Instrumenten 
speziell gefordert werden soll. Die Pilotprojekte der „Ju- 
gendsozialarbeit an Schulen“ haben sich als richtungwei- 
sender Weg zur Bewältigung von erzieherischen und so- 
zialen Problemlagen junger Menschen erwiesen. Schule 
ist ein idealer Ort, wo die Jugendhilfe mit ihrem Leis- 
tungsspektrum frühzeitig und nachhaltig auf junge Men- 
schen einwirken, aber auch Eltern rechtzeitig erreichen 
kann. Den örtlichen Trägem der öffentlichen Jugendhilfe 
bietet sich damit ein wirksames und kostengünstiges Ein- 
satzfeld für die Prävention. 

Die Erfahmngen zeigen, dass das Konflikt- und Gewalt- 
potenzial in den betreffenden Schulen um rd. 52 % zu- 
rückgegangen ist. Von den leistungsschwächeren jungen 
Menschen konnten rd. 45 % mehr erfolgreieh in Ausbil- 
dung und Beschäftigung vermittelt werden. Diese positi- 
ven Erfahrungen waren auch ausschlaggebend dafür, ein 
Regelforderprogramm mit einem bedarfsgerechten Aus- 
bau innerhalb von zehn Jahren aufzulegen. Demnaeh sol- 
len bis zu 350 Stellen an bis zu 500 Hauptschulen, 
Fördersehulen (Hauptschulstufe) und Bemfsschulen be- 
ginnend ab 2003 in die Förderang einbezogen werden. 
Bayern nimmt mit dem Regelforderungsprogramm und 
dem bedarfsgerechfen Ausbau bundesweit eine Spitzen- 
position ein. 

Förderung von Kindern mit Migrationshintergrund 

Der Freistaat Bayern sieht in der Förderung der Sprach- 
entwicklung von Kindern mit Migrationshintergrund ei- 
nen wichtigen Ansatz zur Integration und damit der Be- 
kämpfung von Ausgrenzung und Armut. Deshalb werden 
verschiedene Projekte zur SprachfÖrderung bei Kindern 
mit Migrationshintergrund im Vorschulalter durchgeführt 
(s. Anhang IV, Projekt 7 a und 7 b). 

Leitlinien zur Ausländerintegration 

Die Weiterentwicklung von Integrationsangeboten in 
Umsetzung der Vorschläge aus dem Bericht „Ausländer- 
integration in Bayern“ zeigt das ständige Bemühen, die 
Integration voran zu bringen, auch in Zeiten äußerst ange- 
spannter Haushaltslage. Dabei muss erneut betont wer- 
den, dass es für ein Gelingen der Integration nicht in ers- 
ter Linie auf die staatlichen Leistungen ankommt. 
Vielmehr ist jeder Ausländer und jede Ausländerin selbst 
dafür verantwortlich, sich unter Beaehtung der in 
Deutschland geltenden Normen und Werte in die Gesell- 
schaft einzubringen. Dabei ist selbstverständlich, dass der 
Staat und die gesellschaftliehen Gruppen Hilfestellungen 
leisten, wie es in großem Umfang auch schon geschieht. 
Öffentliehe Leistungen können allerdings nur im Rahmen 
der verfügbaren sachlichen und personellen Mittel er- 
bracht werden. 

Die nachstehend formulierten „Leitlinien“ verdeutlichen 
die integrationspolitischen Grundpositionen Bayerns: 


Leitlinien zur Integration von dauerhaft und rechtmäßig 

in Deutschland lebenden Ausländerinnen und Ausländem 

sowie von Spätaussiedlerinnen und Spätaussiedlern: 

- Integration bedeutet die gleichberechtigte Teilhabe am 
sozialen, kulturellen, gesellschaftliehen und wirt- 
schaftlichen Leben. Die Verwirklichung dieses Ziels, 
das Rechte und Pflichten erschließt, liegt in der Ver- 
antwortung aller Menschen, die ihren Lebensmittel- 
punkt in Deutschland haben. 

- Integration ist eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe. 
Staatliches und kommunales Handeln muss ergänzt 
werden durch die Mitwirkung aller gesellschaftliehen 
Gruppen und als Hilfe zur Selbsthilfe angelegt sein. 

- Zuwanderinnen und Zuwanderer sind Ausländerinnen 
und Ausländer, auch solche, die bereits längere Zeit 
hier leben. Zu integrieren sind auch Spätaussiedlerin- 
nen und Spätaussiedler. Beide Gruppen sind für ein 
Gelingen ihrer Integration verantwortlich, d. h. sie 
müssen die Integrationsangebote annehmen und sich 
mit allen Möglichkeiten und Fähigkeiten für die Ge- 
staltung ihrer Lebensbedingungen und die Integration 
einsetzen. Ohne ihren Willen und die Bereitschaft ist 
eine erfolgreiehe Integration nicht möglich. 

- Integration ist ein gegenseitiger Prozess. Sie kann 
nieht verordnet werden, sie kann nicht einseitig gelin- 
gen, sie muss von allen Beteiligten angestrebt und ge- 
lebt werden. Grundvoraussetzungen sind deshalb auf 
der einen Seite durchdachte Integrationsangebote der 
Aufnahmegesellschaft und auf der anderen Seite das 
intensive Bemühen der Zugewanderten, diese Ange- 
bote anzunehmen. Mit Integrationsangeboten sind 
naeh der Maxime „Fördern und Fordern“ auch ver- 
pflichtende Anforderungen zu stellen. 

- Spracherwerb ist die entscheidende Voraussetzung für 
echte Integration. Die deutsche Sprache muss mög- 
lichst frühzeitig erlernt werden. 

- Ebenso gefordert sind das Bewusstsein und die Bereit- 
schaft der Zugewanderten, sieh auf ein Leben in einer 
mitteleuropäischen Gesellschaft einzulassen, die ge- 
wachsenen Grundlagen der Gesellschaft in Deutsch- 
land zu respektieren und die hier geltenden zentralen 
Werte wie Menschenwürde, Freiheit, Solidarität und 
Gerechtigkeit sowie das Grundgesetz und die Rechts- 
ordnung nicht nur zu akzeptieren, sondern aktiv zu un- 
terstützen. 

- Hilfestellungen sind notwendig vor allem 

- zum Spraeherwerb auf allen Ebenen, angefangen 
im Kindergarten und weitergeführt in Schule und 
Berufsausbildung (im Bayerisehen Bildungs- und 
Erziehungsplan für Kinder in Tageseinrichtungen 
bis zur Einschulung ist interkulturelle Erziehung 
deshalb als themenübergreifende Förderperspek- 
tive enthalten), 

- zum Einstieg und Verbleib sowie zur Reintegration 
in die Arbeitswelt und 

- in Bereichen der gesellsehaftlichen Integration. 



Drucksache 15/3270 


-74- 


Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


- Integrationspolitik darf die Integrationsfähigkeit einer 
Gesellschaft nicht überfordem, um die Akzeptanz bei 
der einheimischen Bevölkerung zu schaffen bzw. zu 
erhalten. Weitere Zuwanderung ist nur in dem Maße 
vertretbar, wie die Integration der bereits Zugewander- 
ten gelingt. Wirkliche Integration ist nur möglieh, 
wenn die Zahl der Zuwanderinnen und Zuwanderer 
gesteuert und begrenzt wird. 

- Bei allen Integrationsmaßnahmen ist grundsätzlich auf 
ein auf Dauer angelegtes Bleiberecht abzustellen. Bei 
einem nicht gesicherten Aufenthalt sind integrations- 
fordemde Maßnahmen kontraproduktiv: Sie hindern 
oder erschweren die Durchsetzung der notwendigen 
Aufenthaltsbeendigung und sind aueh im Hinblick auf 
den finanziellen Aufwand nicht gerechtfertigt. 

Berlin 

Ziel 3: Maßnahmen zugnnsten der sozial am stärksten 
gefährdeten Personen 

Teilhabe und Selbstbestimmung von Menschen mit 
Behinderung stärken 

Das Land Berlin hat bereits 1995 das Benachteiligungs- 
verbot des Grundgesetzes um die Verpflichtung des Lan- 
des „für gleichwertige Lebensbedingungen für Menschen 
mit und ohne Behinderung zu sorgen“ (Artikel 11 der 
Verfassung von Berlin) erweitert. Vier Jahre später hat 
Berlin als erstes Bundesland das Landesgleichberechti- 
gungsgesetz („Gesetz zu Artikel 11 der Verfassung von 
Berlin“) verabschiedet, das den Artikel 1 1 der Verfassung 
von Berlin substanziell ausfüllt. 

Ziel dieses Gesetzes ist die Umsetzung des Benaehteili- 
gungsverbots von Behinderten und die Herstellung 
gleichwertiger Lebensbedingungen von Menschen mit 
und ohne Behinderung. 

Im Einzelnen bedeutet dies u. a.: 

- Stärkung des Zusammenlebens von Menschen mit und 
ohne Behinderung; 

- Sicherung der Mobilität behinderter Menschen, d. h. 
z. B. Barrierefreiheit im öffentlichen Nahverkehr, be- 
hindertengereehter Zugang zu öffentlichen Gebäuden 
und einzelnen Wohngebäuden durch Änderung der 
Bauordnung für Berlin; 

- Einführung der Gebärdenspraehe als gleichberechtigte 
Kommunikationsform der deutschen Sprache 

sowie die Änderung weiterer Gesetze, um die Belange 
von Mensehen mit Behinderungen zu berücksichtigen. 

Um die Verpfliehtung Berlins, für gleichwertige Lebens- 
bedingungen von Menschen mit und ohne Behinderung 
zu sorgen, in allen Bereichen des gesellschaftliehen Le- 
bens zu erfüllen, wird jeweils für die Dauer von fünf Jah- 
ren ein Landesbeauftragter für Behinderte berufen. Dieser 
setzt sich auch für die Berücksichtigung unterschiedlicher 
Lebensbedingungen von behinderten Frauen und Män- 
nern sowie für die Beseitigung geschleehtsspezifischer 
Benachteiligungen ein. 


Darüber hinaus wird, ebenfalls für die Dauer von fünf 
Jahren, ein Landesbeirat für Behinderte gebildet. Ihm ge- 
hören 15 stimmberechtigte Mitglieder aus rechtsfähigen 
gemeinnützigen Verbänden und Vereinen im Land Berlin, 
die die Interessen von Menschen mit Behinderungen un- 
terstützen, an sowie als nicht stimmberechtigte Mitglie- 
der, neben dem Landesbeauftragten für Behinderte, je ein 
Vertreter der Bezirke, des Integrationsamts, der Regional- 
direktion Berlin-Brandenburg der Bundesagentur für Ar- 
beit, der Liga der Spitzenverbände der Freien Wohlfahrts- 
pflege, des Landessportbundes sowie der Arbeitgeber und 
Arbeitgeberinnen an. Der Landesbeirat hat die Aufgabe, 
den Landesbeauftragten für Behinderte in allen Fragen, 
die die Belange von Menschen mit Behinderung berüh- 
ren, zu beraten und zu unterstützen. Um die Belange von 
Behinderten auch auf der bezirklichen Ebene des Landes 
Berlin zu stärken und zu beaehten, werden in den Bezir- 
ken Bezirksbehindertenbeauftragte berufen. 

Der Landesbeirat für Behinderte ist ein Gremium, mit 
Hilfe dessen sich möglichst viele Interessengruppen ge- 
meinsam auf Strategien für die gesellschaftliehe Integra- 
tion von Menschen mit Behinderungen verständigen sol- 
len. 

Integration von Migrantinnen und Migranten 

Berlin hat am 29. April 2003 einen Landesbeirat für Inte- 
grations- und Migrationsfragen eingerichtet. Der Landes- 
beirat hat sich im Oktober 2003 konstituiert und im Januar 
2004 vier Arbeitsgruppen eingerichtet. Der Landesbeirat 
hat 23 Mitglieder. Vertreten sind sieben Senatsverwaltun- 
gen dureh Staatssekretäre, der Rat der Bürgermeister der 
Bezirke durch zwei Vertreter, die Ausländerbeauftragten 
der Bezirke durch eine Vertreterin, außerdem IHK/Hand- 
werkskammer, Landessportbund, DGB, Freie Wohlfahrts- 
pflege, Flüehtlingsrat Berlin und der Landesverband der 
Vertriebenen sowie sechs Vertreter von Migrantenorgani- 
sationen. 

Die Einrichtung eines Landesbeirats für Integrations- und 
Migrationsfragen wie aueh die Umbenennung des Amts 
der „Ausländerbeauftragten des Senats“, in „Beauftragten 
des Senats von Berlin für Integration und Migration“ tra- 
gen den geänderten Anforderungen Rechnung, die sich 
für das Land Berlin aus der zum Teil jahrzehntelangen 
Anwesenheit von Migrantinnen und Migranten ergeben. 
Das friedliche Zusammenleben von Menschen aus unter- 
schiedlichen Kulturen und die soziale, wirtschaftliehe 
und gesellschaftliehe Integration von Zuwanderinnen und 
Zuwanderem ist eine staatlich zu fordernde Aufgabe. 

Integration ist eine Querschnittsaufgabe, an der alle Res- 
sorts und gesellsehaftlichen Gruppen Berlins mitwirken. 
Der Senat verfolgt deshalb mit der Einrichtung des Lan- 
desbeirats für Integrations- und Migrationsfragen zwei 
vorrangige Ziele. Erstens soll die ressortübergreifende 
Zusammenarbeit zu Fragen der Integration und Migration 
vertieft werden; zweitens sollen gesellschaftliehe Grup- 
pen - Vereine, Initiativen, Verbände und sonstige Nichtre- 
gierungsorganisationen - stärker als bisher in die prakti- 
sche Umsetzung der Integrations- und Migrationspolitik 
einbezogen werden. Der Landesbeirat kann Empfehlun- 
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gen zur Integrationspolitik für die Arbeit des Senats und 
für gesellschaffliche Gruppen erarbeiten. 

Berufliche Integration von Strafgefangenen und 
Haftentlassenen 

Projekt: ECO-PC 

ECO-PC ist ein niedrigsehwelliges Angebot zur Beschäf- 
tigung, Qualifizierung und Unterweisung Inhaftierter. Es 
vermittelt im Handlungsfeld IT/Digitalmedienanwendung 
im Rahmen von Tätigkeiten für die Umrüstung gebrauch- 
ter Computer zum Einsatz in Schulen berufliche Schlüs- 
selqualifikationen und Kemkompetenzen. Die Aufnahme 
von Teilnehmern und Teilnehmerinnen in die IT-Werk- 
sfatt ist nach Absprache mit dem Werkstattleiter zu jeder 
Zeit möglich. 

Ziel 

Ziel des Angebots ist eine attraktive Erwerbstätigkeit 
während der Haft und der Erwerb von Schlüsselqualifika- 
tionen für das Berufsleben und zur Bewältigung von An- 
forderungen des Alltags nach der Haftentlassung. Lernen 
vollzieht sich hier „on the Job“, also bei der Lösung von 
Arbeitsaufträgen zur Demontage, Montage und Aufrüs- 
tung gebrauchter PC und - ergänzend - an Übungsaufga- 
ben. Das Konzept verbindet die Qualifizierung sozial 
Benachteiligter mit der Versorgung gemeinnütziger Ein- 
richtungen und Schulen mit PC-Technik, die für diesen 
Zweck von Firmen gespendet werden. Die aufgerüsteten 
Geräte sind nach der Umrüstung leistungsstark und hoch- 
wertig und werden umweltschonend dem Wirtschafts- 
kreislauf ein weiteres Mal zugeführt. 

Umsetzung 

Das Curriculum sieht sowohl für die Beschäftigung als 
auch für die Qualifizierung zu gleichen Teilen praktische 
und theoretische Lemziele, wobei für die Vermittlung von 
Schlüsselqualifikationen 30 bis 50 % der Arbeitszeit vor- 
gesehen sind. Methodisch kommen neben dem Lehrervor- 
trag vor allem Gruppenarbeit, Diskussionen, Rollenspiele, 
computergestütztes Lernen zum Zug. Ausgangspunkt ist 
immer die Arbeit in der Werkstatt. Sowohl die praktische 
als auch die theoretische Qualifizierung vermittelt den 
Teilnehmerinnen und Teilnehmer grundlegende Ich-, So- 
zial-, Alltags- und Fachkompetenzen wie Konzentrations- 
fähigkeit, Durchhaltevermögen, Kommunikationsfähig- 
keit und Flexibilität. Sie werden befähigt, verschiedene 
Alltagssituationen zu bewältigen, im Team zu arbeiten 
und ihre Ergebnisse zu präsentieren. Selbstwertgefühl, 
Zuversicht und Motivierung für selbsfveranfwortliche 
soziale Teilhabe, Berufsausbildung oder -fätigkeit wer- 
den ergänzend durch ein spezielles Motivationstraining 
(s. Projekt JobKick) gestärkt. 

Das ECO-PC zugrunde liegende Curriculum ist offen an- 
gelegt, um flexibel auf besondere Sifuafionen eingehen zu 
können. Dies ermöglicht und erfordert eine Detailplanung 
durch den Dozenten bzw. den Anleiter unter Berücksich- 
tigung der räumlichen und örtlichen Voraussetzungen und 
der persönlichen Eignung der Teilnehmerinnen und Teil- 


nehmer. Bei dieser konkreten Planung können auch der 
zeitliche Ablauf bzw. die Abfolge der Curriculum-Bau- 
steine den jeweiligen Gegebenheiten angepasst oder das 
Lemangebot gegebenenfalls erweitert werden. 

Nach Abschluss der Qualifizierung erhalten die Teilneh- 
merinnen und Teilnehmer ein Zertifikat. 

Proj ekt: JobKick-Motivationstraining 

JobKick ist ein zweiwöchiges Intensivmotivationstrai- 
ning zur Stärkung von Selbstvertrauen, Kommunikations- 
und Teamfähigkeit. Es motiviert zum Engagement für das 
persönliche Fortkommen nach der Haftentlassung, für 
Berufsausbildung und -fäfigkeif. JobKick wird als Work- 
shop von zwei mal fünf Tagen Dauer in zwei aufeinander 
folgenden Wochen durchgeführf und in Einzelgesprächen 
mit den Teilnehmerinnen und Teilnehmern vor- und nach- 
bereitet. Die Teilnahme an JobKick muss auf freiwilliger 
Entscheidung beruhen: An den Workshop schließt eine 
kontinuierliche Lern- und Arbeitswegberatung an, in die 
acht Wochen vor der Haftentlassung ein Lern- und Be- 
rufsweg- Assessment eingefügt ist, das für Frauen und 
Mädchen die Kompetenzen für technische Berufe ermit- 
telt. 

Kurzbeschreibung 

JobKick-Kurse sind flexibel und können auf unferschied- 
liche Zielgruppen und Arbeitsfelder abgestimmt werden. 
Im Wesentlichen zielen sie auf die Förderung von Ich- 
und Sozialkompetenz, also auf die Entwicklung so ge- 
nannter Schlüsselqualifikationen. Grundlage der Kurse 
ist, dass jeder und jede Einzelne persönliche Wertschät- 
zung erfahrt. 

Das Training - wie die einzelnen Trainingsabschnitte - ist 
stark strukturiert. Im Wesentlichen lässt es sich in drei 
Phasen unterteilen. Im ersten Schritt bauen die Trainerin- 
nen und Trainer Vertrauen auf der Basis gegenseitigen 
Respekts auf Sie bestärken die Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer in ihrer Individualität und ihren Fähigkeiten, 
indem sie Lemsituationen schaffen, die an vorhandene 
Kenntnisse und Kompetenzen anknüpfen. Die Teilneh- 
merinnen und Teilnehmer werden ermutigt, sich einzu- 
bringen und auszutauschen und damit für die Gruppe ge- 
öffnet. Im zweiten Schritt stellt das Trainerteam den 
Teilnehmerinnen und Teilnehmern einen komplexen, in- 
teraktiven Theaterworkshop von gut einer Stunde Dauer 
vor. Diesen Workshop üben die Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer in der Folge in Kleingruppen ein, um ihn 
dann selbst anzuleiten und vor Publikum aufzuführen. 
Mit dem Werkzeug „szenisches Spiel“ lernen die Teilneh- 
merinnen und Teilnehmer insbesondere, sich selbst zum 
Ausdruck zu bringen, aktiv zuzuhören, Fragen zu stellen, 
eine schwierige Handlungsabfolge zu beherrschen, im 
Team zu arbeiten und nicht zuletzt, andere zu motivieren 
und anzuleiten. Intensive und bestärkende Arbeit in 
Kleingruppen ermöglicht es allen Teilnehmerinnen und 
Teilnehmern, einen Beitrag zum Gruppenprozess zu leis- 
ten und so diese Aufgabe gemeinsam erfolgreich zu be- 
wältigen. Das Hinarbeiten auf das gemeinsame und recht 
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komplexe Ziel führt in der Regel ohne weiteres Dazutun 
bei allen Teilnehmerinnen und Teilnehmern zu einer ho- 
hen Verbindlichkeit und Verantwortlichkeit für das Team 
und seine Arbeit. 

Damit ist der Boden bereitet, um die Teilnehmerinnen 
und Teilnehmer im dritten Schritt an ihre persönliche Zu- 
kunftsplanung heranzuführen. Jeder einzelne Teilnehmer 
und jede einzelne Teilnehmerin entwickelt mit Unterstüt- 
zung der Gruppe eine konkrete Zielsetzung für seine oder 
ihre Aktivitäten im Anschluss an den Kurs, ln den ab- 
schließenden Einzelgesprächen mit jedem Teilnehmer 
und jeder Teilnehmerin vertiefen die Trainerinnen und 
Trainer diese in der Gruppe entwickelte Zukunftsplanung 
und geben ihnen weitere Handlungsorientierungen. 
Gleichzeitig teilen sie ihnen mit, welche Potenziale, Stär- 
ken und Fähigkeiten sie bei ihnen im Laufe des Kurses 
wahrgenommen haben. 

Das Schwergewicht der Methode liegt auf der Vermitt- 
lung folgender Leminhalte: 

- Kommunikation 

- Kooperation 

- Motivation 

- Selbst-ZFremdwahmehmung 

- Gruppenbewusstsein/ Gruppenaufmerksamkeit 

- Selbstständigkeit/Selbstverantwortung 

- Arbeitssystematik 

- Präsentation (Selbst-ZGruppen-) 

Ziel 4: Alle Akteure mobilisieren 

Die Interessen der älteren Generation werden in Berlin 
u. a. vom Landesseniorenbeirat wahrgenommen. Dieser 
nimmt zu zentralen Fragen von seniorenpolitischer Rele- 
vanz Stellung und berät das für das Sozialwesen zustän- 
dige Mitglied des Senats von Berlin in Angelegenheiten 
der älteren Generation. Der Landesseniorenbeirat kann 
darüber hinaus gegenüber anderen Mitgliedern des Senats 
in seniorenrelevanten Fragen Stellungnahmen abgeben, 
die über das für das für Sozialwesen zuständige Mitglied 
des Senats zu leiten sind. Das für das Sozialwesen zustän- 
dige Mitglied des Senats wird den Landesseniorenbeirat 
in allen für ältere Menschen wichtige Angelegenheiten 
konsultieren und informieren. 

Der Landesseniorenbeirat setzt sich aus 24 stimmberech- 
tigten Mitgliedern zusammen. 

Ihm gehören der jeweils Vorsitzende der bezirklichen Se- 
niorenvertretungen sowie jeweils ein Vertreter aus dem 
Arbeitskreis Berliner Senioren, dem Arbeitskreis Senio- 
ren beim DGB, der Kirchen, des Verbandes für Vorruhe- 
stand und aktives Alter „Jahresringe“, dem Landessport- 
bund Berlin, dem Sozialwerk Berlin, dem Unionhilfswerk 
Landesverband Berlin, dem Sozialverband VdK Landes- 
verband Berlin, der Volkssolidarität Landesverband Ber- 
lin, dem Verein „Erfahrungswissen älterer Menschen“, 
von Migrantenorganisationen, einer Frauenorganisation 


an. Als nicht stimmberechtigtes Mitglied gehört dem 
Landesseniorenbeirat ein Vertreter der Liga der Spitzen- 
verbände der freien Wohlfahrtspflege an. 

Bremen 

Ziel 3: Maßnahmen zugunsten der sozial am stärksten 
gefährdeten Personen 

„Chance: Systematische Betreuung von Straffälligen 
mit dem Ziel der Wiedereingliederung in die 
Gesellschaft“ 

Ziel 

Mit dem Verbundprojekt „Chance*)“ wird in Bremen ein 
Weg beschritten, Resozialisierung über Arbeit und Aus- 
bildung im Strafvollzug (neu) zu organisieren. Gegenüber 
dem sozialtherapeutischen und -pädagogischen Fokus auf 
Problemlagen und Defizite wird der zentrale Aspekt von 
Arbeit und Ausbildung für die Resozialisierung, oder bes- 
ser: Reintegration Straffälliger verstärkt betont. Durch 
Arbeitstraining, schulische und berufliche Ausbildung 
und Qualifizierungsmaßnahmen werden (erste) berufliche 
Qualifikationen erworben, insbesondere Arbeitstugenden, 
soziale Kompetenzen und Schlüsselqualifikationen trai- 
niert und auf diese Weise die Möglichkeiten der Insassen 
nach Entlassung auf dem Arbeitsmarkt verbessert. Der 
Stand der Diskussion über die notwendige Vermittlung 
beruflicher Qualifikationen für Straffällige sagt ferner 
übereinstimmend, dass zugleich eine verstärkte Beschäf- 
tigung mit der Zeit nach der Haft erfolgen muss. Ent- 
scheidende Bedeutung für die Reintegration und die Ver- 
meidung von Rückfälligkeit hat eine gelungene 
Vermittlung in Ausbildung oder Arbeit unmittelbar nach 
der Entlassung. 

Zugleieh erfordern Veränderungen auf dem Arbeitsmarkt 
neue Maßnahmen: Der Aspekt der Arbeitsmarktrelevanz 
gewinnt an Bedeutung, neue und andere Qualifikationen 
und Kompetenzen (Stichworte: Lebenslanges Lernen, für 
Insassen wie für Personal; erhöhte Qualifikationsanforde- 
rungen) sind gefordert, die Organisation der Ausbildung 
verlangt neue Formen (Modularisierung und Zertifizie- 
rung). 

Umsetzung 

Die Umsetzung der Zielsetzung erfolgt auf unterschiedli- 
chen Ebenen und dureh verschiedene Strategien: die Be- 
reitstellung diverser berufsvorbereitender und Ausbil- 
dungs-Maßnahmen; eine systematische Betreuung in 
Fragen der beruflichen Integration innerhalb und außer- 
halb der Justizvollzugsanstalt; die Einrichtung einer dau- 
erhaften Kooperations- und Kommunikationsstruktur 
zwischen Strafvollzug, externen Einrichtungen der Straf- 
fälligenhilfe, Bildungsträgem und Wissenschaft. Der Ver- 


Das Projekt „Chance“ hat eine Laufzeit vom 1. November 2000 bis 
3 1 . Dezember 2004 und wird gefördert von der Hansestadt Bremen, 
der Europäischen Gemeinschaft (ESF) (Förderschwerpunkt 10: Qua- 
lifizierung im Strafvollzug), den Arbeitsämtern Bremen und Bremer- 
haven. Projektträger ist JUDIT Bremen im Auftrag der JVA Bremen. 
Ausführlich: http://www.chance.uni-bremen.de. 
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bund besteht aus 21 Teilprojekten. Für Straffällige wird 
dergestalt ein kontinuierliches Betreuungsangebot zur 
Verfügung gestellt. 

Im Projekt „Chance“ wird ein durchgehendes und ausdif- 
ferenziertes System der beruflichen Qualifizierung und 
Betreuung entwickelt, das von der Erfassung von Vorqua- 
lifikationen bzw. Defiziten bei Flaftantritt bis zum Über- 
gang in ein reguläres Ausbildungs- bzw. Beschäftigungs- 
verhältnis nach Ende der Haft reicht. Die Angebote sind 
für eine systematische Förderung der sozialen und der 
Fach-Kompetenzen ausgelegt. Die Förderung erfolgt auf 
unterschiedlichen Ebenen, eine deutliche Ausdifferenzie- 
rung des Angebotes wurde aufgebaut. Auf diese Weise 
wird auf die Heterogenität der Klientel (Bedarf, Voraus- 
setzungen) reagiert. 

Weiterhin erfolgt eine Anpassung an die sich wandelnden 
Anforderungen des externen Arbeits- und Bildungsmark- 
tes. Aufgebaut wird ein systematischer Förderkorridor. 
Dieser soll es leisten, die Zuweisung des Einzelnen in für 
ihn spezifisch geeignete Maßnahmen zu organisieren, den 
einzelnen Defiziten mit angemessenen Projekten zu be- 
gegnen und auf diese Weise langfristig auf den Arbeits- 
markt vorzubereiten. 

Idealiter werden im Zugangscheck die Defizite, Eignun- 
gen und Möglichkeiten des Insassen oder der Insassin ein- 
geschätzt und eine für ihn oder sie adäquate Maßnahme 
bestimmt. Durch ein entsprechendes Training wird Ar- 
beitsvermögen erhalten und erweitert. (Förder-) Ansprü- 
che für die Zeit in und nach der Haft werden ebenfalls er- 
arbeitet. Schulische und berufliche Bildungsmaßnahmen 
sollen Defizite abbauen und erste Qualifikationen auf- 
bauen. Durch das Training sozialer Kompetenzen werden 
die Voraussetzungen für die Teilnahmefähigkeit an Quali- 
fikationen hergestellt. Ein Durchlauf durch einen solchen 
„Förderkorridor“ verläuft nicht geradlinig. Unter realisti- 
scher Einschätzung der typischen „Knastkarrieren“ sind 
Schleifen und Brüche, einschließlich Wiederholungen 
und mehrfache Durchläufe einzukalkulieren. 

In das Gesamtkonzept sind die Regelangebote der JVA 
Bremen eingebunden. Hier bestehen Arbeitsplätze in der 
Produktion in diversen Betrieben (Eigenbetriebe, Stück- 
lohnarbeit, aber auch externe Betriebe). Arbeitsfähigkeit 
wird unter Beweis gestellt und weiter auffechterhalten, 
Förderfähigkeit hergestellt. An beruflichen Qualifizie- 
rungsmöglichkeiten bestehen Ausbildungen in Lehrberu- 
fen. Schulische Maßnahmen (das Erlangen des Haupt- 
schulabschlusses) werden angeboten. Weitere Maßnahmen 
wurden durch das Projekt eingerichtet: Feststellungsmaß- 
nahme, Anqualifizierungen, Computerrecycling, EDV- 
Maßnahmen, BBE, TIP, aber auch Deutsch für Ausländer, 
Alphabetisierungskurse, Soziale Trainingskurse sowie 
eine Ergotherapie und eine Bildhauerwerkstatt. Zur Be- 
treuung in Fragen des beruflichen Weges sowie zur Ver- 
mittlung in die Maßnahmen in der JVA sowie draußen zur 
Weitervermittlung in weitere Kurse, Maßnahmen bis hin 
zum ersten Arbeitsmarkt wurden Berufshilfebüros einge- 
richtet. Zur Umsetzung wurden die Teilprojekte Organisa- 
tions- und Personalentwicklung, ein Projektmanagement 
sowie eine wissenschaftliche Begleitung eingerichtet. 


Ergebnisse 

Der Erfolg des Verbundprojektes zeigt sich nicht nur in 
den akzeptierten und mit positiven Erfahrungen für die 
Klienten durchgeführten Maßnahmen, ein Entstehen ei- 
nes ausgeprägten Interesses an beruflichen Fragen sowie 
am Lernen selbst, sondern ebenso an den hohen Durch- 
gangszahlen für die einzelnen Kurse. Relevante Vermitt- 
lungserfolge auf den ersten und zweiten Arbeitsmarkt 
konnten seitens der Berufshilfe für dieses schwierige 
Klientel erzielt werden. 

Zugleich zeigte sich eine Verbesserung der Kooperation 
zwischen drinnen und draußen, zwischen Justizvollzugs- 
anstalt und externen Bildungsträgem. Es erfolgte eine 
deutliche Stärkung des Gedankens und der Umsetzung 
der beraflichen Perspektive bei allen Beteiligten, sowohl 
bei den Klienten als auch bei den Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern im Vollzug und in der Bewährungshilfe. 

Hamburg 

Ziel 2: Vermeidung der Risiken der Ansgrenznng 

Vermeidnng von Überschuldung 

Die Freie und Hansestadt Hamburg hat bisher jährlich ca. 
3 Mio. Euro für Schuldnerberatung aufgewendet. Ziel ist 
es, neben der kurzfristigen Behebung von Notlagen, über- 
schuldete Bürger dauerhaft zu entschulden, um dauernde 
Armut und die Abhängigkeit von staatlichen Transferleis- 
tungen zu vermeiden. 

Um den Mitteleinsatz so effektiv wie möglich zu gestal- 
ten hat Hamburg im Juli 2003 damit begonnen, die vor- 
mals städtische Schuldnerberatung zu privatisieren. Die 
Beratung wird schrittweise auf sieben Beratungsstellen in 
privater Trägerschaft übergeben. Die Finanziemng der 
Beratung erfolgt erfolgsorientiert und einzelfallbezogen. 
Anspruch auf Beratung hat grundsätzlich jeder, der über 
ein geringes Einkommen verfügt (staatliche Transferleis- 
tungen erhält). Die Einkommensgrenzen liegen etwas 
oberhalb der Pländungsfreigrenzen. 

Die Beratungskosten werden gestaffelt nach dem Erfolg 
der Schuldnerberatung erstattet. Dabei erhält die Bera- 
tungsstelle eine umso höhere Vergütung, je mehr eine 
endgültige Schuldensanierung gelungen ist. Die höchste 
Vergütung wird somit fällig, wenn eine außergerichtliche 
Einigung zwischen Schuldner und Gläubigem erreicht 
werden konnte. Mit dieser leistungs- und ergebnisorien- 
tierten Vergütung wird die Beratung besonders effektiv, 
und das Ziel wird erreicht, bei knappen Ressourcen mög- 
lichst vielen betroffenen Menschen die notwendige Bera- 
tung und Hilfe zukommen zu lassen. 

Ziel 3: Maßnahmen zugunsten der sozial am stärksten 
gefährdeten Personen 

Verbessernng der Situation der Opfer durch das 
Gewaltschutzgesetz 

Auf der Grundlage des Gesamtkonzeptes zur Umsetzung 
des Gewaltschutzgesetzes in der Freien und Hansestadt 
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Hamburg ist im November 2003 eine Interventionsstelle 
gegen häusliehe Gewalt eingeriehtet worden. 

Damit ist: 

- eine Beratungslücke, die mit der Inkraftsetzung des 
Gewaltschutzgesetzes entstanden ist, geschlossen 
worden. Die Opfer werden - nach erfolgter polizeili- 
cher Intervention - innerhalb der 10-tägigen Wegwei- 
sungsfrist über ihre Handlungsmöglichkeiten infor- 
miert und ermutigt ihre Rechte wahrzunehmen. Die 
Interventionsstelle leistet aufsuchende Arbeit. 

- das Gesamthilfesystem Opferschutz in Hamburg um 
eine Einrichtung erweitert worden, die eine Schamier- 
funktion zwischen den bestehenden Beratungs- und 
Hilfeangeboten einnimmt und einzelfallabhängig in 
die Angebote vermittelt. 

Auf diese Weise wurde das Opferhilfesystem entschei- 
dend verbessert. 

Ergänzend ist festzustellen, dass flankierend zum Gewalt- 
schutzgesetz bereits für 2002 das Sicherheits- und Ord- 
nungsgesetz (SOG) um die Möglichkeit eines so genann- 
ten Wegweisungsrechtes erweitert wurde. 

Integration von Migrantinnen nnd Migranten 

2002 wurde in Hamburg ein Integrationsbeirat eingerich- 
tet. 

ln den Beirat unter dem Vorsitz der Zweiten Bürgermeis- 
terin wurden für die Dauer der Wahlperiode der Hambur- 
gischen Bürgerschaft Persönlichkeiten aus unterschiedli- 
chen gesellschaftlichen Bereichen und unterschiedlicher 
Herkunft berufen. Die Zusammensetzung des Beirats 
wurde so gewählt, dass neben Vertretern der Zuwanderer 
möglichst viele gesellschaftliche Gruppen berücksichtigt 
werden. - Verbände, Kirchen, Unternehmen, Arbeitneh- 
mervertreter, Politiker, sonstige Institutionen und die öf- 
fentliche Verwaltung. 

Aufgabe des Integrationsbeirats ist es, 

- den Präses der für Integrationsfragen zuständigen Be- 
hörde für Soziales und Familie konstruktiv und kri- 
tisch zu beraten, 

- zu Vorhaben Stellung zu nehmen und 

- Handlungsfelder zu definieren. 

Darüber hinaus soll der Beirat als „Integrationsmultiplika- 
tor“ in die Gesellschaft hinein wirken, indem die Beirats- 
mitglieder in ihren jeweiligen Verantwortungsbereichen 
(zum Beispiel in Vereinen, Verbänden, Einrichtungen und 
Unternehmen) aktiv dessen Positionen vertreten. Wissen 
und Erfahrungen weitergeben und dadurch zum Abbau 
von Vorurteilen, aber auch von Ängsten und Missver- 
ständnissen beitragen. 

Der Integrationsbeirat hat bereits Verbesserungsmöglich- 
keiten in den Bereichen Sprache und Bildung, Sport und 
Freizeit, Frau und Familie, Arbeit und Ausbildung sowie 
ältere Zuwanderer benannt und konkrete Arbeitsschritte 
angeregt. Diese werden pragmatisch, manchmal auch nur 


in kleinen Schritten von den jeweils zuständigen Fachbe- 
hörden umgesetzt. 


Hessen 

Ziel 2: Vermeidung der Risiken der Ausgrenzung 

Die Gesellschaft kinder- und familienfreundlich 
gestalten 

Nachdem im Kindergartenbereich mit 95,7 % in Hessen 
nahezu eine Vollversorgung erreicht ist, unterstützt die 
Landesregierung die zunehmend von vielen Eltern ge- 
wünschte Verbindung zwischen der Erwerbsbiografie und 
dem Wunsch nach Kindern und einem erfüllten Familien- 
leben weiterhin gezielt durch die „Offensive für Kinder- 
betreuung“, die - seit 2001 - bis Ende 2005 laufen wird, 
und die das Hessische Kindergartengesetz ergänzt. Gefor- 
dert werden bei den Trägem durch dieses Programm 

a) die Schaffung von bedarfsgerechten und flexiblen 
Angeboten und Öffnungszeiten, 

b) die Betreuung insbesondere auch für Kinder unter 
drei Jahren und für Schulkinder und 

c) die Fördemng von Tagespflegepersonen. 

Die Förderang des weiteren Ausbaus der Betreuung in al- 
tersstufenübergreifenden Gruppen (für Kinder ab der 
8. Lebenswoche bis zum 14. Lebensjahr) ist ein weiterer 
Beitrag zur besseren Vereinbarung von Familie und Be- 
ruf, um auf die unterschiedlich auftretenden Betreuungs- 
bedarfe reagieren zu können und alltagspraktische Er- 
leichterungen herbeizuführen. 

Die Tagespfiege ist besonders geeignet, Familie und be- 
rufliche Tätigkeit passgenau und auf die individuelle Si- 
tuation bezogen miteinander zu verbinden. 

Mit der Einführung des Programms „Offensive für Kin- 
derbetreuung“ im Jahr 2001, einem eigenständigen För- 
derprogramm für die Betreuung von Kindern unter drei 
Jahren und von Schulkindern, wurde dem Ausbau der Ta- 
gespflege hohe Priorität eingeräumt. Regional tätige Ta- 
gespflegevereine, Beratungs- und Vermittlungsstellen, die 
Tagespflegepersonen gewinnen, qualifizieren und fach- 
lich bei ihrer Arbeit begleiten, werden von Hessen ebenso 
finanziell unterstützt, wie einzelne qualifizierte Tages- 
pflegepersonen, insbesondere bei der Sicherung ihrer Al- 
tersvorsorge. 

Die „Fachlichen Empfehlungen zur Qualität von Kinder- 
betreuung in Tagespflege in Hessen“ wurden inzwischen 
erarbeitet und ihre Veröffentlichung steht unmittelbar be- 
vor. Die Empfehlungen beinhalten sowohl eine konkrete 
Definition der Fördervoraussetzung „qualifizierte Tages- 
pflegepersonen“ als auch Rahmenbedingungen für eine 
qualifizierte Ausgestaltung der Tagespflege. Sie richten 
sich an Tagespflegepersonen, an freie und öffentliche Ju- 
gendhilfeträger und weitere Personen, die sich professio- 
nell oder ehrenamtlich in der Tagespflege engagieren 
(wollen). 
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Zur Förderung gehört auch der landesweite Beratungs- 
dienst „Flessisches Tagespflegebüro“ und mit dem ge- 
planten „Gesetz zur Förderung von Kindern in Tagesein- 
richtungen und Tagespflege“ wird die Tagespflege als 
gleichrangiges Betreuungsangebot einbezogen werden. 

Ziel 3: Maßnahmen zugunsten der sozial am stärksten 
gefährdeten Personen 

Integration von Migrantinnen und Migranten 

Die Hessische Landesregierung hat sich zum Ziel gesetzt, 
in offener und konstruktiver Weise die Aufgabe einer auf 
Integration gerichteten Gesellschaftsentwicklung in Hes- 
sen anzugehen. Zur Wahrnehmung der politisch adminis- 
trativen Aufgaben wurden folgende Instrumentarien 
geschaffen: der Integrationsbeirat, der Staatssekretärsaus- 
schuss, der Landesbeauftragte für Heimatvertriebene und 
Spätaussiedler. 

Auf der Basis ihres Integrationskonzeptes wird die Hessi- 
sche Landesregierung In der laufenden Legislaturperiode 
folgende Hauptprojekte zur Stärkung des Integrationsge- 
dankens durchführen: 

- Die Landesregierung steht durch den in der letzten 
Legislaturperiode geschaffenen Integrationsbeirat in 
einem dauerhaften Dialog mit den in der Integrations- 
politik engagierten Verbänden, Institutionen, Gewerk- 
schaften und Kirchen, der in dieser Form für Deutsch- 
land modellhaft ist. Diese bundesweit einmalige Form 
des institutionalisierten Dialogs hat sich bewährt und 
wird daher fortgeführt. 

- Der Erwerb der deutschen Sprache ist die wichtigste 
Voraussetzung für erfolgreiche Integration. Die Hessi- 
sche Landesregierung wird die Sprachförderung in 
Kindergarten und Schule konsequent fortsetzen und 
ausbauen. Der Ansatz des Programms zur „Förderung 
der Sprachkompetenz von Kindern im Kindergartenal- 
ter ohne ausreichende Deutschkenntnisse“ wurde von 
1,638 Mio. Euro in 2003 auf 2,225 Mio. Euro in 2004 
erhöht. Zusätzlich werden in Verantwortung des Kul- 
tusressorts Vorlaufkurse in ähnlicher Größenordnung 
durchgeführt. 

Seit dem Jahr 2004 werden als Schwerpunkt im Be- 
reich Integrationsmaßnahmen Sprachkurse für Er- 
wachsene, insbesondere für Mütter/Eltem gefördert. 

- Beispielgebende Integrationsleistungen in Kommunen 
oder von Initiativen, Vereinen und Verbänden wird die 
Hessische Landesregierung zukünftig durch einen 
Preis würdigen. Der Preis wird im Jahr 2004 zum ers- 
ten Mal ausgeschrieben. 

- Um das Zusammenwirken von Land und Kommunen 
weiter zu verbessern, wird Hessen ein Konzept „Land 
und Kommunen - Hand in Hand für eine gute Integra- 
tion“ erarbeiten. 

- Die Hessische Landesregierung setzt sich für eine ver- 
stärkte Einstellung von Zuwanderinnen und Zuwande- 
rem in die hessische Polizei und in den Justizvollzug 


sowie für die Aufnahme des Themas „interkulturelle 
Kompetenz“ in Fort- und Weiterbildungsangebote ein. 

- Durch gezielte Öffentlichkeitsarbeit wird die Hessi- 
sche Landesregierung junge Menschen ausländischer 
Herkunft motivieren, den Beruf des Erziehers oder der 
Erzieherin zu ergreifen. 

- Hessens Tradition der Weltoffenheit und das gute 
Klima der Akzeptanz gegenüber den in Deutschland 
lebenden Ausländerinnen und Ausländem sind wich- 
tige Voraussetzungen, um die gute Position der hessi- 
schen Wirtschaft beim Export von Waren und Dienst- 
leistungen, beim erfolgreichen Investitionsengagement 
hessischer Unternehmen im Ausland sowie bei der Si- 
cherung von ausländischen Direktinvestitionen am 
Standort Hessen zu behaupten. Deshalb werden die Ar- 
beitsmarktprogramme zur Integration evaluiert und 
neu ausgerichtet. Zielgruppen dieser Maßnahmen sind 
potenzielle Existenzgründer, bestehende ausländische 
Unternehmen und Bemfsanfänger. 

- In Hessen gibt es zahlreiche ausländische Betriebe, die 
bisher nicht ausbilden. Durch spezielle Programme 
will die Hessische Landesregiemng die Ausbildungs- 
bereitschaft kleiner und mittlerer ausländischer Be- 
triebe steigern. Den ungünstigeren Ausbildungschan- 
cen von Jugendlichen ausländischer Herkunft wird 
auch künftig durch spezielle Aktivitäten begegnet 
werden. 

Mecklenburg- Vorpommern 

Das vorrangige Anliegen der Sozialpolitik des Landes ist 
es, Risiken sozialer Ausgrenzung soweit möglich im Vor- 
feld ihres Entstehens zu begegnen. Zu den wesentlichen 
strategischen Ansätzen gehört dabei, die Chancengleich- 
heit, vor allem die Bildungschancengleichheit, frühzeitig, 
das heißt bereits im Vorschulalter, durch Unterstützung 
der Familien mittels Beratungsleistungen und weiterer 
unterstützender Hilfen, insbesondere durch Fördemng ei- 
ner soliden Vorschulerziehung und Vorschulbildung zu si- 
chern. Dadurch soll der erhebliche Einfluss ausgeglichen 
werden, den das soziokulturelle Umfeld im Allgemeinen 
auf die spätere Bildung und den sozialen Status der He- 
ranwachsenden nimmt. Unter den weiteren wichtigen Fel- 
dern ist neben der vorsehulischen Bildung und Erziehung 
die Schulsozialarbeit vor allem für die heranwachsenden 
Schülerinnen und Schüler, unter anderem zur Vermeidung 
von Schulabbrüchen, zu nennen. Hohe Aufmerksamkeit 
kommt der Förderung der Integration von Migrantinnen 
und Migranten zu. Ein weiterer Sehwerpunkt ist die Inte- 
gration von Behinderten. Damit sind sozialpolitische An- 
satzpunkte Umrissen, die sich auch unter den Haupt- 
schwerpunkten wiederfinden, welche die Europäische 
Kommission in ihrem zusammenfassenden Bericht den 
Mitgliedstaaten als Handlungsprioritäten empfohlen hat. 

Bei der Verwirklichung dieser Ziele arbeitet die Landesre- 
gierung mit der Zivilgesellschaft zusammen, indem sie 
die im Lande aktiven freien Träger der Sozialarbeit sowie 
ihre Verbände einbezieht und unterstützt. Eine wesentli- 
che Aufgabe sieht die Landespolitik darin, die Vernetzung 
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der Strukturen zur Bündelung der Kräfte und zur Sicher- 
stellung eines flächendeckenden und gemeindenahen Be- 
ratungs- bzw. Betreuungsnetzes zu unterstützen; eine Auf- 
gabe, die in einem dünnbesiedelten Flächenland, mit 
sogar noch abnehmender Bevölkerungszahl, eine ständige 
Herausforderung darstellt. 

Ziel 1.1: Förderung der Teilnahme am Erwerbsleben 

Investitionsprogramm „Zukunft Bildung und 
Betreuung“ 

Das Investitionsprogramm der Bundesregierung stellt 
4 Mrd. Euro im Zeitraum 2003 bis 2007 zur Verfügung, 
um mehr und bessere schulische Ganztagsangebote zu 
entwickeln. Mecklenburg- Vorpommern wird aus diesem 
Ansatz 93 Mio. Euro erhalten. 

Davon werden 

71.0 Mio. Euro für die kommunalen Schulen, 

10.5 Mio. Euro für die Privatschulen (einschl. Schulzen- 
trum für Hörgeschädigte), 

8.5 Mio. Euro für die Landesschulen, 

3.0 Mio. Euro für innovative kleinteilige Schulprojekte 
eingesetzt werden. 

In Ganztagsschulen sollen künftig Kinder mit Lemschwä- 
chen intensiver gefördert und damit zielgerichtet vorhan- 
dene Benachteiligungen ausgeglichen werden. 

In Mecklenburg- Vorpommern sind gegenwärtig 114 Ganz- 
tagsschulen registriert. Im Vergleich zum Schuljahr 2002/ 
2003 ist das ein Zuwachs von 49 Ganztagsschulen. 

Von den anerkannten Ganztagsschulen (einschließlich 
Schuljahr 2003/2004) sind zehn Schulen in freier Träger- 
schaft. 

Ziel 1.2: Förderung des Zugangs aller zu Ressourcen, 
Rechten, Gütern und Dienstleistungen 

Projekte, die auf der Grundlage des Förderschwerpunktes 
„Förderung von Projekten zur Kultur und Integration von 
Ausländem“ mit Kulturfördermitteln Mecklenburg- Vor- 
pommerns unterstützt werden, sind inhaltlich auf Verstän- 
digung und Toleranz im Zusammenleben von Deutschen 
und ausländischen Mitbürgern ausgerichtet. 

Ein weiterer Schwerpunkt der Förderpolitik des Landes 
Mecklenburg- Vorpommern ist die „Fördemng von kultu- 
rellen Projekten in den soziokulturellen Zentren“. Diese 
Projekte sind darauf gerichtet, allen Bürgern einen Zugang 
zu Kunst und Kultur zu ermöglichen um einer kulturellen 
Ausgrenzung bestimmter, nicht begüteter Bevölkemngs- 
schichten entgegenzuwirken. In den Projekten werden 
kreative Techniken in den verschiedenen Genres vermit- 
telt, das kulturelle Erbe gepflegt, Kompetenzen im Um- 
gang mit den neuen Medien erworben, Kenntnisse über 
Gesellschaft, Geschichte und Politik vermittelt. Im kreati- 
ven Miteinander von Bürgern unterschiedlicher sozialen 
Schichten, religiöser Anschauungen, Nationalitäten und 
Lebensweisen finden dabei auch soziale Lernprozesse 


statt. Die kulturelle Kinder- und Jugendarbeit hat inner- 
halb dieser Projekte einen sehr hohen Stellenwert. Dazu 
zählen künstlerische Workshops und Kurse, Programm- 
und Veranstaltungsarbeit, Arbeitsgemeinschaften, kultu- 
relle Angebote für Ferienffeizeiten, Projektarbeit mit 
Schulen und kulturelle Angebote für Ganztagsschulen. 

Kulturelle Einrichtungen und Soziokulturelle Zentren in 
Mecklenburg- Vorpommern bemühen sich das Programm 
KOPRA (Kooperationsprojekt Praxislemen, das durch 
die Arbeitsämter und kommunale Jugend- und Sozialäm- 
ter gefordert wird) inhaltlich auszufüllen. 

Hier werden junge Menschen bis zu 27 Jahren gefordert, 
die im Rahmen der Maßnahmen der zuständigen Arbeits- 
ämter keine Berücksichtigung mehr finden können und 
damit chancenlos in der Gesellschaft sind. 

Diese jungen Menschen können sich auf der Grundlage 
des KOPRA-Programms auch im kulturellen Bereich be- 
ruflich neu orientieren. 

F amilienferienstätten 

Das Land beteiligte sich im Jahr 2003 an Baumaßnahmen 
in Familienferienstätten mit einem Gesamtvolumen von 
511 000 Euro. Im Rahmen der infrastrukturellen Ent- 
wicklung des touristischen Angebotes in Mecklenburg- 
Vorpommern wurden mit den Familienferienstätten preis- 
werte, klientelbezogene Urlaubsangebote geschaffen, um 
insbesondere für finanzschwache und kinderreiche Fami- 
lien entsprechende Urlaubsmöglichkeiten vorzuhalten. 
Familienferienstätten in Mecklenburg- Vorpommern bie- 
ten Gesprächskreise zu den unterschiedlichsten familien- 
bezogenen Themen an, um über durch Hilfe zur Selbst- 
hilfe Lösungsansätze zu finden. Darüber hinaus haben 
Bildungs- und Beratungsangebote ihren festen Platz in 
den Einrichtungen. 

Im Bereich der Förderung von Einzelprojekten wurden 
im Jahr 2003 mit einer Gesamtsumme von 192 500 Euro 
verschiedene familienfördemde Projekte von der Landes- 
regierung unterstützt, die die Öffentlichkeit für Belange 
von Familien sensibilisieren und soziale und wirtschaftli- 
che Kompetenz von Familien stärken. 

Neben der institutionellen Förderung und der Projektfor- 
derung sind individuelle Hilfen durch die Landesstiftung 
„Hilfen für Frauen und Familien“ und durch Individual- 
zuschüsse möglich. 

Förderung einer flächendeckenden 
Beratungslandschaft 

Eine möglichst flächendeckende und auch unter den Be- 
dingungen eines relativ dünn besiedelten Flächenlandes 
möglichst gemeindenahe Versorgung mit Beratungs- und 
Betreuungsleistungen sicher zu stellen, erfordert eine sehr 
gezielte Förderung und Vernetzung der Angebote. Die 
Vielfalt der Themen des Beratungsspektrums, folgend aus 
der Vielfalt der Lebensbereiche und der Problembereiche, 
macht diese Aufgabe sowohl dringlich als auch schwie- 
rig. 
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Allgemeine Sozialberatung 

Die Breite des Themenspektrums zeigt sich bereits in der 
allgemeinen Sozialberatung. Für diejenigen, die noch 
nicht über eine ausreichende Orientierung in den Struktu- 
ren der sozialen Hilfemöglichkeiten verfügen oder diese 
verloren haben, bietet die Allgemeine soziale Beratung 
ihren Dienst an. Die Allgemeine soziale Beratung ist ein 
Unterstützungsangebot für Personen und Familien mit 
verschiedenen Problemen, die nicht von einem speziali- 
sierten Beratungsangebot abgedeckt werden können oder 
müssen. Allgemeine soziale Beratung bildet die Schnitt- 
stelle zwischen einzelorientiertem Helfen und sozialraum- 
orientiertem Handeln. Sie orientiert sich insbesondere an 
den Defiziten der Ratsuchenden. In der Wahrnehmung 
der Vemetzungsaufgabe kommt ihr eine Schlüsselfunk- 
tion zu. 

Allgemeine soziale Beratung existiert sowohl als eigen- 
ständiger Dienst als auch als ergänzendes Angebot zu an- 
deren Beratungsstellen, wenn dafür eine Fachkraft vorge- 
halten wird. Dies können neben Beratungsstellen mit 
entsprechender Besetzung zum Beispiel Geschäftsstellen 
der Verbände der Freien Wohlfahrtspflege, Sozialstatio- 
nen oder soziale Einrichtungen mit entsprechender fachli- 
cher Orientierung sein. 

Die Aufgaben in der Allgemeinen sozialen Beratung erge- 
ben sich aus dem Auftrag der Hilfesuchenden, den örtli- 
chen Erfordernissen, dem Auftrag des Dienstgebers sowie 
der eigenen beruflichen Identifikation der Mitarbeiterin- 
nen und Mitarbeiter. Sie bedienen sich der anerkannten 
Methoden der Sozialarbeit. Die Aufgaben im Einzelnen 
sind: 

- beraten und begleiten in Fragen der Sozialhilfe und 
sonstigen sozialen bzw. Sozialrechtsangelegenheiten; 

- aufklären über Hilfeansprüche, helfen, individuelle 
Ansprüche durchsetzen (Hilfe beim Schriftverkehr, 
Antragstellungen) ; 

- unterstützen und fördern der eigenen Möglichkeiten 
des Einzelnen und seines Umfeldes; 

- erschließen von Hilfsquellen; Vermittlung von Spe- 
zialberatungsstellen (z. B. Schuldnerberatung, Ehe-, 
Familienberatung, Erziehungsberatung, Suchtberatung, 
Verbraucherberatung) ; 

- ggf. begleiten des gesamten Hilfeprozesses im Sinne 
ganzheitlichen Helfens; 

- ehrenamtliche Tätigkeit anregen und begleiten auch in 
allgemeinen Lebensfragen; 

- bewusst machen von häufiger auftretenden Notlagen 
auf kommunaler bzw. auf Landesebene; 

- Entwicklung von Konzepten bzw. Mitarbeit in Gre- 
mien zur Entwicklung neuer Hilfemöglichkeiten. 

Die Beratung wirkt darüber hinaus insofern kostenentlas- 
tend auf die Sozialhilfe, als dass sie die sozialrechtlichen 
Ansprüche auch gegen andere Sozial- bzw. Rehabilitati- 
onsträger herausarbeitet und zielgerichtet zum Einsatz 
bringt. 


Die allgemeine Sozialberatung wird als freiwillige Leis- 
tung mit einem Zuschuss (Teilfinanzierung) im Rahmen 
der Projektforderung als Festbetragsfinanzierung für Per- 
sonal- und Sachausgaben von der Landesregierung gefor- 
dert. 

Neben der allgemeinen Sozialberatung werden speziali- 
sierte Beratungsleistungen vorgehalten. Hierzu gehören: 

Schwangerschaftsberatungsstellen 

Das Land forderte 2003 gemäß den geltenden Förder- 
richtlinien in 41 Schwangerschafts- und Schwanger- 
schafts-ZSchwangerschaftskonfliktberatungsstellen Perso- 
nal- und Sachausgaben für 44,65 vollzeiterwerbstätige 
Beratungsfachkräfte mit einem Gesamtvolumen von 
2 379 700 Euro. Eine Kofinanzierung durch Eigenmittel 
und Drittmittel wird in Höhe von 1 0 % der zuwendungs- 
fähigen Personalausgaben vorausgesetzt. 

In diesen Stellen erhalten schwangere Frauen und ihre Fa- 
milien durch fachkundiges Personal Informationen bzw. 
Beratung zu Sexualfragen, Verhütung und Familienpla- 
nung sowie zu allen eine Schwangerschaft unmittelbar 
oder mittelbar berührenden Fragen. 

In staatlich anerkannten Schwangerschafts-ZSchwanger- 
schaftskonfliktberatungsstellen werden Konfiiktberatun- 
gen durchgeführt, die nach § 219 StGB vor einem 
Schwangerschaftsabbruch vorgeschrieben sind. Die Bera- 
tung umfasst neben der psycho-sozialen Hilfe für die Be- 
troffenen die Darlegung der Rechtsansprüche von Mutter 
und Kind, insbesondere solcher, die die Fortsetzung der 
Schwangerschaft und die Lage von Mutter und Kind er- 
leichtern. 

Die Schwangerschaftsberatungsstellen bearbeiten u. a. 
auch Anträge zur Vergabe der Mittel aus der Stiftung 
„Hilfen für Frauen und Familien“. 

Schuldner- und Verbraucherinsolvenz- 
beratungsstellen 

29 i. S. § 305 Abs. 1 Nr. 1 Insolvenzordnung anerkannte 
Stellen mit 68,4 Beratungsfachkräften in Vollzeiteinhei- 
ten erhielten im Jahr 2003 Zuschüsse für Personal- und 
Sachausgaben entsprechend der geltenden Richtlinie in 
Höhe von 1 523 300 Euro. Mit dieser Summe beteiligt 
sich das Land zu 45 % an den zuwendungsfähigen Ge- 
samtausgaben. Der zuständige Landkreis bzw. die zustän- 
dige kreisfreie Stadt erbringen in der Regel 45 % und der 
Träger 10 % der zuwendungsfahigen Gesamtausgaben. 

Mit der Entwicklung und Einführung neuer Förderkon- 
zepte soll die Finanzierung der Beratungsstellen langfris- 
tig gesichert werden. 

Die anerkannten Stellen unterbreiten Familien oder Ein- 
zelpersonen mit Ver- bzw. Überschuldungsproblemen 
Hilfsangebote einschließlich der Vorbereitung und Unter- 
stützung bei Verbraucherinsolvenzverfahren, verbessern 
damit in vielen Fällen die Chancen der Betroffenen auf 
dem Arbeitsmarkt und wenden damit die Gefahr ab, dass 
Betroffene auf Leistungen der Sozialhilfe angewiesen 
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werden. Außerdem werden in diesen Beratungsstellen 
u. a. aueh Anträge zur Vergabe der Mittel aus der Stiftung 
„Hilfen für Frauen und Familien“ bearbeitet, die unver- 
sehuldet in Not geratenen Familien, Frauen und allein Er- 
ziehenden Hilfe gewähren kann. 

Bemühungen zur Einbeziehung der Finanz-, Kredit- und 
anderer Wirtsehaftsverbände wurden intensiviert. 

Ziel 2: Vermeidung der Risiken der Ausgrenzung 

Förderung von Kindern in Kindertageseinrichtungen 

Die Förderung von Kindern in Kindertageseinriehtungen 
soll zukünftig die Chaneengerechtigkeit für Kinder vor 
dem Eintritt in die Schule gewährleisten. Dabei erfüllt die 
Förderung von Kindern in Kindertageseinrichtungen und 
Tagespflege einen eigenständigen alters- und entwick- 
lungsspezifischen Bildungs-, Erziehungs- und Betreu- 
ungsauftrag im Rahmen einer auf die Förderung der Per- 
sönlichkeit des Kindes orientierten Gesamtkonzeption 
mit dem Ziel, die Kinder altersgerecht entsprechend der 
grundgesetzlich verankerten Werteordnung zu bilden und 
zu erziehen. Sie fördert die individuelle Entwicklung ei- 
nes jeden Kindes und wirkt Benachteiligungen entgegen. 
Die in den Kindertageseinrichtungen tätigen Fachkräfte 
haben zum Wohle der Kinder eng mit den Personensorge- 
berechtigten zusammenzuarbeiten, sie zu beraten und zu 
unterstützen. 

Mecklenburg- Vorpommern verfügt über rd. 1 100 Ein- 
richtungen mit mehr als 7 000 Erzieherinnen. Über 90 % 
der Kinder in der Altersgruppe von drei Jahren bis zum 
Schulantritt nehmen einen Kindergartenplatz in An- 
spruch. 

Die Ausgaben des Landes für die KindertagesfÖrderung 
sollen von rd. 76 185 900 Euro in 2003 auf ca. 
77 709 600 Euro 2004 steigen. 

Im Mittelpunkt einer Ende 2003 in den Landtag einge- 
brachten Gesetzesnovelle steht eine Bildungsoffensive im 
Bereich der KindertagesfÖrderung, zunächst insbesondere 
für Kinder im Jahr vor dem Schuleintritt. Diese gezielte 
vorschulische Bildung wird nach einem verbindlichen 
Rahmenplan erfolgen, der zum 1 . September 2004 einge- 
führt wird und von der Universität Rostock entwickelt 
wurde. Damit soll die Qualität der vorschulischen Bil- 
dung und Erziehung landesweit einheitlich und für alle 
Kinder gleichermaßen gewährleistet werden. 

F amilienförderung 

Zu den Maßnahmen der Familienforderung durch das 
Land Mecklenburg- Vorpommern gehört die institutio- 
nelle Förderung von Einrichtungen wie Familienzentren 
und Familienferienstätten ebenso wie die Projektforde- 
rung. 

Familienzentren 

Das Land förderte 2003 auf der Grundlage der Richtlinie 
über die Gewährung von Zuwendungen an Familienzen- 


tren insgesamt 33 Einrichtungen mit einem Gesamtvolu- 
men von 231 900 Euro. Die Bezuschussung erfolgte als 
Kofinanzierung zur Bereitstellung von Eigen- und kom- 
munalen Mitteln für Personal- und Sachausgaben in den 
Einrichtungen sowie für die Realisierung von einzelnen 
familienfordemden Projekten. 

Familienzentren sind ein generationsübergreifendes In- 
strument der örtlichen und regionalen Familienpolitik und 
auf die besonderen Bedürfnisse der Familien ausgerich- 
tet. ln Familienzentren entstehen neue selbstbestimmte 
nachbarschaftliche Kommunikations- und Unterstüt- 
zungsnetze. ln Familienzentren findet Bildung, Beratung, 
Betreuung und Begegnung statt. 

Landesstiftung „Hilfen für Frauen und Familien“ 

Aus der Stiftung können u. a. unverschuldet in Not gera- 
tene Familien, Frauen und allein Erziehende spezielle 
Hilfen in Form von zinsfreien Darlehen oder nicht rück- 
zahlbaren Zuwendungen erhalten. Im Jahr 2003 wurden 
in diesem Rahmen Darlehen in Höhe von 69 300 Euro so- 
wie Zuwendungen in Höhe von 65 700 Euro an 101 Fa- 
milien ausgereicht. 

Individualzuschüsse 

Auf der Grundlage der Richtlinie für die Gewährung von 
Zuwendungen des Landes Mecklenburg- Vorpommern zur 
Förderung von Familienerholungsmaßnahmen - Indivi- 
dualzuschüsse - konnte im Jahr 2003 für acht Familien 
ein Urlaubszuschuss in Höhe von insgesamt 5 800 Euro 
gewährt werden. Individualzuschüsse sind Zuwendungen 
des Landes, die es kinderreichen und finanzschwachen 
Familien ermöglichen, gemeinsam Urlaub zu machen. 

Förderung der Ausstattung von Schulen mit 
Internetanschlüssen 

Die neuen Informations- und Kommunikationstechniken 
haben das Lernen grundlegend verändert. Intelligente In- 
formationsbeschaffung und Mediennutzung werden zu 
entscheidenden Qualifikationen der Zukunft. 

Schwerpunkt einer zukunftsorientierten Bildungsarbeit ist 
es, allen Mädchen und Jungen den Zugang zu PC und In- 
ternet zu ermöglichen. 

Auf der Grundlage der Multimediakonzeption Mecklen- 
burg-Vorpommerns werden Schwerpunkte sowohl in der 
Verbesserung der Ausstattung als auch in der Fortbildung 
der Lehrerinnen und Lehrer gesetzt. 

Im Vergleich zum Jahr 2002 konnten wesentliche Verbes- 
serungen im Ausstattungsgrad an den Schulen erreicht 
werden. Der umfassende Einsatz dieser Technik in den 
Unterricht ist aber nur möglich gewesen, weil sich bis 
heute ca. 13 500 Lehrerinnen und Lehrer in den unter- 
schiedlichsten Modulen im Bereich Informatik fortgebil- 
det haben. 

Im Rahmen der Landesinitiative werden bis zum Jahr 2005 
insgesamt 27,6 Mio. Euro zusätzlich hierfür bereitgestellt. 
Bis Oktober 2003 konnten insgesamt 574 Schulen gefÖr- 
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1992 

1996 

1998 

2001 

2002 

Computerarbeitsplätze für Schülerinnen und 
Schüler 

2.046 

3.963 

4.524 

9.925 

13.916 

Schulen mit mindestens einem Computer- 
fachraum 

263 

380 

362 

559 

539 

Schulen mit Intemetanschluss 

0 

18 

110 

754 

716 

Anzahl Computerfachräume 




758 

772 

Schulen mit multimediafähigen PC 

0 

37 

139 

586 

634 

Anzahl multimediafähige PC 

0 

144 

1.136 

7.189 

10.860 


dert werden. Hierfür wurden 16,4 Mio. Euro aufgewendet. 
Dadureh sind die Lern- und Arbeitsbedingungen an den 
Sehulen naehhaltig verbessert worden. Bereits jetzt ver- 
fügt jede Schule über einen Intemetanschluss. 

Förderung der Integration von Senioren 

Soziale Integration meint hier die Befähigung zur Wahr- 
nehmung nachberuflicher Tätigkeitsfelder insbesondere 
zur Nutzung der Erfahrungen und Fähigkeiten von Senio- 
ren für die Projektarbeit mit Familien und Jugendlichen, 
um der Vereinsamung vorzubeugen und die Integration 
der Generationen zu fördern. Dies geschieht u. a. durch 
die Unterstützung entsprechender Projekte. 

Auf der Grundlage eines Landesseniorenprogramms wur- 
den im Jahr 2003 Mittel in Höhe von 132 300 Euro für 
Verbände und Kommunen zur Verfügung gestellt, um 
Projekte zu fördern, die das Ziel haben, die Stellung der 
Senioren zu stärken, deren Integration insbesondere 
durch Schaffung nachberuflicher Tätigkeitsfelder wie 
z. B. durch die Einbeziehung ihrer Erfahrungen und ihres 
Wissen in die praktische Bildung Jugendlicher zu sichern. 

Beispiele: 

Projekte „Vorlesepatenschaften“ und „Vorlesekreis“ 

Sie haben das Ziel, über das Vorlesen und Erzählen den 
Erfahrungs- und Gedankenaustausch zwischen Vorlesern 
(Seniorinnen und Senioren) und Kindern anzuregen. Zu- 
gleich wird bei den Kindern das Bedürfnis nach regelmä- 
ßigem Bücherlesen geweckt. Das alles trägt zur verbes- 
serten Sprachentwicklung der Kinder bei. 

In Rostock, Stemberg, Neustrelitz und Bergen/Rügen 
wurden gemeinsam zwischen Land, Kommune, Träger 
und anderen Institutionen solche Projekte realisiert. 

Mit 3 300 Euro wurde ein Projekt zur Unterstützung se- 
niorenpolitischer Migrantenarbeit gefördert. 

Mit 35 000 Euro wurde das Bundesmodell „EFI“ (Erfah- 
rungswissen für Initiativen) vom Land Mecklenburg- Vor- 
pommern finanziell unterstützt, um Senioren das notwen- 
dige Rüstzeug zu vermitteln, auch nach ihrem Ausstieg 


aus dem Berufsleben in besonderen Schwerpunktberei- 
chen ihr Können, Wissen und ihre Erfahrungen in gesell- 
schaftlich anerkannte und bedeutsame Aktivitäten Umset- 
zen zu können. 

Pflegewohngeld statt Sozialhilfe 

Das zum 1 . Januar 2004 in Kraft getretene Landespflege- 
gesetz beinhaltet als wesentlichen Schwerpunkt die Um- 
stellung der Förderung des stationären Bereichs von der 
Objektförderung auf die Subjektförderung durch die Ab- 
schaffung der allgemeinen Förderung von stationären 
Pflegeeinrichtungen und die Einführung eines einkom- 
mensabhängigen Pflegewohngeldes für die Pflegebedürf- 
tigen. Das Pflegewohngeld beträgt 50 v. H. der dafür an- 
erkennungsfähigen Aufwendungen, höchstens jedoch 
200 Euro im Monat. 

Die Novellierung des Landespflegegesetzes wurde not- 
wendig, nachdem die Fördertatbestände des Landespfle- 
gegesetzes vom 21. Februar 1996, zuletzt geändert durch 
das Gesetz vom 18. Dezember 2002, zum 31. Dezember 
2003 ausgelaufen waren. Außerdem zwang das Urteil des 
Bundessozialgerichtes vom 28. Juni 2001, wonach eine 
Förderung von Pflegeeinrichtungen nicht mehr von der 
Aufnahme in eine Pflegeplanung abhängig gemacht wer- 
den darf, zu einer Novellierung des Landespflegegeset- 
zes. 

Insgesamt stellt das Land jährlich 8 040 000 Euro für das 
Pflegewohngeld zur Verfügung. 

Mit der Bewilligung eines Pflegewohngeldes sollen die 
Pflegebedürftigen, die sich in Einrichtungen befinden, de- 
ren betriebsnotwendige Investitionsaufwendungen, Auf- 
wendungen für Miete bzw. Pacht nicht durch öffentliche 
Förderung gedeckt sind und deshalb stärker belastet wer- 
den, finanziell unterstützt und so möglichst Sozialhilfe 
vermieden werden. 

Mit dieser Regelung kann Mecklenburg- Vorpommern 
(anders als die anderen neuen Länder) eine Anschlusslö- 
sung für die bisherige Finanzierung von Pflegeeinrichtun- 
gen vorweisen und zu sozial verträglichen Entgelten bei- 
tragen. 
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Integrationsprojekte für Menschen mit 
gleichgeschlechtlicher Ansrichtnng 

Das Sozialministerium unterstützte im Jahr 2003 ver- 
schiedene Vereine, Verbände und Initiativen, die sich aus 
der sehwul-lesbischen Szene heraus entwickelt haben, 
mit einer Summe von 64 600 Euro mit dem Ziel der Hilfe 
und Unterstützung von Menschen mit nieht heterosexuel- 
ler Identität bei der Integration in die Gesellsehaft durch 
Information, Beratung und Begleitung. 

Die Projekte werden in der Regel durch Zuwendungen 
der Kreise und Kommunen sowie durch Eigenmittel mit- 
finanziert. 

Ziel 3: Maßnahmen zugnnsten der sozial am stärksten 
gefährdeten Personen 

Integration von Schwerbehinderten 

Die Vertretung Sehwerbehinderter ist in Mecklenburg- 
Vorpommern durch die Einrichtung eines Integrationsfor- 
derrates durch Landesgesetz institutionalisiert. Vertreter 
von Interessenverbänden der Behinderten sowie Vertreter 
der Ressorts der Landesregierung sind Mitglieder des Ra- 
tes. Dadurch steht den Interessenverbänden der Behinder- 
ten eine formalisierte Mögliehkeit zur Verfügung, sich in 
den sie betreffenden Angelegenheiten der Landespolitik 
jederzeit unmittelbar einzubringen. 

Dennoch kann dieses Gesetz im Hinbliek auf mehr 
gleichberechtigte Teilhabe in der Gesellschaft lediglich 
als Zwischenschritt und keineswegs als absehließende 
Lösung angesehen werden. 

Nach der Kompetenzverteilung des Grundgesetzes sind 
viele elementar wichtige Regelungsbereiche in der Zu- 
ständigkeit der Länder angesiedelt. Aus diesem Grunde 
wurde unlängst ein Referentenentwurf für ein Gesetz zur 
Gleichstellung, gleichberechtigten Teilhabe und Integra- 
tion von Menschen mit Behinderungen in Mecklenburg- 
Vorpommern und zur Änderung anderer Gesetze in die 
Ressortanhörung gegeben. Die notwendig durchzufüh- 
renden Abstimmungs- und Sondierungsgespräche mit den 
Ressorts und dem IntegrationsfÖrderrat sind derzeit noch 
nicht abgeschlossen. 

ln Zuständigkeit des Landes werden Werkstätten für be- 
hinderte Menschen im Sinne des § 136 SGB IX gefordert. 
Hierdurch soll behinderten Menschen, die wegen Art 
oder Schwere der Behinderung nicht, noch nicht oder 
noch nicht wieder auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt be- 
schäftigt werden können, eine angemessene berufliche 
Bildung und eine Beschäftigung zu einem ihrer Leistung 
entsprechenden Arbeitsentgelt angeboten sowie der Über- 
gang geeigneter Personen in den allgemeinen Arbeits- 
markt ermöglicht werden. 

Darüber hinaus fördert das Integrationsamt als nachge- 
ordnete Behörde des Landessozialministeriums aus den 
Mitteln der Ausgleichsabgabe die Eingliederung Schwer- 
behinderter Menschen in das Arbeits- und Berufsleben. 

Mit dem „Gesetz zur Sportförderung in Mecklenburg- 
Vorpommern (Sportfördergesetz - SportFG M-V)“ sind 


die Verbesserung der Lebensqualität von Menschen mit 
Behinderungen und chronisch Kranker sowie Integra- 
tionsleistungen und Leistungen zur Überbrückung sozia- 
ler und soziokultureller Unterschiede gesetzliche Aufga- 
benstellungen, aus denen sich entsprechende Förderungs- 
kompetenzen für den Sporf ergeben. 

Sporfförderung wird ganz gezielf auch unter dem Ge- 
sichtspunkt betrieben, neben der Einbeziehung sozial be- 
nachteiligter Gruppen, insbesondere Jugendlicher, die 
Teilhabe und Selbstbestimmung von Menschen mit Be- 
hinderungen zu stärken. 

Entsprechend den „Grundsätzen für die Förderung des 
Behinderfensportes in Mecklenburg- Vorpommern“ der 
Landesregierung sowie der Förderrichtlinie des Lan- 
dessportbundes M-V e. V. „Richtlinie zur Förderung des 
Behindertensportes in Mecklenburg- Vorpommern“ wer- 
den die spezifischen Belange Behinderter und von Behin- 
derung Bedrohter beachtet und eine gleichberechtigte 
Teilhabe von Menschen mit einer Behinderung im Be- 
reich des Sports ermöglicht. 

Das Wirtschaftsministerium unterstützt im Rahmen sei- 
ner Tourismusförderung die barriereffeie Gestaltung. Vo- 
raussetzung für die Förderung der kommunalen touristi- 
schen Infrastruktur ist eine barriereffeie Gestaltung. Dies 
bedeutet, dass in den Kur- und Erholungsorten die neue 
Basisinfrastruktur barrierefrei ausgebaut wurde bzw. 
wird. 

Seit dem 3 1 . Rahmenplan der GA „Verbesserung der regio- 
nalen Wirtschaftsstruktur“ werden Errichtungs- und 
Erweiterungsinvestitionen von Unternehmen des Touris- 
musgewerbes in die barriereffeie Gestalfung zur Unter- 
stützung des Behinderten- und Gesundheitstourismus ge- 
fördert. Dadurch wird die Teilhabe und Selbstbestimmung 
von Menschen mit Behinderungen gestärkt. 

Das Leistungsangebot im ÖPNV dient der Befriedigung 
der Verkehrsnachfrage von Bürgern, die ihr Verkehrsbe- 
dürfnis nicht mit individuellen Verkehrsmitteln erfüllen 
können oder wollen. Entsprechend den Vorgaben aus dem 
Gesetz über den öffentlichen Personennahverkehr in 
Mecklenburg- Vorpommern (ÖPNVG M-V) werden bei 
der Planung und Gestaltung der Verkehrsinfrastruktur und 
der Angebote im ÖPNV neben den spezifischen Belangen 
von Frauen, Kindern, alten Menschen, Fahrradfahrem 
insbesondere die Erfordernisse für Personen mit Mobili- 
tätseinschränkungen berücksichtigt. 

Hinsichtlich der Umsetzung dieser Vorgaben fördert das 
Land auch die behindertengerechte Ausstattung der Ver- 
kehrsinfrastruktur des ÖPNV durch barrierefreie Zugänge 
als auch die entsprechenden Fahrzeuge (Niederflurstra- 
ßenbahnen und -busse) bei ausgewählten Verkehrsunter- 
nehmen. 

Integration von Migrantinnen und Migranten 

Seit dem Sommer 2003 liegt erstmals ein umfassender 
Bericht der Landesregierung über die Lage der Migran- 
tinnen und Migranten in Mecklenburg- Vorpommern vor. 
Es wurde damit ein erster Schritt unternommen, den Inte- 
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grationsprozess aktiv zu fordern. Neben grundsätzlichen 
Aussagen über die Zielstellung zur Förderung der Inte- 
gration von Migrantinnen und Migranten enthält der 
Bericht statistische Daten, erfasst die verschiedensten 
Unterstützungsangebote im Integrationsprozess, enthält 
Aussagen zu einzelnen Schwerpunkten wie Migrantinnen 
im Inte-grationsprozess, Bildung und Qualifizierung, Ar- 
beitsmarktsituation, Aussagen zur wirtsehaftlichen und 
sozialen Situation sowie zu Rassismus, Fremdenfeind- 
liehkeit und Antidiskriminierung. In einem weiteren 
Kapitel werden Themen wie der Dialog der Akteure im 
Integrationsprozess, die politische Partizipation und 
Selbstorganisation der Migrantinnen und Migranten und 
die interkulturelle Öffnung sozialer Dienste behandelt. 

Ziel von Integrationspolitik ist die verbesserte Teilhabe 
von Migrantinnen und Migranten am politisehen, sozia- 
len, wirtschaftlichen und kulturellen Leben in der Gesell- 
sehaft. Integration gelingt umso eher, je besser das Bil- 
dungsniveau und die soziale Situation der Migrantinnen 
und Migranten ist. 

Der von der Bundesebene und von den Ländern disku- 
tierte Ansatz zu sozialraumorientierten Fachdiensten, die 
ausgeriehtet an den Bedarfen der Aufnahmegesellschaft 
und der Zugewanderten sind und eine klare Arbeitsmarkt- 
orientierung haben, wird in unserem Land modellhaft im 
Arbeitsamtsbereich Rostock erprobt. Parallel wird dieses 
Projekt dureh ein wissenschaftliehes Institut evaluiert. 

Das Land Mecklenburg- Vorpommern fordert den Integra- 
tionsFachDienst Migration (IFDM), der Zugewanderte 
bei der spraehlichen und beruflichen Qualifizierung und 
der Eingliederung in den Arbeitsmarkt unterstützt, im 
Jahr 2003 mit Mitteln in Höhe von 154 200 Euro. Zum 
Personenkreis zählen alle im Arbeitsamtsbezirk Rostock 
lebenden Ausländerinnen und Ausländer mit einem ver- 
festigten Aufenthaltsstatus, Spätaussiedlerinnen und Spät- 
aussiedler und Eingebürgerte, die in dieser Region ihren 
Lebensmittelpunkt gefunden haben. Asylbewerberinnen 
und Asylbewerber können aufgrund des unsicheren Aus- 
gangs ihres Verfahrens nicht am IFDM teilnehmen. 

Die Sehlüsselkompetenzen für eine gelingende Integra- 
tion sollen durch ein Bündel von Maßnahmen vermittelt 
werden: dureh die Vermittlung der deutsehen Sprache und 
gesellschaftlicher Basiskenntnisse sowie die Förderung 
der beruflichen Enfwicklung. Das obersfe Ziel aller Be- 
mühungen isf die Vermittlung in den Arbeitsmarkt. Des- 
halb macht der IFDM den in der betreffenden Region le- 
benden Migrantinnen und Migranten unabhängig von 
ihrer staatsbürgerlichen oder ethnischen Zugehörigkeit 
ein mehrstufiges Integrationsangebot. Dazu zählen die in- 
dividuelle arbeitsweltbezogene Beratung zur weiteren 
persönliehen und beruflichen Perspektiventwieklung, die 
Vermittlung und die Durchführung von (berufsvorberei- 
fenden) Sprachkursen und anderen Qualifizierungsmaß- 
nahmen oder die direkte Eingliederung in den Arbeits- 
markt. Um diese Ziele zu erreichen, müssen oftmals 
begleitende Integrationsdienstleistungen vom IFDM in 
enger Kooperation mit Ämtern, Behörden und Kammern 
geleistet werden. 


Schon bei der Konzipierung des IFDM war an eine we- 
sentliche Akquisition von Drittmitteln vorgesehen. Bis 
zum 3 1 . Dezember 2003 konnten ca. 340 000 Euro von 
anderen Finanziers eingeworben werden, die z. T. die 
Saeh- und Personalkosten beim IFDM angegliederten 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern sowie die Kosten für 
vom Bund finanzierfer Sprachkurse betraf. Weitere Bun- 
desmittel in Höhe von ea. 600 000 Euro werden für An- 
fang 2004 erwartet. 

Vom 1 . Oktober 2002 bis zum 3 1 . Dezember 2003 partizi- 
pierten insgesamt 648 Personen aus 46 Staaten an den un- 
terschiedlichen Angeboten des IntegrationsFachDienstes 
Migration, darunter 371 Frauen und 277 Männer. Insge- 
samt haben im Berichtszeitraum 276 Personen an den Bil- 
dungsangeboten teilgenommen, das entspricht 42,6 %. 
Andere nahmen aussehließlieh die Angebote in der Job- 
Vermittlung und/oder der beruflichen Bildung wahr. 

Die Integration von Personen mit Migrationshintergrund 
ist eine Querschnittsaufgabe, bei der neben den Schlüs- 
selbereichen Bildung häufig insbesondere Spraehbildung 
und Integration in Beschäftigung auch weitere Lebensbe- 
reiche von Bedeutung sind. Dazu gehört die gesundheitli- 
che Beratung und Betreuung. Einen nicht zu unterschät- 
zenden Integrationsbeitrag leistet aueh die Beteiligung in 
Sportverbänden. 

Das Sozialministerium fordert auf Grundlage einer För- 
derrichtlinie das Psycho-soziale Zentrum für Migranten in 
Vorpommern e.V in Greifswald mit 25 600 Euro jährlich. 
Schwerpunktmäßige Aufgaben des Zentrums sind u. a. 
psyeho-soziale Betreuung, Begleitung bei Behördengän- 
gen und Arztbesuchen, Fluchtbewältigung (psychologi- 
scher Beistand), sozialrechtliehe Beratung, Mobilisierung 
von Selbsthilfepotenzial, Beratung bei Suchtproblemen 
und familiären Konflikten und Dolmetschertätigkeit. 

Für Asylbewerberinnen und Asylbewerber bieten die Ge- 
sundheitsämter neben der rechtlich vorgeschriebenen me- 
dizinischen Betreuung, wie Untersuchung nach Asylver- 
fahrensgesetz und medizinisehe Eeistungen entspreehend 
Asylbewerberleistungsgesetz, in den Asylbewerberunter- 
künften die öffentlich empfohlenen Schutzimpfungen 
kostenlos an. Um die notwendige Aufklärung zu gewähr- 
leisten wurden Hinweise zu den verschiedenen Schutz- 
impfungen in mehrere Sprachen übersetzt. 

Die Thematik Integration ausländiseher Mitbürger ist Be- 
standteil der Richtlinie zur Förderung von Projekten im 
Sport in Mecklenburg- Vorpommern (Projektforderrichtli- 
nie) des Landessozialministeriums. Seit 1991 wird das 
auf Bundesebene entwiekelte und initiierte Projekt „Sport 
für alle - Sport mit Aussiedlerinnen und Aussiedlem“ 
(Bundesministerium des Innern, Deutscher Sportbund, 
Bundesverwaltungsamt und auf Landesebene Lan- 
dessportbund M-V e.V, Innenministerium) in Mecklen- 
burg-Vorpommern umgesetzt. 2001 wurden die Inhalte 
erweitert, qualitativ verbessert und vorerst im Rahmen 
des Modellprojektes „Integration durch Sport“ mit zwei 
Teilprojekten „Sport mit Aussiedlem“ und „Sport mit 
Aussiedlem und Ausländem“ bzw. ab 2002 als Programm 
„Integration dureh Sport“ fortgeführt. Projektinhalte 
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waren bzw. sind insbesondere Sportangebote über Stütz- 
punktvereine wie beispielsweise: Ferienfreizeiten, Inte- 
grationssportmobileinsätze bei gemeinsamen Sport- und 
Spielfesten sowie an Übergangswohnheimen und Schu- 
len, die Einbeziehung von Migrantinnen in landesweite 
Projekte und Veranstaltungen wie Landesjugendsport- 
spiele und Seniorensportspiele, Volleyball- und Street- 
balltumiere. Maßnahmen im Rahmen des vorgenannten 
Projektes bzw. Programms fanden bzw. finden insbeson- 
dere in den Städten Rostock, Wismar, Stralsund, Greifs- 
wald und Schwerin und in den Landkreisen Ludwigslust 
(Jessenitz), Hagenow (Lübtheen) und Rügen (Baabe) 
statt. 

Ziel 4: Alle Akteure mobilisieren 

Das Integrationsfbrderratsgesetz des Landes Mecklen- 
burg-Vorpommern trat am 13. Juni 2000 in Kraft. Der 
IFR ist von der Landesregierung vor dem Einbringen von 
Gesetzentwürfen und dem Erlass von Rechtsverordnun- 
gen und Verwaltungsvorschriften, die die Belange von 
Menschen mit Behinderungen und chronisch Kranken be- 
treffen, anzuhören. Bei der inhaltlichen Gestaltung der 
Regelungen wird er beratend einbezogen und ist befugt, 
Stellungnahmen und Empfehlungen abzugeben. Das Gre- 
mium soll die Landesregierung unterstützen und beraten, 
um gleichwertige Lebensbedingungen für Menschen mit 
und ohne Behinderung zu schaffen. Der IFR kann aber 
auch selbst aktiv werden und Vorschläge machen, die ge- 
eignet sind, Benachteiligungen der Betroffenen zu besei- 
tigen und zu verhindern. 

Zusammenfassend ist festzustellen, dass mit dem Integra- 
tionsförderratsgesetz eine gute Grundlage geschaffen 
wurde, um Verbesserungen für die Lebenslage von Men- 
schen mit Behinderungen und chronisch Kranken in 
Mecklenburg-Vorpommern zu erwirken. 

Nordrhein- Westfalen 

Ziel 1.2: Fördernng des Zngangs aller zn Ressonrcen, 
Rechten, Gütern und Dienstleistungen 

Zugang zu Bildung 

Im Rahmen des „Entwurfs eines Gesetzes zur Weiterent- 
wicklung der Hochschulreförm-HRWG“ in Nordrhein- 
Westfalen ist in dem Projekt „Intemationalisierung der 
Hochschulen“ als ein Unterprojekt die verstärkte Betreu- 
ung ausländischer Studierender als Hochschulaufgabe 
vorgesehen. Einhergehend mit der geplanten Einführung 
von Auswahl- und Betreuungsgebühren sollen die Hoch- 
schulen sich verstärkt um die Betreuung ihrer ausländi- 
schen Studierenden kümmern. Entsprechend soll § 3 
Abs. 7 HG folgendermaßen geändert werden: 

„Die Hochschulen fördern die internationale, insbeson- 
dere die europäische Zusammenarbeit im Hochschulbe- 
reich und den Austausch zwischen deutschen und auslän- 
dischen Hochschulen; sie berücksichtigen insbesondere 
durch eine sachgerechte Betreuung die besonderen Be- 
dürfnisse ausländischer Studierender. Sie wirken auf die 
Verbesserung der studentischen Mobilität insbesondere 


innerhalb Europas hin, insbesondere durch Förderung 
von Maßnahmen, die die gegenseitige Anerkennung von 
Studien- und Prüfungsleistungen erleichtern.“ 

Mit der Änderung wird das Ziel verfolgt, die Betreuung 
der ausländischen Studierenden der Hochschulen im Zuge 
der fortschreitenden Intemationalisierung des Hochschul- 
standortes NRW stärker als bisher als genuine Hochschul- 
aufgabe hervorzuheben. 

Ebenfalls im Zuge der Weiterentwicklung der Hochschul- 
reform läuft das Projekt „Berücksichtigung der Belange 
von Menschen mit Behinderang“, das mehrere Unterpro- 
jekte umfasst. 

Verdeutlichung des gesetzlichen Auftrags des Behinder- 
tengleichstellungsgesetzes NRW für die Hochschulen: 

- Evaluation der Situation der Behinderten an Hoch- 
schulen, 

- Ergänzung der Aufgaben der Studierendenschaft, 

- Ergänzung der Regeln in den Prüfungsordnungen. 

Die „Verordnung über die Einrichtung und Fühmng von 
Studienkonten mit Regelabbuchung sowie über die Erhe- 
bung von Gebühren an den Universitäten, Fachhochschu- 
len und Kunsthochschulen des Landes Nordrhein- Westfa- 
len (RVO-StKFG NRW)“ vom 17. September 2003 
enthält in § 14 eine Härtefallregelung, die gerade im Hin- 
blick auf sozial Benachteiligte aufgenommen worden ist. 

Zugang zu Sport 

Der Sport in Nordrhein- Westfalen hat einen hohen Stel- 
lenwert. Er ist ein wichtiges Element für das Zusammen- 
leben aller Bürgerinnen und Bürger in unserem Land. 

Für Nordrhein- Westfalen ist es von großer Bedeutung, 
den Prozess der Teilhabe von ausländischen Bürgerinnen 
und Bürgern sowie von sozial benachteiligten Bevölke- 
rungsgmppen am Sport nachhaltig zu unterstützen und 
dabei den Integrationsprozess aktiv zu fördern. 

Integration wird gesehen als dynamischer Prozess; es ist 
zudem kein assimilatorischer, sondern ein pluralistischer 
Prozess, in dem nicht nur Anpassungsleistungen z. B. der 
zugewanderten Menschen notwendig sind, sondern auch 
Lembereitschaft bei der einheimischen Bevölkemng ge- 
fordert werden. 

Im Kern geht es folglich dämm, den verschiedenen Be- 
völkemngsgrappen und unterschiedlichen Kulturen 
Gleichberechtigung und gleiche Chancen zuzuerkennen. 
Bewegung, Spiel und Sport bieten hierfür ideale Voraus- 
setzungen. Sie sind hervorragend geeignet, Barrieren ab- 
zubauen, Menschen aus ihrer gesellschaftlichen Isolation 
herauszuholen und Menschen ganz unterschiedlicher 
Herkunft zusammenzuführen. 

Für die Sport- und Integrationspolitik der Landesregierang 
ist es deshalb wichtig, die Bedürfnisse ganz unterschiedli- 
cher Gruppierungen aufzugreifen, ernst zu nehmen und 
die Schaffung von Rahmenbedingungen zu unterstützen, 
die es Menschen in Nordrhein- Westfalen ermöglichen, ih- 
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ren Sport gemäß ihren Interessen und unter Wahrung ihrer 
kulturellen Identität ausüben zu können. 

Seit vielen Jahren findet eine intensive Integrationsarbeit 
durch den Landessportbund Nordrhein- Westfalen im 
Rahmen ausgewählter Projektvorhaben statt. Er wird da- 
bei von der Landesregierung nachhaltig unterstützt. 

Von den zahlreichen Maßnahmen im Sport zur Integra- 
tion zugewanderter Menschen soll an dieser Stelle das 
Projekt „Sport mit Migrantinnen“ erwähnt werden, das 
vom Landessportbund mit Unterstützung der Landesre- 
gierung vor allem die gleichberechtigte Teilhabe zuge- 
wanderter Mädchen und Frauen am Sport zum Ziel hatte. 
Gerade für Migrantinnen bietet der Sport eine gute Mög- 
lichkeit, sich selber zu bestätigen, mutig zu werden und 
ihre sportlichen Interessen durchzusetzen. Das Projekt 
wurde von der Ruhr-Universität Bochum wissenschaft- 
lich begleitet; die Ergebnisse liegen mittlerweile als Bro- 
schüre des Landesministeriums für Städtebau und Woh- 
nen, Kultur und Sport vor. 

Die Integration sozial benachteiligter Bevölkerungsgrup- 
pen, vor allem von Kindern und Jugendlichen war zentra- 
les Ziel des Projektes „Jugend mit Zukunft - Bewegung, 
Spiel und Sport in Stadtteilen mit besonderem Emeue- 
rungsbedarff Die Projekterkenntnisse sind inzwischen 
ebenfalls veröffentlicht worden. Wichtige Projekterfah- 
rungen mündeten in das Vorhaben „Werkstatt Sport“, das 
seit 2001 von der Landesregierung und den Sportorgani- 
sationen und weiteren Partnern vor Ort realisiert wird. 

Bei allen Initiativen der Landesregierung ist von besonde- 
rer Bedeutung, dass Aktivitäten im Sport, die ganz unter- 
schiedliche Gestalt annehmen können, in integrationspo- 
litische Gesamtkonzepte eingebettet werden und folglich 
erst im Verbund mit begleitenden, integrationsfordemden 
Maßnahmen ihre volle Wirksamkeit entfalten können. 

Zugang zur medizinischen Versorgung 

Die Gesundheitspolitik des Landes Nordrhein- Westfalen 
begreift die Bekämpfung von Armut und Ausgrenzung 
und damit die Bekämpfung von sozialer Benachteiligung 
als strategischen Ansatz ihres Handelns. 

Beispielhaft sind einige Best-Practice-Projekte aufge- 
führt: 

- So wurden z. B. erhebliche Anstrengungen unternom- 
men und verschiedene Projekte durchgeführt, die das 
Ziel hatten, die Datenlagen zur gesundheitlichen Situa- 
tion von Migrantinnen und Migranten in Nordrhein- 
Westfalen zu verbessern. 

- Für den Abruf türkischsprachiger Gesundheitsinfor- 
mationen über das Bürger- und Patienteninformations- 
system www.Gesundheit.NRW.de wurde eine Anbie- 
ter-Kooperation ins Leben gerufen. Damit ist die 
Online-Nutzung vorhandener Informationen in türki- 
scher Sprache über das Gesundheitswesen in Nord- 
rhein-Westfalen sowie zu bestimmten Krankheitsbil- 
dem möglich. 


- Der Bericht „Ambulante kinderpsychiatrische Versor- 
gung von Migrantenfamilien“ kann unter www.ge- 
sundheit.nrw.de abgerufen werden. 

- Die Landesinitiative „Leben ohne Qualm“ (LoQ) stellt 
einen gezielten Ansatz dar, Kinder aus benachteiligten 
Bevölkerungsgruppen zu erreichen (über Hauptschu- 
len in Stadtteilen mit besonderer Problemdichte) und 
durch gezielte Präventionsaktivitäten vom Rauchen 
abzuhalten bzw. den Beginn des Rauchens hinauszu- 
zögem. 

- Kurz vor dem Abschluss steht eine unter Moderation 
der Landesregierung zustande gekommene Vereinba- 
rung zwischen Leistungserbringern und Kostenträgern 
zur medizinischen Versorgung von Obdachlosen. 

- In Vorbereitung befindet sich ebenfalls eine mit den 
Partnern des Gesundheitswesens in Nordrhein- Westfa- 
len durchzuführende Präventionskampagne zur „Ge- 
sundheit von Mutter und Kind“, die vor allem auf so- 
zial benachteiligte Schichten zielen wird. Es wird vor 
allem darum gehen, den „Plötzlichen Kindstod“, der in 
diesem Bevölkerungssegment deutlich häufiger auf- 
tritt, durch gezielte Maßnahmen zu minimieren. 

Ziel 3: Maßnahmen zugunsten der sozial am stärksten 
gefährdeten Personen 

Stadtteil mit besonderem Entwicklungsbedarf - Die 
soziale Stadt 

Bestandteil des Bund-Länder-Programmes ist das bereits 
1993 in Nordrhein- Westfalen gestartete Handlungspro- 
gramm der Landesregierung für „Stadtteile mit besonde- 
rem Emeuerungsbedarf - die Soziale Stadt“. Das inte- 
grierte Landesprogramm, auf dem das Bund-Länder- 
Programm basiert, geht ebenfalls von einem ressortüber- 
greifenden Ansatz aus. Oberstes Ziel ist es, die Lebens- 
verhältnisse in Stadtteilen mit besonderen Problemlagen 
zu stabilisieren und zu verbessern. Signifikant für diese 
Stadtteile ist die Konzentration benachteiligter Bevölke- 
rungsgruppen. In den Quartieren der „Sozialen Stadt“ le- 
ben besonders viele Arbeitslose, allein Erziehende, So- 
zialhilfeempfängerinnen und Sozialhilfeempfanger und 
Menschen mit Migrationshintergrund, gemessen am ge- 
samtstädtischen Durchschnitt aber auch besonders viele 
Kinder und Jugendliche. 

Die räumliche Konzentration von Benachteiligungen und 
Armut sowie städtebauliche, ökologische und verkehrli- 
che Defizite hatten ein Ausmaß angenommen, dem eindi- 
mensionale Ansätze einzelner Ressorts nicht mehr effek- 
tiv genug begegnen konnten. Die Komplexität der 
Probleme machte vielmehr deutlich, dass nur ganzheitli- 
che, ressortübergreifende Lösungsansätze und Hand- 
lungsstrategien zu einer Aufwertung der Stadtteile füh- 
ren. 

Dazu werden Mehrzielprojekte in 36 Stadtteilen (Stand 
2003) gefördert, die städtebauliche, sozialpolitische, sozio- 
kulturelle, wohnungs- sowie wirtschafts- und arbeits- 
marktpolitische Ziele verfolgen. Eine sehr hohe Bedeutung 
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wird der aktiven Beteiligung der Stadtteilbewohnerinnen 
und -bewohner beim Emeuerungsprozess beigemessen. 

Beispielhafte Projekte aus verschiedenen Handlungsfel- 
dem: 

Detmold-Herberhausen 

Das Handlungsfeld Arbeits- und Strukturpolitik ver- 
knüpft Maßnahmen der Arbeitsmarktpolitik mit anderen 
Handlungsfeldem zur Verbesserung der Situation im 
Stadtteil, ln Detmold-Herberhausen kooperierten das Ar- 
beitsamt, das Netzwerk Lippe und Beschäftigungsträger 
im Rahmen eines Beschäftigungspaktes eng miteinander. 
Zusammen mit Betrieben der Region wurden vier große 
Beschäftigungs- und Qualifizierungsprojekte im Stadtteil 
entwickelt, an denen weit über 100 Jugendliche vorwie- 
gend aus dem Stadtteil beteiligt waren. Sehr hohe Ver- 
mittlungsquoten in feste Ausbildungs- oder Arbeitsver- 
hältnisse weist insbesondere der Umbau des Gutes 
Herbershausen mit Jugendlichen und Langzeitarbeitslo- 
sen im Bereich Hochbau auf. flankiert wurden alle Maß- 
nahmen durch Berufspraktika und nachholbare Schulab- 
schlüsse. Im Jugendtreff auf Gut Herbershausen wurde 
eine dezentrale Beratungs- und Vermittlungsstelle einge- 
richtet, die Jugendliche in Kooperation mit der Stadt, der 
IHK und Beschäftigungsträgem vermittelt. 

Gelsenkirchen-Bismarck/Schalke-Nord 

Unter Trägerschaft der Evangelischen Kirche wurde der 
Neubau der Evangelischen Gesamtschule Bismarck er- 
richtet. Sie ist eine multikulturelle und ökologische Stadt- 
teilschule mit öffentlichem Begegnungszentmm, umge- 
ben von einem Stadtteilpark. Auch in vielen anderen 
Stadtteilen des Programmgebiets sind Schulen sehr wich- 
tige Träger stadtteilorientierter Aktivitäten und der Inte- 
gration. Ihre Öffnung in den Stadtteil hinein leistet einen 
wirksamen Beitrag, das soziale Klima und das Image der 
Quartiere positiv zu verändern. 

ln vielen Stadtteilen sind SprachfÖrderprojekte fester Be- 
standteil der Stadtteilarbeit geworden. Sie bilden nicht 
nur die Voraussetzung für einen schulischen Erfolg nicht- 
deutscher Kinder, sondern sind zugleich eine Zugangs- 
möglichkeit zu ihren Eltern und somit eine umfassende 
Integrationsmaßnahme. Aufgrund der positiven Erfahmn- 
gen in Bismarck/Schalke-Nord wurde das Sprachförder- 
angebot im Vorschulbereich seit dem Kindergartenjahr 
2000/2001 auf (überwiegend städtische) Tageseinrichtun- 
gen mit über 50 % Migrantenanteil in der gesamten Stadt 
Gelsenkirchen ausgeweitet. 

Gladbeck-Butendorf 

Hier wurde die ehemalige Notwohnungssiedlung an der 
Waldenburger Straße, zuvor ein großer sozialer Brenn- 
punkt, umgebaut und deutlich aufgewertet. Die gesamten 
Umbaumaßnahmen erfolgten im Rahmen von Beschäfti- 
gungs- und Qualifizierungsmaßnahmen für Stadtteilbe- 
wohnerinnen und -bewohner mit einem örtlichen Be- 
schäftigungsträger. ln einem Haus wurde ein zweizügiger 
Kindergarten untergebracht. Von den 23 aus den ehemali- 


gen Unterkünften ausgezogenen Familien zogen sieben 
Familien wieder in die umgebauten Wohnungen ein. Mit- 
hilfe eines Belegungsmanagements wurden die übrigen in 
anderen Gebieten Gladbecks untergebracht und Problem- 
haushalte räumlich entzerrt. Hervorzuheben ist, dass in 
unmittelbarer Nachbarschaft der umgebauten Siedlung 
Waldenburger Straße umfangreiche Privatinvestitionen 
im Bereich Wohnungsbau und -modemisierung erfolgten. 

Wuppertal-Ostersbaum 

Als Reaktion auf die häuslich oft unzureichende Situation 
von Grundschulkindem im Stadtteil initiierten das Nach- 
barschaftsheim, Grundschulen, die Diakonie und das 
Stadtteilbüro mit finanzieller Unterstützung von Sponso- 
ren mit der Kinderkantine im Nachbarschaftsheim, einer 
Sozialeinrichtung mit langer Tradition in Wuppertal, ei- 
nen Mittagstisch für Kinder. 

MUS-E Projekt 

Auf Initiative der Yehudi-Menuhin-Stiftung beteiligen 
sich mit Unterstützung des Städtebauministeriums über 
68 Grundschulen in den Programmgebieten der Sozialen 
Stadt am Gemeinschaftsprojekt MUS-E (multikulturelles 
Schulprojekt in Europa). Mit Elementen aus Kunst, Mu- 
sik, Tanz, Theater etc. wird den Kindern im Unterricht 
über einen Zeitraum von drei Jahren von professionellen 
Künstlern Selbstbewusstsein zur Überwindung sozialer 
und ethnischer Barrieren vermittelt. 

Integration von Migrantinnen und Migranten 

Förderung von Kindern und Jugendlichen aus 
Migrantenfamilien 

Zu den Menschen, die von Armut bedroht sind, gehören 
auch die Migrantenfamilien. Bildungspolitisches Ziel der 
Landesregierung Nordrhein- Westfalen ist es deshalb, die 
Schülerinnen und Schüler aus Migrantenfamilien so zu 
fordern, dass sie gute Schulleistungen und Schulab- 
schlüsse erreichen. Ein qualifizierter Schulabschluss ist 
eine wesentliche Voraussetzung dafür, dass junge Men- 
schen nicht arbeitslos sein müssen. 

Da alles Lernen sprachbasiert ist und sich sprachliche 
Kompetenzen kumulativ positiv auf alle Fächer auswir- 
ken, steht in Nordrhein- Westfalen das Erlernen der deut- 
schen Sprache an erster Stelle vor jedem anderen notwen- 
digen und wünschenswerten Ziel des Unterrichts. 

Das Land unterstützt Angebote zur vorschulischen 
SprachfÖrderung, um Kinder aus Migrantenfamilien 
schon im Kindergartenalter auf die Schule vorzubereiten. 
Bei der Anmeldung zur Grundschule stellt die Schule 
fest, ob die Kinder die deutsche Sprache hinreichend be- 
herrschen, um erfolgreich in der Schule mitarbeiten zu 
können. Kinder mit unzureichenden Deutschkenntnissen 
können zum Besuch eines vorschulischen Sprachkurses 
verpflichtet werden. 

Für die Schulen stehen besondere Stellen für Angebofe 
zum Erwerb der deutschen Sprache bereit. Darüber hi- 
naus wird muttersprachlicher Unterricht in 20 Sprachen 
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erteilt. Den größten Anteil daran hat die türkische Spra- 
che. Das Angebot des muttersprachlichen Unterrichts er- 
streckt sich auch auf die in der EU gebrauchten Amts- 
sprachen Griechisch, Italienisch, Polnisch, Portugiesisch 
und Spanisch. 

In den großen Städten arbeiten lokale, vom Land geför- 
derte Agenturen, die Kinder und Jugendliche aus Migran- 
tenfamilien beraten. Sie unterstützen außerdem die Schu- 
len und die anderen Einrichtungen der Bildungs-, Kultur-, 
Jugend- und Sozialarbeit. Auch der Einsatz von Sozialar- 
beiterinnen und Sozialarbeitern an Schulen kommt Kin- 
dern und Jugendlichen mit Migrationshintergrund zugute. 
Ferner können Schulen der Primarstufe und der Sekun- 
darstufe I für die Betreuung von Schülerinnen und Schü- 
lern vor und nach dem Unterricht finanzielle Zuwendun- 
gen erhalten. 

Programme zur Förderung der Straffälligenhilfe 

Vom Land Nordrhein- Westfalen werden im Rahmen von 
Programmen zur Förderung der Straffälligenhilfe zahlrei- 
che Projekte unterstützt, die das Ziel der Wiedereinglie- 
derung intensiv verfolgen. Im Einzelnen geht es um fol- 
gende Projekte: 

Das Programm „Beratungsstellen für Straffällige“ finan- 
ziert acht zentrale Beratungsstellen in freier Trägerschaft. 
Ziel der Förderung ist es. Straffälligen bei ihrer gesell- 
schaftlichen Wiedereingliederung sowie deren Bezugs- 
personen durch ein integriertes Beratungsangebot für die 
wichtigsten Lebensbereiche zu helfen. 

Das Programm „Stärkung der ehrenamtlichen Straffälli- 
genhilfe“ finanziert sechs Einrichtungen in freier Träger- 
schaft. Ziel ist es, durch Ausbildungs- und Beratungstä- 
tigkeit die ehrenamtliche Straffälligenhilfe auszubauen 
und mehr ehrenamtliche Kräfte dauerhaft zu gewinnen. 

Das Programm „Täter-Opfer-Ausgleich“ finanziert ein 
Projekt im Jugend- und zwölf Ausgleichsprojekte im Er- 
wachsenenbereich in freier Trägerschaft sowie eine Ein- 
richtung zur Beratung und Unterstützung dieser Projekte. 
Ziel ist es, den mit einer Straftat verbundenen Konflikt 
soweit wie möglich außergerichtlich durch einen unmit- 
telbaren Ausgleich des Schadens des Opfers durch den 
Täter zu bewältigen. Darüber hinaus soll bei dem Täter 
durch Konfrontation mit dem Opfer eine Normverdeutli- 
chung erreicht werden. Weiter sollen Voraussetzungen 
dafür geschaffen werden, dass Staatsanwaltschaften/Ge- 
richte eine mildere Strafe Vorschlägen bzw. aussprechen 
oder das Verfahren einstellen können. Die Herstellung 
des sozialen Rechtsfriedens zwischen den Parteien ist das 
Ziel. 

Das Programm „Gemeinnützige Arbeit“ finanziert fünf 
Einrichtungen in freier Trägerschaft. Mit diesem Pro- 
gramm werden mit Haft bedrohte Personen angespro- 
chen, bei denen eine freiheitsentziehende Sanktion ur- 
sprünglich nicht vorgesehen war und bei denen diese 
durch Ableistung gemeinnütziger Arbeit vermieden wer- 
den kann. Dazu bedarf es der Erschließung geeigneter 
Einsatzmöglichkeiten für solche Arbeiten und häufig 


auch einer sozialpädagogischen Betreuung, um Arbeits- 
abbrüche zu verhindern. 

Das Programm „Ambulante Therapiebehandlung von Se- 
xualstraftätem“ finanziert neun Beratungsstellen in freier 
Trägerschaft. Die Projekte sollen die bisher nur begrenzt 
vorhandenen ambulanten Therapieangebote für Sexual- 
straftäter erweitern, um ein möglichst breit gefächertes 
Beratungs- und Behandlungsangebot für diesen Perso- 
nenkreis zu erreichen. 

Alle Programme leisten einen Beitrag zur inneren Sicher- 
heit und zum sozialen Rechtsfrieden. Die Wirtschaftlich- 
keit des Mitteleinsatzes ist gegeben. Es ist davon auszu- 
gehen, dass die Programme zu einer spürbaren Entlastung 
im Sozialdienst der Justiz, in der Strafjustiz und im Straf- 
vollzug führen. Darüber hinaus dürfte die Rückfallhäufig- 
keit deutlich reduziert werden. 

Merkblatt für in Deutschland verurteilte ausländische 
Staatsangehörige zum Übereinkommen über die 
Überstellung verurteilter Personen 

Den Vollstreckungs- und Vollzugsbehörden sind Merk- 
blätter zu dem Übereinkommen vom 21. März 1983 über 
die Überstellung verurteilter Personen (Transferüberein- 
kommen) nebst Übersetzungen in die bulgarische, engli- 
sche, französische, griechische, italienische, kroatische, 
niederländische, polnische, portugiesische, rumänische, 
russische, slowakische, slowenische, spanische, tschechi- 
sche, türkische und ungarische Sprache zur Verfügung 
gestellt worden. Ausländische Strafgefangene werden da- 
mit über die Möglichkeit, ihre Überstellung in ihr Hei- 
matland zur weiteren Vollstreckung der gegen sie ver- 
hängten Freiheitsstrafe oder Maßregel anzuregen, 
aufgeklärt. 

Das Transferübereinkommen verfolgt in erster Linie das 
Ziel, die Resozialisierung zu erleichtern. Es gründet auf 
humanitären Erwägungen. Den negativen Auswirkungen 
des Strafvollzugs in einem fremden Staat soll entgegen- 
gewirkt werden. Solche haben ihre Ursache insbesondere 
in Sprachbarrieren und in dem fehlenden Kontakt zu An- 
gehörigen. 

Bekämpfung häuslicher Gewalt - Verbesserung der 
Situation der Opfer durch das Gewaltschutzgesetz 
und § 34a Polizeigesetz Nordrhein- Westfalen 

In der Vergangenheit ist häusliche Gewalt vielfach tabui- 
siert und - wenn sie bekannt geworden ist - bagatellisiert 
worden. Dadurch haben viele Frauen, die zu über 90 % 
Opfer häuslicher Gewalttaten sind, oft über lange Zeit- 
räume Isolation und soziale Ausgrenzung erfahren. Viel- 
fach erleben auch die in einer Gewaltbeziehung aufwach- 
senden Kinder entweder ebenfalls unmittelbare Gewalt 
oder werden durch das Miterleben der Gewalt traumati- 
siert. Diese Kinder erlernen körperliche und/oder seeli- 
sche Gewalt als eine „normale“ Form der Konfiiktlösung. 
Dieses Lebensmuster wird verinnerlicht und wirkt nach- 
haltig. Aus Erhebungen im Bereich des Jugendstrafrechts 
ist bekannt, dass viele Jugendliche, die Gewaltdelikte be- 
gehen, selber in der Vergangenheit vielfach Gewalt in der 
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Familie erlebt haben. Auch dieser Aspekt zeigt, welche 
folgenschweren Auswirkungen Gewalt in Beziehungen 
langfristig haben kann. 

Durch das zum 1 . Januar 2002 in Kraft getretene Gesetz 
zur Verbesserung des zivilrechtlichen Schutzes bei Ge- 
walttaten und Nachstellungen sowie zur Erleichterung der 
Überlassung der Ehewohnung bei Trennung (Gewalt- 
schutzgesetz) sind in erster Linie die Rechte von Opfern 
häuslicher Gewalt im zivilrechtlichen Bereich deutlich 
verbessert worden, ln § 4 Gewaltschutzgesetz ist darüber 
hinaus eine neue Strafnorm enthalten. Danach werden 
Verstöße des Täters gegen gerichtliche Schutzanordnung 
- auch ohne Strafantrag des Opfers - mit Freiheitsstrafe 
bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bestraft werden. 

Flankiert wird das Gewaltschutzgesetz in Nordrhein- 
Westfalen von dem ebenfalls zum 1 . Januar 2002 in Kraft 
getretenen § 34a des Polizeigesetzes NRW. Danach hat 
die Polizei die Möglichkeit, einen Täter zur Abwehr wei- 
terer Gefahr für Leib, Leben oder Freiheit einer anderen 
Person aus einer Wohnung und deren unmittelbarer Um- 
gebung zu verweisen und ein Rückkehrverbot bis zu zehn 
Tagen - diese Frist kann sich im Falle eines Antrags des 
Opfers auf zivilrechtlichen Schutz um weitere zehn Tage 
verlängern - anzuordnen. Es gilt damit der neue Grund- 
satz: „Der Täter geht, das Opfer bleibt!“. 

§ 34a PolG NW hat bereits deutliche Ergebnisse bewirkt. 
Nach seiner Einführung sind in Nordrhein- Westfalen im 
Jahre 2002 bei insgesamt 14 300 polizeilich bekannt ge- 
wordenen Fällen von häuslicher Gewalt in 4 894 Fällen 
Wohnungsverweisungen und Rückkehrverbote durch die 
Polizei ausgesprochen worden. Im Jahre 2003 ist die Zahl 
der Wohnungsverweisungen mit Rückkehrverboten ange- 
stiegen. So sind in insgesamt 6 931 Fällen Täter im Zuge 
von Polizeieinsätzen wegen häuslicher Gewalt aus ihrer 
Wohnung verwiesen worden. Im Jahre 2003 sind in Nord- 
rhein-Westfalen 16 402 Fälle häuslicher Gewalt bekannt 
geworden. 

Die erwähnten gesetzlichen Änderungen zur Verbesse- 
rung des Schutzes von Opfern häuslicher Gewalt haben 
daneben auch Auswirkungen auf die strafrechtliche Ver- 
folgung der Täter. Die Polizei hat in Nordrhein- Westfalen 
jeden Polizeieinsatz wegen häuslicher Gewalt zu doku- 
mentieren. ln jedem Falle wird ein Abdruck dieser Doku- 
mentation von Amts wegen der zuständigen Staatsanwalt- 
schaft vorgelegt. Die Einleitung eines strafrechtlichen 
Ermittlungsverfahren ist mithin in diesen Fällen nicht 
mehr von einer Strafanzeige oder einem Strafantrag des 
Opfers abhängig. 

ln den nordrhein-westfälischen Staatsanwaltschaften wird 
dem Anstieg der Ermittlungsverfahren wegen häuslicher 
Gewalt ein besonderes Augenmerk gewidmet, ln zahlrei- 
chen Staatsanwaltschaften werden diese Verfahren mit 
Blick auf die sensible Täter-Opfer-Beziehung und im In- 
teresse einer einheitlichen Sachbehandlung in Sonderde- 
zematen oder nach besonderer Zuweisung bearbeitet. 
Vertreter oder Vertreterinnen der Staatsanwaltschaften 
nehmen darüber hinaus in vielen Städten und Regionen 
an Arbeitskreisen oder „Runden Tischen“ zur Bekämp- 


fung der häuslichen Gewalt teil. Auch durch diese Vernet- 
zung wird ein wichtiger Beitrag zur Bekämpfung häusli- 
cher Gewalt und damit gegen die soziale Ausgrenzung 
der Opfer geleistet. 

Verbesserung des Rechtsschutzes für Opfer von 
Menschenhandel in Nordrhein- Westfalen 

Bei den Opfern von Menschenhandel handelt es sich 
überwiegend um junge Frauen aus osteuropäischen oder 
asiatischen Ländern, die unter falschen Versprechungen 
nach Deutschland verbracht und hier zur Ausübung der 
Prostitution gezwungen werden. Sie leben hier im Regel- 
fall illegal und ohne finanzielle Mittel in wirtschaftlicher 
und persönlicher Abhängigkeit von den Tätern. 

Zur Verbesserung der Situation dieser Frauen einerseits, 
andererseits aber auch zum Zwecke einer effektiven 
Strafverfolgung der Täter ist in Nordrhein- Westfalen 
durch das Landeskriminalamt im Jahre 2003 die Konzep- 
tion „Verdachtsschöpfung und Sachbearbeitung bei Fäl- 
len des Menschenhandels“ erstell! worden, ln diese Kon- 
zepfion sind auch die Erfahrungen der seit Jahren in enger 
Kooperation mit der Polizei, den Ausländerbehörden und 
der Justiz zusammenarbeitenden nichtstaatlichen speziali- 
sierten Fachberatungsstellen für Opfer des Menschenhan- 
dels des Landes Nordrhein- Westfalen eingeflossen. Die 
Konzeption, die u. a. über mögliche Indikatoren für Men- 
schenhandel unterrichtet und die Anschriften der speziali- 
sierten Fachberatungsstellen enthält, leistet einen wichti- 
gen Beitrag zu einer wirksamen Bekämpfung des 
Menschenhandels. Die Konzeption ist landesweit an alle 
Staatsanwaltschaften weitergeleitet worden und hat damit 
auch Auswirkungen auf die effektive Sachbearbeitung in 
Ermittlungs- und Strafverfahren wegen Menschenhandel. 

Außerdem finden regelmäßig auf Landesebene Sitzungen 
des Runden Tisches „Internationaler Menschenhandel mit 
ausländischen Frauen und Mädchen in Nordrhein- Westfa- 
len“ unter Beteiligung von Vertreterinnen der spezialisier- 
ten Fachberatungsstellen sowie des Landes Nordrhein- 
Westfalen. Auch in mehren Städten und Regionen des 
Landes haben sich entsprechende „Runde Tische“ oder 
Arbeitskreise gebildet. Durch diese Vernetzung wird ein 
weiterer wichtiger Beitrag zu einer Bekämpfung des 
Menschenhandels und einer Verbesserung der Situation 
der betroffenen Frauen geleistet. 

MABiS - Modellprojekt: Ausbildungs- und 
Beschäftigungsintegration für Strafentlassene 

Das Modellprojekt: Ausbildungs- und Beschäftigungsin- 
tegration für Strafentlassene - kurz MABiS - ist in der 
Zeit von Juni 1998 bis September 2000 in den fünf Ju- 
gendstrafanstalten des Landes Nordrhein-Westfalen 
durchgeführt worden. Gefördert von der Europäischen 
Kommission im Aktionsbereich INTEGRA der Gemein- 
schaftsinitiative BESCHÄFTIGUNG, unterstützt durch 
das Land Nordrhein- Westfalen und in Kooperation mit 
dem Berufsfortbildungswerk des DGB sowie dem Kol- 
ping-Bildungswerk, zielte dieses Projekt darauf, die Ef- 
fektivität der beruflichen Förderungsmaßnahmen im 
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Strafvollzug systematisch durch ergänzende, ebenfalls 
vollzugsinteme Angebote zur beruflichen Reintegration 
der Gefangenen nach der Entlassung zu erhöhen. Dabei 
ging es im Kern darum, die vollzuglichen Bemühungen 
zur beruflichen Qualifizierung junger Gefangener zu er- 
gänzen durch: 

- die Etablierung einer arbeitsmarktorientierten Entlas- 
sungsvorbereitung in den Anstalten mit dem konkre- 
ten Ziel, Gefangene schon während der Haft in mög- 
lichst unmittelbar an die Strafverbüßung anknüpfende 
Beschäftigungsverhältnisse zu vermitteln; 

- die Ermöglichung von Ausbildungskontinuität für Ge- 
fangene, insbesondere für jene, die an beruflichen 
Qualifizierungsmaßnahmen im Vollzug teilgenommen 
hatten, durch individuelle, über den Zeitpunkt der Ent- 
lassung hinaus weisende Berufswegeplanungen und 
durch die darauf abgestimmte Vermittlung von An- 
schluss- oder Folgeausbildungen; 

- den Aufbau lokaler Kooperationszirkel zur Verbesse- 
rung des für den Erfolg dieser Vermittlungsbemühun- 
gen unabdingbaren Informationsaustausches zwischen 
Justiz- und Arbeitsmarktakteuren am Standort der 
Vollzugsanstalten 

- und die Vorbereitung eines landesweiten Reintegra- 
tionsnetzes für Haftenflassene durch den Aufbau und 
die konfinuierliche Pflege einer Datenbank mit Aus- 
bildungs- und Beschäftigungsangeboten für Haftent- 
lassene in ganz Nordrhein- Westfalen. 

Die vom Modellprojekt MABiS erzielten Ergebnisse wa- 
ren derart überzeugend, dass das Land Nordrhein- Westfa- 
len beschlossen hat, die Arbeit auch nach Ablauf der För- 
derung durch den Europäischen Sozialfonds im Rahmen 
eines Sonderprogramms mit Landesmitteln nicht nur fort- 
zusetzen, sondern sogar auf elf Justizvollzugsanstalten 
auszudehnen, zu denen neben den fünf Jugendstrafansfal- 
fen alle vier Einrichtungen des Frauenstrafvollzuges und 
die beiden Anstalten für erwachsene männliche Gefan- 
gene gehören, die als zentrale Einrichtungen der berufli- 
chen Bildung fungieren. Als Kürzel blieb MABiS dabei 
dem neu geschaffenen Sonderprogramm erhalten, nicht 
zuletzt, um die mit dem „Markennamen“ zwischenzeit- 
lich gewonnene Aufmerksamkeit und Akzeptanz in der 
Öffentlichkeit und auf dem Arbeitsmarkt nicht zu gefähr- 
den - allerdings wurde die Bedeutung des ersten Buchsta- 
bens verändert. Statt für den Begriff „Modellprojekts“ 
steht das „M“ nunmehr für eine „Markforientierte“ Aus- 
bildungs- und Beschäftigungsinfegration für Sfrafentlas- 
sene. 

MABiS-NET: 

In der Gemeinschaftsinitiafive EQUAL wird die unfer 
Ziff. 5 beschriebene etablierte arbeitsmarktorientierte 
Entlassungsvorbereitung MABiS durch das Nachsorge- 
netzwerk MABiS.NeT erweitert, das sowohl Haftentlas- 
senen als auch Arbeitgebern Unterstützungsleistungen 
anbietet, um Ausbildungs- oder Beschäftigungsabbrü- 
chen nach der Entlassung vorzubeugen. 


12 operative Partner, 13 strategische Partner, 11 Justiz- 
vollzugsanstalten und weitere assoziierte Partner arbeiten 
in NRW zusammen, um dieses Netzwerk zur beruflichen 
Reinfegration von (ehemaligen) Strafgefangenen aufzu- 
bauen. Zu den Partnern gehören das Land Nordrhein- 
Westfalen, gewerkschafts- und wirtschaftsnahe, kirchliche 
und andere Bildungsträger, überregional und lokal tätige 
Einrichtungen der Straffälligenhilfe, das Landesarbeits- 
amt NRW und örtliche Arbeitsämter, Forschungseinrich- 
tungen und Unternehmen, Handwerksvereinigungen und 
ein Arbeitgeberverband. Sie alle haben sich zum Ziel ge- 
setzt, die Berufsbildungsangebote des Strafvollzuges sys- 
tematisch mit den „draußen“ verfügbaren Ausbildungs- 
und Beschäftigungsangeboten zu verknüpfen. Dabei sol- 
len sozusagen zwei Fliegen mit einer Klappe geschlagen 
werden. Sozial- und arbeitsmarktpolitisch geht es darum, 
diese besonders schwierige Problemgruppe dauerhaft be- 
ruflich zu integrieren, und kriminalpolitisch soll damit im 
Interesse der öffentlichen Sicherheit auch eine nachhaltige 
Reduzierung ihrer Rückfallrisiken bewirkt werden. 

Die Erprobung der dazu erforderlichen Instrumente und 
Verfahrensweisen erfolgt in drei Bereichen: 

N: Nachsorge zur Gewährleistung von Ausbildungs- 
und Beschäftigungskontinuität, 

e: EDV-gestütztes Profiling zur Steigerung der Qualifi- 
zierungs- und Vermittlungseffizienz, 

T: Transfer von Informationen zur Förderung der Koo- 
peration zwischen Justiz- und Arbeitsmarktakteuren. 

In der Programmumsetzung wird bewusst an bestehende 
Strukturen zur Kriminalprävention und zur Berufs(re)in- 
tegration angeknüpft. Eine Expertentagung hat dazu im 
Mai 2003 etwa 130 Fachleute zusammengeführt, die die 
Arbeit sofort in regionalen Wiedereingliederungsforen 
fortsetzen und vertieft haben. 

Außerdem wurden bereits „mainstreamingfähige“ Verein- 
barungen zur Schaffüng weiterer Schnittstellen zwischen 
Justiz- und Arbeitsmarktakteuren getroffen. So wurden 
mit dem Landesarbeitsamt NRW Regelungen zur Zuwei- 
sung von Haftentlassenen über die lokalen Arbeitsämter 
an die neu eingerichteten MABiS.NeT-Nachsorgestellen 
veranlasst. Gemeinsam mit der Landesregierung wird 
über die Bezirksregierungen sichergestellt, dass Haftent- 
lassene spezifische Zugänge zu den Berufskollegs des 
Landes erhalten. Es wurden ausgefeilte Monitoring- und 
Erfolgskontrollsysteme entwickelt, deren Ergebnisse 
auch in den originären Geschäftsbereichen der beteiligten 
Partner genutzt werden können. 

MABiS.NeT geht es unter dem EQUAL-Innovationsge- 
bot nicht primär darum, das Rad der beruflichen Wieder- 
eingliederung neu zu erfinden. Vielmehr sollen all jene 
Akteure, die bereits in den Feldern der Arbeitsmarkt- und 
Kriminalpolitik tätig sind, zusammengebunden werden, 
damit Haftentlassene von der „schiefen Bahn“ auf einen 
aussichtsreichen Berufsweg gelangen. Dazu werden im 
Übrigen auch die Erfahrungen aus der Zusammenarbeit 
mit Partnern in Belgien, den Niederlanden und Italien ge- 
nutzt. 
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Rheinland-Pfalz 

Ziel 3: Maßnahmen zugunsten der sozial am stärksten 
gefährdeten Personen 

Integration von Migrantinnen und Migranten 

Die Situation älterer Migrantinnen und Migranten der ers- 
ten Gastarbeitergeneration in Rheinland-Pfalz ist in gro- 
ßen Teilen gekennzeichnet durch geringe Integration. Zu- 
nehmend ist für ältere Migrantinnen und Migranten 
Rheinland-Pfalz die zweite Heimat geworden, da immer 
weniger ihren Lebensabend in der ursprünglichen Heimat 
verbringen. Aufgrund der auch in jüngster Zeit durch die 
PISA-Studie-Ergebnisse erneut dargestellten, geringen In- 
tegrationsleistungen für diese Bevölkerungsgruppe (da 
über 30 Jahre von einer Rückführung nach Beendigung des 
Arbeitslebens die Rede war), sind mangelnde Deutsch- 
kenntnisse und daraus resultierende Verständigungspro- 
bleme sowie die soziale Situation von vielen älteren Mi- 
grantinnen und Migranten Ursache für Vereinsamung, Ge- 
sundheitsproblemen sowie In-GROUP- Verhalten. 

Zunehmend richtet Altenhilfe und Seniorenarbeit dieser 
demographischen Veränderung entsprechend ihre Ange- 
bote und Leistungen aus. So werden in Rheinland-Pfalz 
Seniorengruppen für Migrantinnen und Migranten unter- 
stützt, Selbsthilfeangebote gefordert. Die Gesundheits- 
prävention wird durch muttersprachliche Informations- 
veranstaltungen unterstützt. Die kultursensible Pflege 
älferer Migrantinnen und Migranten wird durch eine Viel- 
zahl von Qualifizierungsangeboten und einige modell- 
hafte Projekte im Bereich Pflege befördert. Im Rahmen 
des Bund-Länder-Programms „Soziale Stadt“ wenden 
sich gemeinschaftliche Aktivitäten in den betreffenden 
Quartieren gezielt auch an die Mitarbeit und Mitgestal- 
tung von älteren Migrantinnen und Migranten. 

Schleswig-Holstein 

Ziel 1.2: Förderung des Zugangs aller zu Ressourcen, 
Rechten, Gütern und Dienstleistungen 

Difference Troubles - Konzeptionelle 
Weiterentwicklung des Antidiskriminierungs- 
programm der Landesregierung Schleswig-Holstein 

Um das in Artikel 13 EVG formulierte Verbot von Diskri- 
minierung in der EU auch faktisch durchzusetzen hat die 
schleswig-holsteinische Landesregierung ihr hierauf aus- 
gerichtetes Antidiskriminierungsprogramm (vgl. Natio- 
naler Aktionsplan 2001 bis 2003) fortgeführt. Im Hin- 
blick auf allgemein Diskriminierung begünstigende, 
strukturelle Faktoren hat sie es konzeptionell weiterent- 
wickelt, indem bisherige Strategien durch den von der 
Europäischen Union propagierten „horizontalen Ansatz“ 
ergänzt wurden. Das Ministerium für Justiz, Frauen, Ju- 
gend und Familie hat hierzu die Zuständigkeit und Steue- 
rungsfunktion für die Bereiche „Diskriminierung auf- 
grund sexueller Orientierung“ und „Begleitung des 
Umsetzungsprozesses Gender Mainstreaming“ in einer 
Verwaltungsstelle gebündelt. 

Ausgangspunkt für die Weiterentwicklung von Maßnah- 
men in den verschiedenen Politikfeldem bilden die Er- 
gebnisse des im Berichtszeitraum 2001 bis 2003 gemein- 


sam mit der Universität Kiel und der Nordelbischen 
Evangelisch-Lutherischen Kirche durchgeführten Projek- 
tes „Difference Troubles“. Im Rahmen des Projektes wur- 
den 

- Erfahrungen mit Strategien gegen Diskriminierung in 
verschiedenen Bereichen (Gender, sexuelle Orientie- 
rung, ethnische Zugehörigkeit usw.) und Ländern (Dä- 
nemark, Schweden, Lettland, Deutschland) analysiert, 
und 

- exemplarisch im Bereich der Bildungspolitik Vor- 
schläge für eine horizontale Ausrichtung des Antidis- 
kriminierungsprogramms der Landesregierung entwi- 
ckelt; dies beinhaltet eine Änderung des Blicks auf 
Verschiedenheit von einer Defizit- zur Ressourcenper- 
spektive. 

Als erste konkrete Einzelmaßnahme zur praxisrelevanten 
Umsetzung wurde aufbauend auf diesen Vorschlägen für 
die Ausbildung von Pädagoginnen und Pädagogen an der 
Universität Kiel ein Qualifizierungskonzept „Kompetenz- 
training Umgang mit Heterogenität“ entwickelt und er- 
folgreich erprobt. Ziel der Qualifizierungsmaßnahme ist 
es, pädagogisches Fachpersonal in der Schule, der Ju- 
gendhilfe, Erwachsenenbildungseinrichtungen und in Be- 
ratungsstellen in die Lage zu versetzen, auf Diskriminie- 
rungen angemessen zu reagieren, Diskriminierung 
begünstigende Faktoren zu bearbeiten und Heterogenität 
produktiv zu machen. Das Kompetenztraining wurde 
vom Deutschen Forum für Kriminalitäfsprävenfion für 
die Prävenfion von Hasskriminalität in verschiedenen 
Handlungsfeldem empfohlen. 

Umsetzung des Gender-Mainstreaming-Konzepts in 
der Landesverwaltung Schleswig-Holstein 

Um die zahlreichen bereits realisierten Ansätze zur Um- 
setzung des Gender-Mainstreaming-Konzepts zu syste- 
matisieren und die Anwendung von Gender Mainstrea- 
ming durch ein einheitliches Verfahren zu unterstützen, 
hat die schleswig-holsteinische Landesregierung das Rah- 
menkonzept „Gender Mainstreaming - Modernes Steue- 
rungsinstrument zur Qualitätssteigerung“ beschlossen. 
Sie hat sich mit ihm verpflichtet, Gender Mainstreaming 
grundsätzlich bei allen politischen, normgebenden und 
administrativen Vorhaben zu berücksichtigen, und bei der 
Umsetzung die Einheitlichkeit des Vorgehens durch ein 
Handlungsraster („Methode in vier Schritten“) zu ge- 
währleisten. Dieses knüpft an ein von der Landesregie- 
rung bereits verabschiedetes „Rahmenkonzept Control- 
ling für die Landesverwaltung Schleswig-Holstein“ an. 

Die Umsetzung des Gender-Mainstreaming-Prinzips er- 
folgt in Schleswig-Holstein in einer Verknüpfung von 

- fachpolitischer Konkretisierung in dezentraler Eigen- 
verantwortung der Ressorts und 

- zentraler Begleitung des Umsetzungsprozesses durch 
die hierfür eingerichtete Stelle im Ministerium für Jus- 
tiz, Frauen, Jugend und Familie (MJF). 

Qualifizierungsmaßnahmen für die Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter der Landesverwaltung verbinden eine Ver- 
mittlung grundlegenden Wissens zu Gender Mainstrea- 
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ming mit praktischer Anwendung. Fach- und Führungs- 
kräfte werden mithilfe von Modellprojekten geschult. 
Diese Organisation des Prozesses hat sich als Vorausset- 
zung für eine gelingende Umsetzung von Gender Main- 
streaming bewährt. 


Weitere Einzelheiten zum Stand der Umsetzung von Gen- 
der Mainstreaming in der schleswig-holsteinischen Lan- 
desverwaltung enthält der Bericht, den die Landesregie- 
rung am 3. Dezember 2003 dem Landtag vorgelegt hat 
(Landtagsdrucksache 15/3045 [Neu]). 
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Anhang III 

Regionale und lokale Modellprojekte 
Projekt 1 

Baden-Württemberg: 

Persönliches Budget für Menschen mit Behinderung 
Ziel 

Das Modellprojekt „Persönliches Budget für Menschen 
mit Behinderung“ in Baden-Württemberg wird bis 
30. September 2005 durchgeführt. Dieses Modellprojekt 
soll im Sinne des SGB IX die Gleichberechtigung und 
Teilhabe behinderter Menschen unterstützen. Die Bereit- 
stellung Persönlicher Budgets zielt darauf ab, Eigenver- 
antwortung und Selbstbestimmung zu fördern und einen 
Paradigmenwechsel zu ermöglichen: Menschen mit Be- 
hinderung sollen nicht mehr länger Objekt der Fürsorge, 
sondern Subjekt der eigenen Lebensgestaltung sein. Das 
Modellprojekt soll auch dazu beitragen, den Grundsatz 
„ambulant vor stationär“ zu verwirklichen und Alternati- 
ven zur Heimunterbringung zu fördern. 


Umsetzung 

Rechtsgrundlage des Modellprojektes sind die §§ 9 und 
17Abs. 3 SGBIX. 

Das Modellprojekt „Persönliches Budget für Menschen 
mit Behinderung“ in Baden-Württemberg wird wissen- 
schaftlich begleitet. 


Projekt 2 

Baden-Württemberg: 

Vor- und außerschulische Sprachförderung 

Baden-Württemberg fördert Maßnahmen der vor- und au- 
ßerschulischen Hausaufgaben-, Sprach- und Lernhilfen 
für ausländische Kinder und Spätaussiedlerkinder im 
Kindergarten, in der Vorschule sowie für Schülerinnen 
und Schüler. Den Kindern soll damit über die Vermittlung 
der deutschen Sprache hinaus im Rahmen der ganzheitli- 
chen Erziehung im Elementarbereich das Einüben sozia- 
len Verhaltens, das Zurechtfinden in ihrer Umgebung, der 
Übergang in das deutsche Schul- und Bildungssystem so- 
wie die erfolgreiche Teilnahme am Unterricht erleichtert 
werden. Neben dem Land widmen sich auch andere Ak- 
teure der Sprachförderung. So fördert die Landesstiftung 
Baden-Württemberg in einem Modellprojekt den Erwerb 
und die Entwicklung der deutschen Sprache bei Kindern, 
die 1 iZ bis 1 Jahr vor dem Schulbeginn stehen. Kommu- 
nale und freie Träger von Tageseinrichtungen für Kinder 
in Baden-Württemberg sind durch öffentliche Ausschrei- 
bung eingeladen, sich um die Teilnahme an dem Projekt 
„Sprachförderung im Vorschulalter“ (www.sprachfoerde- 
rung-bw.de) zu bewerben. Das Projekt kommt auch Mi- 
grantenkindem zugute. 


Projekt 3 
Bayern: 

Förderung der Ausbildungsbereitschaft 

Obwohl die Selbstständigenquote der in Deutschland le- 
benden Ausländerinnen und Ausländer einen beachtli- 
chen Wert erreicht, bilden ausländische Betriebe noch re- 
lativ selten aus. Ein wichtiges Anliegen ist daher, die 
Ausbildungsbereitschaft ausländischer Betriebsinhaber 
zu erhöhen und dadurch zusätzliche Ausbildungsplätze zu 
schaffen. Dazu werden in Bayern verschiedene Wege be- 
schritten: ln den Städten Augsburg und Nürnberg haben 
sich ausländische Betriebsinhaber zu Ausbildungsinitiati- 
ven zusammengeschlossen. Erfahrene Projektleiterinnen 
und Projektleiter und Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
der Wirtschaftskammem, die die Berechtigung zur Aus- 
bildung besitzen, stehen den ausländischen Betriebsinha- 
berinnen und Betriebsinhabem und den Auszubildenden 
mit Rat und Hilfe zur Seite, ln München werden ausländi- 
sche Selbstständige gezielt angesprochen und ebenfalls 
bei der Ausbildung beratend begleitet. Durch diese Initia- 
tiven konnten in den vergangenen fünf Jahren über 
300 zusätzliche Ausbildungsstellen gewonnen werden. 
Ein Teil der Jugendlichen hat in der Zwischenzeit die 
Ausbildung erfolgreich beendet, ein Teil der ausländi- 
schen Selbstständigen hat selbst die Ausbildungsberechti- 
gung erworben. Die Projekte werden mit Mitteln des Eu- 
ropäischen Sozialfonds, der Bundesanstalt für Arbeit, 
Bayerns und der beteiligten Kommunen gefördert. 


Projekt 4 
Bayern: 

Modellprojekt des Deutschen Jugendinstitutes „Der 
soziale Nahraum in seiner Integrationsfunktion für 
Familien ausländischer Herkunft“ gefördert durch 
das Land Bayern 

Ziel 

Entwicklung innovativer Ansätze der Familienbildung, 
um Familien mit Migrationshintergrund anzusprechen 
und die nachhaltige Integration und soziale Teilhabe von 
Migrantenfamilien zu fördern. 

Umsetzung 

Auf der Grundlage lokaler Feld- und Fallstudien in baye- 
rischen Kommunen, durch Projektbesuche sowie durch 
eine Befragung von Familien ausländischer Herkunft 
wurde ein Leitfaden mit einem Handlungskonzept für 
eine innovative Familienbildung erarbeitet. Er hat den 
Charakter eines Baukastens, dessen einzelne Bausteine 
zwar jeder für sich praxisnah und wirksam sind, die aber 
erst zusammengefügt ein Strategiebündel zur aktiven Ge- 
staltung der Integration zugewanderter Familien vor Ort 
darstellt. 

ln dem Leitfaden werden die folgenden neun Handlungs- 
felder anhand von Praxisbeispielen ausgeführt: 

Handlungsfeld 1 : Zweisprachige Brückenperson 



Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


-95- 


Drucksache 15/3270 


Handlungsfeld 2: Deutsch lernen - nah am Alltag. Neu: 
Sprachlem-Settings. 

Handlungsfelds: Orte für Familien mit Kindern im 
Quartier 

Handlungsfeld 4: Förderung von Migranten-Selbstorga- 
nisationen 

Handlungsfeld 5 : Integration im Wohnumfeld 

Handlungsfeld 6: Integration als Angelegenheit der 
Stadtgesellschaft 

Handlungsfeld 7: Thematische Angebote für Familien 

Handlungsfeld 8: Die Kompetenzbilanz von Migrantin- 
nen und Migranten 

Handlungsfeld 9: Orientierungskurse für neu Zugewan- 
derte 

Das Prinzip der Niedrigschwelligkeit ist der zentrale Pfei- 
ler des Konzeptes. Dureh die allen Elementen des Leitfa- 
dens zugrunde liegende Orientierung am sozialen Nah- 
raum der Zielgruppe werden konsequent Gehstrukturen 
bzw. sehr niedrigschwellige Kommstrukturen entwickelt. 
Kooperationen und Vernetzung verschiedener Akteure im 
Stadtteil, auch von Anbietern der Familienbildung sowie 
aus der Jugendhilfe, sind eine wichtige Voraussetzung, 
um einzelne Bausteine des Leitfadens bzw. ein integrier- 
tes Konzept einer am sozialen Nahraum ansetzenden Inte- 
grationsarbeit umzusetzen. 

Die im Handlungsleitfaden vorgesehenen Elemente sind 
ortsunabhängig konzipiert und können - die entsprechen- 
den Rahmen- und Finanzierungsbedingungen vorausge- 
setzt - an jedem Ort durehgefuhrt werden. 

Projekt 5 
Bayern: 

„Schule mal anders - Mütter lernen Deutsch 
an der Schule ihrer Kinder“ 

Als Hauptursachen für die oft beklagte mangelhafte Zu- 
sammenarbeit mit Eltern von Kindern nichtdeutscher 
Muttersprache mit der Schule werden Verständigungs- 
sehwierigkeiten aufgrund unzureichender Deutschkennt- 
nisse und Schwellenängste der spraehgehemmten Eltern 
angegeben. Mit einem Pilotprojekt zur Förderung der Zu- 
sammenarbeit zwischen Elternhaus und Sehule wird das 
Angebot eines Deutsehkurses für Eltern mit geringen 
Deutsehkenntnissen in der Schule ihrer Kinder mit dem 
Arbeitstitel „Schule mal anders“ gemacht. Das Projekt ist 
so angelegt, dass es durch das Schaffen günstiger Voraus- 
setzungen (Sprachunterricht am Vormittag im Schulhaus 
der Kinder, gleiehzeitige professionelle Betreuung der 
Kleinkinder, speziell ausgebildete Lehrkräfte) folgende 
Ziele erreichen soll: 

Zusammenarbeit mit der Schule: 

Durch die räumliehe Einheit werden den Müttern und Vä- 
tern Einblicke in die Schulwelt ihrer Kinder gewährt. Es 
werden Berührungspunkte mit Lehrkräften und Mitsehü- 


lerinnen und Mitschülern geschaffen. Sehwellenängste, 
die einen Kontakt mit der Schule behindern, werden da- 
durch abgebaut und eine Zusammenarbeit wird ermög- 
licht. Die Lehrkräfte greifen schulisehe und fäeherspezifi- 
sche Inhalte auf und thematisieren diese in ihrem 
Unterricht (z. B. Eltembriefe, Formulare, Fachausdrüeke, 
Rechenverfahren). 

Förderung der Integrationsfähigkeit: 

Der Spraehkurs ermöglicht den beteiligten Eltern soziale 
Kontakte untereinander. Die Anwesenheit verschiedener 
Nationalitäten in dem gemeinsamen Anliegen des Erler- 
nens ihrer natürlichen Kommunikationssprache Deutseh 
fordert ein interkulturelles Miteinander und gibt den be- 
teiligten Partnerinnen und Partnern im Sehulhaus (Lehre- 
rinnen und Lehrern, Mitschülerinnen und Mitsehülem, 
Erzieherinnen und Erziehern) Gelegenheit zu informel- 
lem Austausch und Kontaktmöglichkeiten. Die Integra- 
tion von Schülerinnen und Schülern, Eltern und Lehrkräf- 
ten im Hinblick auf mehr Offenheit mit anderen wird 
überdacht und verändert. 

Zuwachs der Sprachfähigkeit: 

Im Rahmen des Sprachkurses werden die individuellen 
Lemvoraussetzungen der Eltern und ihre Lebensbedin- 
gungen, vor allem die Schulsituation ihrer Kinder, aufge- 
griffen und thematisiert. Durch eine ganzheitliche 
Sprachvermittlung und lemorientierte Sprachunterwei- 
sung erhalten die Eltern Grundkenntnisse in der deut- 
schen Sprache und eine Anleitung zum selbstständigen 
Weiterlemen. 

Projekt 6 
Bayern: 

Maßnahmen zur Stärkung der präventiven Rolle der 
Eltern für die Sprachentwicklung von Kindern mit 
Migrationshintergrund in Tageseinrichtungen 

Das Staatsinstitut für Frühpädagogik wurde beauftragt, 
ein Projekt zur Integration von Migrantenfamilien zu ent- 
wiekeln, bei dem insbesondere aueh ausländische Eltern 
in sprachfördemde Aktivitäten des Kindergartens einge- 
bunden werden (Projekt „Literacy“). Migranteneltem sol- 
len die Chance haben, Gmndprinzipien der SprachfÖrde- 
rung in der Familie und im Kindergarten kennen zu 
lernen. Das Projekt wird in vier Tageseinriehtungen der 
Landeshauptstadt München implementiert, dokumentiert 
und evaluiert. 

In Münehen und Nürnberg werden Projekte durehgeführt, 
die die Mütter in die Sprachförderang der Kinder einbe- 
ziehen. In München handelt es sich um das Projekt „Kin- 
dergarten mal anders“, in dem die Kindertageseinrichtung 
im Sinne der Gemeinwesenorientiemng geöffnet wird für 
Sprachkurse für Migrantenmütter. Das Projekt wird im 
fachliehen Austausch von Schul- und Sozialreferat dureh- 
geführt. In Nürnberg wird vom städtischen Jugendamt 
das umfassende Projekt „Sprachentwicklung und Sprach- 
forderung in Kindergärten“ (SpiKi) durchgeführt. Es be- 
steht aus mehreren Teilprojekten. Zwei davon, nämlieh 
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die Projekte „Mama lernt mit mir Deutseh im Kindergar- 
ten“ und das HIPPY-Programm der Arbeiterwohlfahrt, 
Kreisverband Nürnberg, haben die Einbeziehung der 
Mütter in die spraehliche Förderung der Kinder zum Ziel. 
Das HIPPY-Programm (Home Instruction Program for 
Preschool Children) wird seit den 70er-Jahren in Israel als 
ein den Kindergarten ergänzendes Programm praktiziert. 
Es kommt in einigen Kommunen Bayerns zum Einsatz. 

Die grundsätzlich positiven Ansätze von HIPPY, nämlich 
frühzeitige Hilfe, Niedrigschwelligkeit und die Förderung 
von Kindern und Müttern wurden in dem neuen Projekt- 
konzept „OPSTAPJE“ weiterentwickelt. Zielgruppen die- 
ses Projektes sind vomehmlieh Familien, die unter beson- 
ders benachteiligten Lebensumständen leben. Das 
Bayerisehe Staatsministerium für Arbeit und Sozialord- 
nung, Familie und Frauen fördert zusammen mit dem 
Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Ju- 
gend die wissenschaftliche Begleitung des Projektes 
OPSTAPJE dureh das Deutsche Jugendinstitut (DJl). 

Projekt 7 
Bayern: 

Maßnahmen der Sprachfördernng bei Kindern mit 
Migrationshintergrund im Vorschulalter 

Eine interministerielle Arbeitsgruppe aus Vertretern des 
Kultus- und des Sozialministeriums hat die Maßnahme 
„Vorkurse zur Sprachfördernng von Kindern ausländi- 
scher Herkunft“ angeregt. Sie wurde vom Ministerrat am 
14. Mai 2002 beschlossen. Nach der Sehuleinschreibung, 
aber noeh vor Sehulbeginn - in der Zeit von Mai bis Juli 
eines Jahres - werden Kinder in Kindergärten, die laut ei- 
ner Spraehstandsdiagnose im Rahmen der Schulein- 
schreibung Defizite in der deutschen Sprache aufweisen, 
von Grundschullehrkräften, die für das Faeh Deutsch als 
Zweitsprache ausgebildet sind, zusätzlich in der deut- 
schen Sprache gefördert. Die Spraehstandsdiagnose liegt 
seit Juli 2002 in gedruckter Form vor (Emst-Klett- Verlag, 
ISBN 3-12-675099-0) und wurde bei den Einschulungs- 
untersuchungen für das Schuljahr 2003/2004 bei Bedarf 
verwendet. Der Kurs hat in der Regel einen Umfang von 
40 Unterrichtsstunden. Die Teilnahme von Eltern ist nicht 
beabsichtigt und wäre, wenn überhaupt, fachlich nur im 
Einzelfall sinnvoll. Die in den Vorkursen begonnene 
Spraehförderung wird in der Sehule in der Regel in so ge- 
nannten Sprachlemklassen fortgesetzt. 

Für die gezielte Beobachtung und Dokumentation von 
Spraehverhalten und Sprachentwicklung bei Vorschulkin- 
dern mit Migrationshintergrund hat das Staatsinstitut für 
Frühpädagogik einen speziellen Beobachtungsbogen für 
die Erzieherinnen entwickelt (Beobachtungsbogen „sis- 
mik“: Spraehverhalten und Interesse an Sprache bei Mi- 
grantenkindem in Kindertageseinrichtungen). Damit sol- 
len nicht nur die Sprachkompetenzen von Kindern erfasst 
werden, sondern aueh deren Lernprozesse und Lemchan- 
cen im pädagogischen Alltag. Die Beobachtungen sind 
Grundlage für die Durchführung einer Längsschnittunfer- 
suchung in den Jahren 2002 bis 2005, um die Sprachent- 
wicklung vom Kindergarten bis zum Ende des ersten 


Schuljahres verfolgen zu können, ln einem Videofilm sol- 
len Szenen aus dem Kindergartenalltag und in Familien 
dargestellt und dadurch die verschiedenen Formen der 
Sprachfördernng veranschaulicht werden. Besonders her- 
vorgehoben werden Aktivitäten im Bereich von Erzählen/ 
Vorlesen/Schriftkultur im Sinne der „Literacy-Erzie- 
hung“. Diese Art der Förderung ist insbesondere für die 
Sprachentwicklung von Migrantenkindem aus bildungs- 
benachteiligten Familien geeignet. 

Das Bayerische Staatsministerium für Arbeif und Sozial- 
ordnung, Familie und Frauen hat Faltblätter erstellt und in 
zwölf Sprachen übersetzen lassen, die sich an die Eltern 
ausländischer Herkunft richten und die auf die Notwen- 
digkeit eines frühzeitigen Besuchs von Kindertagesein- 
richtungen für die Sprachentwicklung des Kindes 
hinweisen (Mehrsprachiges Motivationsfaltblatt: „Der 
Kindergarten - eine Chance für Ihr Kind“). Die Bro- 
schüre wird gezielt an junge ausländische Familien ver- 
teilt. 

Mit der Broschüre „Interkulturelle Arbeit und Sprachför- 
derung in Kindertageseinrichtungen“ wurde allen Ein- 
richtungen im Jahr 2001 eine über die Landesgrenzen hi- 
naus viel beachtete Handreichung für Erzieherinnen zur 
Verfügung gestellt. Um die Breitenwirkung dieser Hand- 
reichung noch zu erhöhen, haben die Fortbildungsträger 
einschließlich der Bayerischen Verwaltungsschule im 
Auftrag des Sozialministeriums ein spezielles Fortbil- 
dungsangebot zu diesem Thema erarbeitet, das in Zusam- 
menarbeit mit den Jugendämtern angeboten wird. Ziel 
dieser Veranstaltungen ist die notwendige Sensibilisie- 
rung und Qualifizierung des pädagogischen Personals für 
das Thema der interkulturellen Arbeit einschließlich der 
Sprachfördernng. 

Die Umsetzung von Sprachförderprogrammen ist auch im 
Rahmen des Modellversuchs zur Erprobung der kindbe- 
zogenen Förderung, der aktuell im Landkreis Landsberg 
am Lech und der Stadt Bayreuth durchgeführt wird, ein 
wesentliches Thema. Nach der derzeitigen Regelung wird 
der Förderbetrag pro Kind, dessen Eltemteile nicht 
deutschsprachiger Herkunft oder Aussiedler sind, um den 
Faktor 1,3 erhöht. Damit erhalten die Träger die Möglich- 
keit, zusätzliche Sprachfördernng zu finanzieren. Alterna- 
tiv dazu bestehen Überlegungen, mit den entsprechenden 
Haushaltsmitteln gesonderte Spraehförderprogramme ge- 
zielt zu fördern. Der den Modellversueh begleitenden 
Kommission wurden dafür bereits mehrere Programme 
vorgestellt, z. B. das Programm der Landeshauptstadt 
München, KIKUS der Evangelischen Ausländerarbeit im 
Dekanat München, SpiKi der Stadt Nürnberg. 

Die Fachberatung „Interkulturelle Pädagogik“ der Lan- 
deshauptstadt München führt in den städtischen Kinderta- 
geseinrichtungen ein Programm der Sprachfördernng 
u. a. für Kinder mif Migrationshintergrund und Eltern von 
Kindern mit Förderbedarf durch. 

Fachpersonalpool: Die Fachberatung „Interkulturelle Pä- 
dagogik“ im Schulreferat der Landeshauptstadt München 
hat zur kollegialen Unterstützung der pädagogischen Ar- 
beit mit anderssprachigen Kindern und Eltern einen Fach- 
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personalpool mit mehrsprachigen Kolleginnen und Kolle- 
gen aufgebaut. 

Projekt 8 
Bayern: 

Beratungs- und Koordinierungsstellen „Frau und 
Beruf‘ in Bayern 

Seit 1996/1997 bestehen acht Beratungs- und Koordinie- 
rungsstellen „Frau und Beruf ‘ in Bayern. Diese wurden 
zunächst als Modellprojekte aus dem Bayerischen Ar- 
beitsmarktfonds gefordert. Seit dem neuen Förderzeit- 
raum (2000 bis 2006) des Europäischen Sozialfonds 
(ESF) werden die Beratungsstellen „Frau und Beruf ‘ aus 
Mitteln des ESF und des Freistaates Bayern unterstützt. 

Ziel 

Die Bayerische Staatsregierung möchte damit zur Förde- 
rung der beruflichen Chancengleichheit von Frauen, Un- 
terstützung der Frauen bei der Vereinbarkeit von Familie 
und Erwerbstätigkeit sowie zur beruflichen Orientierung 
und Integration von Frauen in den ersten Arbeitsmarkt 
beitragen. 

Umsetzung 

In den Beratungs- und Koordinierungsstellen „Frau und 
Beruf ‘ werden Frauen individuell und ganzheitlich ent- 
sprechend dem regionalen Arbeitsmarkt- und Qualifika- 
tionsbedarf informiert, beraten, qualifiziert und motiviert. 
Dies umfasst auch den Bereich der Existenzgründung. 
Zudem verbessern die Beratungsstellen durch ihre enge 
Kooperation mit den regional relevanten Akteuren des 
Arbeitsmarktes, wie beispielsweise Arbeitsagenturen, 
Kammern, Unternehmen, Gleichstellungsstellen, Bil- 
dungsträgem die berufliche Chancengleichheit von 
Frauen in der Region. 

Projekt 9 
Bayern: 

Modellprojekt „e-learning - eine Teilzeitquali- 
lizierung für Sozialhilfeempfängerinnen“ der 
Telematik, Berufliche Weiterbildung & Sozial- 
Service GmbH in Ansbach 

Ziel 

Im Regiemngsbezirk Mittelffanken (Ansbach) wird ein 
landkreisübergreifendes Modellprojekt zur bemflichen 
Qualifiziemng von Sozialhilfeempfängerinnen durchge- 
führt. Die Teilnehmerinnen erhalten die Möglichkeit, sich 
entsprechend dem Bedarf des regionalen Arbeitsmarktes 
im kaufmännischen und luK-Bereich beruflich zu qualifi- 
zieren. Mit diesem Projekt verfolgt die Bayerische Staats- 
regierung das Ziel Frauen, insbesondere Sozialhilfeemp- 
fängerinnen, in den ersten Arbeitsmarkt zu integrieren. 


Umsetzung 

Das Projekt ist nach den Richtlinien der IHK zur Ausbil- 
dung der „Kauffrau für Bürokommunikation (IHK)“ kon- 
zipiert. Bei Vorliegen der individuellen Voraussetzungen 
haben die Teilnehmerinnen die Möglichkeit, nach Ab- 
schluss der Schulung an der Prüfung der IHK Nürnberg 
zur Kauffrau für Bürokommunikation (IHK) teilzuneh- 
men. 

Mit der innovativen Lemform e-leaming - es wird zwi- 
schen Präsenz- und Femlemtagen bzw. -phasen (sowohl 
klassisches Femlemen ohne Ansprechpartner mit freier 
Zeiteinteilung als auch durch einen Teletutor des Bil- 
dungsträgers über Intemet/E-Mail begleitetes e-leaming) 
gewechselt - wird das Projekt der Vereinbarkeit von Fa- 
milie und Bemf in besonderem Maße gerecht. Insbeson- 
dere allein erziehenden Sozialhilfeempfängerinnen wird 
dadurch erst die Möglichkeit zu einer qualifizierten Wei- 
terbildung geboten. 

Das Projekt wird gefördert aus Mitteln des Europäischen 
Sozialfonds, des Freistaates Bayern und der örtlichen So- 
zialhilfeverwaltung. 

Projekt 10 
Bayern: 

Modellprojekt Beratungsstellen „Familienbewusste 
Arbeitswelt - Betriebliche Beratung“ 

In Bayern wurden im Jahr 2003 drei Beratungsstellen 
„Familienbewusste Arbeitswelt - Betriebliche Beratung“ 
eingerichtet. Kleine und mittlere Unternehmen (KMUs) 
in Bayern werden sensibilisiert und bei der Umsetzung 
familienfreundlicher Maßnahmen zur besseren Vereinbar- 
keit von Familie und Erwerbstätigkeit begleitet. Das Pro- 
jekt ist in seiner Art deutschlandweit einmalig und spie- 
gelt die erfolgreiche Zusammenarbeit zwischen Politik 
und Wirtschaft in Bayern wieder. 

Ziel 

Ziel ist die umsetzungsorientierte Beratung von KMUs, 
die Verankerung von Maßnahmen der Vereinbarkeit von 
Familie und Erwerbstätigkeit bei den Unternehmen. Je- 
dem KMU in Bayern stehen deshalb bis zu zehn kosten- 
lose Beratertage zur Verfügung. Mit familienfreundlichen 
Arbeitsplätzen soll Arbeitslosigkeit verhindert und die 
Chancengleichheit von Frauen und Männern erhöht wer- 
den. Die Bayerische Staatsregiemng möchte mit dem 
Projekt die Sensibilisiemng der KMUs und der Öffent- 
lichkeit und die umsetzungsorientierte Beratung zu The- 
men der familienbewussten Arbeitswelt in KMUs errei- 
chen. Die Nachhaltigkeit wird durch eine Dokumentation 
zum Projekt weiter manifestiert. 

Umsetzung 

In der Beratung sollen u. a. flexible, familiengerechte 
Arbeitszeiten, mobile Arbeitsformen, effiziente Arbeits- 
organisation, Kompetenzentwicklung von Führungskräf- 
ten, Personal- und Teamentwicklung, Veränderung der 
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Untemehmenskultur und die Beratung zu familienfreund- 
lichen Angeboten (z. B. Kinderbetreuung, Alltagshilfen, 
Pflege von älteren Angehörigen) angesprochen werden. 
Zusätzlich ist in diesem Projekt das Kompetenzzentrum 
für die betriebliche Beratung zum Thema Kinderbetreu- 
ung integriert. Schwerpunkte sind hier der Aufbau und 
die Pflege einer Informationsplattform, der fachliche 
Support, Checklisten und Leitfäden sowie die Einzelbera- 
tung in Unternehmen. 

Das Projekt wird gefordert aus Mitteln des Europäischen 
Sozialfonds, des Freistaates Bayern sowie der Vereini- 
gung der Bayerischen Wirtschaft und dem Verband der 
Bayerischen Metall- und Elektro-lndustrie. 

Projekt 11 
Bayern: 

Modellprojekt Erfahrungswissen für Initiativen (EFl) 
Ziel 

Hintergrund für das Bundesmodellprogramm „Erfah- 
rungswissen für Initiativen“ ist der Wunsch vieler Senio- 
ren nach einer Sinn gebenden Tätigkeit in der Gesell- 
schaft. Im Kern geht es darum, dass ältere Menschen das 
freiwillige Engagement in allen Altersgruppen unterstüt- 
zen, indem sie ihre jahrzehntelangen Erfahrungen und 
Kenntnisse aus Beruf, Familie, Ehrenamt und Alltagsle- 
ben als qualifizierte Senior-Trainer zur Verfügung stellen. 
Aktive ältere Menschen erhalten somit eine zusätzliche 
Perspektive für die Ausgestaltung des dritten Lebensab- 
schnitts. 

Umsetzung 

Mit Unterstützung des Modellprogramms können senior- 
Trainer auf der Grundlage ihres Erfahrungswissens beste- 
hende Gruppen und Initiativen beraten und begleiten. 
Darüber hinaus werden sie dazu angeregt, in bislang un- 
zureichend oder gar nicht abgedeckten Engagementberei- 
chen neue Initiativen anzustoßen. 

Im Rahmen des Modellprogramms nehmen die Senioren 
an drei Kursmodulen teil. Die Kursinhalte werden - zwi- 
schen den Modulen - praktisch in Projekten vertieft, die 
von den angehenden Senior-Trainern konzipiert werden. 
Zum Abschluss der jeweiligen Kursmodule erhalten die 
Senioren die Senioren-Ehrenamts-Karte (Seneka). 

Region Oberpfalz: 

- Überörtlicher Bildungsträger: Institut für Fortbildung 
und angewandte Sozialethik (kifas gGmbH), Wald- 
münchen 

- Örtliche Bildungsträger: Treffpunkt Seniorenbüro, 
Regensburg, Haus der Begegnung, Mühldorf/lnn, 
InselAgentur, Germering 

Region Mittelfranken: 

- Überörtlicher Bildungsträger: ISKA - Institut für so- 
ziale und kulturelle Arbeit, Nürnberg 


- Örtliche Bildungsträger: Zentrum Aktiver Bürger, 
Nürnberg, Freiwilligenzentrum, Augsburg, Beratungs- 
stelle für Senioren und Menschen mit Behinderung, 
Würzburg 

Die Laufzeit des Programms erstreckt sich vom 1. April 
2002 bis zum 31. März 2005. Die Förderung beläuft sich 
auf jeweils 210 000 Euro durch den Bund und den Frei- 
staat Bayern. 

Projekt 12 
Berlin: 

Sicherung des Wohnens und des Zugangs zu 
bezahlbaren Wohnungen 

Berlin hat zwei zentrale Steuerungsinstrumente entwi- 
ckelt mit dem Ziel der Prävention von Wohnungslosigkeit 
sowie der Verhinderung einer sich verfestigenden Lang- 
zeitwohnungslosigkeit durch umgehende Reintegrations- 
maßnahmen. 

Diese sind: 

1 . der Kooperationsvertrag „Geschütztes Marktseg- 
ment“. Er bezieht sich auf die Zielgruppe der von 
Wohnungslosigkeit unmittelbar bedrohten und be- 
troffenen Menschen. Der Vertrag ist im Juli 2000 ge- 
schlossen worden zwischen den städtischen Woh- 
nungsbaugesellschaften, den Bezirksämtern von 
Berlin und dem Landesamt für Gesundheit und So- 
ziales. Ziel ist es, für die Zielgruppe ein jährliches 
Kontingent von 1 350 Wohnungen, davon 1 100 für 
allein Stehende und 250 für Zwei- und Mehrperso- 
nenhaushalte zur Verfügung zu stellen. Damit wird 
für Wohnungslose der Zugang zu Wohnungen mit 
den üblichen Ausstattungsstandards, wie sie für alle 
Sozialhilfeempfängerinnen und Sozialhilfeempfän- 
ger gelten, gesichert. 

2. Der Vertrag ist gekoppelt mit einer Betreuungsver- 
einbarung zum Wohnungserhalt und zur Wohnungs- 
sicherung nach § 72 BSHG auf der Grundlage von 
§ 93 BSHG. Dabei handelt es sich um eine ambulante 
sozialpädagogische Betreuungsmaßnahme freier Trä- 
ger in den Wohnungen (im Rahmen des genannten 
Vertrages oder auch in anderen Wohnungen der Ziel- 
gruppe). Ziel ist es, die vorhandene Wohnung für die 
von Wohnungslosigkeit Bedrohten und Betroffenen 
durch qualifizierte Beratung, Anleitung und Unter- 
stützung dauerhaft zu erhalten. Die Vereinbarung 
nach § 93 Abs. 2 BSHG für das ambulante Betreu- 
ungsangebot gilt berlinweit. 

Aufgrund des genannten Kooperationsvertrages, dessen 
Vorläuferversion bereits seit 1993 besteht, konnte die 
Zahl der Wohnungslosen in Berlin über die Jahre deutlich 
reduziert werden. Es standen in dieser Zeit über 10 000 
Wohnungen für die Vermittlung an diese Zielgruppe zur 
Verfügung. 
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Projekt 13 
Hamburg: 

„Hämburger Qualifizieruugsoffeusive in der 
Altenpflege“ 

Auf Anregung des Landespflegeausschusses Hamburg 
wurde im Januar 2002 das Projekt „Hamburger Qualifi- 
zierungsoffensive in der Altenpflege“ (www.info-alten- 
pflege.de) gestartet. 

Das Projekt soll 

1. den aktuellen Fachkräftemangel durch Nachqualifi- 
zierung von Beschäftigten in der Altenpflege mil- 
dem, Betriebsschließungen und Arbeitsplatzverluste 
vermeiden und das Bemfsfeld insgesamt attraktiver 
machen; 

2. durch - die bei einer berufsbegleitenden Nachqualifi- 
kation sinnvolle - Jobrotation, ältere qualifizierte, 
aber pausierende oder bemfsfremd tätige Menschen 
wieder sowie berufsfremde Arbeitsuchende erstmals 
an das Bemfsfeld heranfuhren; 

3. das Tätigkeitsfeld Altenpflege für die dort bereits Ar- 
beitenden oder Arbeitsuchenden durch exemplari- 
sche Pilotprojekte zur Einfühmng besserer, vor allem 
familienfreundlicher Arbeitszeiten und zur Moderni- 
sierung der Arbeitsorganisation und Betriebskommu- 
nikation attraktiver gestalten und damit Mitarbeite- 
rinnen und Mitarbeiter in der Altenpflege halten oder 
neue hinzu gewinnen; 

4. durch informative Werbekampagnen und Berafsfln- 
dungsangebote für junge Menschen einen Beitrag zur 
Stabilisierung der Beschäftigungssituation in der Al- 
tenpflege leisten. 

Projektträger ist die Hamburgische Pflegegesellschaft e. V. 
(HPG). Das finanzielle Gesamtvolumen des Projektes be- 
trägt rd. 6,6 Mio. Euro. Es wird zu 40 % vom Arbeitsamt 
(gesetzliche SGB-III-Leistungen), zu 40 % von den Pfle- 
gebetrieben und zu knapp 20 % aus Mitteln des Europäi- 
schen Sozialfonds getragen. Die Stadt Hamburg, Behörde 
für Soziales und Familie, ist mit einer Projektfordemng 
von 1 % beteiligt. 

Nach einem speziell entwickelten Auswahlverfahren wer- 
den ca. 300 Pflegekräfte (ohne Bemfsabschluss oder 
Altenpflegehelfer) in 14 Monaten bemfsbegleitend zu 
staatlich anerkannten Altenpflegerinnen/staatlich aner- 
kannten Altenpflegem nachqualifiziert. Teilnehmerinnen 
und Teilnehmern mit sprachlichen Defiziten wird ein 
1 00-stündiger Sprachkurs speziell für Pflegekräfte ange- 
boten. Außerdem können alle Teilnehmerinnen und Teil- 
nehmer finanzielle Unterstützung bei der Kinderbetreu- 
ung und anteilig zu den Fahrtkosten erhalten. Den 
Betrieben werden im Wege der Jobrotationen Stellvertre- 
ter zur Verfügung gestellt, um gleichzeitig arbeitslosen 
Menschen den Bemfs(wieder)einstieg zu erleichtern. Au- 
ßerdem werden ihnen Beratungsprojekte angeboten, um 
alternative Arbeitszeitmodelle zu entwickeln sowie mo- 
derne betriebliche Kommunikationsstrukturen zu erpro- 
ben. 


Projekt 14 
Hessen: 

Landesprogramm znr Fördernng der 
Dentschkenntnisse bei Kindern im Kindergartenalter 

Ziel 

Die Beherrschung der deutschen Sprache ist der entschei- 
dende Schlüssel zur politischen, sozialen, wirtschaftli- 
chen und kulturellen Integration. Insbesondere für Kinder 
aus Zuwandererfamilien ist die Beherrschung der deut- 
schen Sprache unabdingbare Voraussetzung für den Schul- 
erfolg und damit die Chance zur beruflichen und gesell- 
schaftlichen Integration. Wichtig ist, dass Kinder frühzei- 
tig bereits im Kindergartenalter die deutsche Sprache er- 
werben. 


Umsetzung 

Daher hat die Hessische Landesregierung im Jahr 2002 
das Landesprogramm zur Förderung der Deutschkennt- 
nisse bei Kindern im Kindergartenalter ins Leben geru- 
fen. Die Fördermittel wurden kontinuierlich erhöht, im 
Jahr 2004 stehen Landesmittel in Höhe von 
2,29 Mio. Euro zur Verfügung. Als Programmschwer- 
punkt werden Sprachfordermaßnahmen für Kinder im 
Kindergartenalter ohne ausreichende Deutschkenntnisse 
und Fortbildungen für Erzieherinnen und Erzieher gefor- 
dert. Seit dem erfolgreichen Start des Programms werden 
bisher rd. 20 000 Sprachfordermaßnahmen und rd. 
5 000 Fortbildungen gefordert. 

Das SprachfÖrderprogramm für Kindergartenkinder ist 
als zusätzliches Integrationsangebot zu betrachten, das 
gezielt den Erwerb der deutschen Sprache bei Kindern 
aus Zuwandererfamilien fordert und je nach örtlichem 
Bedarf und Situation konzeptionell ausgestaltet werden 
kann. Eltemarbeit und die Zusammenarbeit insbesondere 
mit Grundschulen sind als Förderkriterien vorgegeben. 
Die Fach- und Fördergrundsätze sehen vor, dass pro Kind 
ein bestimmtes Stundenkontingent für die gezielte 
Deutschförderung ermittelt und entsprechend dem Bedarf 
des Kindes festgelegt wird. Als Landeszuschuss wird ein 
Betrag von 1,25 Euro pro Stunde und Kind gewährt. Die 
Komplementärflnanzierung ist von den Kommunen bzw. 
Trägem sicherzustellen. 

Projekt 15 
Hessen: 

Deutschkurse für Eltern 

In Hessen wurde im Herbst 2003 mit großem Erfolg der 
Integrationsschwerpunkt „Deutschkurse für Eltern“ ge- 
startet. Seit dem Start des Programms bis zum 
Frühjahr 2004 nehmen bereits rd. 2 500 Mütter und Väter 
in Hessen an den Deutschkursen teil. 

Die Eltemsprachkurse sind ein neuer Integrationsbaustein 
und ergänzen das erfolgreiche SprachfÖrderprogramm für 
Zuwandererkinder im Kindergartenalter, das die Landes- 
regiemng 2002 gestartet hat. Viele Eltemsprachkurse 
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finden im direkten Verbund mit Kindergärten und Schu- 
len statt. Ziel ist, dass Eltern ihre Kinder aktiv beim Er- 
werb der deutschen Sprache unterstützen und begleiten. 
Dies setzt voraus, dass sie selbst die deutsche Sprache be- 
herrschen und Lemvorbild für ihre Kinder sind. Um be- 
stehende Defizite zu beseitigen, ist es sinnvoll, dass nicht 
nur die Kinder, sondern auch die Eltern an Sprachkursen 
teilnehmen. Da in der Regel bei jüngeren Kindern die 
Mütter die zentralen Bezugspersonen seien, richten sich 
die Deutschkurse vor allem an sie. 

Wichtig ist, Eltern über die Bedeutung guter Deutsch- 
kenntnisse bei sich selbst und bei ihren Kindern zu infor- 
mieren und zu einer aktiveren Eltemverantwortung zu be- 
wegen. Daher orientieren sich die Inhalte der Sprachkurse 
an dem Ziel einer stärkeren Eltemverantwortung. Neben 
Fragen des alltäglichen Lebens und der Familien werden 
insbesondere Informationen zum Kindergarten- und Bil- 
dungssystem in Deutschland vermittelt. 

Die Deutschkurse für zugewanderte Eltern sollen in Zu- 
sammenarbeit mit anderen Beteiligten vor Ort wie Kin- 
dertagesstätten, Migrantenvereinen und Sprachkursträ- 
gem wie beispielsweise Volkshochschulen durchgeführt 
werden. Das Land entlastet die Kommunen, indem es pro 
Teilnehmer bzw. Teilnehmerin und Stunde einen Zu- 
schuss von 1,025 Euro zur Verfügung stellt. Die Kurs- 
dauer soll in der Regel maximal 300 Stunden pro Kurs 
und Teilnehmer oder Teilnehmerin betragen. 

Projekt 16 

Mecklenburg- Vorpommern: 

Landesinitiative Jugend- und Schulsozialarbeit 

Ziel 

In der Vergangenheit wurden viele Fachkräfte der Ju- 
gend- und Schulsozialarbeit überwiegend aus Program- 
men der Bundesagentur für Arbeit finanziert. Demzu- 
folge konnte sich in vielen Fällen keine Kontinuität in der 
Arbeit mit Kindern und Jugendlichen entwickeln. 

Um dem entgegenzutreten, wurde durch das Ministerium 
für Arbeit, Bau und Landesentwicklung die Landesinitia- 
tive „Jugend- und Schulsozialarbeit“ initiiert. Diese zielt 
auf eine längerfristige Unterstützung in der Personalkos- 
tenfinanzierang, trägt somit zur Stabilität in der Jugend- 
und Schulsozialarbeit bei und verbessert nachhaltig die 
Bedingungen junger Menschen in unserem Land. 

Umsetzung 

Die örtlichen Träger erhalten für Fachkräfte der Jugend- 
und Schulsozialarbeit Personalkostenzuschüsse. Hierbei 
sollen mithilfe der Landesinitiative „Jugend- und Schul- 
sozialarbeit“ vorrangig diejenigen Träger der Jugendhilfe 
unterstützt werden, die Fachkräfte beschäftigen, welche 
den zulässigen Höchstforderzeitraum der Bundesagentur 
für Arbeit ausgeschöpft haben. Ebenso soll Absolventen 
der einschlägigen Fachstudiengänge die Möglichkeit ge- 
geben werden, bei Jugendhilfe- und Schulträgem eine 
Erstanstellung zu erhalten. Da Schulsozialarbeit ihrem 
Wesen nach schulbezogene Jugendhilfe ist, erfolgt durch 


das Land keine direkte Bezuschussung an Träger oder 
Fachkräfte. Diese Stelleninitiative wird im Rahmen der 
verfassungsgemäßen Selbstverwaltungsgarantie der 
Landkreise und kreisfreien Städte durchgeführt. Somit ist 
es selbstverständlich, dass die örtlichen Träger der öffent- 
lichen Jugendhilfe im Rahmen ihrer Jugendhilfeplanung 
und in Abstimmung mit den Trägem der jeweiligen 
Schulentwicklungsplanung und den staatlichen Schuläm- 
tern entscheiden, wie und an wen die Mittel für Jugend- 
und Schulsozialarbeit im Einzelnen ausgereicht werden. 

Gegenwärtig werden über die Landesinitiative insgesamt 
643 Fachkräfte in der Jugend- und Schulsozialarbeit über 
die Jugendämter der Landkreise und kreisfreien Städte 
beschäftigt, davon sind 449 im Bereich der Jugendsozial- 
arbeit und 194 im Bereich der Schulsozialarbeit tätig. Die 
Schulsozialarbeiterinnen und Schulsozialarbeiter (SSA) 
werden hauptsächlich an den verbundenen Haupt- und 
Realschulen (83 SSA) sowie an Berafs- und Förderschu- 
len (55 SSA) beschäftigt. In einer regelmäßig erscheinen- 
den Vierteljahresschrift zum Stand und zur Qualität der 
Landesinitiative Jugend- und Schulsozialarbeit werden 
die Ergebnisse dieser wissenschaftlichen Begleitung für 
alle Interessierten veröffentlicht. Informationen zur Lan- 
desinitiative Jugend- und Schulsozialarbeit können auch 
der Homepage des Ministeriums für Arbeit, Bau und Lan- 
desentwicklung Mecklenburg- Vorpommern entnommen 
werden: www.regiemng-mv.de/lajusa. 

Projekt 17 

Mecklenburg- Vorpommern: 

Eltern stark machen 

In Mecklenburg- Vorpommern wurde gemeinsam mit dem 
Landesverband des Deutschen Kinderschutzbundes 
Mecklenburg- Vorpommern e. V. und dem Sozialministe- 
rium Mecklenburg- Vorpommern ein Konzept „Eltem- 
stark-machen“ zur Erhöhung der Eltemkompetenz entwi- 
ckelt und u. a. über Kindertagesstätten, Schulen, Sozial- 
und Jugendämter diese Angebote/Programme für Eltern 
öffentlichkeitswirksam gemacht. 

Im Jahr 2003 wurden von der Landesregiemng für dieses 
Projekt Mittel in Höhe von 18 700 Euro bereitgestellt. 

Ziel des Konzepts ist es, Eltern bei der Erziehung ihrer 
Kinder zu unterstützen, ihnen bei Konflikten oder in 
Situationen der Überfordemng und Überlastung Erzie- 
hungsaltemativen anzubieten sowie die Öffentlichkeit für 
die schwierige Aufgabe der Erziehung von Kindern zu 
sensibilisieren. Für die Erziehungskonzepte „Triple P“, 
„Starke Eltern - Starke Kinder“ und „Rendsburger Eltem- 
training“, die kindlichen und elterlichen Aggressionen 
begegnen, präventiv gegen kindliche Verhaltenstömngen 
wirken sowie den Eltern ein positives Erziehungsverhal- 
ten aufzeigen wollen, wurden in einem bemflichen Fort- 
bildungsprogramm 82 Trainerinnen und Trainer ausgebil- 
det. 

Weitere Informationen sind unter der Intemetadresse: 
www.eltem-stark-machen.de abmfbar. 
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Projekt 18 

Niedersachsen: 

Kooperative Migrationsarbeit 

Niedersachsen hat mit der kooperativen Migrationsarbeit 
ein nahezu flächendeckendes Beratungsnetz für Migran- 
tinnen und Migranten aufgebaut. Landesweit unterstützen 
in zehn regionalen Beratungsverbünden Fachberaterinnen 
und -berater den Integrationsprozess der Zugewanderten 
(„Integrationslotsen“). In das offen gestaltete Netzwerk 
sollen auf örtlicher und regionaler Ebene alle Projekte 
und Programme eingebunden werden, die die gesell- 
schaftliche, berufliche und soziale Integration von Mi- 
grantinnen und Migranten zum Ziel haben. Die Verbünde 
arbeiten eng mit Verwaltungen, Schulen, Kindertagesstät- 
ten, Jugendeinrichtungen und örtliehen Präventionsräten 
zusammen. Sie verstehen sich als Mittler zwischen Mehr- 
heitsbevölkerung und Zugewanderten sowie als Dienst- 
leister mit interkultureller Servicefunktion. Die Angebote 
der Regelversorgung sollen unterstützt, aber nicht ersetzt 
werden. 

Projekt 19 

Nordrhein- Westfalen: 

Organisationshandbuch Integration 

Als Herausforderung für die Kommunen gilt es - soweit 
noch nicht realisiert - auf kommunaler Ebene die Integra- 
tionspolitik als Querschnittsaufgabe organisatorisch um- 
zusetzen. Bei diesem Vorhaben wird Nordrhein- Westfa- 
len seine Kommunen durch Handlungsempfehlungen in 
Form eines „Organisationshandbuches Integration“ für 
Kommunen auf der Basis von Best-practice-Beispielen 
unterstützen. Die Intention dieses „Organisationshandbu- 
ches Integration“ liegt u. a. in der Beschreibung effekti- 
ver und effizienter Organisationslösungen für große und 
kleine Kommunen, in der Darstellung der Instrumente 
und Vorgehensweisen zur Einführung, den Kosten und 
Nutzen der Lösungen und schließlieh in der Vermittlung 
von Hinweisen auf die Erfolgsfaktoren von Integrations- 
arbeit. Ziel ist die Entwicklung von Strukturen und Steue- 
rungsinstrumenten zur Vernetzung der kommunalen An- 
gebote mit denen anderer Integrationsakteure vor Ort. 

Projekt 20 

Nordrhein- Westfalen: 

Binationales Interreg-Projekt „Entwicklung und 
Optimierung kommunaler Integrationsmodelle für 
Zuwanderer/Neueinwanderer in Münster (NRW) 
und Enschede (NL)“ 

Aufgrund der seit Jahren bestehenden guten partner- 
schaftlichen Kontakte zwischen den Niederlanden und 
Nordrhein- Westfalen im zuwanderungs- und integrations- 
politischen Bereich ging vom Ministerium für Gesund- 
heit, Soziales, Frauen und Familie NRW die Initiative für 
ein gemeinsames aus europäischen Mitteln gefordertes 
binationales Projekt der EUREGIO-Städte Münster und 
Enschede im Rahmen der Gemeinschaftsinitiative Inter- 
reg aus. Dieses Projekt, das am 1. Januar 2004 mit einer 


Laufzeit von zwei Jahren gestartet ist, zielt auf die Ein- 
richtung und Förderung eines grenzüberschreitenden Er- 
fahrungsaustausches bei der Erarbeitung der wesentliehen 
Integrationsindikatoren und der Umsetzung konkreter 
Praxismodelle ab, der unter Ausnutzung von Synergien 
zur Entwicklung eines optimierten Integrationsmodells 
für Neuzuwanderinnen und Neuzuwanderer führen soll. 

Beide Kommunen werden modellhaft erproben, wie eine 
aktiv unterstützende, professionelle Begleitung von Neu- 
zuwanderinnen und Neuzuwanderem Integrationspro- 
bleme vermindern und die Chaneen für Zuwanderinnen 
und Zuwanderer und aufnehmende Stadtgesellschaft bes- 
ser nutzen kann. Sowohl in Münster als auch in Enschede 
will man mithilfe von „Integrationslotsen“ Zuwanderin- 
nen und Zuwanderem eine optimale Integration ermögli- 
chen. Dazu soll nach einer Profilanamnese ein verbind- 
licher Integrationsplan erarbeitet werden, der die Grund- 
lage eines Integrationsvertrages bildet. 

Zudem will Münster das bestehende kommunale Netz- 
werk für Integration erweitern und einen von den gesell- 
schaftstragenden Institutionen dieser Stadt unterstützen- 
den integrationspolitischen Konsens erarbeiten. Dieser 
soll Grundlage für ein Wohnbelegungskonzept werden, 
wonach Spätaussiedlerinnen und Spätaussiedler ihre 
Startchance in Stadtteilen bekommen, in denen es im Um- 
feld, in der Naehbarschaft und im Sozialraum noch echte 
Unterstützungspotenziale gibt. 

Enschede will demgegenüber die anvisierte Privatisierung 
der Integrationsarbeit nebst Finanzmittelbündelung mo- 
dellhaft steuern. Dabei wird die Gemeinde sieh letztlich 
darauf beschränken, die Kriterien, Ziele und Indikatoren 
der angestrebten Integration vorzugeben. Die Integra- 
tionsarbeit soll in diesem Kontext nur noch ergebnisorien- 
tiert vergütet werden. Zudem will Enschede sein beste- 
hendes Integrationsnetzwerk sichern. 

Beide Kommunen verfolgen gemeinsam auch das Ziel, 
ein verbindliches Messinstrument zu entwickeln, mit dem 
die Wirkung der Integration in Münster und in Enschede 
deutlich aufgezeigt werden kann. Dieses Messinstrument 
soll nicht lokal begrenzt, sondern universell einsetzbar 
sein. Dabei soll auch erforscht werden, ob und inwieweit 
Umgebungsfaktoren den Integrationsprozess fördern oder 
hemmen (kritische Erfolgs- und Misserfolgsfaktoren). 
Eine deutsch-niederländische wissensehaftliche Untersu- 
chung wird die Voraussetzungen für eine erfolgreiehe In- 
tegration beschreiben. 

Projekt 21 

N ordrhein-Westfalen : 

A Lobby for Children - Approaches Towards Social 
Inclusion of Children in Europe 

Zeitrahmen 

Phase 1 (von der Europäischen Kommission gefördert): 
Dezember 2002 bis September 2003 (abgeschlossen; Be- 
richt liegt vor) 

Phase II 2004 bis Ende 2005 
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Partnerorganisationen in der Phase II 

Arbeiterwohlfahrt - Bezirksverband Ostwestfalen-Lippe 
e.V. (AWO) - Federführung 

Institut für Sozialarbeit und Sozialpädagogik e.V. (wis- 
senschaftliehe Begleitung der Evaluation) 

Ministerium für Gesundheit, Soziales, Frauen und Fami- 
lie des Landes Nordrhein- Westfalen 

Partner aus Griechenland, Italien, Niederlanden, Frank- 
reich, Vereinigtem Königreich und Lettland. 

Ziel 

Das Projekt setzt sich zum Ziel, aufbauend auf den bei 
den einzelnen Kooperationspartnern gewonnenen Er- 
kenntnissen, die auf unterschiedliche Weise die Armut 
und soziale Ausgrenzung von Kindern im Vorschulalter 
und ihren Familien zu bekämpfen, 

- die in der Arbeit vor Ort gesammelten Erfahrungen 
auszutauschen und Erfolge sowie Defizite zu identifi- 
zieren, 

- die verschiedenen Arbeitsansätze und deren Instru- 
mente zu vergleichen und deren Effizienz zu evaluie- 
ren, 

- lokale und regionale Bündnisse zum integrierten Han- 
deln für die Verhinderung sozialer Ausgrenzung von 
Kindern zu schaffen. 

Umsetzung 

Das Projekt konzentriert sich auf die Armuts- und Aus- 
grenzungsgefährdung von Kindern (bzw. ihren Familien) 
und den gemeinsamen Beitrag der Elementarpädagogik, 
der professionellen sozialen Dienste und der Freiwilligen- 
arbeit bei 

- der Bekämpfung der sozialen Ausgrenzung von Kin- 
dern, 

- der Vermeidung von Selektionsprozessen, die bereits 
in der Altersstufe von 0 bis 6 Jahren stattfinden und 

- der Förderung des Zugangs aller Kinder zu den gesell- 
schaftlichen Ressourcen, insbesondere zum Bildungs- 
system. 

Für die von Armut und Ausgrenzung gekennzeichneten 
Lebenslagen von Kindern sind sowohl aus deren Perspek- 
tive (Entwicklungsverläufe, subjektive Wahrnehmung) 
als auch im familiären Zusammenhang, in der Gesamtsi- 
tuation des jeweiligen Haushaltes folgende Dimensionen 
wichtig: 

- materielle Armut des Haushaltes, 

- Benachteiligung im Bereich der Grundversorgung 
(Wohnen, Nahrung, Kleidung, materielle Ausstat- 
tung), 

- Benachteiligungen im kulturellen Bereich (kognitive, 
sprachliche, kulturelle Entwicklung, Selektionspro- 


zesse im Bildungsbereich, z. B. deutliche Abweichun- 
gen im Übergang in die Regelschule), 

- soziale Benachteiligungen (soziale Kontakte und 
Kompetenzentwicklung), 

- psychische und physische Entwicklung (Gesundheit 
und körperliche Entwicklung). 

Die folgenden Merkmale umreißen Situationen benach- 
teiligter, ausgegrenzter und von Ausgrenzung bedrohter 
Familien (im umfassenden Sinne), wobei es sich dabei in 
der Regel sowohl um Ursachen als auch um Folgen eines 
sozialen Ausgrenzungsprozesses handeln kann: 

- familiäre Brüche (Trennung, Scheidung, unvollstän- 
dige Familien), 

- Ausschluss von Erwerbstätigkeit, 

- Unzureichende berufliche Qualifizierung der Eltern, 
Eltemteile, 

- Unzureichender Zugang zu Wissen, Bildung und In- 
formation, 

- Gesundheitsprobleme. 

Besonders von sozialer Ausgrenzung betroffen und be- 
droht und damit im besonderen Zielgruppe der Bekämp- 
fung von Armut und sozialer Ausgrenzung des Projektes 
sind Kinder und Familien mit Migrationshintergrund so- 
wie allein erziehende Eltern (insbesondere Mütter). 

Unter den dargestellten Themenvorgaben werden bei dem 
Projekt insbesondere folgende vom Europäischen Rat 
festgelegte Zielvorgaben einbezogen: 

- Förderung des Zugangs aller zu den gesellschaftlichen 
Ressourcen, 

- den Risiken der Ausgrenzung Vorbeugen, 

- für die sozial Schwachen handeln, 

- alle Akteure mobilisieren. 

Der in dem Projekt zu bearbeitende Problemlösungsan- 
satz liegt in der Zusammenführung von innovativen An- 
sätzen aus verschiedenen sozialpolitischen Handlungsfel- 
dem zu einem integrierten vernetzten Gesamtkonzept, 
aus dem sich regional und lokal umsetzbare Handlungs- 
strategien für die Bekämpfung von Armut und Ausgren- 
zung ableiten lassen: 

Einrichtungen der Elementarpädagogik und Tageseinrich- 
tungen für Kinder sind der Ausgangspunkt. Sie sollen in- 
tensiver als bisher vernetzt werden mit professionellen 
sozialen Diensten, die für benachteiligte Personen, Grup- 
pen und Familien angeboten werden. In NRW werden die 
Familienberatungsstellen stärker auf die Erreichung von 
Kindern aus sozial benachteiligten Gruppen, z. B. Mi- 
grantenfamilien, allein erziehende Familien und Vernet- 
zung z. B. mit Kindertageseinrichtungen und Schulen 
durch Zielvereinbarungen ausgerichtet. Als weiteres Ele- 
ment soll der Bereich des freiwilligen sozialen Engage- 
ments und der Selbsthilfe einbezogen werden. 
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Projekt 22 

Nordrhein- Westfalen: 

Entschuldung durch Verbraucherinsolvenzverfahren 

Überschuldung bedeutet oft soziale Ausgrenzung. Sie er- 
schwert die Teilnahme am wirtschaftlichen und sozialen 
Leben. Die Folgen für die Betroffenen und ihre Familien 
sind gravierend. Seit 1999 besteht für überschuldete Ver- 
braucherinnen und Verbraucher in Deutschland ein ge- 
setzliches (Verbraucher-)Insolvenzverfahren mit dem Ziel 
der Restschuldbefreiung. 

In Nordrhein- Westfalen sind rd. 500 000 Personen von 
Überschuldung betroffen. Ursachen sind im Wesentli- 
chen: Arbeitslosigkeit/Verlust des Arbeitsplatzes, fami- 
liäre Ereignisse, wie z. B. Trennung und Scheidung, Fa- 
miliengründung sowie unwirtschaftliches Verhalten. Zur 
Beratung und Flilfestellung stehen den Schuldnerinnen 
und Schuldnern Beratungsstellen, die von freien Trägem 
und Gemeinden getragen werden, zur Verfügung. Nun- 
mehr besteht darüber hinaus auch die rechtliche Möglich- 
keit, durch ein Verbraucherinsolvenzverfahren eine Rest- 
schuldbefreiung zu erhalten. Dazu muss zunächst eine 
außergerichtliche Einigung zwischen dem Schuldner und 
den Gläubigem gesucht werden „mit Hilfe einer geeigne- 
ten Person oder Stelle“ (§ 305 Insolvenzordnung - InsO). 

Neben der Anerkennung von rd. 200 Stellen als „geeig- 
nete Stellen“ unterstützt das Land Nordrhein- Westfalen 
die Verbraucherinsolvenzberatung durch die Fördemng 
von 110 zusätzlich eingestellten Fachkräften. Durch eine 
2002 wirksam gewordene Gesetzesändemng, mit der den 
gerichtlich Entschuldung suchenden Schuldnern die Pro- 
zesskosten gestundet werden können, erhöhte sich die 
Nachfrage nach Verbraucherinsolvenzberatung beträcht- 
lich. Die LandesfÖrdemng für die Verbraucherinsolvenz- 
beratungsstellen beträgt jährlich rd. 5 Mio. Euro. Im Jahr 
2002 erhielten 21 800 Menschen eine Verbraucherinsol- 
venzberatung. Außerdem wurden über 1 1 000 Menschen 
durch Informationsveranstaltungen zum Verbraucherin- 
solvenzrecht erreicht. Von den rd. 14 100 im Jahr 2002 
abgeschlossenen Fällen konnte in rd. 2 300 Fällen eine 
außergerichtliche Einigung mit den Gläubigem erreicht 
werden, in rd. 6 000 Fällen wurde eine Bescheinigung 
über das Scheitern des außergerichtlichen Einigungsver- 
suches ausgestellt, die restlichen Fälle mussten ohne Er- 
gebnis abgebrochen werden. Durch die Bescheinigung 
des Scheitems erlangen die Überschuldeten den Zugang 
zum gerichtlichen Verbraucherinsolvenzverfahren. 

Nach einer mehrjährigen Entschuldungsphase, der so ge- 
nannten „Wohlverhaltensperiode“, in der die Schuldnerin/ 
der Schuldner Einkommen und Vermögen oberhalb der 
Pfändungsfreigrenze zur Schuldenbereinigung einsetzen 
muss, keine neuen Schulden machen darf und sich inten- 
siv um Arbeitseinkommen bemühen muss, erlöschen die 
Restschulden. Dann können die ehemals Überschuldeten 
wieder voll am Wirtschaftsleben teilnehmen. Auch wäh- 
rend der Wohlverhaltensperiode betreuen die Beratungs- 
stellen die Schuldner und Schuldnerinnen, soweit dies er- 
forderlich ist. 


Projekt 23 

N ordrhein-Westfalen : 

Informationskampagne „Zugewanderte: Chance für 
Wirtschaft und Verwaltung“ 

Ziel 

Ziel der Kampagne ist es, die Situation von Jugendlichen 
aus Zuwandererfamilien (Jugendliche mit ausländischem 
Pass bzw. mit Migrationshintergrand und ausgesiedelte 
Jugendliche) in Ausbildung, Arbeit und Weiterbildung zu 
verbessern. Die Kampagne ist eine Initiative des Ministe- 
riums für Gesundheit, Soziales, Frauen und Familie 
NRW. Sie wird gemeinsam mit der Arbeitsverwaltung, 
den Kommunen, Kammern, deutschen und ausländischen 
Arbeitgeberverbänden, Gewerkschaften, Kirchen und 
Wohlfahrtsverbänden, Migrantenvertretungen und dem 
Landesverband der Volkshochschulen umgesetzt. Die 
Kampagne ist im Mai 2002 gestartet und dauert bis Juni 
2004. 

Themenschwerpunkte 

Jugendliche aus Zuwandererfamilien sind immer noch 
nicht entsprechend ihrer Schulausbildung am Arbeits- 
markt vertreten. Sie können viel mehr. Daher will die 
Kampagne: 

- einen Perspektivenwechsel erreichen und die Erfolge 
von Zugewanderten in den Vordergrund rücken, um 
Zugangsbarrieren und -hemmnisse sichtbar zu machen 
und ihnen gegenzusteuem; 

- Unternehmen und Verwaltungen über spezifische Fä- 
higkeiten dieser jungen Menschen wie beispielsweise 
Mehrsprachigkeit und interkulturelle Kompetenzen in- 
formieren; 

- Wettbewerbsvorteile für Unternehmen und Verwaltun- 
gen darstellen, die die Arbeitgeberinnen und Arbeitge- 
ber haben, wenn sie die Kompetenzen junger Zuge- 
wanderter nutzen; 

- die Akzeptanz von Jugendlichen aus Zuwandererfami- 
lien in Betrieben und Verwaltungen verbessern; 

- junge Zugewanderte und ihre Eltern für die Bedeutung 
einer fundierten Schul- und Berufsausbildung in 
Deutschland sensibilisieren, um so ihre Berufsaussich- 
ten zu verbessern; 

- allgemein eine Lanze brechen für junge Zugewanderfe 
in dieser Gesellschaft. 

Die Kampagne richtet sich an Betriebe, Verwaltungen, 
Jugendliche aus Zuwandererfamilien und ihre Eltern und 
an die allgemeine Öffentlichkeit. 

Umsetzung 

Die Kampagne wird in verschiedenen Schritten umge- 
setzt: 

- Die Kooperationspartner haben einen gemeinsamen 
Aufruf unterzeichnet, mit dem sie sich verpflichten, 
die Zugangschancen für junge Zugewanderte zu 
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Ausbildung und Arbeit zu verbessern und für die sozi- 
ale Akzeptanz dieser jungen Menschen einzutreten. 

- Die Info-Hotline zur Kampagne bei C@ll NRW. Unter 
der Telefonnummer 01803/100 110 (9 Cent/Minute) 
werden kompetente Ansprechpartnerinnen und An- 
sprechpartner zu den Bereichen Ausbildung, Weiter- 
bildung und Arbeitsmarkt vermittelt. Die Hotline rich- 
tet sich auch an junge Zugewanderte, ihre Eltern und 
an potenzielle Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber. 

- Schriftliche Informationen finden die Unternehmen 
und Verwaltungen in den Broschüren „Zukunft unter- 
nehmen. Integration in NRW! - Zugewanderte: 
Chance für Wirtschaft und Verwaltung“ (Bestellnum- 
mer 1228) und „Erfolgreich in NRW. Zugewanderte 
als Chance für die Wirfschaft“ (Bestellnummer 1218). 

- Im Internet gibt es weitere Informationen zur Kampa- 
gne unter www.chance.nrw.de. Hier finden Firmen 
und Zugewanderte gute Praxisbeispiele, alle Interes- 
sierten können hier ihre Meinungen austauschen. Un- 
ter der genannten Intemetadresse stehen außerdem die 
Studie „Junge Zugewanderte in Ausbildung und Be- 
ruf‘ mit Erkenntnissen zur schulischen und berufli- 
chen Bildungslaufbahn und zum beruflichen Sfatus 
von Zugewanderten zum Download bereit sowie die 
Expertise „Die berufliche Qualifikation von jungen 
Zugewanderten in Nordrhein- Westfalen“ mit wichti- 
gen Aussagen zum Interesse ausländischer Schulab- 
gänger an einer Berufsausbildung und zu den Hemm- 
nissen beim Zugang zur dualen Ausbildung. 

- Auf regionalen Veranstaltungen werden vor Ort poten- 
zielle Multiplikatoren, Unternehmen und Verwaltun- 
gen sowie die Jugendlichen, ihre Eltern und Interes- 
sierte über das Anliegen der Kampagne informiert und 
für regionale „Netzwerke für Infegration“ gewonnen. 
Eine Regionalveranstaltung fand im Juni 2002 in Koo- 
peration mit dem WDR Frmkhaus Europa, der Thyssen 
Krupp Stahl AG, KAUSA und ProQualifizierung unter 
dem Titel „Fit für die Zukunft“ in Duisburg statt. 

- Speziell um die „Erhöhung der Ausbildungsbeteili- 
gung von Jugendlichen aus Zuwandererfamilien in 
Fachberufen des Gesundheitswesens“ soll es auf der 
für das 2. Halbjahr 2004 geplanten Regionalveranstal- 
tung in Bochum gehen. 

- In zwei Modellprojekten werden Lösungswege für die 
berufliche Infegration von jungen Zugewanderten ent- 
wickelt und mit Partnern in der jeweiligen Region um- 
gesetzt. Das erste Modellprojekt hat im November 
2002 in Werdohl begonnen. Dort wird eine „städtische 
Inte-grationsagentur für die Bereiche Ausbildung, Ar- 
beitsmarkt und Weiterbildung“ aufgebaut, in der die 
vorhandenen Ressourcen der Agentur für Arbeit, Ar- 
beiterwohlfahrt, Diakonischem Werk und der Stadt ge- 
bündelt werden. Jungen Menschen mit Migrationshin- 
tergrund und in der Regel geringer Qualifizierung 
wird ein umfassendes Angebot zur beruflichen Infe- 
gration gemacht. Das zweite Modellprojekt richtet 
sich an junge Frauen muslimischen Glaubens. Das 
Projekt wird seit Mai 2003 in Köln umgesetzt. Pro- 


jektträger ist das Bildungszentrum für muslimische 
Frauen. 

- Als Anreiz für Jugendliche aus Zuwandererfamilien, 
aber auch, um „gute Beispiele“ in Betrieben und Ver- 
waltungen zu finden und bekannt zu machen, dient der 
Wettbewerb „chance.nrw.“ Während der Projektlauf- 
zeit wird er jährlich ausgeschrieben. Mit dem Wettbe- 
werb werden Jugendliche ausgezeichnet, die in Aus- 
bildung und Beruf besondere Leistungen gezeigt 
haben und/oder aufgrund ihrer besonderen Fähigkei- 
ten, wie z. B. sprachliche Kompetenz, beruflich er- 
folgreich sind. Ausgezeichnet werden außerdem ein 
Unternehmen und eine öffentliche Verwaltung, die 
sich besonders in der Integration von jungen Zuge- 
wanderten engagieren und die diese Jugendlichen bei 
ihrer Personalauswahl gezielt mit berücksichtigen. Die 
erste Prämierung fand im November 2002 in Essen, 
die zweite im Dezember 2003 in Duisburg statt. Im 
Jahr 2002 erhielten die Gewinnerinnen und Gewinner 
zweckgebundene Gutscheine für ihre Aus- und Wei- 
terbildung in Höhe von 6 000 Euro. Im Jahr 2003 er- 
hielten die Jugendlichen neben dem Gutschein in 
Höhe von 4 000 Euro, 2 000 Euro zur freien Verfü- 
gung. Zudem wurden in der Kategorie Jugendliche 
zwei zweite Preise in Höhe von je 1 000 Euro verge- 
ben. 

Projekt 24 

N ordrhein-Westfalen : 

Landesprogramm „Wohnungslosigkeit vermeiden - 
dauerhaftes Wohnen sichern“ 

Ziel 

Zur wirkungsvollen Unterstützung Wohnungsloser und 
von Wohnungslosigkeit bedrohter Menschen hat das 
Land Nordrhein- Westfalen 1996 das Programm „Woh- 
nungslosigkeit vermeiden - dauerhaftes Wohnen sichern“ 
ins Leben gerufen. Ziel des mit einem Fördervolumen 
von bis heute rd. 1 8 Mio. Euro ausgestatteten Programms 
ist es, die Wohnungslosenhilfe zukunftsfähig zu gestalten 
und integrierte Handlungskonzepte an den Schnittstellen 
zwischen Stadtentwicklungs-, Wohnungs- und Sozialpoli- 
tik zu fördern. Das Programm unterstüfzt die Kommunen 
und die Freie Wohlfahrfspflege bei der Reform sozialer 
Dienstleistungen und der Qualitätssicherung in der Woh- 
nungsnotfallhilfe. Bis Ende 2003 wurden in über 
40 Städten und Gemeinden des Landes Nordrhein- West- 
falen über 100 Projekte gefördert, darunter zahlreiche 
Projekte, die sich speziell an Frauen in Wohnungsnot 
richten. 

Das Programm verfolgt im Wesentlichen drei Zielsetzun- 
gen: 

1 . Wohnungslosigkeit vermeiden, 

2. Sicherstellung der bedarfsgerechten Wohnraumver- 
sorgung für Wohnungslose, 

3. Wohnungslose mit wirkungsvollen Maßnahmen der 
sozialen Arbeit tatsächlich erreichen. 
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Für die Jahre 2003 bis 2005 und darüber hinaus werden 

insbesondere folgende Ziele angestrebt: 

- Weiterentwicklung des Programms auf der Basis 
neuer gesellschaftlicher Herausforderungen, begleitet 
von den Ergebnissen der wissenschaftlichen Evalua- 
tion und in Kooperation mit den gesellschaftlichen 
Akteuren der Wohnungsnotfallhilfe; 

- Weiterentwicklung Zentraler Fachstellen zur Hilfe in 
Wohnungsnotfällen mit dem Ziel, der weiteren Verfei- 
nerung von Präventionsstrategien und der Stärkung 
des Quartiersmanagements sowie der wohnungspoliti- 
schen Steuerung; 

- Verbesserung der Hilfen für Langzeitwohnungslose, 
Stärkung der Selbsthilfepotenziale und des bürger- 
schaftlichen Engagements; 

- Verbesserung der Hilfen für wohnungslose Frauen; 

- Unterstützung der Aktivitäten auf Bundesebene zur 
Einführung einer Wohnungsnoffallstatistik mit dem 
Ziel, die Verbesserung von Planungsgrundlagen auf 
kommunaler und Landesebene einschließlich einer ge- 
schlechterdifferenzierten Betrachtung zu bewirken; 

- Verstärkung des europäischen Austauschs; 

- Weiterentwicklung der Steuerung der geförderten Pro- 
jekte; 

- Weiterentwicklung des Berichtswesens auf informa- 
tionstechnologischer Basis. 

Umsetzung 

Wesentliche Handlungsfelder des Landesprogramms 

sind: 

- Vorbeugen statt verwalten durch die Einrichtung von 
querschnitts- und lebenslagenorientierten kommuna- 
len Verwaltungseinheiten, den Kommunalen Fachstel- 
len; 

- Normalisierung von Lebensverhältnissen durch den 
Abbau von Notunterkünften, Schaffung von zusätzli- 
chem Wohnraum und die Vermittlung von Arbeit und 
Wohnung für die Betroffenen; 

- Vorrang ambulanter Hilfen, einschließlich kranken- 
pflegerischer „Hausbesuche auf der Straße“, die den 
Bedürfnissen der Betroffenen entsprechen und kosten- 
günstiger als eine stationäre Unterbringung sind; 

- Stärkung integrierter, Politikfelder übergreifender An- 
sätze; 

- kunden-Zklientenorientierte Ausgestaltung sozialer 
Hilfen durch Beteiligungsverfahren und bedürfnis- 
orientierte Weiterentwicklung aufsuchender Hilfen; 

- besondere Berücksichtigung der Zielgruppen Frauen 
und junge Wohnungslose, 

- Entwicklung eines zielgerichteten, betriebswirtschaft- 
lichen und an neuen Steuerungsverfahren orientierten 
Proj ektmanagements . 


Als eine Grundphilosophie des Programms ist das Con- 
trolling zu betrachten, das als Voraussetzung für ein ange- 
dachtes Benchmarking zu sehen ist. Im Rahmen des Lan- 
desprogramms gegen Wohnungslosigkeit sind von den 
geförderten Projekten regelmäßig - alle acht bzw. neun 
Monate - „Pflichtenhefte“ in Form von Projektfort- 
schrittsdokumentationen zu führen, die Auskunft über die 
Zielerreichung der Projektmaßnahmen geben können. 
Grundsätzlich sollen diese Berichtspflichten zu einem 
Leistungsvergleich der verschiedenen Projekte weiterent- 
wickelt werden. 

Projekt 25 

N ordrhein-Westfalen : 

Soziale Orientierungskurse für Spätaussiedlerinnen 
und Spätaussiedler und jüdische Neuzuwanderinnen 
und Neuzuwanderer 

Zur Vorbereitung auf den schwierigen Integrationsprozess 
werden zunächst die Spätaussiedlerinnen und Spätaus- 
siedler sowie die jüdischen Neuzuwanderinnen und Neu- 
zuwanderer bereits unmittelbar nach ihrer Ankunft in der 
Landesstelle für Aussiedler, Zuwanderer und Flüchtlinge 
NRW (Landesstelle Unna-Massen) in sozialen Orientie- 
rungskursen mit den Unterschieden der Gesellschaftssys- 
teme des Herkunftslandes und des Aufnahmelandes und 
den hiesigen Gegebenheiten vertraut gemacht. Den sozia- 
len Orientierungskursen liegt eine wissenschaftlich fun- 
dierte Konzeption zugrunde, die das Ministerium für Ge- 
sundheit, Soziales, Frauen und Familie NRW in der 
Landesstelle Unna-Massen von den dort ansässigen Ver- 
bänden der Freien Wohlfahrtspflege hat erproben und eva- 
luieren lassen. Seit Mai 2003 ist dieses Projekt als Regel- 
forderung angelaufen. 

Ziel 

Leitgedanke dieser Entwicklung ist bzw. war, dass Neuzu- 
wanderinnen und Neuzuwanderer mit der Migration alle 
wesentlichen Orientierungspunkte, Handlungsmuster und 
Lebensgewohnheiten ihres bisherigen Lebens im Her- 
kunftsland aufgegeben haben und in eine für sie nicht nur 
neue, sondern unbekannte Gesellschaft eintreten. In den 
sozialen Integrationskursen, die das Land ihnen unmittel- 
bar nach der Ankunft in Deutschland anbietet, gilt es, der 
aus dieser Situation resultierenden prinzipiellen Verunsi- 
cherung und Unkenntnis nicht nur durch ausreichende In- 
formation und Hilfestellungen entgegenzuwirken, son- 
dern ihnen in der Anfangszeit auch mit Akzeptanz zu 
begegnen und - soweit dies möglich ist - emotionale Un- 
terstützung zu geben. 

Umsetzung 

Erstorientierungskurse können und sollen über einen ein- 
führenden Charakter nicht hinausgehen. In den fünftägi- 
gen Kursen mit bis zu 30 Stunden werden all diejenigen 
Informationen möglichst effektiv vermittelt, die für die 
erste Zeit in Deutschland unbedingt bekannt sein müssen. 
Die Einführung findet dabei schon aus Verständigungs- 
gründen in der jeweiligen Muttersprache statt und wird 



Drucksache 15/3270 


- 106- 


Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


zudem von Dozenten mit Migrationshintergrund aus den 
entspreehenden Ländern übernommen. Das erfolgreich 
erprobte wissenschaftliche Konzept sieht auch vor, dass 
die Informationen in Modulen übermittelt werden. Dabei 
werden zusätzlich zweisprachige Informationsmaterialien 
ausgegeben. Inhalte dieser sozialen Orientierungskurse 
sind dabei lebenspraktische Hinweise und Informationen, 
die dazu dienen, die Integration und das Einleben in den 
Kommunen zu erleichtern und Fehler sowie deren weit- 
reichende Konsequenzen zu vermeiden. 

In diesem Zusammenhang werden die folgenden The- 
menkreise für unverzichtbar gehalten: 

- Vermittlung des Stellenwerts der deutschen Sprache; 

- Informationen über Unterschiede des Wohnungsmark- 
tes (z. B. Zuweisung von Wohnungen bzw. freier 
Wohnungsmarkt) und der Wohnungsbeschaffung bzw. 
-suche zwischen den Herkunftsländern und Deutsch- 
land; 

- Geld-, Versicherungs- und Kreditfragen; 

- Gesundheit und Sozialversicherungssystem; 

- Kindergarten, Schule, duales Ausbildungssystem, 
Auffangklassen, Notensystem, Studium; 

- Arbeitsmarkt (Strukturen, Institutionen, Unterschiede 
zum Herkunftsland); 

- Erforderliche Anmeldungen, notwendige Behörden- 
gänge, zuständige Institutionen für bestimmte Lebens- 
bereiche; 

- Öffentlicher Personennahverkehr; 

- Beratungsstellen, Selbstorganisationen; 

- Wertesystem (alltägliches Sozialverhalten im Her- 
kunfts- und im Zuzugsland). 

Im Jahr 2002 haben bereits 2 310 Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer erfolgreich diese Kurse besucht; 2003 waren 
es bereits 3 526 Zuwanderinnen und Zuwanderer. 

Diese Sozialen Orientierungskurse werden als Gender- 
Mainstreaming-Pilotprojekt fortgeftihrt. Dabei wird es 
nicht nur um eine angemessene Teilhabe von Männern 
und Frauen gehen, sondern auch z. B. um mögliche Ver- 
änderungen der Inhalte der angebotenen sozialen Orien- 
tierung. Eine mögliche Umsetzung des Gender-Main- 
streaming-Ansatzes soll deshalb die Arbeits- und Unter- 
suchungsfelder „Organisation der Kurse, Konzeption, 
Lern- und Lehrmaterial und Personal“ umfassen. 

Projekt 26 

Nordrhein- Westfalen: 

Rncksack nnd Griffbereit - zwei Programme der 
Regionalen Arbeitsstellen znr Fördernng von Kindern 
nnd Jugendlichen aus Zuwandererfamilien (RAA) zur 
besseren Sprachentwicklung von Kindern im 
Elementarbereich 

Kinder und Jugendliche aus Zuwandererfamilien werden 
in ihrer gesamten Schullaufbahn immer wieder mit der 


Feststellung konfrontiert, dass ihre Sprachkenntnisse im 
Deutschen unzureichend sind. Eine Reihe von Untersu- 
chungen haben deutlich gemacht, dass der Erfolg in der 
Zweitsprache wesentlich dadurch beeinflusst wird, wie 
die Erstsprache gelernt wurde. Verfügt ein Kind in seiner 
Muttersprache über ausgebildete Sprachstrukturen, so 
kann es auch erfolgreich eine Zweitsprache erlernen. Die 
Kleinstkindforschung in Zusammenarbeit mit der Him- 
forschung hat Erkenntnisse vermittelt, dass ftüh, aber nur 
kurzzeitig geöffnete Zeitfenster für das optimale Aufneh- 
men von Sprache(n) dafür sprechen, die Anstrengungen 
zu intensivieren und zwischen Familie und Bildungsein- 
richtung aufeinander auszurichten, um Kindern so früh 
wie möglich Sprache(n) zu vermitteln. Dieser Lernpro- 
zess ist nicht auf eine Sprache begrenzt. 

Ziel 

Die RAA (Regionale Arbeitsstelle zur Förderung von 
Kindern und Jugendlichen aus Zuwandererfamilien) in 
NRW haben zwei aus den Niederlanden stammende Pro- 
gramme, „Griffbereit“ und „Rucksack“ adaptiert und für 
die Bedingungen in Deutschland überarbeitet, die zum ei- 
nen die Förderung der Muttersprachen- und die Zweit- 
sprachenkompetenz, zum anderen die Förderung der all- 
gemeinen kindlichen Entwicklung im Alter von einem bis 
acht Jahren unterstützen. 

Umsetzung 

Mit den zwei Programmen werden die Mütter als Exper- 
tinnen für das Erlernen der Erstsprache angesprochen. Sie 
werden durch Anleitung und mithilfe von Arbeitsmaterial 
darin unterrichtet, ihre Kinder in der Muttersprache zu 
fordern und ihre Sozialisationskompetenz zu verstärken. 
Die Anleitung der Mütter erfolgt in der Regel durch 
andere Mütter, die geeignet sind, die Aufgabe der Eltem- 
begleiterinnen zu übernehmen. Mithilfe der beteiligten 
Kindertagesstätten werden sie gefunden und von Mitar- 
beiterinnen und Mitarbeitern der RAA ausgebildet, um 
mit Müttern in ihrer Nachbarschaft über die Wichtigkeit 
der Muttersprache für die Entwicklung ihrer Kinder zu 
sprechen und sie zu schulen, wie man die Verbindung von 
Sprache und Handeln herstellt. Die Mütter lernen durch 
die Eltembegleiterinnen, welchen Wert das Malen, das 
Spiel und die sprachliche Beschäftigung für die Entwick- 
lung des Kindes hat. Und sie bekommen Anleitungen und 
Arbeitsmaterial für Aktivitäten mit ihren Kindern. Und 
sie lernen den Bildungsbereich unserer Gesellschaft ken- 
nen. 

Die Anbindung an die Kindertagesstätte ist eine Bedin- 
gung für die Weitergabe des Programms, weil dort der 
Zweitspracherwerb erfolgt. Die Erzieherinnen erarbeiten 
die Themen zeitgleich wie die Mütter in deutscher Spra- 
che im Kindergarten. Die Programme sind nicht nur 
Sprach- und Lemprogramme, sondern reflektieren sozio- 
kulturelle Themen aus den Erfahrungsfeldem der Migran- 
tenfamilien: Schule, Alltag, Freizeit, Feiertage, Feste und 
Religion. Die soziokulturell aufbereiteten Themenfelder 
sind gleichzeitig Anregung für die Kindertageseinrichtun- 
gen, ihren Alltag interkulturell zu gestalten. 
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Eltembegleiterinnen, Mütter und Erzieherinnen sind in 
dem Projekt Lernende und Gebende zugleich. Müttern 
wird also auf der einen Seite Hilfestellung bei der Erzie- 
hung ihrer Kinder auf einer gleichberechtigten Ebene an- 
geboten, auf der anderen Seite finden sie Anerkennung 
und Ermutigung als Expertinnen für die Entwicklung ih- 
rer eigenen Kinder. Durch die Partnerschaft zwischen Er- 
zieherinnen und Müttern wird die soziale Integration der 
zugewanderten Familien auf einer gleichberechtigten und 
selbstbestimmten Ebene gefördert und die Förderung von 
Erst- und Zweitsprache aufeinander bezogen. 

Partner, die dieses aufeinander bezogene Projekt in seiner 
Zweigleisigkeit verwirklichen wollen, erhalten von den 
RAA unentgeltlich das Programm zur Durchführung. 
Zum Stand Juli 2003 sind in NRW durch die RAA 
107 Rucksack- und 29 Griffbereit-Gruppen in 19 Kom- 
munen bzw. Kreisen ins Leben gerufen worden. Insge- 
samt werden dadurch Jahr für Jahr 1 224 Mütter erreichf. 
In Essen isf Rucksack II in der ersten und zweiten Klasse 
von acht Grundschulen weitergeführt worden. Hier wurde 
der Sachkundeunterricht und der Förderunterricht in 
Deutsch mit dem Muttersprachenunterricht parallelisiert. 
Außerdem arbeiten auch hier Mütter zu Hause mit ihren 
Kindern an den gleichen Themen, die in der Schule be- 
handelt werden, in der Familiensprache. Diese Erweite- 
rung des Programms wird von den anderen RAA in den 
kommenden Jahren aufgenommen werden. 

Projekt 27 

Nordrhein- Westfalen: 

Modellprojekt „Betrieb und Schule“ (BUS) 

Ziel 

BUS richtet sich an Jugendliche, die im letzten Jahr ihrer 
Schulpflicht sind, und aufgrund ihrer bisherigen Leistun- 
gen keine Chance auf einen Schulabschluss haben. Ange- 
sichts der schwierigen Lage auf dem Arbeits- und dem 
Lehrstellenmarkt droht diesen Jugendlichen eine folgen- 
schwere Perspektivlosigkeit. Deshalb haben das Ministe- 
rium für Schule; Jugend und Kinder (MSJK) und das Mi- 
nisterium für Wirtschaft und Arbeit (MWA) das Projekt 
BUS entwickelt und eingeführt. Ziel des Projektes ist, 
auch scheinbar chancenlose Jugendliche nach Erfüllung 
der Vollzeitschulpflicht in ein Ausbildungs- oder Be- 
schäftigungsverhältnis im 1 . Arbeitsmarkt zu bringen. Zu 
diesem Zweck gehen die Jugendlichen pro Woche drei 
Tage in die Schule und zwei Tage in einen Praktikumsbe- 
trieb des ersten Arbeitsmarktes. Die Unternehmen erhal- 
ten für die Bereitstellung eines solchen Praktikumsplatzes 
einen einmaligen Jahreszuschuss von zurzeit 1 000 Euro. 
Nach dem Förderpraktikum werden die Jugendlichen 
noch ein halbes Jahr beim Übergang in den Beruf betreut. 
Für dieses Coaching wird den Betreuungskräften eine 
pauschale Aufwandentschädigung von zurzeit 200 Euro 
gewährt. 

Umsetzung 

Der Overhead liegt beim Ministerium für Wirtschaft und 
Arbeit sowie beim Ministerium für Schule, Jugend und 
Kinder des Landes NRW. Die Europäische Union unfer- 


stützf die Finanzierung des Projektes aus Mitteln des Eu- 
ropäischen Sozialfonds. Die Wintershall AG sponsert das 
Projekt. Die Bundesregierung trägt die Kosten der wis- 
senschaftlichen Begleitung. 

An der Durchführung des Projektes sind beteiligt 

- Hauptschulen, Gesamtschulen und Sonderschulen für 
Lembehinderfe/für Erziehungshilfe, an denen die Ju- 
gendlichen das lefzte Jahr der Vollzeifschulpflicht ab- 
leisten; 

- Betriebe des ersten Arbeitsmarktes, die Plätze für För- 
derpraktika als Jahrespraktika zur Verfügung stellen; 

- die Jugendhilfe (Jugendämter und Träger der Jugend- 
sozialarbeit) und die Berufsberatung der Arbeitsver- 
waltung unterstützen die Schulen bei Förderung der 
benachteiligten Jugendlichen während des Förder- 
praktikums und beim Übergang in den Beruf; 

- die Kammern sind bei der Suche nach Praktikumsbe- 
trieben behilflich; 

- die Bezirksregierungen des Landes prüfen und geneh- 
migen die Anträge der Schulen auf Teilnahme am Pro- 
jekt und bewilligen die vom MSJK zugewiesenen Zu- 
wendungen für die Projektschulen; 

- der Westdeutsche Handwerkskammertag in Düssel- 
dorf und das Versorgungsamt Köln sind mit der Bewil- 
ligung der im Projekt vorgesehenen Gelder des MWA 
und der Europäischen Union für arbeitsmarktpoliti- 
sche Zwecke sowie mit dem Fördercontrolling bzw. 
der Rechnungslegung beauftragt; 

- das Institut für Schulentwicklungsforschung bei der 
Universität Dortmund (IFS) führt die wissenschaftli- 
che Begleitung durch. 

Laufzeit 

Das Projekt wird seit dem Schuljahr 2001/2002 durchge- 
führt und im nächsten Schuljahr fortgeführt. 

Ergebnisse 

Vielen Jugendlichen konnte nach einem Jahr eine kon- 
krete Berufsperspektive eröffnet werden. 43 % der ca. 
1 400 BUS-Absolventen des Schuljahres 2001/2002 wur- 
den in den ersten Arbeitsmarkt vermittelt, 38 % in ein 
Ausbildungsverhältnis und 5 % in ein Arbeitsverhältnis. 

Etwa 33 % der Jugendlichen erreichten durch das BUS- 
Jahr wieder den Anschluss an systematisches Lernen, so- 
dass nach weiteren Qualifizierungsschritten, etwa im Be- 
rufsvorbereitungsjahr der Berufskollegs, die Chance auf 
ein Ausbildungsverhältnis möglich erscheint. 

Für 12 % der Beteiligten ergab sich eine sonstige Per- 
spektive (Wehr- oder Zivildienst, soziales Jahr). 

Für 12 % der Beteiligten konnten keine positiven Per- 
spektiven ermittelt werden. 

Eine vorläufige Teilauswertung der Ergebnisse des Schul- 
jahres 2002/2003, in dem ca. 2 150 Schülerinnen und 
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Schüler an dem Projekt teilnahmen, zeigt ein ähnlich po- 
sitives Bild: 

Über 40 % der Absolventen konnten im Anschluss an die 
Schule in den ersten Arbeitsmarkt vermittelt werden. 

Diese positiven Ergebnisse werden durch das IFS bestä- 
tigt. Nach den Ergebnissen der wissenschaftlichen Be- 
gleitung trifft das Projekt auf eine breite Zustimmung un- 
ter den Schülerinnen und Schülern. Zustimmung und 
Zufriedenheit gehen zwar zum Ende der Maßnahme zum 
Teil etwas zurück, verbleiben jedoch auch dann noch auf 
einem hohen Niveau. Die Quote der Unzufriedenen und 
Nichtzustimmenden erreicht kaum 25 %. Entsprechend 
bleibt der Anteil der „Ambivalenten“ ganz überwiegend 
konstant. Auch aus Eehrersicht wird die Maßnahme als 
sehr erfolgreich beschrieben. 

Projekt 28 
Rheinland-Pfalz : 

Sprach- und Orientierungskurse für Migrantinnen 
und Migranten 

Fortbildung für Integration (Fobflnt) 

In Rheinland-Pfalz wurden im Jahr 2003 zwei Modellpro- 
jekte zum Thema Integration gefördert und zwar Sprach- 
und Orientierungskurse für Migrantinnen und Migranten 
(12 000 Euro) sowie Fortbildung für Integration (Fobflnt) 
(42 640 Euro). 

Die Projekte des Volkshochschulverbandes von Rhein- 
land-Pfalz (VVHS) und der Katholischen Erwachsenen- 
bildung (KEB) befassen sich mit der Zielgruppe der Mi- 
grantinnen und Migranten und stehen im Zusammenhang 
mit der Vorbereitung auf das Zuwanderungsgesetz. 

Der VVHS hat ein Fortbildungsportfolio für Kursleitende 
in diesem Bereich entwickelt. Eine Bestandsaufnahme 
und die Durchführung eines entstehenden Fortbildungs- 
konzeptes sind Bestandteile des Projektes. Das Projekt ist 
nicht nur für die Volkshochschulen, sondern ebenso für 
alle Träger der Weiterbildung in Rheinland-Pfalz und 
weit darüber hinaus interessant. Interesse an den Ergeb- 
nissen hat auch bereits das Bundesamt für die Anerken- 
nung ausländischer Flüchtlinge (BAFl) geäußert. 

Die KEB hat sich ebenfalls zum Ziel gesetzt, insbeson- 
dere für kleinere Einrichtungen der Weiterbildung, die im 
Rahmen der Integration eine ganz wesentliche Rolle spie- 
len, Orientierungshilfen zu erstellen, wie qualitativ hoch- 
wertige Kurse zur Integration angeboten werden können. 

Die beiden Projekte stehen darüber hinaus miteinander im 
Austausch, um Synergien zu nutzen. 

Projekt 29 
Rheinland-Pfalz : 

QnarterNet - Digitales Netzwerk der 
Gemeinwesenarbeit 

Ziel 

Ziel war, über die regionale Ebene der Städte hinaus Ver- 
bindungen der Akteure in der Gemeinwesenarbeit unter- 


einander zu schaffen. Nach Auflösung der Landesarbeits- 
gemeinschaft „Soziale Brennpunkte Rheinland-Pfalz“ vor 
einigen Jahren bestand außer bei Tagungen oder Fortbil- 
dungsveranstaltungen auf Landesebene kein gemeinsa- 
mes Forum für die Fachkräfte aus der Gemeinwesenar- 
beit. 

Umsetzung 

Das Projekt „QuarterNet“ besteht aus zwei Modulen. In 
einem ersten Schritt wurde eine gemeinsame Homepage 
aller rheinland-pfälzischen Gemeinwesenprojekte ge- 
schaffen, mit der sich die Gemeinwesenarbeit von Rhein- 
land-Pfalz im WorldWideWeb präsentiert. Dabei entstand 
ein elektronisches Portal für die rheinland-pfälzische Ge- 
meinwesenarbeit, das heißt, alle Projekte in Rheinland- 
Pfalz können sich unabhängig von ihrer Trägerschaft un- 
ter einer gemeinsamen Intemetadresse finden, ohne auf 
ihre jeweiligen individuellen und trägerspezifischen Prä- 
sentationen verzichten zu müssen. QuarterNet ist unter 
www.gemeinwesenarbeit-rlp.de im Internet präsent. Da- 
neben ist über die Webseite ein Zugang zum FirstClass 
Netzwerk möglich, sodass auch Gemeinwesenträger au- 
ßerhalb von Rheinland-Pfalz Informationen über das Pro- 
jekt abrufen und Gastzugänge zu den Informationen des 
FirstClass- und Datenbanksystems erhalten können. 

Das digitale Netzwerk entstand in Zusammenarbeit mit 
dem PARITÄTischen Bildungswerk Rheinland-Pfalz/ 
Saarland und mit technischer Unterstützung der Firma 
edlab (Education Laboratory Gesellschaft für e-leaming 
und -training mbH). Der Firma ed-lab obliegt auf der 
Grundlage der Projektbeschreibung die praktische kom- 
munikationstechnische Durchführung des Projektes und 
die technische Beratung der übrigen Projektbeteiligten 
(Projektpartner). Es haben sich 13 verschiedene Projekt- 
partner (Wohlfahrtsverbände, Stadtverwaltungen, Kir- 
chengemeinden, Deutscher Kinderschutzbund) mit insge- 
samt 18 Einrichtungen durch Kooperationsvertrag zur 
Teilnahme verpflichtet. 

Mit der Implementierung des digitalen Netzwerkes der 
Gemeinwesenarbeit in die Alltagspraxis der Gemeinwe- 
senarbeit, Stadtteilarbeit und in Einrichtungen in benach- 
teiligten Stadtteilen sowie in Spiel- und Lemstuben, 
begleitet durch entsprechende Informations- und Fortbil- 
dungsveranstaltungen, werden die Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter in die Lage versetzt, die neuen Informa- 
tionstechnologien zu nutzen. Damit wurde die Basis ge- 
schaffen, auch die Zielgruppen der Gemeinwesenarbeit 
mit den neuen Kommunikationsmedien vertraut zu ma- 
chen. 

Im zweiten Schritt ist die Einrichtung von Stadtteil-Ter- 
minals beabsichtigt, um insbesondere der Zielgruppe der 
Bewohnerinnen und Bewohner aus belasteten Stadtteilen 
und Wohngebieten den Zugang zu den neuen Kommuni- 
kationsmedien zu ermöglichen. 

QuarterNet mit einem Finanzierungsvolumen von insge- 
samt 287 247 Euro wird vom Ministerium für Arbeit, So- 
ziales, Familie und Gesundheit des Landes Rheinland- 
Pfalz im Zeitraum vom 1 . August 2002 bis 3 1 . Dezember 
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2005 mit einem Anteil von insgesamt 91 571 Euro finan- 
ziell unterstützt. Die 18 durch Kooperationsvertrag ver- 
bundenen Projektpartner beteiligen sich mit Eigenmitteln 
in Höhe von 195 676 Euro. 

Die finanzielle Beteiligung an der zweiten Phase - Ein- 
richtung von Stadtteil-Terminals - durch das Ministerium 
für Arbeit, Soziales, Familie und Gesundheit des Landes 
Rheinland-Pfalz wird nach Abschluss des Projektes 
QuarterNet geprüft. 

Projekt 30 
Saarland: 

Projekt zur Bekämpfung der Auswirkungen der 
Kinderarmut 

Das Modellprojekt zur Bekämpfung der Auswirkungen 
der Kinderarmut wird seit Juli 2003 in Saarbrücken in 
den Stadtteilen Alt- Saarbrücken und Malstatt durchge- 
führt. Die Träger sind: in Alt- Saarbrücken die PARITÄ- 
Tische Gesellschaft für Gemeinwesenarbeit und in Mal- 
statt das Diakonische Werk an der Saar. Beide Projekte 
werden für maximal drei Jahre mit jeweils 75 000 Euro 
pro Jahr aus Landesmitteln gefordert. Mit der fachlichen 
Begleitung des Modellprojektes wurde das Institut für So- 
zialforschung, Praxisberatung und Organisationsentwick- 
lung (iSPO) Saarbrücken in Zusammenarbeit mit Frau 
Prof. Dr. Margherita Zander, Münster, beauftragt. 

Ziel 

Die Zielsetzung des Projektes an beiden Standorten ist 
klar definiert: Unter Einbeziehung der jeweiligen Lebens- 
konzepte der Menschen in diesen Stadtteilen den Kindern 
und auch ihren Eltern durch die Vermittlung von positi- 
ven Lebenswerten und positiver Selbsterfahrung zu hel- 
fen, ihr Leben besser bewältigen zu können und ihnen 
darüber hinaus Möglichkeiten für Veränderungen der ei- 
genen Situation aufzuzeigen und durch familienstützende 
Aktivitäten zu fordern. 

Eine wehere Zielsetzung ist der Aufbau von Vemetzungs- 
sfrukturen mit den in beiden Stadtteilen arbeitenden 
Gruppen, Einrichtungen, Institutionen, Vereinen und 
sonstigen relevanten Gremien, die für die Verstetigung 
nach Projektende unerlässlich sind. 

Konzept und Umsetzung 

Beide Projekte arbeiten mit einem strukturpolitischen und 
einem praktischen Ansatz. Der strukturpolitische Ansatz 
konzentriert sich bei beiden Projektstandorten auf die 
Analyse, den Aufbau bzw. den Ausbau von stadtteilbezo- 
genen Vemetzungsstrukturen sowie die Erarbeitung von 
Handlungs- bzw. Strategiekonzepten zur Bekämpfung 
von Kinderarmut. 

Der praktische Arbeitseinsatz orientiert sich an den Gege- 
benheiten und Lebenslagen der Kinder in den Stadtteilen 
Alt- Saarbrücken und Malstatt und wird von daher auch in 
beiden Stadtteilen unterschiedlich umgesetzt. 


Im Stadtteil Alt-Saarbrücken, und hier vor allem im sozi- 
alen Brennpunktbereich der Moltkestraße, wird der prak- 
tische Arbeitsansatz durch so genanntes Kinderstreetwor- 
king umgesetzt, d. h. die Kinder (Zielgruppe: 9- bis 12- 
Jährige) werden dort aufgesucht, wo sie sich im Viertel 
treffen, spielen und aufhalten. 

Hierzu wurde ein Programm entwickelt, dessen Schwer- 
punkte sich mit den Themen Bildung, Kreativität, Ge- 
sundheitsforderung, Gesellschaft/Kulfur sowie Wohnen 
und Umwelt beschäftigten. Mit diesem Schwerpunktpro- 
gramm, das mit handlungs- und erlebnisorientierter Päda- 
gogik sowie mit naturpädagogischen Angeboten unter- 
schiedliche Erziehungs- und Lemziele verfolgt, soll den 
verschiedenen Erscheinungsformen von Armut pädago- 
gisch begegnet werden. 

Im Stadtteil Malstatt ist das Projekt an das bereits beste- 
hende Kinderhaus angegliedert und konzentriert sich in 
der praktischen Projektarbeit auf Kinder im Grundschul- 
alter und deren Eltern. Für die Arbeit mit den (10) betreu- 
ten Familien stehen die Verbesserung der Fähigkeiten und 
Möglichkeiten zur Erreichung einer positiven Familien- 
dynamik im Vordergrund. 

Projekt 31 
Sachsen: 

„Projekt zur Stärkung der regionalen 
Leistungsfähigkeit bei der beschäftigungsadäquaten 
Qnalifizierung junger Menschen in Sachsen 
(Regionalproj ekt)“ 

Ziel 

1. Junge Menschen sollen befähigt werden, den Über- 
gang von der Ausbildung in die Beschäftigung zu 
meistern. 

2. Die Zusammenarbeit aller an der Berufsausbildung 
Beteiligten soll verbessert werden, um die Ausbil- 
dungsressourcen einer Region vollständig zu er- 
schließen. 

3. Das vorhandene sowie das vorgesehene Angebot an 
beruflicher Bildung soll auf die Wirtschaftsenfwick- 
lung sowie das Wirtschaftspotenzial der jeweiligen 
Region besser abgestimmt werden. 

Umsetzung 

Das auf derzeit sechs Jahre angesetzte Modellprojekt ko- 
ordiniert und verbessert die Zusammenarbeit der staatli- 
chen Einrichtungen mit der Arbeitsverwaltung, der Wis- 
senschaft und der Wirtschaft. Die Zusammenarbeit 
erfolgt nach dem Konsensprinzip auf der Grundlage der 
informellen Kooperation und Kommunikation, v. a. durch 
die Arbeit in den entsprechenden Netzwerken. 

Aufgebaut wurden in den Projektregionen Bautzen sowie 
Dresden mit den Landkreisen Meißen und Sächsische 
Schweiz jeweils drei Netzwerke, die mittels verschiede- 
ner Maßnahmen unterschiedliche strategische Ziele ver- 
folgen. 
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Die strategischen Ziele der Beratungsnetzwerke sind: 

- Berufsberatung und Berufsorientierung in den Schulen 
verbessern, 

- Lehrkräfte allgemein bildender Schulen mit Unterstüt- 
zung der Beruflichen Schulzentren zu Ansprechpart- 
nerinnen und Ansprechpartnem für die Berufsorientie- 
rung zu qualifizieren, 

- Unternehmer als Berater in der Schule gewinnen. 

Die strategischen Ziele der Bildungsnetzwerke sind: 

- Förderung der Kooperation der allgemein bildenden 
und berufsbildenden Schulen untereinander, 

- Sicherung einer qualitativ verbesserten Lehrerfortbil- 
dung, 

- Verbesserung der sozialen und humanen Kompetenz 
der Jugendlichen, 

- Öffnung von Wegen zur Erlangung von Kenntnissen 
über Berufsfelder und Berufe, 

- Förderung von benachteiligten Schülerinnen und 
Schülern. 

Die strategischen Ziele der Wirtschaftsnetzwerke sind: 

- Verbesserung der Zusammenarbeit zwischen Schule 
und Wirtschaft, 

- Verbesserung der Ausbildungsbereitschaft der Unter- 
nehmen, 

- Erhöhung der Akzeptanz schulischer Bildungsgänge 
und Berufsausbildungen, 

- Verbesserung der schulischen Kompetenzvermittlung 
im Hinblick auf Anforderungen der Wirtschaft. 

Die Arbeit in den Netzwerken, insbesondere die Umset- 
zung der Maßnahmen zur Erreichung der strategischen 
Ziele und deren Wirksamkeit, wird zudem wissenschaft- 
lich begleitet. Die Aufgaben der wissenschaftlichen Be- 
gleitung des Regionalprojektes sind: 

- Evaluation der Aktivitäten in den Projektregionen, 

- wissenschaftliche Analyse des Ausbildungsmarktes 
und Bereitstellen der Untersuchungsergebnisse, 

- Initiierung konkreter Maßnahmen zum Erreichen der 
strategischen Ziele, 

- Unterstützung der einzelnen Aktionen der Projekt- 
gruppen. 

Projekt 32 
Schleswig-Holstein : 

Sprachförderung in außerschulischen Deutschkursen 

Das Innenministerium Schleswig-Holstein fordert seit 
1 . Januar 2004 außerschulische Deutschkurse. Ziel- 
gruppe sind Schülerinnen und Schüler an öffentlichen 
Schulen, die Deutsch als zweite Sprache/Unterrichtsspra- 
che erlernen und deshalb einer besonderen Förderung be- 
dürfen. Kurse in Stadtteilen mit besonderem Entwick- 


lungsbedarf (Soziale Stadt) werden vorrangig bewilligt. 
Der Mittelansatz für 2004 und 2005 beträgt jeweils 
knapp 270 000 Euro. Die Förderrichtlinie stellt eine Er- 
gänzung der schulischen Maßnahmen dar und ist auf drei 
Jahre befristet. Das Land reagiert mit der Richtlinie auch 
auf die Streichung der so genannten Garantiefondsmittel 
durch den Bund. Dieser hatte bisher Deutschnachhilfeun- 
terricht für Aussiedlerkinder und -jugendliche gefordert. 
Die BundesfÖrderung lief Ende 2003 aus. 

Projekt 33 
Schleswig-Holstein : 

Koordinierungsstelle Schuldnerberatung 
Schleswig-Holstein 

Ziel 

Die Koordinierungsstelle ist in erster Linie Dienstleister 
für die 37 anerkannten örtlichen Schuldnerberatungsstel- 
len in Schleswig-Holstein. Die zentralen Aufgaben der 
Koordinierungsstelle bestehen darin, die Präventionsar- 
beit zu stärken und weiterzuentwickeln sowie Qualitäts- 
standards für die Schuldnerberatung zu formulieren. Zu 
diesem Zweck wurden Strukturen aufgebaut (Beirat zur 
Koordinierungsstelle, Arbeitskreis Schuldnerberatung 
S.-H., Praktikerforen) sowie Fort- und Weiterbildungs- 
veranstaltungen hauptsächlich für (alte und neue) Mitar- 
beiterinnen und Mitarbeiter der örtlichen Schuldnerbera- 
tungsstellen angeboten. Ein weiterer Arbeitsschwerpunkt 
ist die Öffentlichkeitsarbeit. 

Umsetzung 

ln der Prävention hat sich die Koordinierungsstelle haupt- 
sächlich auf zwei Bereiche konzentriert. Zum einen wur- 
den mehrere ganztägige Fortbildungsveranstaltungen an- 
geboten, um die Beratungskräfte bei ihrer Arbeit vor Ort 
zu unterstützen und sie für neue Ansätze zu motivieren. 
Zum anderen hat eine neu eingerichtete Arbeitsgruppe 
damit begonnen, beispielhafte Konzepte für die Präven- 
tion in der Schuldnerberatung zu entwickeln. Dabei wer- 
den für unterschiedliche Zielgruppen und Veranstaltungs- 
arten differenzierte Ablaufpläne erarbeitet, um den 
jeweiligen Fachkräften Empfehlungen für die Durchfüh- 
rung von Präventionsveranstaltungen an die Hand geben 
zu können. Das erste Konzept dieser Art ist für Schülerin- 
nen und Schüler allgemeinbildender Schulen ab der 
9. Jahrgangsstufe entworfen worden und soll Anfang 
2004 in der Praxis eingesetzt werden. Darüber hinaus ent- 
wickelt die Koordinierungsstelle zurzeit eine Broschüre 
zum Thema „Schuldnerberatung“, die in verständlicher 
Sprache über die Abläufe von Schuldnerberatung und 
Verbraucherinsolvenzverfahren informieren wird. Die 
Broschüre, die voraussichtlich im Frühjahr 2004 zunächst 
in einer Auflage von 10 000 Stück erscheinen soll, wird 
über die jeweiligen Sozialbehörden an die Betroffenen 
verteilt. 

Die nächsten Schritte, die 2004 auf der Agenda der Koor- 
dinierungsstelle zum Thema Prävention stehen, sind die 
Einrichtung einer Präventionsbibliothek, die stärkere Ein- 
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bindung der Presse für Präventionsziele sowie die Aus- 
richtung einer Fachtagung und eines Aktionstages. 

Ergebnisse 

Obwohl die Koordinierungsstelle ihre Arbeit erst im 
Frühjahr 2003 aufgenommen hat, ist sie bereits binnen 
kurzer Zeit sowohl bei den Fachkräften vor Ort als auch 
bei den Trägerverbänden akzeptiert und etabliert. Die 
Landesregierung ist mit ihrer Förderung der Koordinie- 
rungsstelle der wachsenden Schuldenproblematik begeg- 
net und hat einen wichtigen Beitrag zur Stärkung und 
Weiterentwicklung der Schuldnerberatung in Schleswig- 
Holstein geleistet. 

Der Landesregierung ist bewusst, dass neben einer effek- 
tiven Organisation der eigentlichen Schuldnerberatung 
Prävention für die Zielgruppe Kinder, Jugendliche und 
junge Erwachsene das wichtigste Instrument ist, um 
junge Menschen wirksam und nachhaltig vor Verschul- 
dung zu schützen. In den letzten Jahren hat die Landesre- 
gierung deshalb erhebliche Anstrengungen unternom- 
men, um in Schleswig-Holstein eine Präventionsstruktur 
aufzubauen. Die vier Säulen der Schuldenprävention sind 
die oben beschriebenen Maßnahmen „Koordinierungs- 
stelle“, Infocenter „Fit for money“, Kooperationsprojekt 
„Schuldenprävention an Schulen“ und die Arbeit der 
37 anerkannten örtlichen Schuldnerberatungsstellen. 
Durch die Bündelung dieser vier Ansätze konnten Struk- 
turen aufgebaut und viele junge Menschen erreicht wer- 
den. Diese Arbeit wird in den nächsten Jahren fortgesetzt. 
Unter Federführung der Koordinierungsstelle wird es ge- 
lingen, die präventive Ausrichtung der Schuldnerbera- 
tung auch zukünftig qualitativ und quantitativ weiterzu- 
entwickeln. 

Projekt 34 
Bayern: 

Nürnberger Projekt znr Armutsprävention bei allein 
Erziehenden (NAPRA) 

Ziel 

Entwicklung kommunaler Strategien zur Armutspräven- 
tion bei allein Erziehenden - Prekäre Lebenslagen und 
die Vernetzung öffentlicher Hilfen zur Eingliederung in 
den Arbeitsmarkt in Nürnberg 

Umsetzung 

Auf Initiative des Bündnisses für Familie der Sfadf Nürn- 
berg haben das Deutsche Jugendinstitut und die Stadt 
Nürnberg gemeinsam ein praxisbezogenes Entwicklungs- 
projekt zur nachhaltigen Integration allein Erziehender 
aus der Sozialhilfe in den Arbeitsmarkt begonnen. Das 
auf drei Jahre angelegte Projekt wird von der Bundesre- 
gierung finanziert. Hintergrund dafür isf die u. a. im Ar- 
mufs- und Reichtumsberichf der Bundesregierung als 
bundesweifes Problem herausgearbeitete Armutsbetrof- 
fenheit von allein Erziehenden und ihrer Kinder. Diese 
schlägt sich u. a. in dem hohen Prozentsatz nieder, zu 
dem allein Erziehende und ihre Kinder zu ihrer Existenz- 


sicherung auf den Bezug von Sozialhilfe angewiesen 
sind. 

Die Stadt Nürnberg finanziert dieses Projekt mit (u. a. 
durch die Bereitstellung von Räumen und technischer 
Ausstattung für zwei Wissenschaffierarbeitsplätze) und 
bindet die Arbeit der Wissenschaftler mit einer örtlichen, 
ämter- und trägerübergreifenden Projektgruppe an die 
lokale Praxis an. Ein wichtiger Schwerpunkt bei der 
Entwicklung eines solchen Handlungskonzepts ist die 
zielorientierte Vernetzung der bestehenden Unterstüt- 
zungsangebote (Beratungsstellen, vorschulischer und 
schulischer Bildungsbereich, Qualifizierungs- und Be- 
schäftigungsangebote, Treffpunkte, Arbeits- und Sozial- 
verwaltung, Wohnungsverwaltung und -Wirtschaft). Das 
Handlungskonzept soll sich in den Grundzügen zur Über- 
tragung auf andere Großstädte in Deutschland und zur 
Umsetzung dort eignen. 

Das Projekt wird deshalb von einem Steuerkreis begleitet, 
in den neben Kommunen, Ländern, der Arbeitsverwal- 
tung, innovativen Trägem von Beschäftigungsprojekten 
auch Vertreter der Wissenschaft einbezogen sind. Auf- 
gabe des Steuerkreises ist es, eigene positive und negative 
Erfahmngen bei der Umsetzung von Handlungsstrategien 
beizutragen und ergänzende Fragen in das empirische 
Untersuchungsprogramm einzubringen. Außerdem wird 
das Gremium im Verlauf an der praktischen Umsetzung 
des entwickelten Handlungskonzepts bzw. von Baustei- 
nen davon im eigenen Einflussbereich und darüber hinaus 
bundesweit mitwirken. 

Derselben Zielsetzung dient ein „erweiterter Kreis“ Inte- 
ressierter aus Kommunen, Arbeitsverwaltung und Län- 
derverwaltungen, aus Beschäffigungsträgem und Wissen- 
schaftlern, der in Form eines offenen Netzwerks, verbun- 
den über einzelne Projektinformationen, Newsletter, 
bilaterale/n Erfahmngsaustausch und Kooperation sowie 
Workshops konstituiert wird. 

Die Projektarbeit besteht aus mehreren Bausteinen: 

1 . Die Zielgruppe - allein Erziehende, besonders solche, 
die Sozialhilfe beziehen - werden mit einer repräsen- 
tativen Fragebogenerhebung nach ihren wichtigsten 
Problemen, nach ihren Lebensplänen, aber auch nach 
ihren Erfahmngen mit Behörden, Beratungsstellen, 
Kindergärten und Schulen („Hilfesystem“) befragt. 
Damit wird an die von der Stadt Nürnberg schon vor 
13 Jahren durchgeführte Untersuchung und Befra- 
gung von allein Erziehenden angeknüpft. 

2. Dieselben Themenbereiche werden in einer qualitati- 
ven Befragung von weiteren allein Erziehenden ver- 
tieft. 

3. Zusätzlich werden Fachleute aus den verschiedenen 
Bereichen, die für die Unterstüfzung allein Erziehen- 
der wichfig sind, nach ihrer Sich! der Problemlage, 
ihren Konzepfen, Erfahrungen und nach ihren Ideen 
für eine Verbesserung der Arbeif und für die Intensi- 
viemng von Kooperation und Vernetzung befragt. 

4. In der Zusammenarbeit mit der Stadt Nürnberg und 
der lokalen Fachbasis bis hin zu freien Trägem z. B. 
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von Qualifizierungsangeboten in Teilzeit und auch 
mit Arbeitgeberinnen und Arbeitgebern aus Unter- 
nehmen unterschiedlicher Größenklassen werden 
Teilschritte eines zusammenhängenden kommunalen 
Handlungskonzepts zur Verbesserung der Lebenslage 
allein Erziehender, vor allem durch ihre Unterstüt- 
zung bei der Eingliederung in den Arbeitsmarkt er- 
probt und verankert. Die Auswertung dabei gewon- 
nener Erfahrungen wird im bundesweiten 
Begleitgremium (Steuerkreis) des Projektes bespro- 
chen und in Leitlinien für die bundesweite Verbrei- 
tung solcher Vorschläge für „vorbildliche Praxis“ 
festgehalten, nach denen dann Schritt für Schritt auch 
in anderen (Groß)städten verfahren werden kann. 

Parallel zu den Befragungen in Nürnberg - immer mit der 
doppelten Perspektive auf die Betroffenen selbst und ihre 
„Sicht der Dinge“ einerseits, auf Praxis und Konzepte der 
Institutionen im Hilfesystem andererseits - werden inno- 
vative Praxisansätze aus anderen Kommunen gesammelt 
und bewertet. Dabei kann es sich um Modellprojekte zum 
case management für allein Erziehende in der Sozialhilfe 
handeln, um vollwertige Berufsausbildungen in „modifi- 
zierter Vollzeitform“, um gesonderte Anlauf- und Bera- 
tungsstellen für allein Erziehende zur Unterstützung bei 
der Vermittlung in Aus- und Fortbildung oder Beschäfti- 
gung, um Konzepte zur Sicherung flexibler und bedarfs- 
gerechter Kinderbetreuung auch für unter 3-Jährige - oder 
auch um schon weit ausgearbeitete mehrdimensionale 
Handlungskonzepte, wie sie in verschiedenen Kommu- 
nen am Beginn der Entwicklung stehen. 

Das Projekt versteht sich auch als Beitrag zu einer ar- 
mutspräventiven kommunalen Familienpolitik, was sich 
auch in der engen Anbindung an das Nürnberger Bündnis 
für Familie dokumentiert. Für Projektbeispiele und -in- 
formationen, Anträge und Berichte, Konzepte und Ideen 
steht der „erweiterte Kreis“ des Projektes allen Interes- 
sierten aus Verwaltungen, bei Trägem und Projekten of- 
fen; das Projektteam ist an Materialien und Informationen 
aus allen Bundesländern sehr interessiert und macht sie 
ggf. über die elektronisehe Projektplattform allen Interes- 
sierten zugänglich. 


Projekt 35 

Nordrhein- Westfalen: 

„Mo.Ki - Monheim für Kinder“ 

Der Bezirksverband Niederrhein der Arbeiterwohlfahrt 
und die Stadt Monheim haben auf kommunaler Ebene ein 
Modellprojekt zum Thema „Kinderarmut - Überwindung 
und Vermeidung von Armutsfolgen bei Kindern und ihren 
Familien“ entwickelt. Das Modellprojekt wird gefordert 
durch den Landschaftsverband Rheinland (LVR) und 
wird wissenschaftlich begleitet vom ISS. 2 ) 


2) Institut für Sozialarbeit und Sozialpädagogik, Frankfurt am Main 


Ziel 

Ziel dieses Projektes ist die Vermeidung der negativen 
Auswirkungen von familiärer Armut auf die Lebenslage 
und die Entwicklungschancen von Kindern in der Stadt 
Monheim durch Initiierung eines kommunalen Gesamt- 
konzeptes. Kommunales Gesamtkonzept meint zum ei- 
nem die Vernetzung und Weiterentwicklung bereits exis- 
tierender Angebote und zum anderen den Aufbau einer 
„Präventionskette“ von der Geburt bis zur Berufsausbil- 
dung. 

Ausgangspunkt des Modellprojektes ist das Berliner Vier- 
tel der Stadt Monheim - ein Stadtteil mit besonderem 
Emeuerungsbedarf Durch den Aufbau eines Koopera- 
tionsnetzwerkes wird in Zusammenarbeit mit dem Stadt- 
eilmanagement, die Bereitstellung von Unterstützungs- 
und Beratungsangeboten für Eltern und Kinder angestrebt. 
Um eine verlässliche und präventiv ausgerichtete Struktur 
zur Vermeidung bzw. Verminderung von „Kinderarmut“ in 
Monheim zu gewährleisten, soll die Arbeit der Kinderta- 
gesstätten als Knotenpunkt innerhalb des kommunalen Ju- 
gendhilfesystems weiterentwickelt werden. 

Umsetzung 

Die Strategie zur Umsetzung umfasst folgende 
Schritte: 

Bestandsanalyse: von Oktober 2002 bis Februar 2003 
wurden Expertinneninterviews und Experteninterviews 
mit wichtigen Akteuren^) des Berliner Viertels durchge- 
führt mit dem Ziel, Informationen über bereits bestehende 
Angebote zu erhalten sowie Multiplikatoren für das Mo- 
dellprojekt zu gewinnen. Die Gespräche orientierten sich 
an einem vom ISS entwickelten Interviewleitfaden. 

Anschließende Problemanalyse: Insbesondere die Exper- 
teninterviews ermöglichten einen sehr detaillierten Ein- 
blick in die komplexen Problemlagen von Kindern, Ju- 
gendlichen und Familien im Berliner Viertel. Dabei 
wurde deutlich, dass das Modellprojekt Mo.Ki an eine 
vorhandene und gut ausgebaute Infrastruktur anknüpfen 
kann. 

- Als Problemlagen von Kindern und Jugendlichen 
nannten die interviewten Fachkräfte insbesondere: Zu- 
nahme von Verhaltensauffälligkeiten wie bspw. Ag- 
gressionen, Hemmungen, Schwierigkeiten sich zu 
beschäftigen, Konzentrationsschwierigkeiten, motori- 
sche Auffälligkeiten, Straffälligkeiten, Sprachauffäl- 
ligkeiten auch bei deutschen Kindern, mangelnde Ess- 
kultur und Mangel an gesunder Ernährung, 
unregelmäßige Gesundheitsvorsorge (bspw. Fragen 
der Hygiene und mangelnde Bewegung), emotionale 
und körperliche Verwahrlosung (teilweise schlechte 
Versorgung von Säuglingen), unregelmäßige Besuche 


Hierzu gehören u. a.: Kindertagesstätten, Jugendamt Monheim, Kreis 
Mettmann, Beratungsstellen der AWO, des Diakonischen Werkes, 
des Caritasverbandes, des SFKM-Allgemeinen Sozialdienstes, des 
Kinderschutzbundes Monheim, der Sozialpädagogischen Familien- 
hilfe, Schulen, Jugendpflege, Kommunale Dienste 
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der Kindertagesstätte oder Schule, Schulprobleme und 
häufig fehlende kontinuierliche Betreuung, Mangel an 
betreuten Freizeitangeboten. 

- Als Problemlagen von Eltern gaben die interviewten 
Fachkräfte insbesondere an: Gefühl der Ausgrenzung 
durch die Stigmatisierung „arm“, hohe Arbeitslosig- 
keit, beengte Wohnverhältnisse oder anstehender 
Wohnungsverlust, Probleme in der Partnerschaft, 
Scheidung, Trennung, häusliche Gewalt, Alkohol- und 
andere Suchtprobleme, Psychische Erkrankungen, 
Sprachprobleme und kulturelle Verständigungsschwie- 
rigkeiten, Probleme der alltäglichen Lebensführung: 
Fragen der Haushalts- und Erziehungskompetenz, feh- 
lende Konfliktfähigkeit, Fehlen von verlässlichen 
Strukturen innerhalb des Familiensystems, Informa- 
tionsdefizite. 

Bildung von Handlungsschwerpunkten zwecks Aufbau 
einer Präventionskette im Berliner Viertel: Aus der Ana- 
lyse der geschilderten Problemfelder im Berliner Viertel 
ergibt sich die Weiterentwicklung von drei Handlungsfel- 
dem: 

- Ausbau präventiver Angebote für Kinder: Betreuung 
und frühe Förderung/lnstitutionelle Tagesbetreuung 
ausgerichtet an den sich wandelnden beruflichen und 
familiären Anforderungen, 

- Maßnahmen der Eltemberatung und -bildung zur Res- 
sourcenstärkung von Familien, 

- Koordination und Vernetzung von bereits existieren- 
den Angeboten im Stadtteil und die Anregung und Un- 
terstützung neuer Initiativen für das Berliner Viertel. 

Startphase von Mo.Ki: 

- „Kick Off ‘ Stadtteil-Veranstaltung Ende 2002 

- Einrichtung der Koordinierungsstelle Mo.Ki in einer 
Kindertagesstätte der AWO 

- Gründung eines Arbeitskreises, zusammengesetzt aus 
allen Kindertagesstättenleitungen im Berliner Viertel 

- Gemeinsame Koordination der Stadtteilmanagement- 
Aktivitäten im Berliner Viertel durch Stadtteilbüro, 
Stadtteilcafe, Mo.Ki, und Eventmanagement 

- Erste Angebote für Mütter im Stadtteilcafe des Berli- 
ner Viertels 

- Initiierung von Fortbildungsangeboten zum Thema 
Armut für Erzieherinnen und Erzieher 

- Wöchentlich rotierende Treffen in den fünf Kinderta- 
gesstätten im Berliner Viertel. Aktuelle Themen: 
bspw. Essensgeld, Rucksack, Einzelfallhilfe, Vorlese- 
Paten, Themenabende, MonaMare, Abholdienste, Ge- 
sundheitspflege 

Aktivitäten in Planung: 

- Institutioneile Tagesbetreuung, z. B. Ganztagsschul- 
projekt in der Stadt Monheim; Frühstücksangebote in 
Kindertagesstätten und Schulen sowie die Bereitstel- 
lung eines kostengünstigen Mittagessens; Mittagsti- 


sche im Berliner Viertel; Bring- und Holdienste zu den 
Kindertagesstätten bspw. durch Zivildienstleistende 
oder ältere Schulkinder. 

- Förderangebote für Kinder in Tagesstätten und Schu- 
len, z. B. Regiestelle für Leiterinnen und Leiter von 
Kindertagesstätten zwecks Organisation der Vernet- 
zung und Qualifikation der Fachkräfte; Entwicklung 
von Konzepten zur Stärkung der Sozialkompetenz der 
Kinder gemeinsam mit den Betroffenen vor Ort; Über- 
legungen zur Einrichtung eines Kinder- und Jugend- 
parlaments zur Stärkung der Mitspracherechte von 
Kindern. 

- Familienberatung und -bildung, z. B. Einsatz des Pro- 
gramms MarteMeo; Beteiligung von vier Kindertages- 
stätten und einer Grundschule am Familienbildungs- 
programm FuN-Projekt (Familien und Nachbarschaft); 
Spielgruppen für Eltern und Kinder; Vater-Kind-Früh- 
stück; gemeinsam von allen Kindertagesstätten organi- 
sierte regelmäßige Themenabende in Kooperation mit 
bspw. der Erziehungsberatungsstelle, der Medienwerk- 
statt, Frauenarzt, Kinderarzt, Gesundheitsamt; Vorstel- 
lung des Monheimer Vereinslebens (bspw. im Stadtteil- 
büro, Ausländerbeirat); mehrsprachige Eltembriefe; 
Sprechstunden in den Kindertagesstätten und Schulen. 

Öffentlichkeitsarbeit: 

- Schwarzes Brett im Stadtteilcafe 

- Einrichtungen eines Sorgentelefons 

- Fundraising für Mo.Ki 

- Motivierung und Qualifizierung von Ehrenamtlichen 

Ergebnisse und Ausblick 

Der vorliegende Problemauffiss und die Skizzierungen 
wichtiger Handlungsfelder verweisen auf viele Aktivitä- 
ten, Anregungen und Anknüpfungspunkte für den weite- 
ren Projektverlauf. Zudem sind schon erste Erfolge von 
Mo.Ki zu verzeichnen: Das Engagement der Projektlei- 
tung stößt auf großes Interesse im Berliner Viertel und 
wichtige Vemetzungsschritte wurden bereits eingeleitet. 
Das ISS wird die folgenden Arbeitsschritte von Mo.Ki 
beratend begleiten und zudem die Wirksamkeit der Ver- 
netzungsbemühungen sowie verschiedene Projektbau- 
steine evaluieren. Ein wichtiger Projektbaustein wird 
sein, eine geeignete Methode zu finden, um die Partizipa- 
tion der Familien im Berliner Viertel zu stärken und nach- 
haltig zu gewährleisten. 

Projekt 36 
Sachsen-Anhalt: 

IT-Ausbildungsverbnnd Altmark 
Ziel 

Dieses Projekt im Rahmen der „Regionalberatung zur Si- 
cherung und Weiterentwicklung des Ausbildungsplatzan- 
gebotes in den neuen Ländern - Regio-Kompetenz-Aus- 
bildung“ ist eine Initiative des Bündnisses für Arbeit, 
Ausbildung und Wettbewerbsfähigkeit und wird aus 
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Mitteln der Bundesregierung gefordert. Das Projekt soll 
Netzwerke initiieren und fordern, um zusätzliche Ausbil- 
dungsplätze in ausgewählten Branchen und Berufsgrup- 
pen zu schaffen. Das betrifft insbesondere IT-Berufe. 

Umsetzung 

Die mittelständisch geprägte Wirtschaft der Altmark be- 
nötigt zunehmend IT-Qualifikationen vor Ort und auf 
Dauer. Der duale Partner „Berufsschule“ kann wegen der 
geringen Zahl von Auszubildenden in der Region keine 
stabile „Fachklasse“ anbieten, ln der dünn besiedelten 
Altmark sind demzufolge die Ausbildungswege zumal zu 
außerhalb der Region existierenden Standorten von Fach- 
klassen so groß, dass sie ein Ausbildungshindemis dar- 
stellen. Viele kleine und Kleinstbetriebe können nur be- 
schränkt oder nicht die Ausbildung wegen fehlender 
Kapazitäten gemäß Ausbildungsordnung Vorhalten. 

Beim Lösungsansatz für standortnahe Ausbildung ist Fol- 
gendes zu beachten: 

1 . Die IT-Berufe gehören zur qualifikatorischen Grund- 
versorgung von Wirtschaftsregionen. Wegen ihrer 
Ausbildungsinhalte eignen sie sich jedoch zugleich 
zur exemplarischen Erprobung neuer Kooperations- 
formen in der dualen Ausbildung: der Lemgegen- 
stand schafft zugleich die technischen Voraussetzun- 
gen für alle möglichen Formen der räumlich und 
zeitlich differenzierten Lemorganisation, auch bei 
Berücksichtigung einer Klassenbildung unter den Be- 
dingungen der erforderlichen Schüler-Lehrer-Rela- 
tion. 

2. Die Betriebe bilden in einem Ausbildungsverbund 
aus. 


3. Im Rahmen einer neuartigen Kooperation zwischen 
Berufsschule und ausbildender Wirtschaft werden 
auch unter Einbeziehung anderer Bildungsträger fle- 
xible Formen der dezentralen Vermittlung von Theo- 
rie und Praxis entwickelt und erprobt. 

4. Im Rahmen des Programms „Zukunftsinvestitionen 
für berufliche Schulen“ (ZIBS) der Bundesregierung 
standen den Trägem berufsbildender Schulen in 
Sachsen- Anhalt in den Jahren 2001/2002 ca. 4,6 Mio. 
Euro aus UMTS-Erlösen zur Verfügung, die durch 
sie, mit 1 0 % Eigenanteil kofinanziert, für eine hoch- 
wertige IT- Ausstattung verwendet wurden. 

Für die Region Altmark, die gekennzeichnet ist durch 
dünne Besiedlung, landwirtschaftliche Stmkturen, Aus- 
pendeln nach Niedersachsen, Wegzug, werden durch das 
Modellvorhaben hochwertige Ausbildungsplätze im IT- 
Bereich geschaffen. Damit ist ein Ansatz für die perso- 
nelle Entwicklung der betreffenden Betriebe und der 
Wirtschaft der Altmarkkreise gegeben, d. h. Jugendliche 
finden in ihrer Heimatregion einen Ausbildungsplatz. Die 
intelligente Nutzung des Lemgegenstandes „Informa- 
tions- und Kommunikationstechnologien“ als gleichzeiti- 
ges Arbeitsmaterial führt im Bemfsschulbereich zu einer 
optimalen Nutzung der personellen und sächlichen Res- 
sourcen. Auf der Grandlage des Lernens in Lemfeldem 
kommt es zu berafsübergreifenden Lemgrappen an ver- 
schiedenen Berafsschulstandorten. Durch Präsenz- und 
Fembetreuungsphasen wird ein betriebsnahes Unter- 
richtsangebot durch die Berufsschulen sichergestellt, bei 
dem von der Einzelbetreuung über selbstständige und be- 
treute Grappenarbeit bis zur Klassenstärke alle äußeren 
Lemformen realisiert werden. Dabei kommen verschie- 
dene Formen des mediengestützten Lernens (e-leaming) 
zum Einsatz. 
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Anhang IV 

Aktivitäten der Nichtregierungsorganisationen 
zur Bekämpfung von Armut und sozialer 
Ausgrenzung 

ln der deutschen Sozialpolitik nehmen die Wohlfahrtsver- 
bände seit langem eine wichtige Stellung ein. Deren Be- 
deutung hat der Gesetzgeber z. B. in § 10 BSHG (§ 5 
SGB Xll) hervorgehoben, indem sie als Träger eigener 
sozialer Aufgaben anerkannt und die Träger der Sozial- 
hilfe zur Zusammenarbeit im Interesse der Hilfesuchen- 
den verpflichtet. Darüber hinaus fordert die Bundesregie- 
rung die Arbeit der Selbsthilfeinitiativen durch finanzielle 
Unterstützung. 

Bei dem nachfolgenden Text handelt es sieh um eine Dar- 
stellung aus dem Kreis der Wohlfahrtsverbände, die 
Selbstverständnis, Rolle und Funktion der Freien Wohl- 
fahrtspflege sowie anderer Einriehtungen beschreibt. 

1. Bekämpfung von Armut und sozialer 
Ausgrenzung in der Zivilgesellschaft 

Der Sozialstaat befindet sich im Wandel. Dieser Wandel 
wird große Herausforderungen an alle Bürgerinnen und 
Bürger stellen. Heute sind es nicht mehr nur die so ge- 
nannten Randgruppen, die von sozialpolitischen Verände- 
rungen betroffen sind. Jeder kann von heute auf morgen 
zum Hilfebedürftigen werden. Es gibt Menschen, die in 
sehwierigen Lebenslagen die Hilfe anderer brauchen - 
und es gibt Menschen, die helfen wollen. Die Aufgaben, 
die gelöst werden müssen, gehen uns alle an: Wie gestal- 
ten wir ein Gesundheitswesen, zu dem alle den gleichen 
Zugang haben? Mit welehen Konzepten können Arbeits- 
lose wieder in das Arbeitsleben eingegliedert werden? 
Wie lässt sieh soziale Ausgrenzung, wie wachsende Ar- 
mut verhindern? Wie reagieren wir auf sinkende Gebur- 
tenraten, mit welchen Systemen können wir älteren Men- 
sehen ausreichend sozialen Schutz bieten? 

Zahlreiche Gruppen, Initiativen, Vereine, Stiftungen so- 
wie soziale Dienste und Einrichtungen nehmen sieh die- 
ser Fragen an und organisieren Hilfe und Hilfe zur Selbst- 
hilfe. Ein Großteil dieser Organisationen arbeitet in 
Deutsehland unter dem Dach der Spitzenverbände der 
Freien Wohlfahrtspflege zusammen. Daneben gibt es 
Fremd- und Selbsthilfeinitiativen, die sich zumeist einer 
besonders von Armut und Ausgrenzung betroffenen Ziel- 
gruppe, wie Erwerbs- oder Wohnungslose, oder einem 
Handlungsfeld, wie die Stadtentwicklung, zuwenden. Sie 
arbeiten zumeist lokal und haben sieh auf der Bundes- 
ebene zu Bundesarbeitsgemeinschaften zusammenge- 
schlossen. 

Die Wohlfahrtsverbände sowie die Fremd- und Selbsthil- 
feinitiativen arbeiten seit 1991 in der Deutschen Nationa- 
len Armutskonferenz (NAK) gemeinsam an Strategien 
zur Armutsbekämpfung. Die NAK ist Mitglied im Euro- 
päischen Armutsnetzwerk (EAPN) und begleitet aktiv die 
nationale wie europäische Politik zur sozialen Integra- 
tion. Sie begrüßt die Aktivitäten der Bundesregierung zur 
Armuts- und Reichtumsberichterstattung sowie zur Ent- 
wicklung der Nationalen Aktionspläne zur sozialen Inte- 


gration (NAP’incl). ln diesem Zusammenhang fordert die 
NAK die sozialpolitische Flankierung und Umsetzung 
der im NAP’incl formulierten Ziele sowie die Entwick- 
lung regionaler Aktionspläne und Strategien in den Bun- 
desländern und Kommunen. 

2. Die Freie Wohlfahrtspflege 

2.1 Selbstverständnis 

Zur Freien Wohlfahrtspflege werden alle sozialen Hilfen 
gezählt, die freigemeinnützig und organisiert geleistet 
werden. Sie unterscheidet sich damit einerseits von den 
sozialen Einrichtungen öffentlicher Träger wie Staat oder 
Kommunen, und andererseits von gewerblichen, auf Ge- 
winn ausgerichteten Angeboten. 

Die Anforderungen, die die Verbände der Freien Wohl- 
fahrtspflege an sich und ihr Handeln stellen, unterschei- 
den sich von denen anderer Akteure im sozialen Bereich. 
Ihre Leitbildorientierung ist die an grundlegenden Zielen 
ausgerichtete Basis ihres Handelns. Empfängerinnen und 
Empfänger und Adressatinnen und Adressaten des Han- 
delns der Wohlfahrtspflege sind Individuen, Gruppen und 
das Gemeinwesen. 

Die Freie Wohlfahrtspflege 

- versteht sich als Anwalt für arme, kranke, behinderte, 
pflegebedürftige, arbeitslose, obdachlose, Asyl su- 
chende, sozial ausgegrenzte Menschen; 

- setzt sich in der Öffentlichkeit, beim Gesetzgeber, der 
Regierung und in Verwaltungen für vernünftige und 
soziale Bedingungen in unserer Gesellschaft ein; 

- trägt durch Aus-, Fort- und Weiterbildung zur Qualifi- 
zierung ihrer Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter bei; 

- fördert den intensiven Austausch zwischen Praxis und 
Wissenschaft. Die eigene Praxisforschung dient der 
Weiterentwicklung von Methoden sozialer Arbeit; 

- regt soziales Bürgerengagement an und sorgt für des- 
sen organisatorischen Rahmen. Dadurch wird unmit- 
telbar die Hilfsbereitschaft und die Solidarität der Be- 
völkerung mobilisiert. 

Kennzeichen Freier Wohlfahrtspflege sind Unabhängig- 
keit und partnerschaftliche Zusammenarbeit mit den öf- 
fentlichen Sozialleistungsträgem wie Staat, Kommunen 
und Sozialversichemngen. Ziel ist es, deren soziale Ange- 
bote zum Wohle Hilfe suchender Menschen wirksam zu 
ergänzen. Die Wohlfahrtsverbände sind aufgrand ihrer 
flankierenden Leistungen für das Gemeinwesen ein wich- 
tiger Bestandteil des Sozialstaates. Das soziale Netz 
würde zerreißen, wenn es ihre Arbeit nicht gäbe. 

Grundlage der Zusammenarbeit ist das so genannte Sub- 
sidiaritätsprinzip. Es bedeutet vereinfacht: Was der Ein- 
zelne, die Familie oder Gruppen und Körperschaften aus 
eigener Kraft tun können, darf weder von einer überge- 
ordneten Instanz noch vom Staat an sich gezogen werden. 

Die Wohlfahrtsverbände in Deutschland haben sich in 
sechs Spitzenverbänden zusammengeschlossen. Die 
Spitzenverbände sind föderalistisch stmkturiert: Ihre 
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Gliederungen auf kommunaler und Landesebene sowie 
ihre Mitgliedsorganisationen sind überwiegend rechtlich 
selbstständig. Die einzelnen Spitzenverbände der Freien 
Wohlfahrtspflege sind geprägt durch unterschiedliche 
weltanschauliche oder religiöse Motive und Ziele. 

Die Spitzenverbände der Freien Wohlfahrtspflege arbei- 
ten in der Bundesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohl- 
fahrtspflege (BAGFW) zusammen. Durch gemeinschaft- 
liche Initiativen und sozialpolitische Aktivitäten sichern 
sie soziale Arbeit und entwickeln sie weiter. Damit über- 
nehmen sie Verantwortung für die Gesellschaft und den 
sozialen Frieden in Deutschland und in Europa. 

2.2 Aufgabengebiete 

Die Arbeit der Freien Wohlfahrtspflege orientiert sich am 
Gemeinwohl und der Verantwortung für hilfebedürftige 
Menschen. Dies bedeutet: wirtschaftliche und qualitative 
Leistungserbringung, Kontinuität und Verlässlichkeit, Er- 
gänzung und Sicherung einer sozialen Infrastruktur. 

Die Spitzenverbände der Freien Wohlfahrtspflege stellen 
in vielen Feldern das größte Angebot an sozialen Dienst- 
leistungen. Mit ihren Hilfeangeboten leisten sie einen we- 
sentlichen Beitrag zum Auf- und Ausbau des Sozialwe- 
sens in Deutschland und ermöglichen ein breit gefächertes 
Angebot qualifizierter sozialer Hilfen. Beispiele sind: 

- Angebote für Kinder und Jugendliche wie Kinderta- 
gesstätten, Erziehungsberatung und Freizeitangebote; 

- Hilfen für Familien und allein Erziehende wie Ehe- 
und Schwangerschaftsberatung, Lebensberatung, Fa- 
milienpflege, Müttergenesung; 

- Hilfe für alte Menschen wie Seniorentreffs, Mahlzei- 
ten- und Besuchsdienste, Alten- und Pflegeheime; 

- Dienste für Menschen mit Behinderung wie Frühför- 
derung, Kindergärten und Schulen, Berufsförderungs- 
und Berufsbildungswerke, Tagesstätten und Wohn- 
heime; 


- Pflege von BCranken in BCrankenhäusem, Tagesklini- 
ken, Tagespflegeeinrichtungen, Hilfe durch Kurheime 
und Beratungsstellen; 

- Angebote für Migrantinnen und Migranten wie Aus- 
ländersozialberatung, Aussiedlerberatung, Psycho-so- 
ziale Zentren für Flüchtlinge, Integrationsprojekte; 

- Hilfe für Menschen in sozialer Notlage wie Obdachlo- 
senunterkünfte, Schuldnerberatung, Bahnhofsmission, 
Straffälligenhilfe, Telefonseelsorge. 

Diese Aufzählung ist nicht abschließend und kann es 
nicht sein, denn neue Notlagen erfordern immer wieder 
die Entwicklung und Erprobung neuer Methoden und An- 
gebote. 

2.3. Sicherung von Teilhabechancen 

Alle Bürgerinnen und Bürger müssen die gleichen Chan- 
cen haben, sich am gesellschaftlichen Leben zu beteili- 
gen. Nur wenn alle Talente zum Zuge kommen, ist die 
Zukunft von Demokratie, Wirtschaft und Sozialstaat gesi- 
chert. 

Sicherung von Teilhabechancen beginnt bereits im frühen 
Kindesalter und setzt die Zugangsmöglichkeit zu sozialen 
Leistungen voraus. Viele Kinder wachsen heute in Klein- 
familien ohne Geschwister auf. Für ihre Entwicklung ist 
der Sozialkontakt mit Gleichaltrigen unverzichtbar. Aber 
nicht nur die Familiengröße und -form hat sich verändert. 
Auch die Erwerbsbeteiligung von Müttern ist gestiegen. 
Die Belastungen von Familien haben zugenommen. Etli- 
che Kinder leben nur noch mit einem Eltemteil zusam- 
men. Finanzielle Not ist in Familien besonders stark ver- 
breitet. In diesem Umfeld haben Einrichtungen der 
Kindertagespflege, wie Kindergärten oder -horte, eine 
wichtige Funktion als Sozialisationsinstanz übernommen, 
und die Anforderungen an sie haben sich verändert. Sie 
haben sowohl einen Betreuungs- als auch einen Erzie- 
hungs- und Bildungsauftrag. Dies erfordert qualifiziertes 
Personal und eine Gruppenstärke, die entsprechende 


Einrichtungen und Dienste der Freien Wohlfahrtspflege'** 


Bereich 

Einrichtungen 

Betten/Plätze 

Beschäftigte 

Jugendhilfe 

33.974 

1.835.231 

256.732 

Familienhilfe 

9.453 

58.757 

89.447 

Altenhilfe 

15.212 

481.495 

237.577 

Behindertenhilfe 

12.449 

344.819 

157.711 

Krankenhäuser 

1.227 

220.507 

317.516 

Sonstige Einrichtungen u. Dienste 

19.683 

215.417 

88.921 

Gesamt 

91.998 

3.156.226 

1.147.904 


■^) Ohne Aus-, Fort- und Weiterbildungsstätten für soziale und pflegerische Berufe. 
Quelle: BAGFW, Gesamtstatistik der Einrichtungen und Dienste, 2000. 
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Leistungen ermöglicht. Der Bedarf bezieht sieh aber noch 
auf einen anderen Aspekt: die Zeit. Kindertagesstätten 
müssen Öffnungszeiten haben, die mit den Arbeitszeiten 
berufstätiger Mütter zu vereinbaren sind, denn nur dann 
ist das Angebot auch bedarfsgerecht. 

Gute Kinder- und Jugendarbeit ist Voraussetzung dafür, 
dass junge Menschen ihre Leistungspotenziale möglichst 
optimal entfalten können. Die Aufgaben der Kinder- und 
Jugendhilfe und die sich daraus ableitenden Ansprüche 
sind im Sozialgesetzbueh geregelt. Seit Mitte 2001 ist 
aueh die „Rehabilitation und Teilhabe behinderter Men- 
schen“ Teil des Sozialgesetzbuehes (SGB IX). Welehe 
Hilfe und Unterstützung behinderte Menschen benötigen, 
hängt von Art und Grad der Behinderung ab. Kinder mit 
schweren Behinderungen müssen u. U. in Sonderkinder- 
gärten oder Sonderschulen betreut werden. Für junge 
Menschen sind eventuell berufsvorbereitende Maßnah- 
men erforderlich, um ihnen den Weg in die Berufstätig- 
keit zu ebnen. Behinderte Menschen, die nieht oder noch 
nicht auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt tätig sein kön- 
nen, finden vielleieht in Werkstätten Ausbildung und Be- 
schäftigung. Dort wird die Arbeit so gestaltet, dass sie der 
jeweiligen Behinderung möglichst gerecht wird. Auf 
diese Weise werden die Werkstattbeschäftigten bei der 
Entwieklung ihrer individuellen Fähigkeiten unterstützt. 
Mit dem SGB IX werden behinderten oder von Behinde- 
rung bedrohten Menschen wichtige Beteiligungs- und 
Gestaltungsreehte eingeräumt und die Leistungserbringer 
auf Wahrung von Eigenverantwortlichkeit und Selbstbe- 
stimmung der Mensehen mit Behinderungen verpflichtet. 
Die Freie Wohlfahrtspflege hat sieh jahrzehntelang in 
Fachkreisen und in der Politik dafür eingesetzt. 

Nicht für alle von Ausgrenzung bedrohten Gruppen gibt 
es festgeschriebene Rechtsansprüche auf Hilfe. Ein Bei- 
spiel hierfür sind Migrantinnen und Migranten. Aussied- 
lerinnen und Aussiedler, ausländische Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer und ihre Angehörige sowie Flüchtlinge 
haben untersehiedliche Gründe für ihre Entseheidung, ih- 
ren Lebensmittelpunkt nach Deutschland zu verlegen. 
Was sie eint, ist die Entwurzelung, die Trennung von der 
Heimat, häufig aueh von Familienangehörigen und 
Freunden. Nicht selten befindet sich ihr neuer Lebensmit- 
telpunkt sogar in einem anderen Kulturkreis. Ihre Pro- 
bleme und Bedarfe an Unterstützung sind entsprechend 
vielschichtig. Neu Zugezogene benötigen Orientierungs- 
hilfen in den Bereiehen Sprachhilfe, Beratung und Hilfe 
in persönlichen und Familienangelegenheiten, in Woh- 
nungs-, Arbeits- und Sehulfragen sowie in sozial- und 
statusreehtliehen Fragen, bei Behördenkontakten u. a. 
Aber Migrantinnen und Migranten haben häufig auch Be- 
dürfnisse, die sich auf die Wahrung ihrer kulturellen Iden- 
tität beziehen. Die Freie Wohlfahrtspflege tritt dafür ein, 
dass aueh solchen Interessen Reehnung getragen wird. 

Eine andere quantitativ bedeutende Gruppe mit besonde- 
rem Hilfebedarf sind Suehtabhängige. Aueh diese Gruppe 
ist äußerst heterogen. Es gibt sehr untersehiedliche Grade 
der Abhängigkeit, der Beeinträchtigung, der individuellen 
Leistungsfähigkeit und der Auswirkungen auf das fami- 
liäre Umfeld. Entsprechend differenziert sind die Bedürf- 


nisse. Sie reichen von Selbsterfahrungsgruppen bis zu 
Therapien zur Überwindung der Suehtabhängigkeit, 
schließen Angebote zur beruflichen Wiedereingliederung 
ein und ggf die Einbeziehung des sozialen Umfeldes. 
Stark Suehtabhängige müssen extreme Anstrengungen 
auf sieh nehmen und große persönliehe Leistungen voll- 
bringen, wenn ein Entzug erfolgreich sein soll - auch ih- 
ren späteren Lebenswandel haben sie auf die individuelle 
Gefährdung auszurichten. Diese Anstrengungen sind 
durch die verschiedenen Formen von Hilfsangeboten zu 
unterstützen. Im Zentrum des Leistungsangebots der 
Freien Wohlfahrtspflege stehen die Suchtberatungsstel- 
len. Sie informieren und beraten, sie vermitteln Behand- 
lungen oder berufliehe und soziale Rehabilitationsmög- 
lichkeiten. 

Die soziale Arbeit der Freien Wohlfahrtspflege zielt auf 
die Förderung der Hilfe zur Selbsthilfe. Letztendlich 
sollte der Hilfe suehende Menseh in die Lage versetzt 
werden, seine Lebenssituation selbstständig zu ändern, 
Probleme und Sehwierigkeiten eigenständig zu meistern. 
Bausteine hierzu sind die Vermittlung von Kontakten, Be- 
ratung und Qualifizierung und ganz allgemein die Stär- 
kung des Selbstbewusstseins gegenüber den oft über- 
mäehtig erseheinenden Problemen. Aber nicht alle 
hilfebedürftigen Mensehen sind überhaupt in der Lage, 
ihre Interessen zu artikulieren. Ihnen gegenüber hat die 
Freie Wohlfahrtspflege eine besondere Verantwortung: 
Hilfe darf auch in diesen Fällen nicht Bevormundung 
oder Entmündigung bedeuten. Ein Höchstmaß an subjek- 
tivem Wohlbefinden ist auch für diese Hilfebedürftigen 
zu gewährleisten. 

2.4 Wettbewerb und Finanzierung 

Aus unterschiedlichen Gründen knapper werdende Res- 
sourcen bei Staat und Sozialversicherungen haben in den 
letzten Jahren zu einem grundlegenden Umdenken ge- 
führt. Soziale Dienstleistungen werden nun vomehmlieh 
unter Kostengesiehtspunkten betrachtet - auch die be- 
triebswirtschaftlichen Risiken sind vielfach ganz auf die 
Freie Wohlfahrtspflege übergegangen. Soziale Angebote 
sind danach Dienstleistungen, die sich am Markt nur ver- 
kaufen lassen, wenn ein Bedarf existiert und wenn das 
Preis-Leistungs-Verhältnis stimmt. Grundsätzlieh ist die- 
ser Wettbewerb zu befürworten, wenn die Qualität sozia- 
ler Dienstleistungen aueh in Zeiten knapper öffentlicher 
Mittel weiterhin gewährleistet bleibt. 

Der Wettbewerb darf allerdings nicht zulasten hilfebe- 
dürftiger Menschen gehen. Denn: 

- Soziale Dienstleistungen sind nicht mit Konsumgütem 
vergleichbar. Bei sozialen Hilfen geht es um eine Be- 
ziehung zwisehen Menschen. Dies macht eine beson- 
dere Qualität der Leistung notwendig sowie die Konti- 
nuität im Leistungsangebot. Sie orientiert sich an 
Menschenbildern und Grundwerten. Die mit Leitbil- 
dern verbundene Werteorientierung des Handelns 
stellt somit auch ein notwendiges Korrektiv gegenüber 
einer überzogenen Ökonomisierung dar. 
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- Menschen in einer sozialen oder gesundheitlichen 
Notlage sind nicht immer in der Lage, souverän über 
ihre Situation zu entscheiden. 

- Bei weitem nicht alle Nutzer verfugen über ausrei- 
chende finanzielle Mittel, um die für sie angemesse- 
nen Dienstleistungen kaufen zu können. Daher bedarf 
es einer Finanzierungsform, in der ein sozialer Aus- 
gleich eingebaut ist. Dies wird beispielsweise durch 
solidarische Sozialversicherungen ermöglicht. 

Die Arbeit der Freien Wohlfahrtspflege wird durch eine 
Vielzahl von Quellen finanziert. Leistungsentgelte, Bei- 
träge und Pflegesätze werden z. B. in Krankenhäusern, 
Heimen und Kindergärten erhoben. Bezahlen müssen 
diese entweder die Nutzer selbst (und sie bekommen 
eventuell die Auslagen vom Jugendhilfe- oder Sozialhil- 
feträger erstattet) oder ein öffentlicher Leistungsträger 
(häufig die Sozialversicherungen). Hinzu kommen staat- 
liche Zuschüsse wie Investitionshilfen für den Bau von 
Einrichtungen und Finanzhilfen für Betriebe. Diese För- 
derung hat ihre Rechtsgrundlage in der öffentlichen Ver- 
pflichtung, freie Träger angemessen zu fordern und zu 
unterstüfzen, damit Menschen qualifiziert versorgt wer- 
den können. Um Finanzierungslücken decken zu können 
und ein Zusatzangebot zu schaffen, bemühen sich die 
Verbände, weitere Mittel zu akquirieren. 

Traditionelle Einnahmequellen sind 

- Geld- und Sachspenden aus der Bevölkerung, Haus- 
und Straßensammlungen; 

- Beiträge von Mitgliedern und aus Freundes- und För- 
derkreisen und 

- Schenkungen, Vermächtnisse, Bußgelder und Stiftun- 
gen. 

Weitere Geldmittel fließen aus Lotterien wie der Glücks- 
spirale, der Aktion Mensch und Ein Platz an der Sonne zu 
sowie aus dem Zuschlagserlös aus dem Verkauf von 
Wohlfahrtsmarken. Die konfessionellen Verbände erhal- 
ten darüber hinaus von ihren Kirchen Geld aus Kirchen- 
steuermitteln. 

Eine der wichtigsten Unterstützungen erfahren die Ver- 
bände durch die Arbeit der Ehrenamtlichen und das frei- 
willige soziale Engagement. Ihre Leistungen sind schwer 
in Geld messbar, aber vor allem viele kleinere Einrichtun- 
gen würden ohne ihre Hilfe kaum existieren können. 

3. Fremd- und Selbsthilfeinitiativen 

Fremd- und Selbsthilfeinitiativen haben sich in der Regel 
gegründet, um bei spezifischen Notlagen der Menschen 
zu versuchen, Abhilfe zu schaffen. 

Vieles von dem, was die Wohlfahrtsverbände beschreibt, 
trifft auch für die Fremd- und Selbsthilfeinitiativen zu: So 
bieten sie ebenfalls flankierende Leisfungen - unter ande- 
rem Beratung in sozialen Fragen - ergänzend zu öffentli- 
chen Leistungen an und sichern unter anderem damit 
gleichfalls das soziale Netz in der Bundesrepublik. 


Die Fremd- und Selbsthilfeinitiativen vertreten Men- 
schen, die aufgrund unterschiedlicher Probleme in Armut 
geraten sind oder von Armut bedroht bzw. sozial ausge- 
grenzt sind. In der Vielfalt der Mitglieder aller Fremd- 
und Selbsthilfeinitiativen spiegelt sich das Hauptanliegen 
wieder: Lobby der Betroffenen zu sein. 

Die Rolle der Fremd- und Selbsthilfeinitiativen besteht 
darin, die bestehenden und vor allem übergreifenden Pro- 
bleme aufzugreifen und möglichst mit den Beteiligten/ 
Betroffenen Lösungsstrategien zu entwickeln. Sie setzen 
sich im Interesse der Hilfe suchenden Menschen für die 
Wahrung der Rechfe dieser Menschen ein und fordern 
vom Staat eine Sozialpolitik, die Armut und soziale Aus- 
grenzung verhindert. 

Die Fremd- und Selbsthilfeinitiativen unterstützen den 
Aufbau von Selbstorganisationen (Selbsthilfegruppen) 
und Interessenvertretungen der von Armut durch unter- 
schiedliche Notlagen betroffenen Menschen. 

Insbesondere die beiden bundesweiten Arbeitsgemein- 
schaften der Selbsthilfeinitialiven arbeifen in ersfer Linie 
gemeinsam mif den von Arbeifslosigkeit bzw. Sozial- 
hilfebezug betroffenen bzw. von Arbeitslosigkeit und So- 
zialhilfebezug bedrohten Menschen. 

Die Finanzierung der Fremd- und Selbsthilfeinitiativen ist 
vielfältig, in der Regel vor allem bei den Selbsthilfeinitia- 
tiven äußerst prekär. Viele erhalten öffentliche Zuschüsse, 
meist des Bundes. Zusätzlich können zum Teil (geringe) 
Spenden eingeworben werden. 

4. Schwerpunkte und Projekte von 
Mitgliedern von BAGFW und NAK 

Arbeiterwohlfahrt Bundesverband (AWO) 

Der Bundesverband der Arbeiterwohlfahrt hat auch im 
Jahr 2003 die Geschäfte der Nationalen Armutskonferenz 
geführt und sich weiterhin für die Bekämpfung von Ar- 
mut und sozialer Ausgrenzung auf nationaler und europäi- 
scher Ebene eingesetzt. In Kooperation mit NAK und der 
Freien Wohlfahrtspflege wurde der Prozess zur Erstellung 
des Nationalen Aktionsplans in den Verband und auf die 
Länderebene getragen. Ziel ist es dabei, alle relevanten 
Akteure zur Überwindung von Armut und Ausgrenzung 
zu mobilisieren und geeignete Maßnahmen zu entwickeln 
und umzusetzen. 

Bei der Förderung von Modellprojekten legt der AWO- 
Bundesverband einen Schwerpunkt auf die sozialräumli- 
che Vernetzung. Im Rahmen des Bundesprogramms „So- 
ziale Sfadf“ und seines Unterprogramms „Entwicklung 
und Chancen von Jugendlichen in sozialen Brennpunkten 
(E & C)“ bringt die AWO im Stadtteil lokale Akteure zu- 
sammen, um z. B. die berufliche und soziale Integration 
von Jugendlichen zu fordern. Ein Beispiel ist das von der 
Bundesregierung geförderte Projekt „Interkulturelles 
Stadtteilmanagement“ in Bremen, das vom 1 . März 2000 
bis zum 3 1 . Dezember 2002 Standort des „Interkulturel- 
len Netzwerks der Jugendsozialarbeit im Sozialraum“ 
war. Gemeinsam mit anderen Akteuren baute der AW O- 
Kreisverband Bremen ein Netzwerk auf, das zugewander- 
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ten Jugendlichen die gleichberechtigte Teilhabe am sozia- 
len Leben sowie die Mitarbeit an neuen Angeboten wie 
z. B. Selbsthilfegruppen ermöglicht. Die erfolgreichen 
Ansätze werden im Projekt „Berufliche Integration von 
Spätaussiedlerinnen und Spätaussiedler im Sozialhilfebe- 
zug“ fortgeführt. (Kontakt: ism-west@awo-bremen.de; 
v.tuchel@awo-bremen.de) 

Aufbauend auf den Ergebnissen der ISS-Studien zur Kin- 
derarmut erprobt die Arbeiterwohlfahrt weiterhin Strate- 
gien zur sozialen Integration von Kindern und Jugendli- 
chen. Im Projekt „Preiswerte Ernährung“ in Lüneburg, 
Niedersachsen sind die Essgewohnheiten und der Gesund- 
heitszustand von benachteiligten Kindern nachhaltig ver- 
bessert worden. Maßnahmen waren Mittagstische für 
Grundschülerinnen und Grundschüler, Seminare zur ge- 
sunden Ernährung oder die Erstellung eines Kochbuchs. 
Das Projekt begann 1996 mit einer öffentlichen Förderung 
und wird inzwischen von der AWOCADO Service 
gGmbH weitergeführt. (Kontakt: wemecke@awocado- 
service.de/www.awocado.service.de). 

Bundesarbeitsgemeinschaft Schuldnerberatung e.V. 
(BAG-SB) 

Ver- und überschuldete Personen sind heute stärker als je 
zuvor von Ausschließung und Armut bedroht. So stellt 
beispielsweise eine Überschuldungssituation ein erhebli- 
ches Vermittlungshemmnis bei der Integration Arbeitslo- 
ser in den ersten Arbeitsmarkt dar. Die Teilhabe am bar- 
geldlosen Zahlungsverkehr wird dadurch erschwert, dass 
immer noch viele Kreditinstitute keine oder nur eine un- 
befriedigende Bereitschaft zeigen, so genannte „Gutha- 
benkonten“ für ver- und überschuldete Menschen oder 
Menschen mit geringem Einkommen zur Verfügung zu 
stellen. 

Die in über 1 000 Beratungsstellen rd. 1 700 tätigen 
Schuldnerberaterinnen und Schuldnerberater wirken mit 
ihrer Arbeit Ausschließungsprozessen wie den oben be- 
schriebenen entgegen. Die im Mai 1986 gegründete 
BAG-SB e.V. machte es sich zur Aufgabe, den Austausch 
von Informationen sowie die Aus-, Fort und Weiterbil- 
dung der Beraterinnen und Berater zu strukturieren, zu 
systematisieren und zu qualifizieren. Gleichzeitig bestand 
ein Bedürfnis, die sozialen Bedingungen der Überschul- 
deten zu untersuchen und professionelle Standards, nicht 
nur im Hinblick auf individuelle Problemlösungen, son- 
dern auch mit Einbezug wirtschaftlicher und sozialpoliti- 
scher Bedingungsgefüge zu entwickeln. 

Die Anzahl ver- und überschuldeter Privathaushalte steigt 
beständig an. Dem gegenüber steht die nach wie vor un- 
befriedigende personelle Ausstattung der Schuldnerbera- 
tungsstellen. Insbesondere vor dem Hintergrund der um- 
fassenden Reformen im Bereich der Sozialgesetzgebung 
und den damit einhergehenden Ausschließungsprozessen 
(Fokussierung auf erwerbsfähige Arbeitslose) setzt sich 
die BAG-SB e.V. dafür ein, dass Schuldnerberatung auch 
weiterhin ein offenes Beratungsangebot für alle Men- 
schen mit finanziellen Schwierigkeiten bleibt. 


Bundesarbeitsgemeinschaft Soziale Stadtentwicklung 
und Gemeinwesenarbeit 

Die Bundesarbeitsgemeinschaft Soziale Stadtentwicklung 
und Gemeinwesenarbeit (BAG) ist ein bundesweites 
Netzwerk und versteht sich als Lobby für Gemeinwesen- 
arbeit in einer sozialen Stadt- und Stadtteilentwicklung. 
Sie sieht „Soziale Stadt“ als neuen umfassenden Politik- 
ansatz für integrierte Handlungskonzepte und bringt die 
langjährigen Erfahrungen mit Bürgerbeteiligung und -ak- 
tivierung in Gemeinwesenprojekten ein. Die BAG be- 
greift das Bund-Länder-Programm „Soziale Stadt“ als 
neue Chance für Stadtteile mit besonderem Entwick- 
lungsbedarf Sie leistet einen Beitrag zum Aufbau der 
„Gemeinschaftsinitiative Soziale Stadt“, in der öffentli- 
che, private und freie Träger kooperativ Zusammenwirken 
sollen: Bürgergruppen, Träger der Sozial- und Jugend- 
hilfe sowie der BeschäftigungsfÖrderung, Stadtplanung, 
Wohnungswirtschaft und lokaler Ökonomie. 

Die BAG versteht sich als fachpolitische Lobby für Stadt- 
teilinitiativen, sozialraumbezogene Netzwerke und Bür- 
gerbeteiligungZ-aktivierung. Sie kümmert sich darum, 
dass die nachbarschaftliche und soziale Dimension, die 
gegenüber den städtebaulichen Aspekten vielerorts zu 
kurz kommt, ein starkes Gewicht erhält. Sie unterstützt 
Bürgeraktivierung, Interessenorganisation und -artikula- 
tion, interkulturelles Zusammenleben, Vernetzung der 
Akteure und lokale lebensweltorientierte Qualifikation 
und Beschäftigung. Damit trägt die BAG zur Reduzie- 
rung und Verhinderung von Armut und sozialer Ausgren- 
zung vor allem in Stadtteilen bei. Die BAG beteiligt sich 
an der Fachdiskussion zur Konzeptentwicklung, fordert 
Gemeinwesenarbeit in der Ausbildung und organisiert 
Fort- und Weiterbildung. Sie tritt als kompetente fachpo- 
litische Lobby-Organisation auf Bundesebene auf und 
nimmt insbesondere Einfluss auf die Entwicklung der po- 
litischen Programmatik „Soziale Stadt“. 

Mitglieder der als Verein konstituierten BAG sind regio- 
nal, landes- und bundesweit organisierte Akteure im Be- 
reich Soziale Brennpunkte, Gemeinwesenarbeit, Stadtteil- 
arbeit und Soziale Stadt. Der Verein arbeitet eng mit bun- 
desweiten Partnerorganisationen, Wohlfahrtsverbänden 
und Hochschulen zusammen. Er ist Mitglied in der Natio- 
nalen Armutskonferenz. Die BAG fordert die Weiterent- 
wicklung von regionalen Netzwerkstrukturen. Angestrebt 
ist die Beteiligung aus allen Regionen und Bundeslän- 
dern. Alle an der Zielsetzung Interessierten sind zur Mit- 
arbeit eingeladen. 

Bundesarbeitsgemeinschaft der Sozialhilfe- 
initiativen e.V. (BAG-SHI) 

Die BAG-SHI ist eine Nichtregierungsorganisation, in 
der sich Initiativen aus den Bereichen Sozialhilfe und Er- 
werbslosigkeit sowie Betroffene zusammengeschlossen 
haben. Große Institutionen gehören genauso zu unserer 
Organisation wie kleine Initiativen, die größtenteils eh- 
renamtlich tätig sind, oder engagierte Einzelkämpferin- 
nen und Einzelkämpfer. Ziel des seit 1991 bestehenden 
bundesweiten Zusammenschlusses war und ist es, die In- 
teressen der Bevölkerungsgruppe, die von Armut und 
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Ausgrenzung bedroht und betroffen ist, in der Öffentlich- 
keit, in Fachgremien und gegenüber der Politik und Ver- 
waltung - z. B. durch eigene Gutachten - offensiv zu ver- 
treten. Die BAG-SHI arbeitet außerdem an der 
Vernetzung von Initiativen und Beratungsstellen, um die 
Beratungstätigkeit zu professionalisieren und somit die 
Kompetenz von Selbsthilfeeinrichtungen zu stärken. Hier 
geht es vor allem auch darum. Hilfesuchende mit Bera- 
tung und der Vermittlung von fundierten Kenntnissen 
über das Sozialhilferecht und die Gewährungspraxis in 
der Sozialhilfe bei der Durchsetzung ihrer Rechtsansprü- 
che zu unterstützen. 

Trotz knapper Mittel und defizitärer Arbeitsbedingungen 
hat die BAG-SHI auf ihren Feldern einige positive Ergeb- 
nisse zu verzeichnen. Doch die Öffentlichkeits- und Ver- 
netzungsarbeit, die Mitwirkung in Gremien und Fachaus- 
schüssen, die politische Arbeit in bundesweiten 
Bündnissen und Zusammenschlüssen können im gebote- 
nen Umfang nur durch ehrenamtliches Engagement ge- 
leistet werden. Massenarbeitslosigkeit, soziale Ausgren- 
zung, die Kluft zwischen Arm und Reich sowie Lücken 
im sozialen Sicherungssystem machen deutlich, dass die 
Handlungsbereitschaft der Betroffenen und die Organi- 
sierung von Selbsthilfe notwendig ist. Nach Überzeugung 
der BAG-SHI brauchen die Betroffenen ein Sprachrohr, 
um Politik stärker in die Verantwortung zu ziehen und zu 
verhindern, dass die Risiken Arbeitslosigkeit, Armut und 
Krankheit auf die Individuen übertragen werden. Die po- 
litische Arbeit von Kirchen, Wohlfahrtsverbänden und 
Gewerkschaften hat bislang nicht zu einer solidarischen 
Bündnispolitik zwischen erwerbslosen, Sozialhilfe bezie- 
henden und ausgegrenzten Menschen einerseits und Ar- 
beitnehmerinnen und Arbeitnehmern andererseits ge- 
führt. Nicht die Verwaltung der Armut, sondern ihre 
Verhinderung muss das Ziel einer jeden Gesellschaft sein. 

Bundesarbeitsgemeinschaft Wohnungslosenhilfe 

Die BAG Wohnungslosenhilfe ist die bundesweite Dach- 
organisation der Einrichtungen und der sozialen Dienste 
der Wohnungslosenhilfe sowie der verantwortliehen und 
zuständigen Sozialorganisationen im privaten und öffent- 
lichen Bereich. Zu unseren 180 Mitgliedern gehören die 
Verbände der Freien Wohlfahrtspflege, die zuständigen 
Fachverbände, kommunale Träger, Betroffeneninitiati- 
ven und Straßenzeitungen sowie natürlich die Träger der 
Wohnungslosenhilfe als Einzelmitglieder. Unsere Mit- 
glieder vertreten insgesamt ca. 1 200 Dienste und Ein- 
richtungen. 

Diese Mitglieder der BAG Wohnungslosenhilfe halten 
differenzierte Hilfeangebote vor: Dazu gehören ambu- 
lante Fachberatungsstellen, Angebote des Betreuten Woh- 
nens, stationäre Einrichtungen mit Heimen und Wohn- 
häusern, Projekte für junge Erwachsene, spezifische 
Angebote für wohnungslose Frauen, medizinische Hilfen 
für Wohnungslose, Betriebe und Projekte zur beruflichen 
und beschäftigungsbezogenen Qualifizierung und Inte- 
gration. 

Hauptanliegen aller unserer Mitglieder ist es, den von 
Wohnungslosigkeit, Armut und sozialer Ausgrenzung be- 


drohten und betroffenen Bürgerinnen und Bürgern einen 
menschenwürdigen Platz in der Gesellschaft zu verschaf- 
fen. 

Zu dem Selbstverständnis der BAG Wohnungslosenhilfe, 
das sich auch in vielen Leitbildern unserer Mitglieder 
wiederfindet, gehören die Grundsätze: 

- Achtung vor der Würde der sozial ausgegrenzten und 
wohnungslosen Menschen 

- Freiheit und Mündigkeit der Hilfesuchenden 

- Anwaltschaft für die Rechtsverwirklichung und die 
Gleichheit vor dem Gesetz 

- Politische Anwaltschaft 

- Chancengleichheit der Geschlechter 

- Gemeindenähe 

- Bürgemähe 

- Selbstorganisation und bürgerschaftliches Engage- 
ment 

- Subsidiarität zwischen Staat und Freier Wohlfahrts- 
pflege 

- Ganzheitliche Hilfe durch Kooperation und Vernet- 
zung 

Bundesverband Deutsche Tafel e.V. 

Nicht alle Menschen haben ihr täglich Brot - und doch 
gibt es Lebensmittel im Überfluss . . . 

Die Tafeln in Deutschland - als große soziale Bewegung 
der 90er-Jahre - bemühen sich hier um einen Ausgleich 
und haben es sich zur Aufgabe gemacht, qualitativ ein- 
wandfreie Nahrungsmittel, die im Wirtschaftsverkehr 
nicht mehr verwendet werden können, an Menschen in 
Not zu verteilen. Mittlerweile sind die Tafeln in über 
350 Städten in Deutschland vertreten. 20 000 Ehrenamtli- 
che engagieren sich und erreichen täglich 0,5 Millionen 
Menschen mit Lebensmitteln. 

Die Tafeln in Deutschland arbeiten 

- ehrenamtlich, 

- auf Spendenbasis, 

- staatlich, konfessionell und politisch unabhängig, 

- im lokalen Bezug, 

- unter Einbindung der ortsansässigen Unternehmer, 
Wohlfahrtsverbände, Parteien, Kirchen u. ä. Institutio- 
nen. 

Unbürokratisch wird Menschen in Not vor Ort schnell 
und konkret geholfen. So tragen wir aktiv zur Bekämp- 
fung der Armut in Deutschland bei. 

Deutscher Bundes] ugendring (DBJR) 

Die Interessen der Kinder und Jugendlichen in Deutsch- 
land stehen im Mittelpunkt der Arbeit des Deutschen 
Bundesjugendrings (DBJR). Der DBJR ist die Arbeitsge- 
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meinschaft der deutschen Jugendverbände und Landesju- 
gendringe. In seinen 23 Mitgliedsorganisationen, sechs 
Anschlussverbänden und den 16 Landesjugendringen 
sind rd. 5,5 Millionen Jugendliche organisiert. Auf dieser 
breiten Basis repräsentiert der DBRJ die Vielfalt jugendli- 
cher Belange und Forderungen - gegenüber Parlament 
und Regierung und auch als Lobby für junge Menschen 
in der Öffentlichkeit. 

Armut - das bedeutet entsprechend dem Lebenslagenan- 
satz und aus der Sicht der Jugendverbände nicht nur ma- 
terielle Not, sondern auch geringe Ausbildungs- und 
Berufschancen, eingeschränkte Informationszugänge, so- 
zialen Ausschluss. 

Jugendverbände leisten auf allen föderalen Ebenen ihren 
Beitrag dazu, die Lebenslagen junger Menschen zu ver- 
bessern: So z. B. tragen sie als eigenständiger Bestandteil 
des Bildungswesens zur Verbesserung der - vor allem so- 
zialen - Bildung junger Menschen bei. Die mannigfaltigen 
Aktivitäten der Jugendverbände, Kindern und Jugendli- 
chen in allen sozialen Situationen und gesellschaftlichen 
Bereichen mehr Mitbestimmung zu ermöglichen, helfen 
diesen, ihre eigenen Interessen selbst zu vertreten. Ein 
wichtiges Betätigungsfeld der Jugendverbände ist auch 
der Bereich Integration von jungen Menschen - seien es 
nun Migrantinnen und Migranten, Jugendliche mit Behin- 
derungen oder Jugendliche in finanzieller Armut, die so- 
zial ausgegrenzt sind oder davon bedroht werden. In im- 
mer mehr sozialen Brennpunkten finden sich darüber 
hinaus Aktivitäten oder Einrichtungen von Jugendverbän- 
den. 

Typische Projekte sind z. B. das Projekt des Landesju- 
gendrings Schleswig-Holstein, um behinderten jungen 
Menschen ehrenamtliches Engagement zu ermöglichen, 
„Der Kindergipfel“ der Naturfreundejugend auf dem sich 
vor allem Kinder mit ihren Themen beschäftigen und sie 
mit Politikern ergebnisorientiert diskutieren können, die 
Arbeit der djo zur Unterstützung von Selbstorganisatio- 
nen von Migrantinnen und Migranten, das Bundesmo- 
dellprojekt der Landjugend in Ivenack, einem Landkreis 
mit einer Arbeitslosenquote von 30 %, in dem z. B. die 
beruflichen Perspektiven der jungen Menschen verbessert 
werden, die Projekte des Jugendwerks der AWO in sozia- 
len Brennpunkten von Großstädten oder die Arbeit des 
Bundesarbeitskreises Behindertenarbeit der DPSG. 

Deutscher Caritasverband (DCV) 

Vornehmstes und ureigenstes Ziel aller Caritasarbeit ist 
es, Menschen, insbesondere benachteiligte und schwache, 
vor Ausnutzung, vor Ausgrenzung und zugleich vor Ver- 
einnahmung zu schützen und ihre Selbsthilfekräfte anzu- 
regen. Der Deutsche Caritasverband hilft vorrangig Men- 
schen, die in ihrem persönlichen Umfeld oder in den 
sozialen Sicherungssystemen keine oder keine ausrei- 
chende Hilfe finden. Er sucht mit ihnen nach ganzheitli- 
chen Hilfen. Die geistig-seelische Situation und die Le- 
benswelt der Hilfebedürftigen werden in die Hilfeleistung 
einbezogen. Die Hilfebedürftigen werden angeregt, an 
der Veränderung ihrer Lebenssituation aktiv mitzuwirken. 
Der Deutsche Caritasverband unterstützt sie auf ihrem 


Weg zu mehr Chancengerechtigkeit und einem selbststän- 
digen und verantwortlichen Leben. In diesem Sinne hat 
der Deutsche Caritasverband ein Netzwerk von Sozialju- 
risten aufgebaut, die die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
im Beratungskontakt mit Hilfebedürftigen bei der Durch- 
setzung von Rechten und gesetzlichen Ansprüchen ge- 
genüber dem Staat und seinen Organen unterstützen. 

Dazu übernimmt der Deutsche Caritasverband Mitverant- 
wortung für die Entwicklung bedarfsgerechter sozialer 
Infrastrukturen. Er macht die Öffentlichkeit aufmerksam 
auf bestehende Nöte. Er wirbt für solidarisches Handeln 
auf der Grundlage christlicher Werte. 

Projektbeschreibung: Qualifizierungs- und 
Beschäftigungsmaßnahme für Frauen, Näh- und 
Kleiderkiste WÖLKCHEN, FOLSCHDER 
CAFETASS und HALTESTELLE Burbach 

Zielsetzung ist die Herausführung aus Arbeifslosigkeit 
und Abhängigkeit von Sozialhilfe durch persönliche Sta- 
bilisierung und Erarbeitung eines alternativen Lebenspla- 
nes und durch Vermittlung von Grundqualifikationen in 
den jeweiligen Arbeitsbereichen. Im Anschluss an die 
Maßnahme erfolgt eine Vermittlung in Umschulung, 
Fortbildung, in eine sonstige berufliche Förderung oder in 
Ausbildung bzw. zu einem Dauerarbeitsplatz. 

Zielgruppe sind arbeitslose Frauen, die nach Zeiten der 
Kindererziehung wieder ins Erwerbsleben einsteigen 
wollen, die allein erziehend sind, die ungelernt und durch 
Rationalisierung oder körperliche Einschränkungen ar- 
beitslos geworden sind und/oder die aufgrund sozialer 
und/oder gesundheitlicher Probleme auf dem Arbeits- 
markt kurzfristig nicht vermittelbar sind oder die im Aus- 
land aufgewachsen und aufgrund von Sprachdefiziten 
schwer vermittelbar sind. 

Aufgabenfelder/ Arbeitsfelder, in denen die Frauen einge- 
setzt oder in denen sie weitergebildet werden, sind die 
Herstellung, Instandsetzung, Pflege und den Verkauf von 
Texfilien im Secondhand- und Änderungsshop WÖLK- 
CHEN, Folsterhöhe. Dazu kommen Gastronomie- und 
Dienstleistungen in den Stadtteiltreffs FOLSCHDER 
CAFETASS und HALTESTELLE Burbach. Produkte 
und Dienstleistungen bestehen darin, Textilien - gesäu- 
bert, geflickt, gepflegt, gebügelt, neu angefertigt (Recy- 
cling von Alttextilien) herzurichten, im Servieren von 
Getränken und Speisen, in der Betreuung von Gästen, im 
Angebot eines offenen Treffs im Stadtteil. 

Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband 
(„Der Paritätische“) 

Der Paritätische sieht sich als Anwalt sozial benachteilig- 
ter und von Ausgrenzung bedrohter Menschen. Der Pari- 
tätische ist ein Wohlfahrtsverband sozialer Bewegungen. 
Die rechtlich eigenständigen Mitgliedsorganisationen 
leisten die soziale Arbeit für andere oder als Selbsfhilfe. 
Der Parifäfische unferstützt ein plurales Angebot sozialer 
Dienstleistungen und damit sowohl traditionelle Formen 
sozialer Arbeit als auch progressive Bewegungen, die auf 
gesellschaftliche Veränderungen dringen. Der Paritätische 
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gilt als größter Dachverband von Selbsthilfeinitiativen im 
Gesundheits- und Sozialbereich (insgesamt 9 840 Organi- 
sationen 2003). Dieses politische Gewicht wird ausdrück- 
lich dafür eingesetzt, um die differenzierten Bedürfnisse 
seiner Mitgliedsorganisationen zu vertreten. So hat der 
Paritätische drei Berichte zur Armut in Deutschland in 
den Jahren 1989, 1994 und 2000 der Öffentlichkeit vorge- 
legt. 

Das Projekt berami (Beruf, Bildung, Beratung in der Mi- 
gration) ist ein gemeinnütziger Verein in Frankfurt am 
Main. Speziell für junge Migrantinnen (18 bis 27 Jahre) 
werden Angebote zur sozialen und beruflichen Integra- 
tion bereit gestellt, berami wird u. a. von der Bundesre- 
gierung unterstützt. Die 28 Beraterinnen und Lehrerinnen 
kommen aus 1 1 verschiedenen Ländern, sprechen 
14 Muttersprachen und verfügen sämtlich über Migra- 
tionserfahrungen. In teils mehrmonatigen Kursen werden 
die jungen Frauen an den Alltag ihrer neuen Heimat he- 
rangeführt, erste Schritte ins Berufsleben - vermittelt über 
Praktika - folgen. Die jungen Frauen sollen dabei das 
Land, in dem sie nun leben, besser kennen lernen und ihre 
Deutschkenntnisse erweitern. Als nächstes werden z. B. 
Basiskenntnisse am PC vermittelt und das Schreiben klei- 
nerer und größerer Texte geübt. In den Praktika gewinnen 
die Migrantinnen Einblicke in einen Beruf mit seinen spe- 
zifischen Betriebsabläufen, dazu gehört auch das Einüben 
des Verhaltens im Betrieb und im Arbeitsteam. Bei allen 
neuen Schritten „ins Unbekannte“ erhalten die jungen 
Frauen individuelle Beratung und können sich im Grup- 
penunterricht über ihre Erfahrungen, Erwartungen und 
ihre Zukunftspläne austauschen. berami vereinigt Ele- 
mente einer „klassischen“ beruflichen Beratung/Qualifi- 
zierung mit Elementen der Selbsthilfe. 

Deutsches Rotes Kreuz (DRK) 

Das Deutsche Rote Kreuz hat Maßnahmen zur Bekämp- 
fung von Armut und Angebote zur Armutsprävention für 
unterschiedliche Personengruppen zu einer zentralen An- 
strengung seines Handelns erklärt. Dabei steht immer im 
Vordergrund, die Selbsthilfefahigkeiten betroffener Per- 
sonenkreise zu stärken. Auf der Grundlage satzungsge- 
mäßer Aufgabenwahrung („Hilfen für Menschen in Not“) 
und der Leitlinie der Agenda 2010 der nationalen, euro- 
päischen und internationalen Rot-Kreuz-Arbeit, haben 
Mitarbeiterinnen im Projekt „Armutsprävention“ auf un- 
terschiedlichen Wegen die Ziele der Projektarbeit 
erreicht. Von zwei bundesweiten Projekten zur Ar- 
mutsprävention (finanzielle Förderung durch die Bundes- 
regierung) sei hier eines beispielhaft genannt. 

Im Projekt „Armutsprävention in der familienorientierten 
Beratung“ wurde die Fragestellung untersucht, inwieweit 
die familienorientierte Beratung und Bildungsarbeit im 
DRK einen Beitrag zur Armutsprävention leisten kann. 
Sechs DRK-Kreisverbände (Bad Oldesloe, Berlin Süd- 
West, Braunschweig/Salzgitter, Oschersleben, Rostock, 
Strausberg) waren die lokalen Projektpartner des DRK- 
Bundesverbandes. Dabei wurde u. a. mit der EIBE in 
Rostock (Einkommens- und Budgetberatungsstelle) und 
mit der Deutschen Gesellschaft für Hauswirtschaft koo- 


periert. In Strausberg wird die Arbeit mit minderjährigen 
Schwangeren in Kooperation mit dem Arbeitsamt und ei- 
nem örtlichen Bilanzträger fortgeführt; in Bad Oldesloe 
wird die ehrenamtliche Budgetberatung für Jugendliche 
und Familien ausgeweitet; in Oschersleben konnte die 
Arbeit des Familienzentrums konzeptionell erweitert wer- 
den; in Rostock wurden die Projekterfahrungen in die 
Kursarbeit der Familienbildung integriert; in Berlin 
konnte die „Kinderbetreuung für einkommensschwache 
Familien“ ausgebaut werden. Lediglich das Projekt zur 
wohnortnahen Schuldnerberatung bildungsungewohnter 
Menschen in Leipzig konnte wegen struktureller Pro- 
bleme nicht weitergeführt werden. 

Diakonisches Werk der Evangelischen Kirche in 
Deutschland (DW EKD) 

Besondere Schwerpunkte im Sinne von good practice 
sind für das Diakonische Werk der Evangelischen Kirche 
in Deutschland 2004: Erstens die Unterstützung der dia- 
konischen Dienste und Einrichtungen zur Aufrechterhal- 
tung von grundlegenden Leistungen für einkommens- 
schwache Menschen. 4 600 Dienste leisten dabei allein 
Hilfe für Menschen in besonderen sozialen Schwierigkei- 
ten im engeren Sinn. Dazu zählen u. a. die Schuldnerbera- 
tung, deren Beratungskapazität angesichts steigender Ver- 
schuldungszahlen nicht zurückgehen darf In der Aus-, 
Fort- und Weiterbildung streben wir an, trotz des von der 
Politik beabsichtigten Abbauprozesses besonders wich- 
tige Angebote für Langzeitarbeitslose aufrechtzuerhalten. 
Niedrigschwellige Angebote wie die Bahnhofsmissionen 
wollen wir möglichst flächendeckend bewahren. Bei 
wohnungslosen Menschen konzentrieren wir uns darauf, 
zusätzlich zu sozialen Hilfen Zugang zum Arbeitsmarkt 
zu verschaffen. Herausragend ist das vernetzte ökumeni- 
sche Angebot der TelefonSeelsorge und ihr verschlüssel- 
tes Angebot im Internet in ganz Deutschland. Die Arbeit 
der Kinder-, Jugend- und Familienhilfe legt ihren 
Schwerpunkt neben Erziehung und Bildung auch auf Be- 
gleitung, Schutz und Unterstützung in persönlichen Not- 
situationen (z. B. in Frauenhäusem), dazu gehört auch die 
Entwicklung von Perspektiven zur selbstständigen Le- 
bensführung. 

Auch unsere politische Arbeit sehen wir als good practice 
an, denn über uns erhalten die politischen Entscheidungs- 
träger z. B. Informationen über den Bedarf von Menschen 
zur Bestimmung des sozio-kulturellen Existenzmini- 
mums (Regelsatzverordnung für Sozialhilfe und Grundsi- 
cherung für Erwerbsuchende). Wir bringen langfristige 
Vorschläge wie die Einführung einer Kindergrundsiche- 
rung zur Minderung von Kinderarmut ein. Auf den 
NAP’incl bezogen sehen wir die in Deutschland gefun- 
dene Kooperation der NGOs unter Federführung der 
BAGFW als good practice an, die zusätzlich zur Vernet- 
zung der Verbände auch auf die Mobilisierung der Kom- 
munen zielt. Im dritten Bereich unserer Arbeit tragen wir 
zur öffentlichen Diskussion und Mobilisierung gegen so- 
ziale Ausgrenzung bei. Wir bringen unsere Kenntnisse in 
die Armuts- und Reichtumsberichterstattung und Indika- 
torenentwicklung der Bundesregierung ein, erarbeiten ei- 
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gene Berichte in Netzwerken wie Social Watch oder dem 
Schuldenreport mit dem vzbv. 

Ein Beispielprojekt ist das Monitoringprojekt der Evan- 
gelischen Obdachlosenhilfe. Fälle von offensichtlicher 
Verweigerung von Rechtsansprüchen seitens der Kosten- 
träger werden ermittelt und die Träger durch unmittelbare 
Kontaktaufnahme und gegebenenfalls Öffentlichkeitsar- 
beit zu einer Veränderung ihrer Praxis bewegt. 

Zentralwohlfahrtsstelle der Juden in Deutschland e.V. 
(ZWST) 

Die ZWST ist einer der sechs Spitzenverbände der Freien 
Wohlfahrt und zuständig für die Wohlfahrtspflege in den 
jüdischen Gemeinden in Deutschland. Seitdem sich durch 
die Zuwanderung die Mitgliederzahlen der jüdischen Ge- 
meinden in Deutschland von knapp 30 000 Personen im 
Jahr 1989 auf rd. 104 000 Personen im Jahr 2004 mehr 
als verdreifaeht haben, ist die Integration jüdischer Mi- 
grantinnen und Migranten aus Staaten der ehemaligen 
Sowjetunion nach dem Prinzip der Hilfe zur Selbsthilfe 
sowie die Stärkung jüdiseher Identität zentrales Anliegen 
der ZWST. Die Zuwanderung bedeutet für die jüdisehe 
Gemeinschaft eine erhebliehe Bereicherung und Wieder- 
belebung des jüdischen Gemeindelebens. Gleichzeitig hat 
dieser Umbruch für viele Gemeinden, vor allem die klei- 
neren und neu gegründeten, einen Mangel an ausgebilde- 
tem Personal und finanziellen Ressoureen mit sieh ge- 
bracht. Daher ist es die Aufgabe der ZWST, den 
jüdischen Gemeinden mit einem vielseitigen, in den letz- 
ten Jahren stärker spezifizierten Angebot zur Seite zu ste- 
hen, um sie beim Auf- und Ausbau ihrer sozialen Infra- 
struktur zu unterstützen. 

Vor allem für die Senioren bedeutet die Migration, das 
Verlassen gewohnter Lebensverhältnisse verbunden mit 
dem Aufbau einer neuen Existenz, eine besondere 


Schwierigkeit. Alles, was unter dem Stichwort „Integra- 
tion“ zusammengefasst wird, wie z. B. das Erlernen einer 
neuen Sprache oder das Einleben in eine fremde Alltags- 
kultur, kann für einen älteren Mensehen eine wesentlich 
größere psycho-soziale Belastung bedeuten als für die 
junge Generation. Das Gleiche gilt für die Mögliehkeiten 
der älteren Migrantinnen und Migranten auf dem deut- 
schen Arbeitsmarkt. Da die älteren Zuwanderinnen und 
Zuwanderer am stärksten von sozialer Ausgrenzung und 
Isolation bedroht sind und ein übergreifendes Angebot für 
diese Zielgruppe kaum vorhanden ist, ist es der ZWST 
ein wiehtiges Anliegen, für die jüdischen Senioren ein 
vielfältiges Angebot bereit zu halten: 

a) Durehführung von regelmäßigen Seniorenerholungen 
im jüdischen Kurheim Eden-Park in Bad Kissingen 
(Erholung in jüdischer Atmosphäre, Aufnahme neuer 
Kontakte, Förderung der Integration in die deutsche 
Gesellsehaft, Teilnahme an Diskussionsrunden und 
Vorträgen zu verschiedenen Themen sowie kulturel- 
len Programmen, Begehen jüdischer Feiertage etc.) 

b) Organisation von Bildungsreisen für Senioren „auf 
jüdischen Spuren“ 

c) Ausbildungsangebote für ehrenamtliches Engage- 
ment in den jüdischen Gemeinden (Aufbau und Lei- 
tung von Seniorenclubs, EDV-Seminare für Senioren 
usw.) 

d) Spezifische Weiterbildungsangebote für Mitarbeite- 
rinnen und Mitarbeiter in jüdischen Altenheimen, um 
auf die psyeho-soziale Situation v. a. von Holocaust- 
überlebenden eingehen zu können. 

Ohne die Angebote der ZWST hätten die jüdischen Senio- 
ren, speziell die Migrantinnen und Migranten unter ihnen, 
aufgrund ihrer sozialen Situation in der deutsehen Gesell- 
schaft kaum die Möglichkeit an Aktivitäten dieser Art 
teilzunehmen. 
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Anhang V 

Maßnahmen im Rahmen des ESF 
Politikfeld B „Gesellschaft ohne Ausgrenzung“ 

Projekte des Bundes im Rahmen des Europäischen 
Sozialfonds 

Primär unterstützt der Europäische Sozialfonds (ESF) 
Maßnahmen zur Verhinderung und Bekämpfung der Ar- 
beitslosigkeit sowie zur Entwicklung der Humanressour- 
cen und der sozialen Integration in den Arbeitsmarkt im 
Sinne der Europäisehen Beschäftigungsstrategie. Im Poli- 
tikfeld „Gesellschaft ohne Ausgrenzung“ unterstützt der 
ESF Maßnahmen zur Integration in den Arbeitsmarkt und 
zum Erhalt der Beschäftigungsfähigkeit für Langzeitar- 
beitslose und benachteiligte Personen (wie z. B. Behin- 
derte, Migrantinnen und Migranten mit besonderen 
Vermittlungshemmnissen oder auch Sozialhilfeempfän- 
gerinnen und Sozialhilfeempfänger). 

Seitens des ESF stehen für die Förderperiode 2000 bis 
2006 im Politikfeld „Gesellschaft ohne Ausgrenzung“ al- 
lein im Rahmen der Bundesprogramme ca. 930 Mio. Euro 
an ESF-Mitteln zur Verfügung. Einschließlich der natio- 
nalen Kofinanzierung sehen die Bundesprogramme ein 
Gesamtvolumen von insgesamt ca. 1,72 Mrd. Euro für 
dieses Politikfeld vor. Hinzu kommen die ESF kofinan- 
zierten Landesprogramme, welche allein in den alten Bun- 
desländern ein Gesamtvolumen von ca. 1,47 Mrd. Euro 
(hiervon ca. 644 Mio. Euro ESF-Mittel) umfassen. Zuzüg- 
lich der neuen Bundesländer sowie der Gemeinschaftsini- 
tiative EQUAL ergibt sich für Deutschland von 2000 bis 
2006 ein Gesamtvolumen von ca. 5,6 Mrd. Euro, welches 
für Programme im Bereich der sozialen Ausgrenzung zur 
Verfügung steht. 

In der laufenden Förderperiode sind seitens des Bundes 
im Bereich der sozialen Ausgrenzung insbesondere die 
folgenden Programme zu nennen, welehe dem Ziel der 
Integration und Bekämpfung der Diskriminierung be- 
nachteiligter Gruppen auf dem Arbeitsmarkt dienen: 

- Das durch den ESF geforderte Programm „Kompeten- 
zen fordern - berufliche Qualifizierung für Zielgrup- 
pen mit besonderem Förderbedarf‘ (BQF) trägt zur 
Unterstützung dieses Ziels bei, in dem lokale/regio- 
nale Netzwerke gefördert und regionale Ausbildungs- 
konferenzen genutzt werden. Insbesondere soll nicht 
von Defiziten sondern mehr von vorhandenen Stärken 
der Migrantinnen und Migranten ausgegangen wer- 
den. Die Ausbildungsbeteiligung dieser Gruppe soll so 
erhöht werden. 

- In diesem Kontext spielt aueh das Programm 
„XENOS“ eine wichtige Rolle. Das aus dem ESF ge- 
förderte Bundesprogramm zielt darauf ab, Fremden- 
feindlichkeit, Rassismus und Diskriminierung in der 
Gesellschaft nachhaltig entgegenzuwirken. XENOS 
verknüpft an der Schnittstelle von Schule und Arbeits- 
welt arbeitsmarktpolitische Maßnahmen für Jugendli- 
che und junge Erwachsene mit Aktivitäten gegen Ras- 
sismus und Fremdenfeindlichkeit und zur Stärkung 


zivilgesellschaftlicher Strukturen. XENOS ist in das 
Aktionsprogramm „Jugend für Toleranz und Demo- 
kratie - gegen Rechtsextremismus, Fremdenfeindlich- 
keit und Antisemitismus“ eingebettet und damit Teil 
des bundesweiten „Bündnis für Demokratie und Tole- 
ranz - gegen Extremismus und Gewalt“. 

- Auch im Rahmen des ESF-kofinanzierten „Sofortpro- 
gramms zum Abbau der Jugendarbeitslosigkeit“ 
(JusoPro) wurde mit der Förderung der „Vermittlung 
von berufsbezogenen Deutsch-Kenntnissen“ für ar- 
beitslose oder ausbildungssuchende Jugendliche mit 
Migrationshintergrund die Möglichkeit geschaffen, 
die Sprachkompetenz in Deutsch zu verbessern und 
damit die Aufnahme einer Beschäftigung zu erleich- 
tern. 

- In der laufenden Förderperiode ist zudem geplant, die 
Förderung von Sprachkursen zur Vermittlung von 
Deutsch-Kenntnissen auch auf das ESF-Programm der 
Bundesagentur für Arbeit auszuweiten und somit auch 
älteren Migrantinnen und Migranten die Möglichkeit 
an der Teilnahme von ESF-geförderten Sprachkursen 
zu ermöglichen. 

- Auch das seit dem 1 . September 2003 seitens des Bun- 
des gestartete Sonderprogramm „Arbeit für Langzeit- 
arbeitslose“ wird zukünftig mit ESF-Mitteln unter- 
stützt. Als weiterer Baustein der Agenda 2010 fördert 
es 100 000 Langzeitarbeitslose und Sozialhilfeemp- 
fängerinnen und Sozialhilfeempfänger, die länger als 
sechs Monate arbeitslos und älter als 25 Jahre sind. 

- Im Rahmen des „Freiwilligen Sozialen Trainingsjahr“ 
(FSTJ) werden derzeit über 1 000 besonders benach- 
teiligte Jugendliche aus dem ESF gefördert, wobei die 
Kapazität verdoppelt wird, sodass zukünftig 2 000 Ju- 
gendliche an dieser Maßnahme teilnehmen können. 
Das FSTJ ist ein neues, freiwilliges Förderangebot, 
welches für Jugendliche in besonderen Lebenslagen 
eine maßgeschneiderte Unterstützung beim Übergang 
von der Schule in den Beruf bietet. 

- Auch das Programm „XENOS“ spielt im Kontext 
„Gesellschaft ohne Ausgrenzung“ eine wichtige Rolle. 
Das aus dem ESF geförderte Bundesprogramm zielt 
darauf ab, Fremdenfeindlichkeit, Rassismus und Dis- 
kriminierung in der Gesellschaft nachhaltig entgegen- 
zuwirken und einen Beitrag zur Integration von be- 
nachteiligten Jugendlichen und jungen Erwachsenen 
in den Arbeitsmarkt und damit in die Gesellschaft zu 
leisten. XENOS verknüpft an der Schnittstelle von 
Schule und Arbeitswelt arbeitsmarktpolitische Maß- 
nahmen mit Aktivitäten gegen Rassismus und Frem- 
denfeindlichkeit und zur Stärkung zivilgesellschaftli- 
cher Strukturen. XENOS ist in das Aktionsprogramm 
„Jugend für Toleranz und Demokratie - gegen Rechts- 
extremismus, Fremdenfeindlichkeit und Antisemitis- 
mus“ eingebettet und damit Teil des bundesweiten 
„Bündnis für Demokratie und Toleranz - gegen Extre- 
mismus und Gewalt“. Beispielhaft werden folgende 
vier Projekte aus dem XENOS-Programm gefördert: 
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Begegnungs- und Fortbildungszentrum muslimischer 
Frauen e.V. (Nordrhein- Westfalen): 

Zur Verbesserung der Einstellungschancen muslimischer 
Mädchen auf dem Arbeitsmarkt, die wegen bestehender 
Vorurteile und Fremdenfeindlichkeit aufgrund von Un- 
kenntnis beeinträchtigt sind, werden Ausbilder und für 
die Einstellung von Auszubildenden Verantwortliche aus 
Betrieben eingeladen, im Hause des Trägers an Fortbil- 
dungen zum Themenbereich Islam und Muslime teilzu- 
nehmen oder vor Ort informiert zu werden. Auf der ande- 
ren Seite sollen auch Vorurteile der Mädchen gegenüber 
der häufig als fern erlebten deutschen Gesellschaft abge- 
baut werden. Die Mädchen sollen dialogfähig werden und 
gegen Diskriminierung sowohl innerfamiliärer als auch 
gesellschaftlicher Seite angehen. 

Das Projekt gliedert sich in drei Teilbereiche: 

- Abbau von Vorurteilen und Fremdenfeindlichkeit auf 
Seiten der Nichtmuslime durch Information, Kontakte 
und Gespräche; 

- Aufarbeitung grundlegender Kenntnisdefizite und 
Erwerb von für Berufsausbildung qualifizierenden 
Schulabschlüssen sowie Abbau von Vorurteilen und 
Ängsten aufseiten muslimischer Mädchen in Bezug 
auf die deutsche Gesellschaft und Vermittlung grund- 
legender Kompetenzen als Dialogpartnerinnen und 
Mitgestalterinnen einer multikulturellen deutschen 
Gesellschaft; 

- Abbau von Vorurteilen, die aufseiten von Ausbildern 
oder für die Einsfellung von Auszubildenden Verant- 
wortlichen bestehen. 

baff e.V. Ludwigshafen: Bildung, Ausbildung, 
Förderung und Frauenprojekte e.V. (Rheinland- 
Pfalz): 

Ziel 

Mädchen und junge Frauen stärken gegen Intoleranz, 
Fremdenfeindlichkeit und Rassismus in Schule und Be- 
ruf Optimierung und Vernetzung bestehender Systeme 
zur nachhaltigen Verbesserung der schulischen und beruf- 
lichen Situation von jungen Migrantinnen der ersten, 
zweiten und dritten Generation. 

Zielgruppe des Projektes sind Mädchen am Übergang von 
allgemeinbildendem Schulsystem zum Ausbildungs- und 
Arbeitsmarkt. Insbesondere Mädchen und junge Frauen 
mit familiärem Migrationshintergrund, d. h. mit nicht 
muttersprachlich deutschen Eltern, sind am Arbeitsmarkt 
deutlich unterrepräsentiert. 

Umsetzung 

Der Projektträger schafft ein Grundangebot für Mädchen 
(Mädchenwerkstatt mit EDV/Intemet, sozialpädagogi- 
sche Begleitung, Angebote zur Verbesserung der schuli- 
schen Situation), in das das XENOS-Projekt integriert 
werden soll. 


Die Arbeit des Projektes „Mädchen sind stark“ setzt am 
Ist-Zustand an. Bei den jugendlichen Teilnehmerinnen 
(ab zwölf Jahre) gilt es die in der Praxis beobachteten 
Verfestigungen der Verhaltensweisen und Einstellungen 
möglichst vor Beginn der Pubertät zu verhindern. Dies 
wird mithilfe einer Probierwerkstatt, EDV-Angeboten, 
Hausaufgabenhilfe, Förderung der deutschen Sprache 
und einem intensiven Betreuungs- und Beratungsangebot 
erreicht. Weitere Bausteine: Betriebe, Verwaltungen, 
Schulen fit machen für Migrantinnen als Arbeitnehmerin- 
nen. Ausländische Eltern erhalten Informationen über all- 
gemeine Gesellschaftslagen in der Bundesrepublik und 
die Möglichkeit, vorurteilsfrei über Lebensperspektiven 
ihrer Töchter nachzudenken. 

Erzgebirgische Bildungswerke e.V. (Sachsen): 

Das Projekt „Über den (Erzgebirgs-)Kamm geschaut“ be- 
gleitet 14 Jugendliche und junge Erwachsene, die im 
Rahmen einer durch das Arbeitsamt geforderten Struktur- 
anpassungsmaßnahme beschäftigt und qualifiziert wer- 
den. Als Besonderheit stellt sich im Projekt die Verknüp- 
fung von Strukturanpassungsmaßnahme mit den Inhalten 
von XENOS dar. Die Inhalte werden durch ein breites 
Spektrum von Aktivitäten mit und durch die Jugendlichen 
selbst umgesetzt. 

Durch die verschiedensten Möglichkeiten immanenter 
Qualifizierungsmaßnahmen sollen die Voraussetzungen 
für Festeinstellungen auf dem ersten Arbeitsmarkt in der 
strukturschwachen Region des Mittleren Erzgebirgskrei- 
ses an der Grenze zu Tschechien geschaffen werden. Es 
sind außerdem Schulungen von Multiplikatoren aus dem 
Umfeld und enge Kontakte zu Netzwerkpartnem vorgese- 
hen. 

Zwei Hauptlinien werden dabei verfolgt: 

1 . Beschäftigung der Jugendlichen und jungen Erwach- 
senen mit Problemen, die sich im Zusammenleben 
von Einheimischen, Migranten und besonders Spät- 
aussiedlern in der Region ergeben. Ziel ist das ge- 
meinsame Arbeiten und Leben ohne die sich darstel- 
lenden Erscheinungen von Spannungen, Gewalt und 
Polarisation. 

2. Auseinandersetzung mit den unterschiedlichen Kul- 
turen und Nationalitäten zu beiden Seiten der 
deutsch-tschechischen Grenze, ihren historischen und 
gegenwärtigen Berührungspunkten und Verknüpfun- 
gen, ihren Wünschen und Ängsten im Zusammenle- 
ben, das besonders nach der EU-Osterweiterung im 
Mai 2004 akut wird. Ziel ist das Abbauen von Vorur- 
teilen beiderseits der Grenze durch aktive Begegnung 
und durch Arbeiten an gemeinsamen Projekten. 

Stadt Gelsenkirchen (Nordrhein- Westfalen): 

Ziel 

Das Projektziel besteht in der Sensibilisierung von Ju- 
gendlichen für den Zusammenhang zwischen zunehmen- 
der Konkurrenz auf dem Arbeits- und Ausbildungssfel- 
lenmarkt und fremdenfeindlichen Tendenzen durch 
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Multiplikatorenschulungen des Personals von Arbeitsbe- 
schaffungsmaßnahmen (ABM). 

Umsetzung 

Die Stadt Gelsenkirchen führt aufgrund der hohen Ar- 
beitslosigkeit - insbesondere unter den Jungerwachsenen 
mit einer Arbeitslosenquote von über 1 0 % - Arbeitsbe- 
schaffungsmaßnahmen durch. In diesen ABM-Projekten 
befinden sich zwischen 30 und 60 % jugendliche Migran- 
ten und Migrantinnen. Gerade die multikulturelle Zusam- 
mensetzung stellt die für die Anleitung und sozialpädago- 
gische Betreuung zuständigen Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter häufig vor Probleme, insbesondere beim Um- 
gang mit Gewalt und latent oder offen vorhandenen 
rechtsradikalen Tendenzen. 

Die Maßnahmen sollen zu einer Verbesserung der sozia- 
len Infrastruktur durch Beschäftigung und Integration in 
Gelsenkirchen beitragen. Die Stadt Gelsenkirchen bietet 
für ca. 350 Jungerwachsene unter 25 Jahren Beschäfti- 
gungs- und Qualifizierungsprojekte an, die von ca. 60 An- 
leiterinnen und Anleitem und Pädagoginnen und Päda- 
gogen betreut werden. Sie leiten die Jugendlichen unmit- 
telbar fachlich und sozialpädagogisch an und können ihre 
in den Multiplikatorenschulungen erworbenen Kenntnisse 
und Fertigkeiten im direkten Umgang mit den Jugendli- 
chen anwenden. Hierdurch wird in diesen Arbeitsprojek- 
ten positiver Einfluss in Bezug auf Toleranz und Akzep- 
tanz der Jugendlichen ausgeübt. 

Des Weiteren ist besonders die rd. 1 Mrd. Euro Gesamt- 
kosten umfassende und aus dem ESF mit weit über 
500 Mio. Euro kofinanzierte Gemeinschaftsinitiative 
„EQUAL“ hervorzuheben, die in zwei Förderrunden um- 
gesetzt wird. EQUAL zielt darauf ab, neue Wege zur Be- 
kämpfung von Diskriminierung und Ungleichheiten von 
Arbeitenden und Arbeitsuchenden auf dem Arbeitsmarkt 
zu erproben. EQUAL ist eingebettet in die Europäische 
Beschäftigungsstrategie und baut auf den Erfahrungen 
der vorausgegangenen Gemeinschaftsinitiativen ADAPT 
und BESCHÄFTIGUNG auf 

Im Vordergrund von EQUAL steht die Förderung von 
Humanressourcen, insbesondere die berufliche Integra- 
tion am Arbeitsmarkt benachteiligter Personengruppen 
sowie die Verbesserung des lebensbegleitenden Lernens 
und die Schaffung neuer Arbeitsplätze. An der zurzeit 
laufenden 1. Förderunde beteiligen sich insgesamt 
1 09 Entwicklungspartnerschaften, die geeignete Wege er- 
kunden, Ungleichheiten und Diskriminierungen auf dem 
Arbeitsmarkt zu beseitigen. Arbeitsfelder der einzelnen 
Entwicklungspartnerschaften sind beispielsweise die be- 
rufliche Eingliederung benachteiligter Personengruppen, 
die Stärkung des Beschäftigungspotenzials und der Quali- 
tätssicherung in der Sozialwirtschaft oder Maßnahmen 
zur Beratung und Begleitung von Existenzgründungen 
benachteiligter Personengruppen. Im Folgenden werden 
beispielhaft vier Entwicklungspartnerschaften mit ihren 
Projekten vorgestellt: 


Brücke Schleswig-Holstein gGmbH: 
Entwicklungspartnerschaft Steinhurger und 
Pinneherger Integrations-Netzwerk (SPIN) 
(Schleswig-Holstein): 

Die Projekte der Entwicklungspartnerschaft konzentrie- 
ren sich auf den Abbau von Barrieren für besonders be- 
nachteiligte Personen beim Zugang zum Arbeitsmarkt 
bzw. bei der Rückkehr auf den Arbeitsmarkt sowie auf 
die Verhinderung von Ausgliederung aus dem Erwerbsle- 
ben. 

Zur Zielgruppe gehören Menschen mit Behinderungen, 
Menschen mit seelischen oder körperlichen Beeinträchti- 
gungen, chronisch Erkrankte und Menschen mit gravie- 
renden psycho-sozialen Problemlagen. 

Zentraler Gedanke des Netzwerkes ist es, eine korrespon- 
dierende Struktur zu den regionalen Service-Stellen der 
Rehabilitationsträger auch aufseiten der Leistungsanbie- 
ter aufzubauen. Damit können Schnittstellenprobleme 
von verschiedenen Leistungsträgem zu „Nahtstellen“ ge- 
macht und Versorgungslücken im Bereich der betriebli- 
chen Prävention, Intervention und der ambulanten Reha- 
bilitation geschlossen werden. Die Nutzerinnen und 
Nutzer der Angebote erhalten passgenaue Hilfen, die mit 
den jeweiligen regionalen Anfordemngen der Wirtschaft 
abgestimmt sind. 

Kernstück des Projektverbundes sind zwei Service-Zen- 
tren für berufliche Rehabilitation und Arbeit, die aufbau- 
end auf den bestehenden Integrationsfachdiensten eng mit 
den übrigen Projekten verknüpft werden. Sie haben die 
Aufgabe in Kooperation maßgeschneiderte Konzepte der 
vernetzten Hilfeerbringung im Einzelfall zu entwickeln 
und in Anwendung des Case-Management-Ansatzes für 
die Umsetzung zu sorgen. 

Ein intemetgestütztes Informations- und Kommunika- 
tionsnetzwerk soll dabei helfen, diese Zusammenarbeit 
zwischen Unternehmen, sozialen Dienstleistem, Betroffe- 
nen und Behörden zu organisieren, vorhandene Wissens- 
potenziale nutzbar zu machen und Selbsthilfeaktivitäten 
zu fördern. 

Die Jugendbemfshilfe hat zum Ziel, benachteiligten Ju- 
gendlichen und Jungerwachsenen ohne Ausbildungs- 
oder Berafsreife differenzierte Möglichkeiten zum Er- 
werb von beruflichen Basisqualifikationen zu geben. 

Der Ausbildungsverbund fördert sehr individuell die Aus- 
bildungsfähigkeit benachteiligter Jugendlicher und Jung- 
erwachsener und vermittelt bzw. unterstützt diese dann in 
betrieblichen Ausbildungsverhältnissen. 

Das Ziel der ambulanten Rehabilitation ist für Menschen 
mit Beeinträchtigungen die Ausgestaltung einer individu- 
ellen Rehabilitationsplanung und Umsetzung mit arbeits- 
diagnostischen Anteilen in enger Kooperation mit den 
Betrieben der Region. 

Eine frühzeitige Erfassung von Arbeits- oder Ausbil- 
dungsproblemen von Patientinnen und Patienten des Kli- 
nikums Elmshorn (insbesondere der Psychiatrischen Ab- 
teilung) und der damit einhergehenden Neuausrichtung 
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des Übergangs von der medizinischen zur beruflichen Re- 
habilitation stellt sich ein weiteres Projekt. 

Langzeit- oder chronisch erkrankte Versicherte und ihre 
Betriebe erhalten mit dem Vorhaben Wiedereingliederung 
Langzeiterkrankter differenzierte Unterstützung während 
der Phase des beruflichen Wiedereinstiegs mit dem Ziel 
des Erhalts des Arbeitsplatzes und der Verhinderung von 
drohender Ausgliederung bei möglicher Neu-Erkran- 
kung. 

Der Stärkung der betrieblichen Prävention mit dem In- 
strument der Beratung von Betrieben zu den Themenbe- 
reichen Gesundheitsprävention, Verhinderung von Aus- 
gliederung und Integration von behinderten Menschen 
widmet sich ein weiteres Projekt. 

Das derzeit zergliederte System von Einzelfallhilfen soll 
eine Wandlung über die Vernetzung der Unterstützungs- 
leistungen zu einer Verbundlösung in der Region erfahren, 
um flexiblere passgenauere Hilfen für beeinträchtigte 
Menschen bei ihrer (Re-)Integration in den ersten Arbeits- 
markt oder ihren Verbleib im Arbeitsverhältnis zu ermög- 
lichen. Wesentlich ist dabei, dass die Schnittstellenpro- 
bleme im Übergang zwischen verschiedenen Kostenträ- 
gern oder beim Wechsel von einer Maßnahme zur nächs- 
ten Maßnahme minimiert werden. 

Landkreis Parchim: Entwicklungspartnerschaft 
Regionales Jobmentoring in der Region 
Westmecklenburg (Mecklenburg- Vorpommern) : 

Das Ziel der Entwicklungspartnerschaft besteht in der 
Schaffung eines nachhaltigen Netzwerkes der Integra- 
tionsfÖrderung und -begleitung benachteiligter Arbeits- 
und Ausbildungsplatzsuchender in der Region West- 
mecklenburg. 

Zielgruppe der Maßnahmen sind in Abstimmung mit dem 
Landesarbeitsamt Schwerin vorwiegend Berufsrückkeh- 
rer und Berufsrückkehrerinnen, die insbesondere Rat und 
Hilfe zum beruflichen Wiedereinsteig oder zur berufli- 
chen Neuorientierung brauchen. 

Im Rahmen des Konzeptes sollen neue, niederschwellige 
Methoden der Aktivierung, der Kompetenzfeststellung 
und Passungsklärung sowie der Vermittlung in Arbeit, 
Beschäftigung und Qualifizierung an die bestehenden 
Strukturen der Arbeitsmarktforderung angebunden wer- 
den und nutzbringend auf die spezifischen Bedarfe der 
Zielgruppe sowie der regionalen Wirtschaft hin abge- 
stimmt werden. 

Das Projekt wird flächendeckend in und mit drei Land- 
kreisen, die vorwiegend landwirtschaftlich geprägt sind, 
umgesetzt. Eine höchstmögliche Verknüpfung mit bereits 
bestehenden bzw. im Entstehen befindlichen Projektan- 
sätzen in der Region bildet die Grundlage für die ange- 
strebte Nachhaltigkeit. 

Die innovative Komponente liegt in der Durchgängigkeit 
des Betreuungszyklus von Findung - Eignungsbewer- 
tung - Qualifikation/ Arbeitserprobung/Praktika - Ver- 
mittlung. 


Zur Umsetzung werden im Rahmen des Projektes in the- 
men- und problembezogenen Modulen speziell ausgebil- 
dete Jobmentoren regional tätig, die als Schnittstelle zwi- 
schen den regionalen Unternehmen, Verbänden, Vereinen, 
Ämtern und den Teilnehmerinnen und Teilnehmern der 
Teilprojekte fungieren. 

Mit Unterstützung des Arbeits- und Sozialamtes akquirie- 
ren sie die Berufsrückkehrer und Berufsrückkehrerinnen 
für die Projekte, betreuen, beraten und begleiten diese 
vom Assessment bis zum beruflichen Wiedereinstieg. Im 
Ergebnis der Kompetenzfeststellung werden den Teilneh- 
mern und Teilnehmerinnen erste berufliche Orientierun- 
gen vorgeschlagen und individuelle Integrations- und 
Entwicklungswege aufgezeigt. Die Mobilisierung und 
Stärkung der Selbsthilfekompetenzen sind integrativer 
Bestandteil der Findungsphase der Berufsrückkehrer und 
Berufsrückkehrerinnen und enden in einer konkreten Be- 
rufswegeplanung. 

Mit der Einrichtung von lokalen Selbstlemzentren und 
der Entwicklung von innovativen und praxisnahen e-lear- 
ning-Modulen werden zusätzlich selbst gesteuerte dezent- 
rale Qualifizierungsmöglichkeiten angeboten. 

Durch den Unternehmer- sowie Kreisbauemverband wer- 
den zusätzliche Arbeits- und Beschäftigungsbedarfe in 
der regionalen Wirtschaft ermittelt. Auch Recherchen in 
der Presse oder im Internet werden für eine Vermittlung 
in Praktikums- und Arbeitsplätze potenzieller Arbeitge- 
ber genutzt. Dabei wird im Vorfeld eine optimale Passung 
zwischen den Arbeitsplatzanforderungen seitens der Ar- 
beitgeber und der Kompetenzen sowie der Persönlichkeit 
seitens der Teilnehmerinnen und Teilnehmer abgestimmt 
bzw. entsprechende Maßnahmen eingeleitet. 

Die Entwicklungspartnerschaft greift die Fragestellung 
mangelnder subjektiver und objektiver Beschäftigungsfa- 
higkeit in der Region auf. Die Innovation der Prozess- 
kette Aktivierung - Klärung - Vermittlung wird die 
Hemmnisse bei der Teilhabe der Problemgruppen des Ar- 
beitsmarktes zukünftig minimieren. 

Carl von Ossietzky Universität Oldenburg: 
Entwicklungspartnerschaft (EP) SIMBA - Soziale 
Integration von Migrantinnen und Migranten in 
Beruf und Arbeit (Niedersachsen): 

Die Entwicklungspartnerschaft SIMBA zielt auf die Ver- 
besserung von Eingliederungschancen von Migrantinnen 
und Migranten in den ersten Arbeitsmarkt. Mit den unter- 
schiedlichen Strategien und Aktivitäten sollen insbeson- 
dere strukturelle Veränderungen erreicht werden. Diese 
reichen von der Verbesserung individueller Zugangschan- 
cen bis hin zur Förderung und Stabilisierung von Ausbil- 
dungs- und Beschäftigungsverhältnissen unter Einbezie- 
hung der Zielgruppe (Empowerment). 

Das Innovationspotenzial der Entwicklungspartnerschaft 
ist in folgenden Bereichen zu sehen: 

1 . Im berufsbezogenen Umfeld 

Durch die Erschließung neuer Berufs- und Arbeitsfel- 
der sollen die besonderen Kompetenzen von 
Migrantinnen und Migranten verstärkt als Ressourcen 
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gesehen und einbezogen werden. Bis zur Aufnahme 
und Stabilisierung von Arbeitsplätzen ausländischer 
Arbeitsuchender und Unternehmer werden qualifi- 
zierte Ombudsmänner (-trauen) eingesetzt, die be- 
gleitend und unterstützend tätig sind. Durch die Opti- 
mierung von Eingangs- und Vermittlungsverfahren 
(Assessment) als Bestandteil von Beratung, Vermitt- 
lung und Qualifizierung können Migrantinnen und 
Migranten gezielter ihren Fähigkeiten entsprechend 
in den ersten Arbeitsmarkt bzw. in Fort- und Weiter- 
bildung vermittelt werden. Die Maßnahmen sollen 
den Zugang zu Arbeitsfeldern eröffnen, in denen Mi- 
grantinnen und Migranten signifikant unterrepräsen- 
tiert sind. Die vorbeugenden Maßnahmen sollen be- 
stehende Arbeitsverhältnisse stabilisieren und damit 
dem Verlust von Arbeitsplätzen entgegenwirken. 

2. Einbeziehung des gesamten Lebensumfeldes 

Das Projekt geht von einem ganzheitlichen Ansatz 
aus, in dem die geplanten Maßnahmen auch das 
Lebensumfeld von insbesondere jugendlichen Mi- 
grantinnen und Migranten sowie Schule und Familie 
einbeziehen und dabei eng mit anderen Landespro- 
grammen zur Prävention (z. B. PRINT) kooperieren. 
Der ganzheitliche Ansatz ist auch durch die geplan- 
ten Maßnahmen als Beteiligungsprojekte (z. B. neue 
Wege der Kontaktaufhahme mit Jugendlichen und 
deren Eltern durch Kunstaktionen im Stadtteil, Aus- 
bildungsplattformen in Schulen, um einen direkten 
Kontakt zwischen Unternehmen und potenziellen 
Auszubildenden und deren Eltern herzustellen) er- 
kennbar. 

3. Mehrheitsgesellschaft als Zielgruppe 
Strukturelle Veränderungen erfordern die Einbezie- 
hung von wichtigen Schlüsselakteuren und Entschei- 
dungsträgem aus den Breichen der Wirtschaft und 
der Politik. Durch die Zusammenarbeit in der EP sind 
bereits wichtige Akteure wie Arbeitsamt, Kammern, 
Unternehmen etc. in den Prozess einbezogen. 

Ein weiteres Innovationspotenzial liegt in der Nutzung 
der vorhandenen Infrastraktur der verschiedenen nieder- 
sächsischen Landesprogramme. 

Handwerkskammer Münster: 
Entwicklnngspartnerschaft „Maßarbeit im 
Münsterland“ (N ordrhein-Westfalen) : 

Eines der vier Aktionsfelder der EP konzentriert sich auf 
das Ziel, den Übergang von der Schule in den Bemf für 
benachteiligte Jugendliche zu stärken. Dazu sind in sie- 
ben Teilprojekten (TP) zielgmppenspezifische Konzepte 
und Aktivitäten entwickelt worden und befinden sich in 
der Erprobungsphase: 

- TP Brücke zum Bemf: Die Initiative für Beschäfti- 
gung Westfalen hat in enger Zusammenarbeit mit allen 
beteiligten Institutionen an drei Hauptschulen in 
Münster durch sozialpädagogische Begleitung in den 
Schuljahren 8 bis 10, intensive Betreuung während der 
Betriebspraktika sowie betreute Langzeitpraktika in 
Unternehmen erfolgreich einen präventiven Ansatz 


verfolgt, um Abbrecher-Karieren und Abgleiten in die 
Langzeitarbeitslosigkeit zu verhindern. 

- In den drei TP von Landesverband NRW für Körper- 
und Mehrfachbehinderte, Paritätische Sozialdienste/ 
Integrationsfachdienst und Handwerkskammer Müns- 
ter geht es um eine individuelle, selbstbestimmte und 
realitätsnahe Berufsorientierang, Bemfswegefindung 
und -planung von körper-, lern- und hörbehinderten 
jungen Menschen in den letzten drei Klassen von 
sechs Sonderschulen und Integrationsklassen im 
Münsterland. Ziel ist hierbei, durch individuellen 
Stützunterricht, begleitete betriebliche und außerbe- 
triebliche Praktika und auswertende Gespräche den 
Übergang in eine Berufsvorbereitungsmaßnahme oder 
Ausbildung auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt zu er- 
möglichen und nicht automatisch den Weg in eine 
Werkstatt für behinderte Menschen zu gehen. 

- TP WIT (Women in Technology), Frauen in techni- 
sche Berufe: Unter Federführung der Bezirksregierung 
Münster haben vier Berufskollegs Module entwickelt, 
um junge Frauen verstärkt für technische Berufe zu in- 
teressieren und ihnen damit ein breiteres Berufswahl- 
spektrum sowie bessere Perspektiven in zukunfts- 
trächtigen Berufen zu eröffnen. 

- TP Berufliche Orientierung und Qualifizierung be- 
nachteiligter Jugendlicher im Bereich Bauen unter 
umweltgerechten Aspekten: Hierbei sollen neue Wege 
in der Berufsvorbereitung des Lehrbauhofes der Bau- 
gewerbe-Innung Münster in Kooperation mit der 
Handwerkskammer in Form einer zertifizierten Modu- 
larisierung beschritten werden. 

EU- Gemeinschaftsinitiative EQUAL 

Entwicklnngspartnerschaft: „e-learning im 
Strafvollzng (e-LiS)“ 

Ziel 

Im Rahmen der Gemeinschaftsinitiative EQUAL der Eu- 
ropäischen Union hat sich auf gemeinsame Initiative der 
Bundesländer Berlin, Brandenburg, Bremen, Hamburg, 
Mecklenburg- Vorpommern und Schleswig-Holstein die 
Entwicklungspartnerschaft (EP) „e-leaming im Strafvoll- 
zug (e-LiS)“ gebildet. Gemeinsames Anliegen der Län- 
derpartnerschaft ist die Verbesserung des Bildungsni- 
veaus sowie der Fähigkeiten und Kompetenzen von 
Strafgefangenen mit Mitteln der luK-Technologie. 

Umsetzung 

Verteilt auf 23 Standorte von Justizvollzugsanstalten wer- 
den in den sechs Bundesländern Pilotprojekte durchge- 
führt, mit dem Ziel, das Lernen und die Aus- und Weiter- 
bildung in der Haft flexibler und effizienter zu gestalten. 
Den Inhaftierten sollen durch den Einsatz der neuen Me- 
dien und insbesondere des e-leamings moderne Arbeits- 
marktkompetenzen zugänglich gemacht werden. Ausge- 
hend von den vorhandenen Strukturen der Bildungsarbeit 
in den beteiligten Justizvollzugsanstalten bestehen länder- 
übergreifende Netzwerke zu Themenschwerpunkten und 
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Zielgruppen. Bezogen auf die Zielgruppen des Projektes 
- männlicher, weiblicher Erwachsenenvollzug und Ju- 
gendvollzug - werden unterschiedliche Bildungsansätze 
erprobt. Beispielsweise werden zum Thema Computer- 
recycling und -refurbishment an sechs Standorten Bil- 
dungsmaßnahmen durchgeführt und die entsprechenden 
Kompetenzen untereinander kommuniziert und ausge- 
tauscht. Für weibliche Strafgefangene existiert ein Koo- 
perationsnetzwerk, an dem die Frauenvollzugsanstalten 
der beteiligten Länder mitwirken, sodass alle weiblichen 
Gefangenen potenziell Zugang zu den Bildungsangeboten 
haben. 

Ein zentrales Element für das Gesamtprojekt bildet eine 
Bildungsplattform, die gegenwärtig im Aufbau begriffen 
ist. Im Regelbetrieb zum Ende des Jahres 2004 wird sie 
die Haftanstalten der beteiligten Länder vernetzen. Den 
Ausbildungseinrichtungen und Bildungsträgem werden 
Informations-, Bildungs- und Weiterbildungsmaterial zur 
Verfügung gestellt und über Foren entsprechende Kom- 
munikationsmöglichkeiten angeboten. 

Den Inhaftierten werden Bildungsangebote entsprechend 
ihren individuellen Fähigkeiten aus den Bereichen Sozial- 
kompetenz, schulische und allgemein bildende Lemin- 
halte bis hin zu beruflichen Aus- und Weiterbildungsthe- 
men vermittelt. Die bis dato gegebene Konzentration der 
Bildungswege auf traditionelle Berufsfelder und eine ein- 
geschränkte Zahl von Standorten soll hiermit erweitert 
werden. Beispielsweise lassen sich künftig anstaltsüber- 
greifende Lemgrappen zu speziellen Qualifikationen zu- 
sammenstellen. Der Aufbau der Leminhalte ist modular, 
damit auch Strafgefangene mit kurzen Haftzeiten an den 
Maßnahmen teilnehmen und entsprechende Zertifikate 
erhalten können. 

Eine weitere Zielgruppe stellen die pädagogischen und 
vollzuglichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Justiz- 
vollzug dar. Zu ihrer Fort- und Weiterbildung bietet die 
Plattform fachspezifische Informations- und Weiterbil- 
dungsangebote sowie verschiedene Kommunikations- 
möglichkeiten. Eine der Herausforderangen des Projektes 
besteht darin, IT-Lösungen mit den Sicherheitsanforde- 
rungen des Strafvollzuges in Einklang zu bringen und da- 


mit jeglichen Missbrauch der „virtuellen Freiheit“ durch 
die Strafgefangenen auszuschließen. 

Das aus Mitteln des Europäischen Sozialfonds und Ko- 
finanzierungsmitteln der beteiligten Bundesländer geför- 
derte Projekt kooperiert auf europäischer Ebene mit ähn- 
lich gelagerten Vollzugsprojekten in Österreich, den 
Niederlanden, Frankreich, Spanien, Schweden und Groß- 
britannien. In einem späteren Projektstadium sollen Haft- 
anstalten dieser Länder auf die Leraplattform und auf 
Lehrmaterial in der jeweiligen Muttersprache der Inhaf- 
tierten zugreifen können. 

Baden-Württemberg: 

Verkäuferausbildung CAP (Handicap) 

(s. Tabelle unten) 

Projektinhalt 

Menschen, die aufgrund ihrer geistigen, körperlichen 
oder psychischen Handicaps besondere Rahmenbedin- 
gungen benötigen, erhalten die Möglichkeit der Ausbil- 
dung zur Verkäuferin oder zum Verkäufer in einem der 
insgesamt sechs CAP-Einkaufsmärkte (Herrenberg, Weil 
im Schönbuch, Heumaden, Nufringen, Nagold, Malms- 
heim), die in Baden- Württemberg bislang mit ESF-Mit- 
teln gefördert wurden. Basierend auf den behinderungs- 
bedingten Benachteiligungen und den hinzukommenden 
Schwierigkeiten im sozialen Umfeld wird dieser Perso- 
nengruppe eine intensive pädagogische Begleitung als 
Rahmenkonzept für die Ausbildung geboten. Hierbei 
werden äußere Einflüsse (Wohnumfeld, Familie etc.) in 
die Ausbildung mit einbezogen und bearbeitet. 

Die Ausbildung zum Verkäufer basiert auf dem Konzept 
des Dualen Systems. Dies beinhaltet die Praxis am Ar- 
beitsplatz und Theorieeinheiten in Kleingruppen. 

Die Idee der CAP-Märkte verbindet dabei die arbeits- 
marktpolitische Zielsetzung mit einer Verbesserung der 
lokalen Infrastruktur. In Zeiten des Rückgangs von Ein- 
zelhandelsketten aus dörflicher und z. T. auch kleinstädti- 
schen Lebensräumen gewährleisten die CAP-Märkte eine 


Träger 

FEMOS gGmbH und andere 

Projekttitel 

Ausbildung zur Verkäuferin/zum Verkäufer in CAP-Lebensmittelmärkten 

Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer 

Anzahl gesamt: 12 TN weiblich 2 TN bis 25 Jahre: 8 

TN männlich 10 TN über 25 Jahre: 4 

Zielgruppe 

Menschen mit geistiger, körperlicher oder psychischer Behinderung; beinhaltet auch Men- 
schen mit behinderungsbedingten Benachteiligungen, Schwierigkeiten im sozialen Um- 
feld, Langzeitarbeitslosigkeit, oder von Abhängigkeitserkrankungen betroffen 

Mittel des SM/ 
des ESF 

ESF-Mittel gesamt 251.901,14 € (ca. 7.000,00 € je TN pro Jahr) 

Kofinanzierungspartner 

Bund, Kommune 

Projektdauer 

3 Jahre 
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wohnortnahe Grundversorgung mit Lebensmitteln. Sie 
tragen damit sinnvoll zur regionalen Entwicklung bei. 

Bei der Standortwahl wird selbstverständlich auf den 
ortsansässigen Einzelhandel Rücksicht genommen. 

Ziel 

Alle 12 Teilnehmenden sollen die Zwischenprüfung und 
die Abschlussprüfung erfolgreich absolvieren und einen 
für sie passenden Arbeitsplatz finden. 

Die Teilnehmenden sollen zum selbstständigen Eeben 
und Arbeiten qualifiziert und unterstützt werden. Ebenso 
soll die Selbstständigkeit und das Selbstbewusstsein ent- 
wickelt und gestärkt werden, um eine dauerhafte wirt- 
schaftlich vertretbare Beschäftigung zu sichern. 

Dauerhafte Arbeitsplätze sollen in den CAP-Märkten als 
Ausgangsbasis für die Integration in den allgemeinen Ar- 
beitsmarkt entstehen. 

Die Wahrnehmung der Leistungsfähigkeit von behinder- 
ten Menschen soll sich durch die Ausbildung und die 
Märkte in der Öffentlichkeit entwickeln. 

Umsetzung 

Der Projektverlauf entspricht dem Ausbildungs-ZOrgani- 
sationsplan. Beim Erkennen von Lemschwierigkeiten 
oder Wissenslücken bei den Teilnehmenden, werden 
diese durch Ergänzungsstunden (beispielsweise Einzelun- 
terricht, Hausaufgabenbetreuung) aufgearbeitet und be- 
seitigt. Dies erfordert eine individuelle und teilnehmer- 
orientierte Ausrichtung entsprechend des persönlichen 
Bedarfs und der Notwendigkeit der sozialpädagogischen 
Begleitung. 

Der Projektverlauf wird in Form eines Klassenbuches do- 
kumentiert und überprüft. Die Auszubildenden führen ein 
Berichtsheft. Klausuren, Schulungsunterlagen, Quartals- 
berichte, Tests, Praxisprüfungen, Zwischenprüfungen, 
Fachgespräche mit der IHK- Ausbildungsbeauftragten 
stellen die erfolgreiche Umsetzung sicher. 

Nach den bisherigen Erhebungen wird das Projektziel 
(anerkannter Berufsabschluss) von nahezu allen Teilneh- 
menden erreicht. Auch eine Vermittlung in den ersten Ar- 
beitsmarkt gelingt zunehmend. 

Einbindung in den regionalen Arbeitsmarkt/ 
Kooperationen 

Die Ausbildung stellt ein Bindeglied zur Integration von 
Menschen mit Behinderung in den allgemeinen Arbeits- 
markt dar. Mit der IHK Stuttgart wurde vereinbart, dass 
bei Vorliegen der persönlichen und inhaltlichen Prüfungs- 
voraussetzungen eine Zulassung zur Prüfung Verkaufs- 
helferin/Verkaufshelfer bzw. Verkäuferin/Verkäufer er- 
folgt. Im Anschluss an die Ausbildung besitzen die 
Teilnehmenden einen staatlich anerkannten Berufsab- 
schluss (Gesellenbrief der IHK). Mit diesem Abschluss 
erhalten die Teilnehmenden die reelle Möglichkeit zur In- 
tegration in den privatwirtschaftlichen Arbeitsmarkt in 
der Einzelhandelsbranche. 


Bayern: 

Arbeitsweltbezogene Jugendsozialarbeit 

Alle jungen Menschen mittels Ausbildung und Beschäfti- 
gung in „Lohn und Brot“ zu bringen, ist das erklärte Ziel 
der Bayerischen Staatsregierung. Dies gilt auch für dieje- 
nigen, bei denen die berufliche und soziale Integration 
nicht auf Anhieb klappt. Das Land Bayern fördert die 
Maßnahmen der Arbeitsweltbezogenen Jugendsozialar- 
beit u. a. aus Mitteln des ESF-Fonds. 

Im Jahr 2003 wurden über 5,1 Mio. Euro an Landesmit- 
teln investiert. Zusätzlich werden im Rahmen des Ar- 
beitsmarktfonds Bayern pro Jahr rd. 1,07 Mio. Euro für 
Maßnahmen der Arbeitsweltbezogenen Jugendsozialar- 
beit eingesetzt. Darüber hinaus erhalten Projekte und Ein- 
richtungen aus Mitteln des europäischen Sozialfonds im 
Förderzeitraum 2000 bis 2006 ca. 33,5 Mio. Euro (1995 
bis 1999: 40 Mio. DM = 20,45 Mio. Euro). 


Bayern: 

Integration noch ausbildnngsloser 
berufsschnlpflichtiger Jugendlicher 
(kooperatives Berufsvorbereitungsj ahr) 

Vom bayerischen Staatsministerium für Unterricht und 
Kultus wurden unter Inanspruchnahme von europäischen 
Fördermitteln (ESF) Maßnahmen zur Integration noch 
ausbildungsloser berufschulpflichtiger Jugendlicher 
durchgeführt. Es handelt sich um Maßnahmen, die zusätz- 
lich zu den bestehenden Angeboten im Berufsvorberei- 
tungsjahr, in Jungarbeiterklassen und den berufsvorberei- 
tenden Maßnahmen von Schule und Arbeitsverwaltung, 
angeboten werden. Die Ausbildung erfolgt durch den Un- 
terricht an der Berufsschule an zwei Tagen in der Woche 
und durch Praktika an drei Tagen in der Woche außerhalb 
der Schule (z. B. durch freie Träger oder in überbetriebli- 
chen Einrichtungen). Bei Berufsschulen für Behinderte 
kann der Anteil des Unterrichts bis zu 2,5 Tage pro Woche 
betragen. 

Das kooperative Berufsvorbereitungsj ahr richtet sich an be- 
rufsschulpflichtige Schulabgänger und Schulabgängerin- 
nen der Hauptschule oder der Volksschule für Behinderte, 
Förderschwerpunkt Lernen ohne oder mit schwachem 
Hauptschulabschluss, die (noch) nicht ausbildungsfähig 
bzw. nicht ausbildungswillig sind und deshalb keinen Aus- 
bildungsplatz erhalten haben. Durch einen hohen Anteil 
betrieblicher Praxis sowie eine sozialpädagogische Be- 
treuung sollen diese Jugendlichen in eine Berufsausbil- 
dung oder zumindest eine dauerhafte Beschäftigung ge- 
führt werden. Teilnehmer und Teilnehmerinnen ohne 
Hauptschulabschluss erhalten die Möglichkeit, diesen 
nachzuholen. Jugendliche in Bayern, die aufgrund ihrer 
nicht bzw. noch nicht vorhandenen Ausbildungsfähigkeit 
im Anschluss an die Hauptschule keinen Ausbildungsplatz 
finden, können an einem Berufsvorbereitungsjahr (BVJ) in 
der Berufsschule teilnehmen. 

Die Berufsvorbereitungsmaßnahmen enthalten aufeinan- 
der abgestimmte Elemente der betrieblichen Praxis, der 
allgemeinen sowie der berufsvorbereitenden schulischen 



Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


- 131 - 


Drucksache 15/3270 


Qualifizierung und der sozialpädagogischen Betreuung. 
Intention ist, auf diese Weise Jugendliche für die Teil- 
nahme an Berufsvorbereitung zu gewinnen, die sonst 
pflichtgemäß die Jungarbeiterklasse besucht hätten. Der 
im Vergleich zu anderen in Vollzeit angebotenen berufs- 
vorbereitenden Maßnahmen wesentlich höhere Anteil 
betrieblicher Praxis soll die leistungsschwächeren, schul- 
müden Jugendlichen für die Teilnahme an Berufsvorbe- 
reitung gewinnen und damit die Möglichkeit einer dauer- 
haften Integration in Ausbildung oder Beschäftigung 
wahrscheinlicher werden lassen. 

Die Teilnehmer und Teilnehmerinnen ohne Hauptschul- 
abschluss sollen die Möglichkeit erhalten, ihn nachzuho- 
len. Die Berufsschulpflicht kann mit dem Besuch der 
Maßnahme erfüllt werden. Der Berufs Schulunterricht fin- 
det an zwei Tagen pro Woche statt. Er umfasst bis zu 
20 Stunden, mindestens jedoch 16 Stunden pro Woche. 
Von Fachlehrern dürfen maximal vier Wochenstunden er- 
teilt werden. Die Wochenstundenzahl des allgemeinbil- 
denden Unterrichts beträgt acht Stunden. An Berufsschu- 
len für Behinderte findet der Unterricht an bis zu 
2,5 Tagen pro Woche statt und umfasst 20 Unterrichts- 
stunden. Soweit die Schüler überwiegend große Defizite 
in Wort und Schrift der deutschen Sprache aufweisen, 
kann im Rahmen der Gesamtstundenzahl der allgemein- 
bildende Unterricht zugunsten einer vertieften sprachli- 
chen Förderung um bis zu zwei Stunden ausgeweitet wer- 
den. Der fachliche Unterricht steht in Beziehung zu den 
jeweiligen betrieblichen Praktika der Schüler. 

Die betriebliche Praxis beträgt ca. 60 % der gesamten 
Maßnahmedauer; für Schüler, die eine Berufsschule für 
Behinderte besuchen, beträgt der Praxisunterricht min- 
destens 50 % der gesamten Maßnahmedauer. Aufgabe der 
betrieblichen Praxis ist über praktisches Arbeiten Grund- 
kenntnisse und -fertigkeiten, aber auch berufs- bzw. be- 
rufsbereichbezogene fachliche sowie soziale Kompeten- 
zen zu vermitteln. Die Praktika finden außerhalb der 
Schule - entsprechend dem individuellen beruflichen 
Orientierungsbedarf, ggf. in mehreren Berufsfeldem statt. 
Die meisten Jugendlichen benötigen gezielt Unterstüt- 
zung, um insbesondere soziale Kompetenz zu erwerben 
bzw. zu stärken und Probleme angemessen zu bewältigen. 
Die sozialpädagogische Betreuung während der betriebli- 
chen Praxis, aber auch während der berufsvorbereitenden 
Qualifizierung an der Berufsschule ist deshalb integrati- 
ver Bestandteil der Maßnahme. 

Berlin: 

Verbesserung der beruflichen Integration 
suchtkranker Menschen „Netzwerk Sucht“ 

Ziel 

In RESTART haben sich sieben Projektträger zu einer 
Berliner Entwicklungspartnerschaft (EP) im Rahmen der 
Gemeinschaftsinitiative EQUAE zusammengeschlossen, 
um durch ihre jeweiligen Kompetenzen ein Netzwerk zur 
Verbesserung der beruflichen Integration und Personal- 
entwicklung aufzubauen und Diskriminierungen und Un- 
gleichbehandlungen im Arbeitsleben vorzubeugen. 


Umsetzung 

Unterstützt wird diese Entwicklungspartnerschaft von 
strategischen Partnern aus verschiedenen Bereichen der 
Wirtschaft, sozialer Träger und der Verwaltung (u. a. von 
den Bereichen Drogen und Sucht und Politik für Men- 
schen mit Behinderung in der Verwaltung). Das ebenfalls 
auf dem Gebiet der beruflichen Integration und Qualifi- 
zierung von benachteiligten Menschen - nämlich Sucht- 
mittelabhängigen - tätige Berliner Netzwerk Sucht ist ei- 
ner der strategischen Partner und hat sich an dieser 
Entwicklungspartnerschaft mit einem Teilprojekt betei- 
ligt. Vertreter des Netzwerks Sucht ist der Berliner Sucht- 
hilfeträger BOA e.V, der seit vielen Jahren Beratungs-, 
Qualifizierungs- und Beschäftigungsmaßnahmen für me- 
dikamentengesfützt lebende drogenabhängige Menschen 
im Bereich EDV und neue Technologien durchführf. 

Im Rahmen des Teilprojektes im Rahmen von RESTART 
will BOA e.V. 30 arbeitsuchenden substituiert lebenden 
Frauen durch passgenaue Hilfen und Qualifizierung eine 
berufliche Eingliederung in den Arbeitsmarkt ermögli- 
chen. Durch Vernetzung, Durchlässigkeit und den abge- 
stimmten Aufbau der Maßnahmen innerhalb der Entwick- 
lungspartnerschaft sollen unter Einbeziehung der am 
Prozess beruflicher Integration beteiligten Institutionen 
sowie der klein- und mittelständischen Betriebe langfris- 
tige strukturelle Veränderungen zur optimalen beruflichen 
(Wieder-)Eingliederung dieser Zielgruppe erreicht wer- 
den. 


Berlin: 

„Fit für die Arbeitswelt im Zeitalter der Informations- 
Technologien (F A Z I T)“ - Qnalilizierungsprojekt 
für Menschen mit psychischer Behindernng 

Ziel 

Inhalt und Ziel des Berliner „FAZIT“-Projektes ist die 
Bekämpfung der Arbeitslosigkeit in den östlichen Berli- 
ner Bezirken als entwicklungsrückständiger Region durch 
angepasste Qualifizierung und Beratung arbeitsloser Er- 
wachsener, die aufgrund der Folgen psychischer Krank- 
heit (vor allem Psychosen aus dem schizophrenen 
Formenkreis sowie manisch-depressive Störungen) auf 
dem Arbeitsmarkt besonders stark benachteiligt sind. Das 
durch den Europäischen Sozialfonds (ESF) und mit Be- 
teiligung der Berliner Senats Verwaltung für Gesundheit, 
Soziales und Verbraucherschutz geforderte Projekt mit ei- 
ner Laufzeit von Juni 2001 bis Dezember 2003 richtet 
sich an psychisch behinderte Menschen, die i. d. R. be- 
reits langzeitig arbeitslos sind und Arbeitslosenunterstüt- 
zung oder Sozialhilfe erhalten. Psychisch behinderte 
Frauen werden anteilig besonders gefordert. 

Umsetzung 

Schwerpunkt des Qualifizierungsteils sind Office- und 
EDV-orientierte Tätigkeiten unter Berücksichtigung 
neuer Büro- und Informationstechnologien. Der Projekt- 
name „FAZIT“ steht für „Fit für die Arbeitswelt im 
Zeitalter der Informations-Technologien“. Aufgrund 
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vergleichsweise anspruchsvoller Qualifizierungsinhalte 
ist das Projekt z. B. auch für Akademiker bzw. Studienab- 
brecher oder Berufsrückkehrerinnen und Berufsrückkeh- 
rer mit einer psychischen Beeinträchtigung und zugleich 
hoher beruflicher Vorqualifikation geeignet bzw. attrak- 
tiv. 

Die Qualifizierung und Eingliederungsunterstützung der 
Teilnehmerinnen und Teilnehmer erfolgt im Rahmen ei- 
nes integrierten Beratungs- und Qualifizierungsansatzes 
und anhand eines zweistufigen Förderprogramms, das 
teilnehmerzentriert an die individuellen Lembedürfnisse 
und (verminderte) psychische Belastbarkeit behinde- 
rungsgerecht angepasst werden kann: Es werden 3-mona- 
tige Grund- und 1 -jährige Hauptkurse angeboten, in de- 
nen neben den für den Arbeitsmarkf erforderlichen 
fachlichen (Basal-)Kompetenzen (Office- und IT-Be- 
reich) die individuellen Ressourcen und sozialen Kompe- 
fenzen durch psycho-soziale Förderangebote systema- 
tisch gestuft verbessert werden können. Zusätzlich wird 
durch Homogenisierung von Lemgruppen (Teilungs- und 
Projektunterricht) auf jeder der beiden Projektstufen eine 
Differenzierung hinsichtlich Leistungsfähigkeit und Be- 
lastbarkeit ermöglicht (OFFICE- vs. OFFICEplus-Ange- 
bote). 

Das Projekt ist inhaltlich so konzipiert, dass vielfältige 
berufliche Einsatzmöglichkeiten büromäßiger Art (Of- 
fice-/EDV-Tätigkeiten) im Anschluss ins Auge gefasst 
werden können. Zusätzlich werden für leistungsfähigere 
Teilnehmerinnen und Teilnehmer spezialisiertere Berufs- 
felder z. B. im Bereich Digitale Medien durch die vermit- 
telte Fachqualifikation besser zugänglich. 

Die Durchführungsphase begann im Juni 2001 und die 
Projektangebote wurden seither planmäßig realisiert. Bis- 
lang (Stand Mai 2003) wurden 88 psychisch behinderte 
Teilnehmerinnen und Teilnehmer in Office-Grundkursen 
(büromäßige Basal-Qualifikation) und über 27 Teilneh- 
merinnen und Teilnehmer in einem Hauptkurs (Vorberei- 
tung auf den Arbeitsmarkt) betreut und fachlich qualifi- 
ziert. Die avisierte Zielgruppe konnte erreicht und in 
vielen Fällen zusätzlich ein zeitnaher Übergang von me- 
dizinischen Einrichtungen (v. a. Tageskliniken) in das be- 
ruflich ausgerichtete Projekt ermöglicht werden (Fach- 
Öffentlichkeitsarbeit und lokale Vernetzung mit den Ver- 
sorgungseinrichtungen). Für eine große Zahl von Grund- 
kurs-Teilnehmerinnen und -Teilnehmern konnte eine aus- 
sichtsreiche berufliche Anschlussperspekfive (einschl. 
konkret geeigneter Maßnahmen zur Weiterqualifizierung) 
gemeinsam erarbeitet werden. Im Bereich der Hauptkurse 
steht die erfolgreiche Vermittlung der Teilnehmerinnen 
und Teilnehmer nach Abschluss der Qualifizierung ge- 
genwärtig im Mittelpunkt. 

Wie u. a. Lemzieltests und Erfahrungsberichte zeigen, 
führt das Projekt bei der überwiegenden Zahl der Teilneh- 
merinnen und Teilnehmer nicht lediglich zu einem Zu- 
wachs an beruflichem Wissen. Parallel dazu verbesserten 
bzw. verbessern sich i. d. R. das gesundheitliche Befinden 
und die subjektiv erlebten Handlungskompetenzen. Teil- 
nehmerinnen und Teilnehmer berichten z. B. über den 
Rückgang von Krankheitssymptomen, die Erhöhung ihrer 


subjektiven Belastbarkeit (Ausdauer, Konzentration etc.), 
die Steigerung ihres Selbstvertrauens im beruflichen 
Konfext sowie eine insgesamt positivere Zukunftserwar- 
tung. Durch das veränderte subjektive Erleben zeigen 
sich die Teilnehmerinnen und Teilnehmer zu einer Bewäl- 
tigung der Anforderungen, die mit dem Übergang auf den 
Arbeitsmarkt verbunden sind, vielfach grundlegend er- 
mutigt. 

Mit dem durch die Europäische Union (ESF) geförderten 
Projekt konnten die für die Zielgruppe verfügbaren Reha- 
Angebofe in der Region in zwei Richfungen modellhaft 
erweitert und ausdifferenziert werden: niedrigschwellige 
Vorförderung (gesfufter Übergang von medizinischer zu 
berufliche Förderung) und Erwerb von anspruchsvolleren 
Qualifikationen in Berufsbereichen der Informationsge- 
sellschaft. Die Wahrnehmung psychisch behinderter 
Menschen als auch für anspruchsvollere berufliche Auf- 
gabenbereiche befähigfe Mitarbeiferinnen und Mitarbei- 
ter stellt ein Kernpunkt der gegen Ausgrenzung gerichte- 
ten Öffentlichkeitsarbeit dar. 

Als wesentlich für den Erfolg des Projektes kann die 
langjährige Erfahrung des Projektträgers bei der Beschäf- 
tigung von Menschen mit einer psychischen Behinderung 
in so genannten Integrationsfirmen angesehen werden 
(betriebliche Nähe). Es wird ein konsequent ressourcen- 
orientierter Ansatz verfolgt mit einer akzeptierenden und 
zugleich anforderungsorientierten Grundhaltung gegen- 
über den möglichen „Verhaltens-Besonderheiten“ der 
Zielgruppe. Mit der Weiterentwicklung der Intemetprä- 
senz www.soziale-untemehmen-berlin.de im Rahmen des 
Projektes wurde zusätzlich die Sichemng vorhandener 
und die Schaffung neuer angepasster bzw. behindemngs- 
gerechter Arbeitsplätze in der Region effektiv unterstützt. 

Brandenburg: 

Job-Center mit Ausrichtung auf 
Gesundheitsförderung: 

„Projekt für intensives Fördern und Fordern“ (PfiFF) 

Bei PfiFF handelt es sich um eine gemeinsame Initiative 
des Ministeriums für Arbeit, Soziales, Gesundheit und 
Frauen (MASGF) und der Regionaldirektion Berlin- 
Brandenburg der Bundesagentur für Arbeit mit Unterstüt- 
zung des Landkreises Teltow-Fläming. PfiFF startete am 
1. September 2003 (Laufzeit bis 31. August 2004) und 
findet im Bereich der Geschäftsstelle Zossen der Arbeits- 
agentur Potsdam statt. Finanziert wird das Modellprojekt, 
welches die Umsetzung der Hartz-Reformen insbeson- 
dere hinsichtlich der Arbeit zukünftiger Job-Center unter- 
stützt, aus Fördermitteln des Europäischen Sozialfonds 
(ESF) und des Landes Brandenburg sowie aus Fördermit- 
teln der Regionaldirektion Berlin-Brandenburg. 

In diesem Projekt sollen in einem Jahr neben 600 kurzzei- 
tigen Arbeitslosen auch 1 470 Langzeitarbeitslose inten- 
siv und umfassend betreut sowie möglichst viele der Teil- 
nehmerinnen und Teilnehmer in reguläre Arbeit 
vermittelt werden. Für das Projekt kennzeichnend ist, 
dass sich ein Betreuer um jeweils 75 Arbeitslose küm- 
mert. Dieser verbesserte Personalschlüssel gehört zu den 
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Kernpunkten der laufenden Reform der Bundesagentur 
für Arbeit und wird in PflFF bereits vorweggenommen. 
Zusätzlich werden bei PflFF Jobmentoren (Personal- 
schlüssel 1 : 150) eingesetzt, die in erster Linie Arbeits- 
plätze akquirieren und vermitteln. Ein weiteres Ziel von 
PflFF ist der Aufbau einer systematischen Kooperation 
zwischen der Agentur für Arbeit und dem Sozialamt mit 
den arbeitsmarktrelevanten Akteuren, Beratungs- und Be- 
treuungsstellen, Rentenversicherungsträgem, Kranken- 
versichemngen sowie den Ärzten in der Region. 

Eine neue Qualität von PflFF im Vergleich zu anderen 
Modellvorhaben wie z. B. FAIR oder MoZArT besteht 
darin, dass im Projekt auch der Gesundheitszustand der 
Arbeitslosen berücksichtigt wird. Für gesundheitlich ein- 
geschränkte Arbeitslose sind die Chancen auf Wiederein- 
gliedemng in Arbeit geringer als für die übrigen Arbeits- 
losen. Langanhaltende Arbeitslosigkeit verschlimmert 
bestehende BCrankheitssymptome und vemrsacht nach- 
weislich insbesondere psychische Erkrankungen. Auch 
verarsachen nachweislich Arbeitslose hohe krankheitsbe- 
dingte Kosten. Diese Problemkonstellation gilt es zu 
durchbrechen. Das Projekt PflFF bietet derzeit eine in 
Brandenburg einzigartige Möglichkeit für die Erprobung 
einer verstärkten Kooperation von Arbeitsmarktakteuren 
mit den „Akteuren“ im Gesundheitswesen. Seine Ergeb- 
nisse fließen in eine Studie zur „ArbeitsfÖrderang mit ge- 
sundheitsbezogener Ausrichtung“ des Brandenburger Mi- 
nisteriums für Arbeit, Soziales, Gesundheit und Frauen 
ein, welche die Beachtung von Gesundheitsaspekten im 
zurzeit stattfindenden Reformprozess der Bundesagentur 
für Arbeit im Land Brandenburg operationalisieren und 
praktisch befördern soll. 

Zwischenergebnisse (Stand 31. Dezember 2003): 

Von den in 2003 im Projekt betreuten 616 Arbeitslosen 
(415 Teilnehmerinnen und Teilnehmer waren länger als 
ein Jahr arbeitslos) waren nach vier Monaten 120 nicht 
mehr arbeitslos. Unter anderem konnten 66 Frauen und 
Männer (damnter 36 Langzeitarbeitslose) in reguläre Ar- 
beit vermittelt werden. 15 Existenzgründungen entstan- 
den, 26 Langzeitarbeitslose begannen eine Weiterbildung 
bzw. ein Praktikum. 

Um den Entwicklungs- und Gestaltungsprozess des Pro- 
jektes optimieren zu können, wird PflFF formativ 
evaluiert^). Außerdem wurde eine Lenkungsgmppe aus 
Vertreterinnen und Vertretern der Regionaldirektion Ber- 
lin-Brandenburg und der Geschäftsstelle Zossen der 
Agentur für Arbeit sowie des MASGF und des Landkrei- 
ses Teltow-Fläming eingerichtet, die in regelmäßigen Ab- 
ständen - gemeinsam mit Evaluator und Projektträgem^) - 
zu Umsetzungsproblemen Lösungen entwickelt und kon- 
krete Verfahrensweisen abstimmt. 


durch die cons-sens Consulting für Steuerung und soziale Entwick- 
lung GmbH mit Sitz in Hamburg. 

bbw Akademie für betriebswirtschaftliche Weiterbildung GmbH und 
Griethe GmbH 


Mecklenburg- Vorpommern: 

Arbeitsmarkt- und Strukturentwicklungsprogramm 

Mit dem Arbeitsmarkt- und Strukturentwicklungspro- 
gramm (ASP) orientiert sich die Arbeitsmarktpolitik des 
Landes erstmals konsequent und direkt an den beschäfti- 
gungspolitischen Leitlinien der EU. Es wurde gemeinsam 
mit den Sozialpartnern, mit arbeitsmarktpolitischen Ak- 
teurinnen und Akteuren, Nichtregierungsorganisationen 
und Expertinnen und Experten entwickelt. Das Arbeits- 
marktprogramm zeichnet sich darüber hinaus durch einen 
hohen Grad der Regionalisierung aus. Das heißt, dass in 
einem deutlich größeren Maß als in der Vergangenheit die 
Kompetenz vor Ort, die Erfahrungen, das Wissen um die 
Zusammenhänge genutzt wird. Die Landkreise, Städte, 
Sozialpartner usw. haben mit diesem Ansatz Mitsprache- 
und Entscheidungsrechte in der Arbeitsmarktpolitik er- 
halten. Sie haben mehr Eigenverantwortung bei der Aus- 
wahl der forderwürdigen Projekte und letztlich auch beim 
Einsatz der Gelder. 

Um die Arbeitsmarktforderung auf einzelne Schwer- 
punkte zu konzentrieren und die ESF- bzw. Landesmittel 
gezielt und passgenau einsetzen zu können, bietet das 
ASP neben der Förderung über Richtlinien auch die Aus- 
schreibung von Aktionsprogrammen an. 

Sie konzentrieren sich auf die Bereiche „Lebenslanges 
Lernen“, „Anpassungsfähigkeit und Untemehmergeist“ 
sowie „Chancengleichheit von Frauen und Männern“. 
Mit Blick auf die Bekämpfung von Armut und Sozialer 
Ausgrenzung sind hier insbesondere die Überlegungen 
für ein Aktionsprogramm „Bekämpfung von Langzeitar- 
beitslosigkeit von Frauen im ländlichen Raum“ zu nen- 
nen. 

Durch das ASP werden insbesondere Personengruppen 
und Aktionen gefördert, die keine Förderung der Arbeits- 
ämter erfahren. Flierzu gehört vor allem die Begleitung 
der Landkreise und kreisfreien Städte bei deren Anstren- 
gungen, vor allem Bürgerinnen und Bürgern, die Sozial- 
hilfe beziehen, die Rückkehr in das Erwerbsleben zu er- 
leichtern. Diese Maßnahmen des ASP werden wesentlich 
aus dem ESF finanziert. 

Im Politikfeld B „Gesellschaft ohne Ausgrenzung“ des 
Arbeitsmarkt- und Strukturentwicklungsprogramms 
(ASP) des Landes Mecklenburg- Vorpommern wird die 
seit Jahren bestehende Möglichkeit der Förderung von 
Zielgruppen mit besonderen Integrationsproblemen lan- 
desweit koordiniert gefördert. 

Mit der „Richtlinie zur Förderung der Integration und 
Verbesserung der Vermittlungsaussichten von Sozialhilfe- 
empfängerinnen und Sozialhilfeempfängem in den Ar- 
beitsmarkt“ erhalten landesweit die Träger der Sozialhilfe 
Fördermittel zur Integration der Sozialhilfeempfängerin- 
nen und Sozialhilfeempfanger in den allgemeinen Ar- 
beitsmarkt, Beschäftigung oder Weiterbildung. 

Konzeptionell wird ein integrierter Förderansatz verfolgt, 
der den Teilnehmern und Teilnehmerinnen Förderung 
entsprechend den individuellen Voraussetzungen bietet. 
Zu Beginn der Maßnahme wird in einer Findungsphase 
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eine Potenzialanalyse vorgenommen und ein individuel- 
ler Berufswegeplan erstellt. Bei Bedarf werden auf Basis 
dieses Planes oder konkreter Arbeitsangebote Qualifizie- 
rungsmaßnahmen durchgeführt. Darüber hinaus können 
Arbeitserprobungen, Praktika sowie Beratungs- und Ver- 
mittlungsleistungen gefördert werden. Es entwickelte 
sich bereits eine gute Zusammenarbeit mit den gemeinsa- 
men Anlaufstellen von Arbeits- und Sozialämtern. 

Seit 1. April 2001 werden diese Integrationsmaßnahmen 
von einem Controlling begleitet. 

Seitdem wurden 8 510 Sozialhilfeempfängerinnen und 
Sozialhilfeempfanger in die Maßnahmen aufgenommen. 

Von den 8 510 seit 1. April 2001 integrierten Teilnehme- 
rinnen und Teilnehmern waren 

- 17,8 % Spätaussiedlerinnen und Spätaussiedler, 

- 9,8 % Ausländerinnen und Ausländer, 

- 42,0 % Frauen, 

- 32,9 % Jugendliche. 

Ferner werden über das ASP (Politikfeld A) Lohnkosten- 
zuschüsse in regionaler Zuständigkeit bewilligt, um die 
Einstellung von Angehörigen benachteiligter Personen- 
gruppen auf dem ersten Arbeitsmarkt, mit dem Ziel der 
dauerhaften Beschäftigung, zu unterstützen. 

In den letzten zehn Jahren konnten so 10 384 Personen 
eingestellt werden. 

Die Verbindung von Maßnahmen zur Eingliederung so- 
zialer Problemgruppen in Beschäftigung, zur Integration 
von Migrantinnen und Migranten mit den Akteuren der 
sozialen Arbeit und den kommunalen Gebietskörper- 
schaften sowie Nichtregierungsorganisationen erfolgt in 
Mecklenburg- Vorpommern über die Umsetzung des EU- 
Programms „Lokales Kapital für soziale Zwecke“. In den 
letzten zwei Jahren wurden hier Mittel für weit über 
100 Kleinprojekte bereitgestellt. 

Niedersachsen: 

Landesprogramm Hilfe zur Arbeit für Nichtsesshafte 
Ziel 

Gegenstand des Projektes ist die Stabilisierung und Ein- 
gliederung von entwurzelten Menschen in und durch Ar- 
beit. 

Im Zusammenhang der Hilfen zur Überwindung besonde- 
rer sozialer Schwierigkeiten ragen die Personen heraus, 
die wohnungslos sind und ohne gewöhnlichen Aufenthalt 
umherziehen. Ihre Lebenslage ist durch Bindungslosig- 
keit und vielfältige Problemlagen gekennzeichnet. Armut, 
Wohnungslosigkeit, Krankheit, teilweise auch seelische 
Behinderung und Sucht bezeichnen die prägenden Fakto- 
ren, die gleichzeitig Ursachen für die soziale Desintegra- 
fion und Hindernis der Infegration sind. Durch die Einbe- 
ziehung in eine Arbeitsumgebung bei Begründung eines 
sozialversicherungspfiichtigen Arbeitsverhältnisses sol- 
len die auch bei diesen Personen in beachtlichem Umfang 


vorhandenen Selbsthilfemöglichkeiten aktiviert und die 
soziale Integration befördert werden. 

Umsetzung 

Im Rahmen des Europäischen Sozialfonds „Einheitliches 
Programmplanungsdokument zur Entwicklung des Ar- 
beitsmarktes und der Humanressourcen“ für die Interven- 
tionen des Ziels 3 in Deutschland vom 30. August 2000 
und der Programmergänzung vom 1 1 . April 200 1 , sowie 
des Ergänzenden Programmplanungsdokumentes Nieder- 
sachsens zur Entwicklung für die Ziel 3 -Gebiete der Bun- 
desrepublik Deutschland ESF-Interventionsperiode 2000 
bis 2006 hat das Land Niedersachsen im Rahmen des 
Schwerpunktes B, Maßnahmen 4 und 5 - Qualifikation, 
Information, Beratung, sowie Förderung der Beschäfti- 
gung - aufgelegt. 

Gefördert werden in diesem Rahmen mit Mitteln des 
ESF und des Landes mehrere hundert Arbeitsplätze bei 
bis zu 14 Einrichtungen von Trägem der Freien Wohl- 
fahrtspflege, auf denen Nichtsesshafte im Rahmen eines 
sozialversicherungspflichtigen Vollzeit-Beschäftigungs- 
verhältnisses gefördert werden. Diese Maßnahme, die so- 
zialpädagogisch betreut wird, dient einerseits dazu, so 
genannte Schlüsselqualifikationen neu oder wieder zu 
vermitteln, die für die Teilnahme am Erwerbsleben un- 
verzichtbar sind (Pünktlichkeit, Regelmäßigkeit, Zuver- 
lässigkeit, soziales Verhalten usw.). Darüber hinaus wer- 
den berufliche Fähigkeiten entwickelt. Andererseits ist 
die Teilnahme an der Qualifizierung eingebettet in eine 
sozialpädagogische Betreuung, die der Wiedererlangung 
der Wohnfähigkeit und der Integration ins soziale Um- 
feld dient. Durch die Strukturierung des Tagesablaufs 
und die Ausübung einer sinnstiftenden Tätigkeit sowie 
durch die Steigerang des Selbstwertgefühls, das mit der 
eigenständigen Sicherung der finanziellen Subsistenz 
einhergeht, wird die soziale Reintegration wirkungsvoll 
unterstützt. Die berufliche Infegration wird durch die 
Einbeziehung externer Praktika, die an die Arbeitswelt in 
einer nicht geschützten Umgebung heranführen, geför- 
dert. 

Ergebnis 

Die Art und Weise der Hilfegewährang ist im Laufe der 
Zeit mehrmals zur Verbesserung der Hilfeziele angepasst 
worden. 

Nachdem zunächst eine unbefristete Teilnahme am Pro- 
gramm möglich war, wurde im Jahr 2001 die Teilnahme 
regelmäßig auf ein Jahr befristet, um ein dauerhaftes Ver- 
weilen der Teilnehmerinnen und Teilnehmer in der Maß- 
nahme auszuschließen und ihre Selbsthilfekräfte zu stär- 
ken, dadurch dass die Teilnehmerinnen und Teilnehmer 
das Programm als einen Schritt der persönlichen und be- 
ruflichen Weiterentwicklung verstehen und als einen 
Grundstein für eine Perspektive nach der Hilfegewährang 
auf eine eigenständige Lebensführung ansehen. 

Eine Verlängerung des Beschäftigungsverhältnisses ist 
maximal für ein weiteres Jahr zulässig, jedoch muss dann 
ein Praktikum von zwei bis sechs Monaten Dauer grand- 
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sätzlich in einem Betrieb des ersten Arbeitsmarktes erfol- 
gen, damit Betrieb und Hilfesuchender Kontakt knüpfen, 
der möglicherweise in einem späteren Beschäftigungsver- 
hältnis mündet. 

Dem Arbeitsverhältnis ist seit dem Jahr 2003 regelmäßig 
eine Orientierungsphase von ein bis drei Monaten vorange- 
stellt, soweit dies zu Feststellung der Eignung, Neigungen 
und Belastungsfähigkeit für die Teilnahme der Hilfeemp- 
fängerin oder des Hilfeempfängers an der Qualifizierungs- 
phase erforderlich ist. Dadurch sollen die früher festge- 
stellten zahlreichen Hilfeabbrüche in den ersten drei 
Monaten der Qualifizierungsphase verhindert werden. 
Die hierdurch erreichten Verbesserungen des Wirkungs- 
grades werden voraussichtlich noch in diesem Jahr fest- 
zustellen sein. 

Kritisch ist in der bisherigen Auswertung das Ergebnis 
der Maßnahme im Hinblick auf die Eingliederung in den 
ersten Arbeitsmarkt zu sehen. Das liegt aber im Hinblick 
auf die multiple Problematik des Adressatenkreises einer- 
seits und der schwierigen Struktur des Arbeitsmarktes an- 
dererseits in der Natur der Sache. Insoweit könnte sich 
eine Ergänzung des Programms um einen Baustein sozial- 
pädagogisch betreuter Leiharbeit anbieten, die noch zu 
konzipieren wäre. 

Bisher haben zahlreiche Teilnehmerinnen und Teilnehmer 
das Programm durchlaufen und es war ihnen möglich, als 
einen Beitrag zur sozialen Integration eine Tätigkeit aus- 
zuüben, die den Tagesablauf strukturiert, das Selbstwert- 
gefühl durch eine sinnstiftende Tätigkeit stärkt, Selbsthil- 
fekräfte aktiviert und sie in die Lage versetzt, ihren 
Lebensunterhalt selbst zu verdienen. Das Programm bie- 
tet den Teilnehmerinnen und Teilnehmern im Rahmen der 
Hilfe zur Selbsthilfe einen Schritt auf dem Weg zu einem 
eigenständigen Leben unabhängig von Hilfe, kurz gesagt 
einen Schritt zu ihrer eigenen sozialen Integration und 
Bekämpfung ihrer Armut. 


Rheinland-Pfalz : 

Arbeitsmarkt- und Strukturentwicklungsprogramm 


N ordrhein-Westfalen : 

Einbeziehung von Migrantinnen und Migranten 
und Menschen mit Behinderungen in Politikfeld „B“ 
des ESF 

In Politikfeld B stand in 2002 in NRW ein Mittelvolumen 
in Höhe von 11 000 203,69 Euro zur Verfügung. Damit 
wurden insgesamt 2 624 Teilnehmerinnen und Teilneh- 
mer in 398 Projekten gefördert. In 2003 betrug das zur 
Verfügung stehende Mittelvolumen 11 806 621,87 Euro 
für 2 907 Teilnehmerinnen und Teilnehmer in 654 Projek- 
ten. In Politikfeld A wurden insgesamt 14 121 (2002) 
bzw. 13 559 (2003) Teilnehmerinnen und Teilnehmer in 
5 384 bzw. 4 104 Projekten gefördert. Hierfür standen 
Mittel in Höhe von 102 620 454,27 Euro bzw. 
99 814 007,57 Euro zur Verfügung. Der Anteil der Lang- 
zeitarbeitslosen betrug ca. 42 %. 

Ziel 3 - 2000 bis 2003 

Anteil der behinderten Teilnehmerinnen und Teilnehmer: 

2.3 % der insgesamt geförderten Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer und 4,8 % der geförderten Teilnehmerinnen 
und Teilnehmer im Politikfeld B 

Teilnehmerinnen und Teilnehmer mit Migrationshinter- 
grund: 

34,9 % der insgesamt geförderten Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer und 36,2 % der geförderten Teilnehmerinnen 
und Teilnehmer im Politikfeld B 

Ziel 2 - 2000 bis 2003 

Anteil der behinderten Teilnehmerinnen und Teilnehmer: 

2.4 % der insgesamt geförderten Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer 

Teilnehmerinnen und Teilnehmer mit Migrationshinter- 
grund: 

19,3 % der insgesamt geförderten Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer 


Träger 

Bürgerservice - gemeinnützige Gesellschaft zur Integration Arbeitsloser mbH 

Projekttitel 

Vicus belginum 03/04 - Erschließung der archäologischen Grabungsstätte für den Touris- 
mus 

Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer 

Anzahl gesamt: 12 TN weiblich: 2 TN bis 25 Jahre: 5 

TN männlich: 10 TN über 25 Jahre: 7 

Zielgruppe 

Hauptzielgruppe(n): a: Langzeitarbeitslose 

Nebenzielgruppe(n): b, k, p: Arbeitslose im Allgemeinen, Sozialhilfeempfängerinnen 

und Sozialhilfeempfänger, ältere Arbeitslose 

Mittel des MASFG/ 
des ESF 

Landesmittel gesamt keine 

ESF-Mittel gesamt 152.920,35 € 

Kofmanzierungspartner 

Arbeitsamt Trier, Einheitsgemeinde Morbach (KV Bemkastel-Wittlich) 
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Projektinhalt 

In dieser Maßnahme, die finanziert wird durch den ESF, 
das Arbeitsamt Trier und die Gemeinde Morbach, sollen 
zwölf Langzeitarbeitslose in praktischer und theoretischer 
Hinsicht in den Berufsfeldem Grabungstechnik/gra- 
bungstechnisches Grundwissen und Holz/Grundlagen der 
holzverarbeitenden Berufe sowie Grünarbeiten eine 
Grundqualifizierung erhalten, die zur Aufnahme von 
sozialversicherungspflichtigen Arbeitsverhältnissen als 
Grabungshelfer beziehungsweise Helfer in Unternehmen 
der holzverarbeitenden Industrie oder im Landschaftsbau 
beitragen beziehungsweise zur Absolvierung einer Aus- 
bildung oder Umschulung in den genannten Bereichen 
befähigen soll. 

Ziel 

Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer sollen sowohl in 
praktischer als auch in theoretischer Hinsicht in den Be- 
rufsfeldem Grabungstechnik/grabungstechnisches Gmnd- 
wissen und Holz/Grandlagen der holzverarbeitenden 
Berafe sowie Grünarbeiten eine Gmndqualifiziemng er- 
halten, die zur Aufnahme von sozialversicherangspflichti- 
gen Arbeitsverhältnissen als Grabungshelfer bzw. Helfer 
in Unternehmen der holzverarbeitenden Industrie oder im 
Landschaftsbau beitragen soll bzw. zur Absolvierang einer 
Ausbildung oder Umschulung in den genannten Bereichen 
befähigen soll. 

Umsetzung 

Qualifiziemngs- und Beschäftigungsinhalte in Modul- 
form mit internen und externen Praktika sowie sozialpä- 
dagogische Begleitung und Betreuung. Die Maßnahme- 
konzeption setzt inhaltlich auf die Verbindung der Pfeiler 
„Grabungstechnisches Gmndwissen“, „Grünarbeiten“, 
und „Holz/Grundkompetenzen in holzverarbeitenden Be- 
mfen“, die sich im Rahmen der Maßnahme nicht nur er- 
gänzen, sondern fließende Übergänge und praktische 
Übungspotenziale Vorhalten. So sind bei Grabungsarbei- 


ten Verschalungen, Kistenbau, Setzen von Messpflöcken, 
Arbeifen mit Bohlen, eventuell Treppenbau etc. zu leis- 
ten. Die Maßnahme enthält eine Einstiegs-, Qualifizie- 
rangs- und Ablösephase. Die zumeist langzeitarbeitslosen 
Menschen sollen neben den fachpraktischen und fachtheo- 
retischen Qualifizierungsmodulen in den oben genannten 
Bereichen in Verbindung mit den eingebundenen 
betrieblichen Praktikumsphasen die Chance der Heran- 
fühmng an einen geregelten Tagesablauf und die Mög- 
lichkeit der eigenständigen Lebensfühmng auf der 
Grundlage eines selbst erarbeiteten Einkommens mit all 
seinen psychologischen Effekten auf den Teilnehmer 
bzw. die Teilnehmerin selbst, sein familiäres wie auch so- 
ziales Umfeld erhalten. Für die nunmehr dritte Maß- 
nahme ist vorgesehen, neben den grabungstechnischen 
Arbeiten und der Gestaltung der Grünanlagen um das 
mittlerweile erbaute Museum einen Schwerpunkt auf die 
Rekrutierung und Wiederherstellung historischer Grabhü- 
gel und -gärten sowie die Erstellung eines Weges zu dem 
Gräberfeld zu legen. 

Einbindung in den regionalen Arbeitsmarkt/ 
Kooperationen 

Die Qualifikationsmaßnahme - Vicus belginum - „Er- 
schließung der archäologischen Grabungsstätte für den 
Tourismus“ ist nach wie vor eingebunden in die Gesamt- 
konzeption des Rheinischen Landesmuseums Trier und 
der Einheitsgemeinde Morbach „Regionaler Entwick- 
lungsschwerpunkt Hochwald“. In mehreren Einzelschrit- 
ten wird sich darin dem Ziel genähert, aus dem archäolo- 
gisch bedeutsamen Projekt ein touristisch nutzbares und 
langfristig angelegtes Forschungs- und Besucherzentrum 
zu formen, das auf lange Sicht der Entwicklung der Re- 
gion und des örtlichen Arbeitsmarktes einen deutlichen 
Schub verleihen soll. 

Andere Teile des Gesamtvorhabens (Infrastrukturmaß- 
nahmen) werden aus dem EFRE-Ziel-2 (Übergangs- 
gebiet 5b) gefördert. 


Rheinland-Pfalz : 

Online-Redaktenr - Qualifizierungsmaßnahme für Menschen im Sozialhilfebezug 
zum/zur Online-Redakteur/-in 


Träger 

Club Aktiv e.V 

Projekttitel 

Online-Redakteur - Qualifizierungsmaßnahme für Menschen im Sozialhilfebezug zum/ 
zur Online-Redakteur/-in - Schwerpunkt Web-Design und Web-Publishing 

Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer 

Anzahl gesamt: 14 TN weiblich 9 TN bis 25 Jahre: 2 

TN männlich 5 TN über 25 Jahre: 12 

Zielgruppe 

Hauptzielgruppe(n): k: Sozialhilfeempfängerinnen und Sozialhilfeempfänger 

Nebenzielgruppen: g, hl, 1: Behinderte, Frauen, Migrantinnen und Migranten 

Mittel des MASFG / 
des ESF 

ESF-Mittel gesamt 216.694,32 € 

Kofmanzierungspartner 

Stadt Trier, Stadt Kaiserslautem, Stadt Bad Kreuznach, Stadt Mainz, Stadt Koblenz 
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Projektinhalt 

Sozialhilfeempfangerinnen und Sozialhilfeempfänger mit 
besonders vermittlungshemmenden Eigensehaften wer- 
den - finanziert u. a. dureh ESF-Mittel - in den Kembe- 
reichen Gestaltung, Programmierung und Informations- 
management qualifiziert. Zum Absehluss der Maßnahme 
sollen die Teilnehmerinnen und Teilnehmer die konzeptio- 
nelle Bearbeitung und Umsetzung eines Auftrags zur Er- 
stellung einer Intemetpräsenz für ein Unternehmen, einen 
Verein oder eine sonstige Organisation selbstständig 
durchführen können. 

Ziel 

Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer haben die Möglich- 
keit, das Zertifikat „WE certified Web Designer - Grade I 
und 11“ des Verbandes Webmaster Europe (WE) abzule- 
gen. Ziel der Maßnahme ist die Integration auf dem ersten 
Arbeitsmarkt. 

Umsetzung 

Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer werden für die ak- 
tive redaktionelle Arbeit im Internet geschult. Hierzu sol- 
len Kenntnisse aus nachfolgenden Bereichen vermittelt 
werden: Online Produktionstechniken - Medienspezifi- 
sche Dialogtechniken - Zielgruppenorientierte Dialogfä- 
higkeit - Grundlagen der Redaktionsarbeiten/Joumalis- 
mus - Fremdsprachenkenntnisse. 

Die Maßnahme enthält verschiedene Phasen: 

- Fachpraxis (Selbstlemphase/Projektarbeit 818 Stun- 
den). 

- Präsenzphase (Blockunterricht 684 Stunden). 

- Betriebspraktikum (500 Stunden). Das bedeutet, die 
Teilnehmerinnen und Teilnehmer arbeiten zu Hause 
(Internet) und in Kleingruppen, sowie in der Gesamt- 
gruppe in Präsenzphasen. Dies erlaubt auch die Teil- 
nahme von allein Erziehenden. 

Die Phasen wechseln einander ab. Zu Beginn steht ein 
dreimonatiger Blockunterricht zur Vermittlung des not- 
wendigen Grundlagenwissens. 

Einbindung in den regionalen Arbeitsmarkt/ 
Kooperationen 

Die Maßnahme stellt für die beteiligten Sozialhilfeträger 
eine wichtige Ergänzung ihres Angebotes im Bereich 
Arbeit statt Sozialhilfe dar. Aufgrund der besonderen 
Organisationsformen der Maßnahme können sie somit 
sehr gezielt ausgewählte Teilnehmerinnen und Teilneh- 
mer einer Beschäftigungs- und Qualifizierungsmaßnahme 
zu führen. 

Saarland: 

Arbeitstraining für psychisch behinderte Menschen 
Ziel 

Teilhabe und Selbstbestimmung von Menschen mit Be- 
hinderung stärken - Zugang zur Erwerbsarbeit erleich- 
tern - Problemgruppen in den Arbeitsmarkt integrieren. 


Ziel dieses Projektes ist es, Menschen mit einer psychi- 
schen Erkrankung eine Hilfestellung beim Wiedereinstieg 
ins Erwerbsleben anzubieten. Dies geschieht wohnortnah 
durch betreutes Training im allgemeinen Arbeitsmarkt 
durch Mitfinanzierung aus ESF-Mitteln. 

Umsetzung 

Nach meist mehrjähriger krankheitsbedingter Arbeitslo- 
sigkeit können viele Menschen nicht mehr realistisch ein- 
schätzen, welcher Arbeitsbereich für sie geeignet ist und 
wie sich die Krankheit auf die Leistungsfähigkeit aus- 
wirkt. In einer individuellen Vorbereitungsphase wird zu- 
nächst durch eine ausführliche Beratung Klarheit über 
den weiteren Werdegang geschaffen. Der Einstieg in das 
Arbeitstraining erfolgt aufgrund der gesundheitlichen 
Einschränkungen mit einer reduzierten Arbeitszeit und 
mit zunächst eher einfachen Tätigkeiten im gewählten 
Arbeitsfeld. Ziel ist es, die Belastbarkeit nach und nach 
auszubauen und dadurch sowohl die tägliche Arbeitszeit 
als auch Inhalt und Qualität zu steigern. 

Das Modellprojekt wird im Saarland von sechs unter- 
schiedlichen Trägervereinen durchgeführt. Die Mitarbei- 
ter und Mitarbeiterinnen der Projekte sind Sozialarbeite- 
rinnen und Sozialarbeiter und Psychologinnen und 
Psychologen mit jahrelanger Erfahrung in der ambulanten 
Arbeit mit psychisch kranken Menschen. Sie begleiten die 
Teilnehmer und Teilnehmerinnen während des gesamten 
Arbeitstrainings in regelmäßigen Einzelgesprächen, hal- 
ten Kontakt zu den Arbeitgeberinnen und Arbeitgebern 
und akquirieren Arbeitstrainingsplätze auf dem allgemei- 
nen Arbeitsmarkt, um so schrittweise den Zugang zu so- 
zialversicherungspflichtigen Beschäftigungsverhältnissen 
zu eröffnen. Die Eingliederung in das Berufsleben im An- 
schluss an das Arbeitstraining richtet sich nach dessen 
Verlauf und der Arbeitsmarktsituation. Das Spektrum be- 
wegt sich zwischen stundenweisem Hinzuverdienst über 
Teilnahme an einem weiterführenden Rehabilitationsan- 
gebot, Ausbildung bzw. Umschulung bis hin zu sozialver- 
sicherungspflichtigen Beschäftigungsverhältnissen. 

Die entstehenden Personal- und Sachkosten der Projekte, 
die aus Mitteln der Ausgleichsabgabe und im Rahmen 
einer Mitfinanzierung durch den Europäischen Sozial- 
fonds gefordert werden, belaufen sich derzeit auf 
rd. 636 000 Euro pro Jahr. Darüber hinaus erhalten die 
Teilnehmer und Teilnehmerinnen an den Arbeitstrai- 
ningsmaßnahmen eine motivierende Praktikumsvergü- 
tung durch die Arbeitgeberin oder den Arbeitgeber, die 
im Rahmen des Saarländischen Schwerbehinderten- 
Sonderprogramms gefördert wird. 

Ergebnisse 

Die erzielten Erfolge sind beachtlich. Seit Beginn der 
Maßnahme wurden rd. 700 Personen betreut; davon 
konnten 159 in ein reguläres Beschäftigungsverhältnis so- 
wie 75 Teilnehmer bzw. Teilnehmerinnen in eine weiter- 
führende Rehabilitationsmaßnahme vermittelt werden. 
Die Vermittlungszahlen von über 30 % sind vor allem im 
Hinblick auf die schwierige Situation der Betroffenen 
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Ausdruck hoher Effizienz und belegen so eindrucksvoll 
die erfolgreiche Arbeit der Projekte. 

Während der Modellphase wurde das Projekt durch das 
Institut für praxisorientierte Forschung und Bildung e.V., 
Saarbrücken wissenschaftlich begleitet und bewertet. Im 
Abschlussbericht wurde das Projekt als eine sinnvolle Er- 
gänzungsmaßnahme zur beruflichen Integration heraus- 
gestellt und zur Weiterführung empfohlen. 

Sachsen: 

Projekt „Neustart“ - Beschreibung 

Das Projekt „Integration in den Arbeitsmarkt - Beitrag 
zur Resozialisierung - NeuStart ins Berufsleben“ wurde 
im Jahr 2002 vom Freistaat Sachsen initiiert. Das Modell- 
projekt zur Integration von Haftentlassenen in den Ar- 
beitsmarkt wird aus Mitteln des Europäischen Sozial- 
fonds (ESF) und des Freistaates Sachsen gefordert und 
vom Bildungsträger Berufsfortbildungswerk GmbH 
(bfw), Zweigstelle Sachsen, durchgeführt. 

Mit dem Projekt, das einen wichtigen Beitrag zur Resozia- 
lisierung und zur Vermeidung wiederholter Straffälligkeit 
darstellt, soll die dauerhafte Integration von Haftentlasse- 
nen in den Arbeitsmarkt gefördert werden. Die derzeit 
schwierige Lage am Arbeitsmarkt, insbesondere in Ost- 
deutschland, führt dazu, dass viele Haftentlassene ohne 
Unterstützung nur schwer eine Arbeit oder eine passende 
Weiterbildung finden können. Entweder fehlt ihnen eine 
entsprechende fachliche Qualifikation, die den Wieder- 
einstieg ins Berufsleben ermöglicht, oder sie können die 
während der Haft in Fortbildungsmaßnahmen erworbe- 
nen Qualifikationen nicht optimal vermarkten. 

Ziel des Projektes ist es, die Beschäftigungsquote von 
Haftentlassenen zu verbessern. Im Vordergrund steht da- 
bei die Verzahnung von Aktivitäten der beruflichen Qua- 
lifizierung während und nach der Haftzeit mit Initiativen 
zur Eingliederung der Haftentlassenen in den Arbeits- 
markt. 

Dies erfolgt insbesondere auf zwei Wegen: 

1 . Berufliche Qualifizierung im Rahmen einer modula- 
ren Ausbildung während der Haftzeit 

In Zusammenarbeit mit Kammern und den Berufsbil- 
dungsstätten in Justizvollzugsanstalten werden im Projekt 
Möglichkeiten für eine modulare Ausbildung Strafgefan- 
gener erarbeitet und umgesetzt, z. B. durch 

- Zertifizierung der Abschlüsse durch IHK und Hand- 
werkskammern (Sächsischer Qualifizierungspass) in 
gewerblich-technischen Berufen, 

- Aufbau eines Partnemetzwerkes aus Unternehmen 
und Bildungsträgem zur Fördemng der modularen 
Ausbildung sowie der betrieblichen und überbetriebli- 
chen Ausbildung Haftentlassener, 

- Aufbau von Datenbanken zu Arbeits- und Ausbil- 
dungsmöglichkeiten in den Regionen, 

- Bereitstellung von Informationen zum Arbeitsmarkt; 


2. Aufbau eines Berufsintegrationsdienstes zur Einglie- 
demng Haftentlassener in den Arbeitsmarkt 

Die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen des aufzubauenden 
Bemfsintegrationsdienstes sollen im Rahmen der Entlas- 
sungsvorbereitung durch eine arbeitsmarktorientierte Be- 
treuungs- und Vermittlungstätigkeit dazu beitragen. Haft- 
entlassene in den Arbeitsmarkt zu integrieren. Hierfür 
wurden in allen am Projekt beteiligten Justizvollzugsan- 
stalten Projektbüros eingerichtet. Qualifizierte Sozialar- 
beiterinnen und Sozialarbeiter und Sozialpädagoginnen 
und Sozialpädagogen erarbeiten vor Ort gemeinsam mit 
den Gefangenen individuelle Eingliedemngspläne für 
eine erfolgreiche Integration in den Arbeitsmarkt. Fol- 
gende Schritte werden dabei durchgeführt: 

- Beratung während der Inhaftiemng zu den realen 
Chancen und Möglichkeiten auf dem Arbeitsmarkt, 

- Bereitstellen geeigneter Informationen zum Arbeits- 
markt (Stellenangebote aus Presse, Funk, SIS etc.), 

- Profiling und Erarbeitung von Integrationsplänen, 

- Unterstützung bei der Suche nach geeigneten Arbeits- 
plätzen bzw. Bildungsangeboten, 

- Hilfestellung bei Behördengängen vor, aber auch nach 
der Haftentlassung. 

Netzwerkarbeit zur Unterstützung der bemflichen (Re)-In- 
tegration von Strafgefangenen 

- Aufbau und Pflege von Kontakten zu Unternehmen, 
Bildungsträgem, Personaldienstleistem und wichti- 
gen Ansprechpartnem in den Behörden der Region 

- Aufbau lokaler Partnemetzwerke zur Unterstützung 
der Betreuungs- und Vermittlungsarbeit 

Modellregionen sind Chemnitz, Waldheim, Zeithain und 
Torgau. 

Schleswig-Holstein : 

Eingliederung von Strafgefangenen durch 
Qualifizierung 

Ziel 

Das mit Mitteln des Landes Schleswig-Holstein, der Bun- 
desagentur für Arbeit und des Europäischen Sozialfönds 
geförderte Projekt wird im Rahmen des von der Landes- 
regiemng Schleswig-Holsteins für die Jahre 2000 bis 
2006 aufgelegten arbeitsmarktpolitischen Programms 
„Arbeit für Schleswig-Holstein 2000“ durchgeführt. 

Bereits während des Vollzuges von Jugendstrafe sollen 
für jugendliche und heranwachsende Strafgefangene 
Maßnahmen der Bemfsvorbereitung und der bemflichen 
Orientiemng durchgeführt werden. Die Maßnahmen die- 
nen dazu, diesen vom Ausschluss aus dem ersten Arbeits- 
markt bedrohten Personen nach Beendigung des Straf- 
vollzuges den Eintritt in das Bemfsleben zu erleichtern. 

Zugleich sollen durch begleitende sozialpädagogische 
Betreuung während und nach der Inhaftiemng Defizite im 
Bereich der sozialen Kompetenz aufgearbeitet werden. 
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Umsetzung 

Das 72 Teilnehmerplätze umfassende Projekt wird in der 
Jugendanstalt Schleswig und deren Teilanstalt in der Jus- 
tizvollzugsanstalt (JVA) Neumünster durchgeführt. Trä- 
ger sind die Jugendanstalt Schleswig und das Berufsfort- 
bildungswerk (bfw) des DGB. Die Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer können in eigens für diese Maßnahme einge- 
richteten Werkstätten die Qualifizierungseinheiten Holz- 
technik, Metalltechnik, Küche, Farbe, Bau mit den Berei- 
chen Maurer, Zimmerer, Garten- und Landschaftsbau (in 
Schleswig) und IT-Lehrwerkstatt absolvieren. 

Die Maßnahmen laufen in der Regel in den folgenden 
Phasen ab: 

1 . Orientierungs- und Motivationsphase 

Hier sollen die Lehrgangsteilnehmerinnen und Lehr- 
gangsteilnehmer inhaltlich vorbereitet und gefordert 
werden auf 

- Einstieg und Einstimmung in den Lehrgang 

- Entwicklung einer tragfähigen Lern- und Leis- 
tungsmotivation 

- soziale Integration in die Lehrgangsgruppe und 
ihr soziales Umfeld 

- differenzierte Feststellung der individuellen Kom- 
petenzen und Beeinträchtigungen als Grundlage 
der Erstellung eines individuellen Förderplanes 

- Leistungsfeststellung und Vorbereitung der leis- 
tungsbezogenen Binnendifferenzierung des Lehr- 
gangs 

- Berufsfeldfindung 

2. Vertiefungsphase 

In dieser Phase sollen Inhalte vermittelt werden 

- Förderung in Defizitbereichen 

- Auswahl der geeigneten Berufsfelder unterstützt 
durch Praktika (soweit wie möglich im geschlos- 
sen und offenen Vollzug gemäß der vorhandenen 
Möglichkeiten) 

- Verbesserung der Berufswahlkompetenz 

- fachbezogene Unterrichtsinhalte 

3. Stabilisierungs- und Ablösungsphase 

Die letzte Phase vor Beendigung des Lehrgangs ist 
überwiegend bestimmt für Teilnehmerinnen und Teil- 
nehmer des niedrigeren Qualifikationsniveaus. 

Es sollen aufgearbeitet werden 

- Informationsdefizite über Anforderungen von Be- 
rufen und Ausbildungsgängen 

- mangelndes Wissen um Möglichkeiten des Ar- 
beitsmarktes 

- Kenntnisstand über reale Arbeitswelt und ihre An- 
forderungen 


- Unsicherheit und Unkenntnis im Hinblick auf Be- 
werbungen 

- unrealistische Einschätzung der eigenen Arbeits- 
marktchancen und massive Verunsicherung durch 
Misserfolge bei der Stellensuche 

Während der Maßnahme finden ständig begleitende Bera- 
tungen durch das Arbeitsamt zusammen mit dem pädago- 
gischen Betreuungspersonal statt. In diesen Gesprächen 
wird die individuelle berufliche Qualifizierung der Teil- 
nehmerin oder des Teilnehmers während und im An- 
schluss an die Maßnahme geplant. 

Bei erfolgreicher Ableistung der Module wird ein Zertifi- 
kat erteilt. Im Zusammenwirken mit der Arbeitsverwal- 
tung soll erreicht werden, dass bei vorzeitiger oder plan- 
mäßiger Entlassung das bis dahin Erlernte und Gelernte 
nicht verloren geht, sondern sinnvoll zum Abschluss ge- 
bracht werden kann. 

Nachbetreuung 

Ein Schwerpunkt dieses Projektes liegt darin, dass das so- 
zialpädagogische Fachpersonal die von ihnen in der Haft 
betreuten Teilnehmerinnen und Teilnehmer auch nach der 
Haft bis zu 1 8 Monate lang weiter betreut, sie also auf ih- 
rem Weg aus der Anstalt in die Freiheit unterstützend be- 
gleitet. Eine derartige Nachbetreuung aus der Haft heraus 
ist im Allgemeinen sonst nur aufgrund freiwilligen oder 
ehrenamtlichen Engagements einzelner Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter möglich. In der Regel brechen viele der 
investierten Bemühungen und Planungen mit und um die 
Teilnehmerin oder den Teilnehmer mit der Haftentlassung 
ab bzw. werden an andere Institutionen (z. B. Drogenbe- 
ratung, ambulante Betreuung, Bewährungshilfe) außer- 
halb der Anstalt abgeben. 

Dieses Konzept der sozialpädagogischen Betreuung er- 
möglicht es, schon während der Haft ein Vertrauensver- 
hältnis herzustellen, Pläne und Vorstellungen gemeinsam 
zu entwickeln, bei deren Umsetzung präsent zu sein und 
die Teilnehmerinnen und Teilnehmer ihren individuellen 
Möglichkeiten entsprechend langsamer oder schneller in 
ein selbstständiges Leben zu begleiten. 

Somit ist vollzugspolitisch ein wirksames Instrument ge- 
schaffen worden, um den weiteren beruflichen Werde- 
gang der Teilnehmerinnen und Teilnehmer zu fördern, 
ihre soziale Kompetenz zu stärken, und zwar mit dem 
Ziel, den Rückfall in die Straffälligkeit zu minimieren. 


Thüringen: 

Maßnahmen zur Wiederherstellung der 
Beschäftigungsfähigkeit 

Aufgrund der nach wie vor bestehenden Tendenz zur Seg- 
mentierung des Thüringer Arbeitsmarktes, also einer dro- 
henden Verfestigung des Bestandes Langzeitarbeitsloser 
und anderer benachteiligter Personengruppen, sollen bis 
zum Jahr 2006 insgesamt 295,9 Mio. Euro aus Mitteln 
des Europäischen Sozialfonds und Thüringens für 
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Maßnahmen zur Wiederherstellung der Beschäftigungsfä- 
higkeit dieser Personengruppen eingesetzt werden. 

Das gemeinsame Merkmal der unter dem Begriff der 
„Wiederherstellung der Beschäftigungsfähigkeit“ geför- 
derten Klientel besteht, neben dem Kriterium einer mehr 
als zwölfmonatigen Arbeitslosigkeit, darin, dass durch in- 
dividuelle Defizite und Probleme sowie durch längerfris- 
tig oder gänzlich fehlende berufspraktische Erfahrungen 
das Bewerbungsprofil der Erwerbslosen eine Verwertbar- 
keit auf dem ersten Arbeitsmarkt kaum noch oder nicht 
mehr erwarten lässt. Konkrete Zielgruppen sind damit ne- 
ben Langzeitarbeitslosen beispielsweise Sozialhilfeemp- 
fängerinnen und Sozialhilfeempfänger, Migrantinnen und 
Migranten, Jugendliche ohne Schul- und Berufsab- 
schluss, ehemalige Suchtkranke und Strafgefangene. 

Die Förderung Langzeitarbeitsloser und Benachteiligter 
aus Mitteln des ESF wird über unterschiedliche, an den 
Bedarfslagen der jeweiligen Klientel orientierte, Unter- 
stützungsangebote umgesetzt: 

- Im Rahmen der auch zur Prävention von Langzeitar- 
beitslosigkeit eingesetzten Thüringer Modelle erfolgt 
die Förderung Benachteiligter durch spezifische Un- 
terprogramme. Grundgedanke dieser Maßnahmen ist 
die Kombination eines dreimonatigen Orientierungs-, 
Beratungs- und Vermittlungsmoduls mit einer an- 
schließenden Phase der Betreuung und arbeitsplatzbe- 
zogenen Qualifizierung in geförderten sozialversiche- 
rungspflichtigen Beschäftigungsverhältnissen. 

- Im Kontext der Richtlinie zur Förderung der berufli- 
chen Qualifizierung werden gleichzeitig Angebote zur 
individualisierten und modularisierten Förderung im 
Sinne einer schrittweisen Wiedereingliederung in das 
Erwerbsleben gemacht. Dies beinhaltet beispiels- 
weise auch Förderansätze zur Integration Jugendlicher 


ohne Schul- und Berufsabschluss, die zumeist auf- 
grund individueller Problemlagen einer abgestimmten 
und betreuungsintensiven Heranführung an erforderli- 
che Maßnahmen der Nachqualifizierung oder Be- 
schäftigungsaufnahme bedürfen. 

- Zur Vermeidung bzw. Beendigung sozialer Ausgren- 
zung tragen insbesondere die Projekte „Arbeit statt 
Sozialhilfe“ bei, die im Kontext mit der aktuellen 
Rechtsentwicklung in modifizierter Form durchge- 
führt werden. 

- Einen Beitrag zur Integration von Personen mit mehr- 
fachen vermittlungserschwerenden Merkmalen leis- 
ten die durch den ESF kofmanzierten Beschäftigungs- 
und Qualifizierungsprojekte für Langzeitarbeitslose, 
ältere Arbeitslose und Schwerbehinderte („Soziale 
Wirtschaftsbetriebe“). 

- Schließlich kommen in limitiertem Umfang Einstel- 
lungshilfen in Form von Lohnkostenzuschüssen für 
zusätzliche und dauerhafte sozialversicherungspflich- 
tige Beschäftigungsverhältnisse zum Einsatz. 

Der Europäische Sozialfonds in Thüringen gliedert sich 
damit in die Zielstellung der Europäischen Beschäfti- 
gungsstrategie ein, die soziale Integration durch Bekämp- 
fung der Diskriminierung und Vermeidung der Ausgren- 
zung am Arbeitmarkf zu fördern. 

Insgesamt wurden im Rahmen des Politikfeldes B im Jahr 
2003 mehr ca. 12 000 vom Ausschluss aus dem Erwerbs- 
leben bedrohte Personen mit Angeboten der Qualifizie- 
rung, Orientierung oder Beratung unterstützt. 

Davon erhielten im gleichen Jahr beispielsweise ca. 
1 400 Strafgefangene in Thüringer Justizvollzugsanstal- 
ten berufliche Qualifizierungsangebote zur Vorbereitung 
ihres Übergangs in das Erwerbsleben. 



Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


- 141 - 


Drucksache 15/3270 


Anhang VI 

EU-Aktionsprogramm zur Bekämpfung der 
sozialen Ausgrenzung (2002 bis 2006) 

Bundesregierung 

Im Rahmen der Phase II des länderübergreifenden Aus- 
tausehprogrammes des Aktionsprogrammes der Gemein- 
sehaft zur Bekämpfung der sozialen Ausgrenzung werden 
die folgenden Projekte mit deutscher Federführung gefor- 
dert: 


Eine Lobby für Kinder - Annäherung an das Thema soziale Einbeziehung von Kindern in Europa 


Projektträger: 

Hauptzielsetzung : 

Gesamtetat im ersten Förderjahr: 

Beantragte Finanzierungssumme in diesem Zeitraum: 
Prozentsatz der Förderung am Gesamtetat: 


Arbeiterwohlfahrt Bezirksverband 
Ostwestfalen-Lippe e.V. 

Bekämpfung von Kinder- und Familienarmut 

166 628,99 Euro 

132 819,24 Euro 

79,71 % 


Europäisches Netzwerk: Beraterinnen und Berater für soziale Einbeziehung 

Projektträger: Diözesan-Caritasverband für das Erzbistum Köln 


Hauptzielsetzung : 

Gesamtetat im ersten Förderjahr: 

Beantragte Finanzierungssumme in diesem Zeitraum: 
Prozentsatz der Förderung am Gesamtetat: 


Förderung der Teilnahme aller Beteiligten 
am Prozess der sozialen Eingliederung 

242 086,13 Euro 

192 086,13 Euro 

79,35 % 


Europäische Hafenstädte: Benachteiligte städtische Gebiete wandeln sich 

Projektträger: Universität Hamburg 

Hauptzielsetzung: Bekämpfung von Kinder- und Familienarmut 

Gesamtetat im ersten Förderjahr: 185 347,37 Euro 

Beantragte Finanzierungssumme in diesem Zeitraum: 147 147,37 Euro 

Prozentsatz der Förderung am Gesamtetat: 79,39 % 


Berlin 

Aktionsprogramm der Gemeinschaft zur Bekämpfung der 
sozialen Ausgrenzung (2002 bis 2006): 

Das Land Berlin, vertreten durch die Senats Verwaltung 
für Gesundheit, Soziales und Verbraucherschutz, beteiligt 
sich seit 2003 am transregionalen Netzwerk „The Euro- 
pean Trans-Regional Network for Social Inclusion“, kurz 
RETIS. Dieses Netzwerk wird im Rahmen des europäi- 


schen Aktionsprogramms zur Bekämpfung der sozialen 
Ausgrenzung gefördert. Ziel ist der Kampf der Regionen 
gegen Armut und soziale Ausgrenzung sowie deren stär- 
kere Einflussnahme auf die Sozialpolitik der Europäi- 
schen Union. 

Schwerpunkte bislang waren die Entwicklung von Krite- 
rien für Best-practice-Beispiele der Mitglieder des Netz- 
werk sowie der internationale Austausch über Maßnah- 
men, Projekte und Politikansätze zur sozialen Integration 
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in den jeweiligen Regionen. Dabei wurden auch geeig- 
nete zielgruppenbezogene Maßnahmen, z. B. für Woh- 
nungslose oder Überschuldete thematisiert. 

Berlin: 

Berlin - Stadt der Vielfalt (Introdnction of Anti- 
Discrimination Training Measnres to Public 
Administrations) 

Ziel 

Ziel des Projektes „Berlin - Stadt der Vielfalt“ ist es, der 
Verwaltung in den Bereichen Schule und Gesundheit mit 
Diversity- und Antidiskriminierungs-Qualifizierungen, 
ein effektives und langfristig angelegtes Instrument zur 
Förderung von Gleichbehandlung und Abbau von Diskri- 
minierung an die Hand zu geben. Dies gilt nicht nur in 
Hinblick auf Migrantinnen und Migranten, sondern in 
Hinblick auf alle Minderheitengruppen. Ein Umdenken 
im Verhalten von Bediensteten der Verwaltung gegenüber 
Minderheitenangehörigen in ihrer Eigenschaft als Kun- 
den und als Kollegen soll erreicht werden. 

Umsetzung 

„Introduction of Anti-Discrimination Training Measures 
to Public Administrations“ ist ein Projekt im Rahmen des 
EU-Aktionsprogramms zur Bekämpfung von Diskrimi- 
nierung. Der Fokus des Projektes liegt auf den Fachver- 
waltungen für Bildung, Jugend und Gesundheit. Das Pro- 
jekt wird in drei europäischen Städten umgesetzt: Berlin, 
Bangor (Nordirland) und Altea (Spanien). In Berlin trägt 
das Projekt den Titel „Berlin - Stadt der Vielfalt“. Das 
Konzept des Projektes wurde vom Centre europeen juif 
d Information (CEJI) in Zusammenarbeit mit dem Nor- 
thern Ireland Council for Ethnie Minorities in Northern 
Ireland (NICEM) entwickelt. Die beiden Nichtregie- 
rungsorganisationen können auf ihre langjährige Erfah- 
rung im Bereich Schulungen im öffentlichen Sektor zur 
Förderung von Gleichbehandlung von Minderheiten so- 
wie zur Wertschätzung von Vielfalt („Diversity“) zurück- 
greifen. CEJI und NICEM koordinieren das Projekt auf 
transnationaler Ebene. 

In Berlin sind neben der Integrations- und Migrationsbe- 
auftragten, Vertreter der Verwaltung aus den Bereichen 
Bildung, Jugend und Gesundheit sowie die Nichtre- 
gierungsorganisationen Eine Welt der Vielfalt e.V., 
LesMigraS, KomBi, der Bund gegen ethnische Diskrimi- 
nierung in der Bundesrepublik e.V. sowie der Türkische 
Bund in Berlin-Brandenburg e.V. am Projekt beteiligt. 
Aus den Vertretern der Verwaltung sowie von Eine Welt 
der Vielfalt und der Integrations- und Migrationsbeauf- 
tragten setzt sich die nationale Steuerungsrunde zusam- 
men. Das Büro der Integrations- und Migrationsbeauf- 
tragten des Senats von Berlin übernimmt in 
Zusammenarbeit mit Eine Welt der Vielfalt e.V. die regio- 
nale Koordination des Projektes. 

In Phase I (Oktober 2001 bis März 2002) des Projektes 
haben sich die verschiedenen Organisationen zu einer 
transnationalen und zu regionalen Partnerschaften zusam- 


mengefunden. Die Aktivitäten von Phase II wurden vor- 
bereitet. 

In Phase II (September 2002 bis August 2004) werden die 
Diversity- und Antidiskriminierungs-Trainer geschult. Im 
Anschluss daran geben sie ihr Wissen in acht Qualifizie- 
rungen weiter. In Vorbereitung auf die Qualifizierungen 
erfolgt eine profunde Bedarfsanalyse bestehend aus einer 
allgemeinen Recherche und Datensammlung, einer Reihe 
von Einzelinterviews, einer Befragung mittels Fragebö- 
gen und von mehreren Fokusgruppen. 

In Phase III (Januar 2005 bis Juni 2005) werden die Akti- 
vitäten der Phase II evaluiert. Ziel ist, die Ergebnisse und 
Erkenntnisse des Projektes in die Verwaltungsreform mit 
einfließen zu lassen. Auf diese Weise werden die Er- 
kenntnisse effektiv genutzt, sie werden intemalisiert. Im 
Sinne des Mainstreaming leistet das Projekt einen Beitrag 
zur interkulturellen Ausrichtung der Verwaltung. 

N ordrhein-Westfalen : 

Europäisches Netzwerk: Berater für 
die soziale Eingliederung 

ENSI - European Network: Consultants 
for Social Inclusion 

ENSI (European Network: Consultants for Social Inclu- 
sion) ist ein Projekt im Rahmen des EU-Programms zur 
Bekämpfung sozialer Ausgrenzung. In transnationalen 
Fortbildungen lernen sozialpolitische Akteurinnen und 
Akteure, Partizipationsprozesse auf lokaler, regionaler 
oder nationaler Ebene gemeinsam mit ausgegrenzten 
Menschen zu initiieren und zu gestalten. 

Am ENSI-Projekt sind seit Dezember 2003 der Diözesan- 
Caritasverband für das Erzbistum Köln in Kooperation 
mit den Diözesan-Caritasverbänden in Nordrhein- Westfa- 
len (Deutschland), die Federation des Equipes St. Vin- 
cent, Paris (Frankreich), die Deutsch-Griechische Indus- 
trie- und Handelskammer, Thessaloniki (Griechenland), 
die Steunpunt Minderheden Overijssel, Almelo (Nieder- 
lande), die Clinks, York (Großbritannien) sowie die Cari- 
tas der Diözese Linz, (Österreich) beteiligt. Eine Selbst- 
hilfe-Organisation aus dem polnischen Wroclaw 
(Breslau) wird im Mai 2004 hinzukommen. 

Die Schwerpunkte der Phase I des Projektes, die im Sep- 
tember 2003 abgeschlossen wurde, lagen vor allem auf 
der Entwicklung von Fortbildungsmodulen und der 
Sammlung von Best-Practice-Beispielen für die Mitwir- 
kung benachteiligter Menschen an gesellschaftspoliti- 
schen Prozessen. Darüber hinaus hat die Analyse der ein- 
zelnen nationalen Aktionspläne zur Bekämpfung sozialer 
Ausgrenzung (NAP’incl) gezeigt, dass partizipative An- 
sätze in einigen der beteiligten Ländern kaum ausgeprägt 
sind, sodass die Partner viel voneinander lernen können. 
Zusammengefasst wurden all diese Ergebnisse in einem 
Handbuch für sozialpolitische Akteurinnen und Akteure. 

In Phase II des Projektes, das über zwei Jahre konzipiert 
ist, geht es nun darum, die theoretischen Erkenntnisse und 
Modelle in die Praxis umzusetzen: In transnationalen 
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Workshops, die zu verschiedenen Themen in allen betei- 
ligten Ländern stattfinden, werden die Teilnehmerinnen 
und Teilnehmer zu Beraterinnen und Berater für soziale 
Eingliederung ausgebildet. Diese Qualifizierungsmaß- 
nahmen sind jedoch nicht nur als Fortbildungs-, sondern 
auch als Informationsveranstaltungen geplant, zu denen 
Politikerinnen und Politiker, Sozialarbeiterinnen und So- 
zialarbeiter, Vertreterinnen und Vertreter von Selbsthilfe- 


gruppen und Betroffenen eingeladen werden, um ihre 
Ideen und Erfahrungen direkt austauschen zu können. Die 
Teilnehmerinnen und Teilnehmer werden in diesen Fort- 
bildungen lernen, Partizipationsprozesse gemeinsam an- 
zustoßen. Ein Ergebnis sozialer Eingliederung kann dabei 
u. a. sein, dass von Ausgrenzung Betroffene ihre Rechte 
auf eine Beteiligung am Entstehungsprozess des 
NAP’incl 2005 einfordem und umsetzen. 
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Anhang VII 

Das Europäische Jahr der Menschen mit 
Behinderungen 

Bundesregierung 

Der Rat der Europäischen Union hat das Jahr 2003 zum 
Jahr der Menschen mit Behinderungen (EJMB 2003) er- 
klärt. Ziel war es insbesondere, die Gesellschaft für die 
Rechte behinderter Menschen stärker zu sensibilisieren, 
Maßnahmen zur Förderung ihrer Chancengleichheit in 
Europa anzuregen, auf die Heterogenität und Vielfalt von 
Behinderungen hinzuweisen und ein Bewusstsein für die 
Diskriminierung behinderter Menschen zu wecken. Dabei 
sollte ein besonderes Augenmerk auf die Gleichbehandlung 
von Kindern und Jugendlichen mit Behinderungen im Bil- 
dungsbereich gelegt werden (Artikel 2 des Ratsbeschlus- 
ses). Ziel der Aktivitäten war insgesamt, behinderte Men- 
schen in der Gesellschaft „sichtbarer“ zu machen. Es haben 
über 1 000 Veranstaltungen zum EJMB 2003 stattgefünden, 
die von Behindertenorganisationen, Unternehmen, Ge- 
werkschaften, Ländern imd Kommunen organisiert wur- 
den. 175 Projekte wurden von der Bundesregierung gefor- 
dert. Das Jahr wurde intensiv genutzt, um Diskussionen 
besonders zu den Schwerpunktthemen Arbeit, Gesund- 
heit, Gleichstellung, Ethik, Barrierefreiheit und persönli- 
che Assistenz anzuregen, Anstöße zu geben und Verände- 
rungen zu unterstützen. Das Europäische Jahr der 
Menschen mit Behinderungen 2003 sollte jedoch nicht 
nur ein Feuerwerk der Ideen sein. Vielmehr hat es nach- 
haltig das Bewusstsein der Bevölkerung über Menschen 
mit Behinderungen beeinflusst. Das Interesse an behin- 
dertenpolitischen Themen in der Bevölkerung hat deutlich 
zugenommen. Nach dem Spezial Eurobarometer 2003 ha- 
ben in Deutschland 61 % von dem EJMB erfahren und 
59 % die Anliegen behinderter Menschen besser verstan- 
den. 

Mit einer Sommeruniversität in Bremen wurden z. B. die 
„Disability Studies“ erstmalig in Deutschland etabliert. 
Behinderte Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler 
hatten die Chance, miteinander und mit behinderten Stu- 
dentinnen und Studenten ihre wissenschaftlichen For- 
schungsergebnisse auszutauschen. Auf dem kulturwissen- 
schaftlichen Teil der Tagung wurden Befunde aus der 
historischen Forschung, biographische Analysen, anthro- 
pologische Alltagsforschung und Literatur dargestellt. Mit 
einem umfangreichen Weiterbildungsangebot über zwei 
Wochen wurden u. a. rechtliche Schulungen, Fortbildun- 
gen zur Betroffenenberatung, Analysen zur Diskriminie- 
rung behinderter Frauen, Schulungen zur persönlichen 
Zukunftsplanung von Menschen mit Lemschwierigkeiten 
und zum Umgang mit den Medien durchgeführt. Dieses 
Programm wurde durch eine Vielfalt von themenbezoge- 
nen Workshops an den Nachmittagen ergänzt. Insgesamt 
nahmen mehr als 300 Personen an der Sommeruniversität 
teil. 

Als weitere Projektbeispiele seien genannt: 


- Über einen Wettbewerb für ein barrierefreies Möbel- 
design für behinderte Eltern wurden Ideen gesammelt, 
die von Möbelherstellem umgesetzt werden können. 

- Mit Hilfe einer Planungshilfe für barrierefreien Tou- 
rismus können Gemeinden ihre Angebote verbessern. 

- Mit Wettbewerb des BMFSFJ wurden barrierefreie 
Tourismusangebote für Familien mit behinderten An- 
gehörigen ausgezeichnet. 

- Ein anderer Wettbewerb des BMWA prämierte barrie- 
refreie Intemetangebote für blinde Menschen. 

Als Teil des EJMB 2003 haben die Europäische Verkehrs- 
ministerkonferenz (CEMT) und der Europäische Behin- 
dertenverband (European Disability Forum, EDF) einen 
europäischen Wettbewerb zum Thema „Barrierefreiheit 
im öffentlichen Personenverkehr und in der Infrastruktur“ 
durchgeführt, bei dem die deutschen Bewerber sehr gut 
abgeschnitten haben. Die vielen guten Beispiele barriere- 
freier Lösungen im öffentlichen Personennahverkehr 
(ÖPNV) in Deutschland zeigen, dass eine behindertenge- 
rechte, barrierefreie Organisation des ÖPNV nicht im Wi- 
derspruch zu den Wirtschaftlichkeitsanforderungen eines 
Verkehrsuntemehmens stehen muss. Maßgeblich für die 
große Verfügbarkeit und hohe Qualität und Attraktivität 
des ÖPNV in Deutschland sind auch die Finanzleistungen 
des Bundes 


Baden-Württemberg 

Das EJMB 2003 wurde in Baden-Württemberg entspre- 
chend dem gewandelten Selbstverständnis gestaltet: Statt 
wohlmeinender Veranstaltungen des Landes für behin- 
derte Menschen wurden von behinderten Menschen und 
deren Selbsthilfeverbänden Veranstaltungen angeregt und 
begleitet. 

Schlusspunkt der vielfältigen Veranstaltungsreihe bildete 
am 20. und 21. November 2003 die Tagung „Mittendrin 
statt außen vor - auf dem Weg zu Selbstbestimmung und 
Teilhabe“ des Sozialministeriums in Kooperation mit 
dem Europa Zentrum Baden-Württemberg. 

Die mehr als 300 Teilnehmerinnen und Teilnehmer kamen 
aus Baden-Württemberg, weiteren Bundesländern und 
dem europäischen Ausland: aus Großbritannien, den Nie- 
derlanden, Polen, Ungarn sowie der Lombardei. Zu ihnen 
gehörten Menschen mit Behinderung, ihre Angehörigen 
und Freunde; bürgerschaftlich engagierte Menschen; Ver- 
treterinnen und Vertreter von Selbsthilfe- Verbänden, von 
Institutionen und Behörden; Träger sowie Mitarbeiterin- 
nen und Mitarbeiter der Behindertenhilfe; Studierende 
und Lehrende von Akademien und (Fach-)Hochschulen; 
Fachleute aus benachbarten Bereichen wie Architektur 
oder Sozialwesen. 

Themen waren: 

„Barrierefreies Planen und Bauen“, „Gemeindeintegrier- 
tes Wohnen und Leben“, „Mädchen und Frauen mit Be- 
hinderung“ und „Leistungserbringung über Persönliches 
Budget“. 
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Bayern: 

Bilanz des EJMB 2003 für Bayern 

Die Bayerische Staatsregierung hat das Europäische Jahr 
der Menschen mit Behinderungen 2003 (EJMB) zum An- 
lass genommen, das nötige Bewusstsein für die gesell- 
schaftliche Akzeptanz von behinderten Menschen nach- 
haltig zu fördern. Das EJMB sollte insofern Auftakt zu 
einem neuen gegenseitigen Verständnis und zu selbstver- 
ständlicherem Zusammenleben von behinderten und nicht 
behinderten Menschen sein. Ziel war insbesondere, Barrie- 
ren, auch in den Köpfen und im Bewusstsein Nichtbehin- 
derter, abzubauen, für die Anliegen und Lebenswelten be- 
hinderter Menschen zu sensibilisieren, die Vielfalt der 
Behinderungen aufzuzeigen und dadurch das gegensei- 
tige Verständnis zu fördern. Die Staatsregierung hat zur 
Umsetzung dieser Ziele ein Aktionsprogramm mit einer 
umfassenden Informations- und Aufklärungskampagne 
beschlossen. Das Aktionsprogramm wurde mit der Be- 
hindertenbeauftragten der Staatsregierung und einem ei- 
gens etablierten Beirat, in dem alle relevanten Gruppen 
und Verbände vertreten waren, abgestimmt. 

Die Kampagne wurde unter das Motto NA UND! gestellt 
und richtete sich in erster Linie an nicht behinderte Men- 
schen: 

- Durch zahlreiche Veranstaltungen und Aktionen, die 
Begegnungsmöglichkeiten von behinderten und nicht 
behinderten Menschen geschaffen und gemeinsame 
Erlebniswelten erschlossen haben, konnte NA UND! 
einen Beitrag dazu leisten, die Barrieren in den Köp- 
fen der Menschen ein Stück abzubauen und sie für die 
Lebenswelten behinderter Menschen zu interessieren. 

- NA UND! hat insbesondere junge Menschen ange- 
sprochen und begeistert (z. B. Jugendwettbewerb und 
LEGOLAND-Tag mit über 3 000 behinderten und 
nicht behinderten Kindern). 

- NA UND! wurde von den behinderten Menschen als 
Ausdruck ihres Selbstverständnisses als selbstver- 
ständlicher und selbst bestimmter Teil der Gesellschaft 
fast ausnahmslos begrüßt und unterstützt. 

- Viele Menschen verbinden mit NA UND! eine sympa- 
thische und positiv besetzte Botschaft, die zum Nach- 
denken und zur aktiven Auseinandersetzung anregt. 

- Der enorme Erfolg und hohe Bekanntheitsgrad von 
NA UND! beruht auch darauf, dass die Marke für 
viele hundert Veranstaltungen, Aktionen, Veröffentli- 
chungen, Materialien und Artikel von Dritten adaptiert 
wurde und wird. 

- NA UND! hat mit einer Vielzahl von Fachveranstal- 
tungen auch Kompetenz für die inhaltliche Auseinan- 
dersetzung mit dem Thema „Integration behinderter 
Menschen“ bewiesen. 

Das Aktionsprogramm der Staatsregierung soll über das 
„Europäische Jahr der Menschen mit Behinderungen 
2003“ hinaus eine nachhaltige Wirkung zeigen, indem es 
die bayerische Behindertenpolitik in den folgenden Jah- 
ren fachlich mit gestaltet und die Bevölkerung kontinuier- 


lich gegenüber behinderten Menschen und deren Interes- 
sen und Anliegen offen sein lässt. 

Einige Daten und Fakten zu NA UND! : 

Druckerzeugnisse 

- Auflage Druckerzeugnisse: über 2,2 Mio. Stück, bei 
durchschnittlicher Kontaktquote von 2,5 (Erfahrungs- 
wert) ergeben sich 5 bis 6 Mio. Kontakte. 

- Rege Nachfrage des Materials als Unterrichtsmaterial. 

- Kinderbuch wird hervorragend rezensiert und zuneh- 
mend im Unterricht eingesetzt. 

- Druckerzeugnisse von Kern- und Partnerveranstaltun- 
gen: mehrere 1 00 000 Stück mit Kontaktzahl in Mil- 
lionen-Höhe. 

Medien 

- Aufklärungsarbeit geleistet, für Thema sensibilisiert, 
findet zunehmend Beachtung. 

- Alleine im Druck-Bereich in 13 Monaten über 80 Mil- 
lionen Kontakte. 

- In fast 90 Zeitungen und Zeitschriften sind bisher über 
340 Artikel erschienen. 

- Online-Artikel sind dabei mangels Kontaktdaten noch 
nicht berücksichtigt. 

- Im Fernsehen und Hörfunk Berichte von mehreren 
Stunden von allen wichtigen Sendern, die Zuschauer-/ 
Hörerzahlen bewegen sich im mehrstelligen Millio- 
nen-Bereich 

Veranstaltungen 

- Über 80 Kemveranstaltungen mit mehr als 100 000 Be- 
sucherinnen und Besuchem/Teilnehmerinnen und Teil- 
nehmern. 

- Über 300 Partnerveranstaltungen (z. B. der Caritas, 
Diakonie, BRK, Lebenshilfe, VdK, Selbsthilfegrup- 
pen) mit mehreren 1 00 000 Besuchern. Anfragen be- 
reits für 2004. 

- 50 Roadshowtage mit ca. 60 000 Kontakten und ca. 
4 500 intensiven Gesprächen. 

- Roadshow-Hänger war auf ca. 9 000 Kilometern auf 
Bayerns Straßen sichtbar. 

Internet 

- Seit Start der Kampagne über 1 Mio. Zugriffe. 

- Es wurden über 5,4 Mio. KB Daten herunter geladen. 

- Annähernd 400 Veranstaltungen waren online gestellt. 

- Der Intemetauftritt war mit 463 Seiten ausgesprochen 
umfangreich. 

Berlin 

Europäisches Jahr der Menschen mit Behinderungen: 

Das Land Berlin bereitete sich bereits am 3. Dezember 

2002 mit dem Senatsbeschluss „Beitritt Berlins zur 
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Erklärung von Barcelona - Die Stadt und ihre Behinder- 
ten“ auf das Europäische Jahr der Menschen mit Behinde- 
rungen (EJMB) vor. 

Die Aktionen zum EJMB in Berlin, die in den Bezirken, 
von Freien Trägem, den Wohlfahrtsverbänden und auf 
Senatsebene durchgeführt wurden, sind von der Senats- 
verwaltung für Gesundheit, Soziales und Verbraucher- 
schutz koordiniert worden. 

Zwei Veranstaltungen sollen hier erwähnt werden: 

- Zu dem inhaltlichem Schwerpunkt „Gesundheit und 
Ethik“, einer von vier von der Europäischen Kommis- 
sion festgelegten Schwerpunkte, veranstaltete die Se- 
natsverwaltung für Gesundheit, Soziales und Verbrau- 
cherschutz am 28. Mai 2003 eine öffentliche 
Diskussionsmnde unter Mitwirkung der zuständigen 


Senatorin, des Berliner Landesbeauftragten für Behin- 
derte sowie Vertretern des Instituts für Bioethik. Die 
Veranstaltung fand in räumlicher und zeitlicher Nähe 
zum Aufenthaltsort des Info-Busses des EJMB statt. 

- Des Weiteren führte die für Soziales zuständige Se- 
natsverwaltung des Landes Berlin während des EJMB 
in Zusammenarbeit mit dem Integrationsamt einen 
Wettbewerb durch, um das behindertenfreundlichste 
Unternehmen Berlins mit dem „Integrationspreis 
2003“ auszuzeichnen. Rund 30 Unternehmen der 
Stadt haben sich beteiligt und es wurde deutlich, dass 
es zwar viele Unternehmen gibt, die sich aktiv für die 
bemfliche Integration von Menschen mit Behinderan- 
gen einsetzen, in der Gesamtheit jedoch die Pflicht- 
quote für die Beschäftigung von Behinderten häufig 
nicht erfüllt wird. 
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